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VORWORT

Die rechtliche Beziehung zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
sowie andere mit dem Arbeitsverhältnis zusammenhängende As-
pekte werden in zahlreichen Vorschriften des Arbeitsrechts gere-
gelt. Einige der geltenden Arbeitnehmerschutzvorschriften sind 
dabei vom Arbeitgeber in ihrer aktuellen Fassung auszulegen bzw. 
auszuhängen und so den Arbeitnehmern zugänglich zu machen. 
Zum Teil handelt es sich um allgemeine, alle Arbeitsverhältnisse 
betreffende Vorschriften. Es gibt aber auch eine Reihe von Bestim-
mungen, die nur für spezielle Arbeitnehmergruppen oder Arbeits-
platzsituationen gelten. Die Arbeitnehmer sollen sich durch die-
sen Aushang selbst über die zu ihrem Schutz erlassenen Gesetze, 
Verordnungen sowie sonstige Regelungen informieren und deren 
Einhaltung prüfen können. 

Wie diese Auslegung bzw. dieser Aushang im Einzelnen zu erfol-
gen hat, ist in den Gesetzen nicht näher geregelt. Entscheidend 
ist, dass alle Arbeitnehmer Zugang zu den Regelungstexten ha-
ben und von diesen Kenntnis nehmen können. Traditionell erfolgt 
der Aushang an einer Wandtafel („Schwarzes Brett“) oder die Vor-
schriften werden an anderer Stelle im Betrieb ausgelegt (bspw. 
im „Pausenraum“ oder zur Einsichtnahme im Personalbüro). Mit 
zunehmender Bedeutung moderner Kommunikations- und Infor-
mationstechnik bietet es sich aber auch an, eine elektronische 
Plattform – wie das Intranet – zum Aushang zu nutzen. Neben 
einer erleichterten Kenntnisnahme durch die Arbeitnehmer sind 
auch die geringeren Kosten und der einfachere Weg, die Texte zu 
aktualisieren, Vorteile der Arbeitsschutzgesetze in elektronischer 
Form gegenüber herkömmlichen Ausgaben. 

Die Zulässigkeit des „Aushangs“ mittels elektronischer Medien 
wurde von der Bundesregierung anlässlich einer kleinen Anfrage 
im Deutschen Bundestag ausdrücklich bestätigt (BT- Dr. 15/3277). 
Neuere Gesetze regeln ausdrücklich, dass eine elektronische Fas-
sung im Intranet ausreicht, wenn sie damit jederzeit zugänglich ist 
(vgl. § 26 Abs. 2 Satz 2 MuSchG). 



Die Sammlung enthält im ersten Teil die allgemeinen Arbeits-
schutzgesetze, deren Aushang gesetzlich zwingend ist: Das 
Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (§  12 AGG) und §  61b 
Arbeitsgerichtsgesetz, das Arbeitszeitgesetz (§ 16 ArbZG), das Ju-
gendarbeitsschutzgesetz (§ 47 JArbSchG) und die Kinderarbeits-
schutzverordnung, das Ladenschlussgesetz und die Verordnung 
über den Verkauf bestimmter Waren an Sonn- und Feiertagen (§ 21 
LadSchlG), das Mutterschutzgesetz (§ 26 MuSchG) sowie die Rönt-
genverordnung. Zu beachten ist, dass der Arbeitgeber ggf. zum 
Aushang weiterer Informationen bzw. Dokumente verpflichtet ist. 
So sind bspw. gem. § 8 Tarifvertragsgesetz die im Betrieb maßgeb-
lichen Tarifverträge und gem. § 77 Abs. 2 Betriebsverfassungsge-
setz die im Betrieb geltenden Betriebsvereinbarungen auszuhän-
gen. Hinzu kommen bspw. die Bekanntgabe der für Beschwerden 
nach § 13 AGG zuständigen Stelle sowie in Abhängigkeit von der 
jeweiligen Branche spezielle Unfallverhütungsvorschriften oder 
bspw. die Strahlenschutzverordnung. Diese Dokumente können 
wegen der Betriebsbezogenheit nicht Gegenstand der vorliegen-
den Sammlung sein. 

Für den klassischen Aushang am Schwarzen Brett wird im Verlag 
der GDA Gesellschaft für Marketing und Service der Deutschen Ar-
beitgeber mbH auch eine Printausgabe angeboten. 

Rainer Huke 	 Januar 2018 | Berlin  
Christian Lepping
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I.	 ZWINGEND AUSHANGPFLICHTIGE 
ARBEITSSCHUTZGESETZE

Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG)

vom 14. August 2006 (BGBl. I S. 1897, zuletzt geändert durch Art. 8 
des Gesetzes zur Begleitung der Verordnung (EU) Nr. 260/2012 zur 
Festlegung der technischen Vorschriften und der Geschäftsanfor-
derungen für Überweisungen und Lastschriften in Euro und zur 
Änderung der Verordnung (EG) Nr. 924/2009 (SEPA-Begleitgesetz) 
vom 3. April 2013, BGBl. I S. 610)

Abschnitt 1 Allgemeiner Teil

§ 1 Ziel des Gesetzes
Ziel des Gesetzes ist, Benachteiligungen aus Gründen der Ras-
se oder wegen der ethnischen Herkunft, des Geschlechts, der 
Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters 
oder der sexuellen Identität zu verhindern oder zu beseitigen.

§ 2 Anwendungsbereich
(1)	 Benachteiligungen aus einem in § 1 genannten Grund sind 
nach Maßgabe dieses Gesetzes unzulässig in Bezug auf: 
1.	 die Bedingungen, einschließlich Auswahlkriterien und Ein-

stellungsbedingungen, für den Zugang zu unselbstständiger 
und selbstständiger Erwerbstätigkeit, unabhängig von Tätig-
keitsfeld und beruflicher Position, sowie für den beruflichen 
Aufstieg,

2.	 die Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen einschließlich 
Arbeitsentgelt und Entlassungsbedingungen, insbesondere 
in individual- und kollektivrechtlichen Vereinbarungen und 
Maßnahmen bei der Durchführung und Beendigung eines Be-
schäftigungsverhältnisses sowie beim beruflichen Aufstieg,

3.	 den Zugang zu allen Formen und allen Ebenen der Berufs-
beratung, der Berufsbildung einschließlich der Berufsaus-
bildung, der beruflichen Weiterbildung und der Umschulung 
sowie der praktischen Berufserfahrung,

4.	 die Mitgliedschaft und Mitwirkung in einer Beschäftigten- oder 
Arbeitgebervereinigung oder einer Vereinigung, deren Mitglie-
der einer bestimmten Berufsgruppe angehören, einschließlich 
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der Inanspruchnahme der Leistungen solcher Vereinigungen,
5.	 den Sozialschutz, einschließlich der sozialen Sicherheit und 

der Gesundheitsdienste,
6.	 die sozialen Vergünstigungen,
7.	 die Bildung,
8.	 den Zugang zu und die Versorgung mit Gütern und Dienst-

leistungen, die der Öffentlichkeit zur Verfügung stehen, ein-
schließlich von Wohnraum.

(2)	 Für Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch gelten § 33c des 
Ersten Buches Sozialgesetzbuch und § 19a des Vierten Buches 
Sozialgesetzbuch. Für die betriebliche Altersvorsorge gilt das Be-
triebsrentengesetz.
(3)	 Die Geltung sonstiger Benachteiligungsverbote oder Gebote 
der Gleichbehandlung wird durch dieses Gesetz nicht berührt. Dies 
gilt auch für öffentlich-rechtliche Vorschriften, die dem Schutz be-
stimmter Personengruppen dienen.
(4)	 Für Kündigungen gelten ausschließlich die Bestimmungen 
zum allgemeinen und besonderen Kündigungsschutz.

§ 3 Begriffsbestimmungen
(1)	 Eine unmittelbare Benachteiligung liegt vor, wenn eine Per-
son wegen eines in § 1 genannten Grundes eine weniger günstige 
Behandlung erfährt, als eine andere Person in einer vergleichba-
ren Situation erfährt, erfahren hat oder erfahren würde. Eine un-
mittelbare Benachteiligung wegen des Geschlechts liegt in Bezug 
auf § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 auch im Falle einer ungünstigeren Behand-
lung einer Frau wegen Schwangerschaft oder Mutterschaft vor.
(2)	 Eine mittelbare Benachteiligung liegt vor, wenn dem An-
schein nach neutrale Vorschriften, Kriterien oder Verfahren Per-
sonen wegen eines in § 1 genannten Grundes gegenüber anderen 
Personen in besonderer Weise benachteiligen können, es sei denn, 
die betreffenden Vorschriften, Kriterien oder Verfahren sind durch 
ein rechtmäßiges Ziel sachlich gerechtfertigt und die Mittel sind 
zur Erreichung dieses Ziels angemessen und erforderlich.
(3)	 Eine Belästigung ist eine Benachteiligung, wenn unerwünsch-
te Verhaltensweisen, die mit einem in § 1 genannten Grund in Zu-
sammenhang stehen, bezwecken oder bewirken, dass die Würde 
der betreffenden Person verletzt und ein von Einschüchterungen, 
Anfeindungen, Erniedrigungen, Entwürdigungen oder Beleidigun-
gen gekennzeichnetes Umfeld geschaffen wird.
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(4)	 Eine sexuelle Belästigung ist eine Benachteiligung in Bezug 
auf § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 4, wenn ein unerwünschtes, sexuell be-
stimmtes Verhalten, wozu auch unerwünschte sexuelle Handlun-
gen und Aufforderungen zu diesen, sexuell bestimmte körperliche 
Berührungen, Bemerkungen sexuellen Inhalts sowie unerwünsch-
tes Zeigen und sichtbares Anbringen von pornographischen Dar-
stellungen gehören, bezweckt oder bewirkt, dass die Würde der 
betreffenden Person verletzt wird, insbesondere wenn ein von Ein-
schüchterungen, Anfeindungen, Erniedrigungen, Entwürdigungen 
oder Beleidigungen gekennzeichnetes Umfeld geschaffen wird.
(5)	 Die Anweisung zur Benachteiligung einer Person aus einem 
in § 1 genannten Grund gilt als Benachteiligung. Eine solche An-
weisung liegt in Bezug auf § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 insbesondere vor, 
wenn jemand eine Person zu einem Verhalten bestimmt, das einen 
Beschäftigten oder eine Beschäftigte wegen eines in § 1 genann-
ten Grundes benachteiligt oder benachteiligen kann.

§ 4 Unterschiedliche Behandlung wegen mehrerer Gründe
Erfolgt eine unterschiedliche Behandlung wegen mehrerer der in 
§ 1 genannten Gründe, so kann diese unterschiedliche Behand-
lung nach den §§ 8 bis 10 und 20 nur gerechtfertigt werden, wenn 
sich die Rechtfertigung auf alle diese Gründe erstreckt, derentwe-
gen die unterschiedliche Behandlung erfolgt.

§ 5 Positive Maßnahmen
Ungeachtet der in den §§ 8 bis 10 sowie in § 20 benannten Gründe 
ist eine unterschiedliche Behandlung auch zulässig, wenn durch 
geeignete und angemessene Maßnahmen bestehende Nachteile 
wegen eines in § 1 genannten Grundes verhindert oder ausgegli-
chen werden sollen.

Abschnitt 2 Schutz der Beschäftigten vor Benachteiligung

Unterabschnitt 1 Verbot der Benachteiligung

§ 6 Persönlicher Anwendungsbereich
(1)	 Beschäftigte im Sinne dieses Gesetzes sind 
1.	 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer,
2.	 die zu ihrer Berufsbildung Beschäftigten,
3.	 Personen, die wegen ihrer wirtschaftlichen Unselbstständig-
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keit als arbeitnehmerähnliche Personen anzusehen sind; zu 
diesen gehören auch die in Heimarbeit Beschäftigten und die 
ihnen Gleichgestellten.

Als Beschäftigte gelten auch die Bewerberinnen und Bewerber für 
ein Beschäftigungsverhältnis sowie die Personen, deren Beschäf-
tigungsverhältnis beendet ist.
(2)	 Arbeitgeber (Arbeitgeber und Arbeitgeberinnen) im Sinne 
dieses Abschnitts sind natürliche und juristische Personen sowie 
rechtsfähige Personengesellschaften, die Personen nach Absatz 1 
beschäftigen. Werden Beschäftigte einem Dritten zur Arbeitsleis-
tung überlassen, so gilt auch dieser als Arbeitgeber im Sinne die-
ses Abschnitts. Für die in Heimarbeit Beschäftigten und die ihnen 
Gleichgestellten tritt an die Stelle des Arbeitgebers der Auftragge-
ber oder Zwischenmeister.
(3)	 Soweit es die Bedingungen für den Zugang zur Erwerbstätig-
keit sowie den beruflichen Aufstieg betrifft, gelten die Vorschriften 
dieses Abschnitts für Selbstständige und Organmitglieder, insbe-
sondere Geschäftsführer oder Geschäftsführerinnen und Vorstän-
de, entsprechend.

§ 7 Benachteiligungsverbot
(1)	 Beschäftigte dürfen nicht wegen eines in § 1 genannten 
Grundes benachteiligt werden; dies gilt auch, wenn die Person, die 
die Benachteiligung begeht, das Vorliegen eines in § 1 genannten 
Grundes bei der Benachteiligung nur annimmt.
(2)	 Bestimmungen in Vereinbarungen, die gegen das Benachtei-
ligungsverbot des Absatzes 1 verstoßen, sind unwirksam.
(3)	 Eine Benachteiligung nach Absatz 1 durch Arbeitgeber oder 
Beschäftigte ist eine Verletzung vertraglicher Pflichten.

§ 8 Zulässige unterschiedliche Behandlung wegen beruflicher 
Anforderungen

(1)	 Eine unterschiedliche Behandlung wegen eines in § 1 ge-
nannten Grundes ist zulässig, wenn dieser Grund wegen der Art 
der auszuübenden Tätigkeit oder der Bedingungen ihrer Ausübung 
eine wesentliche und entscheidende berufliche Anforderung dar-
stellt, sofern der Zweck rechtmäßig und die Anforderung ange-
messen ist.
(2)	 Die Vereinbarung einer geringeren Vergütung für gleiche 
oder gleichwertige Arbeit wegen eines in § 1 genannten Grundes 
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wird nicht dadurch gerechtfertigt, dass wegen eines in § 1 genann-
ten Grundes besondere Schutzvorschriften gelten.

§ 9 Zulässige unterschiedliche Behandlung wegen der Religion 
oder Weltanschauung

(1)	 Ungeachtet des § 8 ist eine unterschiedliche Behandlung we-
gen der Religion oder der Weltanschauung bei der Beschäftigung 
durch Religionsgemeinschaften, die ihnen zugeordneten Einrich-
tungen ohne Rücksicht auf ihre Rechtsform oder durch Vereini-
gungen, die sich die gemeinschaftliche Pflege einer Religion oder 
Weltanschauung zur Aufgabe machen, auch zulässig, wenn eine 
bestimmte Religion oder Weltanschauung unter Beachtung des 
Selbstverständnisses der jeweiligen Religionsgemeinschaft oder 
Vereinigung im Hinblick auf ihr Selbstbestimmungsrecht oder 
nach der Art der Tätigkeit eine gerechtfertigte berufliche Anforde-
rung darstellt.
(2)	 Das Verbot unterschiedlicher Behandlung wegen der Religion 
oder der Weltanschauung berührt nicht das Recht der in Absatz 1 
genannten Religionsgemeinschaften, der ihnen zugeordneten Ein-
richtungen ohne Rücksicht auf ihre Rechtsform oder der Vereini-
gungen, die sich die gemeinschaftliche Pflege einer Religion oder 
Weltanschauung zur Aufgabe machen, von ihren Beschäftigten 
ein loyales und aufrichtiges Verhalten im Sinne ihres jeweiligen 
Selbstverständnisses verlangen zu können.

§ 10 Zulässige unterschiedliche Behandlung wegen des Alters
Ungeachtet des § 8 ist eine unterschiedliche Behandlung wegen 
des Alters auch zulässig, wenn sie objektiv und angemessen und 
durch ein legitimes Ziel gerechtfertigt ist. Die Mittel zur Erreichung 
dieses Ziels müssen angemessen und erforderlich sein. Derartige 
unterschiedliche Behandlungen können insbesondere Folgendes 
einschließen: 
1.	 die Festlegung besonderer Bedingungen für den Zugang zur 

Beschäftigung und zur beruflichen Bildung sowie besonderer 
Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen, einschließlich der 
Bedingungen für Entlohnung und Beendigung des Beschäf-
tigungsverhältnisses, um die berufliche Eingliederung von 
Jugendlichen, älteren Beschäftigten und Personen mit Für-
sorgepflichten zu fördern oder ihren Schutz sicherzustellen,



Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG)

Zwingend aushangpflichtige Arbeitsschutzgesetze

12

2.	 die Festlegung von Mindestanforderungen an das Alter, die 
Berufserfahrung oder das Dienstalter für den Zugang zur Be-
schäftigung oder für bestimmte mit der Beschäftigung ver-
bundene Vorteile,

3.	 die Festsetzung eines Höchstalters für die Einstellung auf 
Grund der spezifischen Ausbildungsanforderungen eines be-
stimmten Arbeitsplatzes oder auf Grund der Notwendigkeit 
einer angemessenen Beschäftigungszeit vor dem Eintritt in 
den Ruhestand,

4.	 die Festsetzung von Altersgrenzen bei den betrieblichen 
Systemen der sozialen Sicherheit als Voraussetzung für die 
Mitgliedschaft oder den Bezug von Altersrente oder von Leis-
tungen bei Invalidität einschließlich der Festsetzung unter-
schiedlicher Altersgrenzen im Rahmen dieser Systeme für 
bestimmte Beschäftigte oder Gruppen von Beschäftigten und 
die Verwendung von Alterskriterien im Rahmen dieser Syste-
me für versicherungsmathematische Berechnungen,

5.	 eine Vereinbarung, die die Beendigung des Beschäftigungs-
verhältnisses ohne Kündigung zu einem Zeitpunkt vorsieht, 
zu dem der oder die Beschäftigte eine Rente wegen Alters be-
antragen kann; § 41 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch 
bleibt unberührt,

6.	 Differenzierungen von Leistungen in Sozialplänen im Sinne 
des Betriebsverfassungsgesetzes, wenn die Parteien eine 
nach Alter oder Betriebszugehörigkeit gestaffelte Abfin-
dungsregelung geschaffen haben, in der die wesentlich vom 
Alter abhängenden Chancen auf dem Arbeitsmarkt durch 
eine verhältnismäßig starke Betonung des Lebensalters er-
kennbar berücksichtigt worden sind, oder Beschäftigte von 
den Leistungen des Sozialplans ausgeschlossen haben, die 
wirtschaftlich abgesichert sind, weil sie, gegebenenfalls nach 
Bezug von Arbeitslosengeld, rentenberechtigt sind.

Unterabschnitt 2 Organisationspflichten des Arbeitgebers

§ 11 Ausschreibung
Ein Arbeitsplatz darf nicht unter Verstoß gegen § 7 Abs. 1 ausge-
schrieben werden.



Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG)

Zwingend aushangpflichtige Arbeitsschutzgesetze

13

§ 12 Maßnahmen und Pflichten des Arbeitgebers
(1)	 Der Arbeitgeber ist verpflichtet, die erforderlichen Maßnah-
men zum Schutz vor Benachteiligungen wegen eines in § 1 ge-
nannten Grundes zu treffen. Dieser Schutz umfasst auch vorbeu-
gende Maßnahmen.
(2)	 Der Arbeitgeber soll in geeigneter Art und Weise, insbeson-
dere im Rahmen der beruflichen Aus- und Fortbildung, auf die 
Unzulässigkeit solcher Benachteiligungen hinweisen und darauf 
hinwirken, dass diese unterbleiben. Hat der Arbeitgeber seine Be-
schäftigten in geeigneter Weise zum Zwecke der Verhinderung von 
Benachteiligung geschult, gilt dies als Erfüllung seiner Pflichten 
nach Absatz 1.
(3)	 Verstoßen Beschäftigte gegen das Benachteiligungsverbot 
des § 7 Abs. 1, so hat der Arbeitgeber die im Einzelfall geeigneten, 
erforderlichen und angemessenen Maßnahmen zur Unterbindung 
der Benachteiligung wie Abmahnung, Umsetzung, Versetzung 
oder Kündigung zu ergreifen.
(4)	 Werden Beschäftigte bei der Ausübung ihrer Tätigkeit durch 
Dritte nach § 7 Abs. 1 benachteiligt, so hat der Arbeitgeber die im 
Einzelfall geeigneten, erforderlichen und angemessenen Maßnah-
men zum Schutz der Beschäftigten zu ergreifen.
(5)	 Dieses Gesetz und § 61b des Arbeitsgerichtsgesetzes sowie 
Informationen über die für die Behandlung von Beschwerden nach 
§ 13 zuständigen Stellen sind im Betrieb oder in der Dienststelle 
bekannt zu machen. Die Bekanntmachung kann durch Aushang 
oder Auslegung an geeigneter Stelle oder den Einsatz der im Be-
trieb oder der Dienststelle üblichen Informations- und Kommuni-
kationstechnik erfolgen.

Unterabschnitt 3 Rechte der Beschäftigten

§ 13 Beschwerderecht
(1)	 Die Beschäftigten haben das Recht, sich bei den zuständigen 
Stellen des Betriebs, des Unternehmens oder der Dienststelle zu 
beschweren, wenn sie sich im Zusammenhang mit ihrem Beschäf-
tigungsverhältnis vom Arbeitgeber, von Vorgesetzten, anderen Be-
schäftigten oder Dritten wegen eines in § 1 genannten Grundes be-
nachteiligt fühlen. Die Beschwerde ist zu prüfen und das Ergebnis 
der oder dem beschwerdeführenden Beschäftigten mitzuteilen.
(2)	 Die Rechte der Arbeitnehmervertretungen bleiben unberührt.
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§ 14 Leistungsverweigerungsrecht
Ergreift der Arbeitgeber keine oder offensichtlich ungeeignete 
Maßnahmen zur Unterbindung einer Belästigung oder sexuellen 
Belästigung am Arbeitsplatz, sind die betroffenen Beschäftigten 
berechtigt, ihre Tätigkeit ohne Verlust des Arbeitsentgelts ein-
zustellen, soweit dies zu ihrem Schutz erforderlich ist. § 273 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs bleibt unberührt.

§ 15 Entschädigung und Schadensersatz
(1)	 Bei einem Verstoß gegen das Benachteiligungsverbot ist der 
Arbeitgeber verpflichtet, den hierdurch entstandenen Schaden zu 
ersetzen. Dies gilt nicht, wenn der Arbeitgeber die Pflichtverlet-
zung nicht zu vertreten hat.
(2)	 Wegen eines Schadens, der nicht Vermögensschaden ist, 
kann der oder die Beschäftigte eine angemessene Entschädigung 
in Geld verlangen. Die Entschädigung darf bei einer Nichteinstel-
lung drei Monatsgehälter nicht übersteigen, wenn der oder die 
Beschäftigte auch bei benachteiligungsfreier Auswahl nicht einge-
stellt worden wäre.
(3)	 Der Arbeitgeber ist bei der Anwendung kollektivrechtlicher 
Vereinbarungen nur dann zur Entschädigung verpflichtet, wenn er 
vorsätzlich oder grob fahrlässig handelt.
(4)	 Ein Anspruch nach Absatz  1 oder 2 muss innerhalb einer 
Frist von zwei  Monaten schriftlich geltend gemacht werden, es 
sei denn, die Tarifvertragsparteien haben etwas anderes verein-
bart. Die Frist beginnt im Falle einer Bewerbung oder eines be-
ruflichen Aufstiegs mit dem Zugang der Ablehnung und in den 
sonstigen Fällen einer Benachteiligung zu dem Zeitpunkt, in dem 
der oder die Beschäftigte von der Benachteiligung Kenntnis er-
langt.
(5)	 Im Übrigen bleiben Ansprüche gegen den Arbeitgeber, die 
sich aus anderen Rechtsvorschriften ergeben, unberührt.
(6)	 Ein Verstoß des Arbeitgebers gegen das Benachteiligungs-
verbot des § 7 Abs. 1 begründet keinen Anspruch auf Begründung 
eines Beschäftigungsverhältnisses, Berufsausbildungsverhältnis-
ses oder einen beruflichen Aufstieg, es sei denn, ein solcher ergibt 
sich aus einem anderen Rechtsgrund.
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§ 16 Maßregelungsverbot
(1)	 Der Arbeitgeber darf Beschäftigte nicht wegen der Inan-
spruchnahme von Rechten nach diesem Abschnitt oder wegen der 
Weigerung, eine gegen diesen Abschnitt verstoßende Anweisung 
auszuführen, benachteiligen. Gleiches gilt für Personen, die den 
Beschäftigten hierbei unterstützen oder als Zeuginnen oder Zeu-
gen aussagen.
(2)	 Die Zurückweisung oder Duldung benachteiligender Verhal-
tensweisen durch betroffene Beschäftigte darf nicht als Grundlage 
für eine Entscheidung herangezogen werden, die diese Beschäf-
tigten berührt. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.
(3)	 § 22 gilt entsprechend.

Unterabschnitt 4 Ergänzende Vorschriften

§ 17 Soziale Verantwortung der Beteiligten
(1)	 Tarifvertragsparteien, Arbeitgeber, Beschäftigte und deren 
Vertretungen sind aufgefordert, im Rahmen ihrer Aufgaben und 
Handlungsmöglichkeiten an der Verwirklichung des in § 1 genann-
ten Ziels mitzuwirken.
(2)	 In Betrieben, in denen die Voraussetzungen des § 1 Abs. 1 
Satz 1 des Betriebsverfassungsgesetzes vorliegen, können bei 
einem groben Verstoß des Arbeitgebers gegen Vorschriften aus 
diesem Abschnitt der Betriebsrat oder eine im Betrieb vertrete-
ne Gewerkschaft unter der Voraussetzung des § 23 Abs. 3 Satz 1 
des Betriebsverfassungsgesetzes die dort genannten Rechte ge-
richtlich geltend machen; § 23 Abs. 3 Satz 2 bis 5 des Betriebsver-
fassungsgesetzes gilt entsprechend. Mit dem Antrag dürfen nicht 
Ansprüche des Benachteiligten geltend gemacht werden.

§ 18 Mitgliedschaft in Vereinigungen
(1)	 Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten entsprechend für 
die Mitgliedschaft oder die Mitwirkung in einer 
1.	 Tarifvertragspartei,
2.	 Vereinigung, deren Mitglieder einer bestimmten Berufs-

gruppe angehören oder die eine überragende Machtstellung 
im wirtschaftlichen oder sozialen Bereich innehat, wenn ein 
grundlegendes Interesse am Erwerb der Mitgliedschaft be-
steht,

sowie deren jeweiligen Zusammenschlüssen.
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(2)	 Wenn die Ablehnung einen Verstoß gegen das Benachteili-
gungsverbot des § 7 Abs. 1 darstellt, besteht ein Anspruch auf Mit-
gliedschaft oder Mitwirkung in den in Absatz 1 genannten Vereini-
gungen.

Abschnitt 3 Schutz vor Benachteiligung im Zivilrechtsverkehr

§ 19 Zivilrechtliches Benachteiligungsverbot
(1)	 Eine Benachteiligung aus Gründen der Rasse oder wegen der 
ethnischen Herkunft, wegen des Geschlechts, der Religion, einer 
Behinderung, des Alters oder der sexuellen Identität bei der Be-
gründung, Durchführung und Beendigung zivilrechtlicher Schuld-
verhältnisse, die 
1.	 typischerweise ohne Ansehen der Person zu vergleichbaren 

Bedingungen in einer Vielzahl von Fällen zustande kommen 
(Massengeschäfte) oder bei denen das Ansehen der Person 
nach der Art des Schuldverhältnisses eine nachrangige Be-
deutung hat und die zu vergleichbaren Bedingungen in einer 
Vielzahl von Fällen zustande kommen oder

2.	 eine privatrechtliche Versicherung zum Gegenstand haben, 
ist unzulässig.
(2)	 Eine Benachteiligung aus Gründen der Rasse oder wegen der 
ethnischen Herkunft ist darüber hinaus auch bei der Begründung, 
Durchführung und Beendigung sonstiger zivilrechtlicher Schuld-
verhältnisse im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 5 bis 8 unzulässig.
(3)	 Bei der Vermietung von Wohnraum ist eine unterschiedliche 
Behandlung im Hinblick auf die Schaffung und Erhaltung sozial 
stabiler Bewohnerstrukturen und ausgewogener Siedlungsstruk-
turen sowie ausgeglichener wirtschaftlicher, sozialer und kultu-
reller Verhältnisse zulässig.
(4)	 Die Vorschriften dieses Abschnitts finden keine Anwendung 
auf familien- und erbrechtliche Schuldverhältnisse.
(5)	 Die Vorschriften dieses Abschnitts finden keine Anwen-
dung auf zivilrechtliche Schuldverhältnisse, bei denen ein be-
sonderes Nähe- oder Vertrauensverhältnis der Parteien oder 
ihrer Angehörigen begründet wird. Bei Mietverhältnissen kann 
dies insbesondere der Fall sein, wenn die Parteien oder ihre 
Angehörigen Wohnraum auf demselben Grundstück nutzen. Die 
Vermietung von Wohnraum zum nicht nur vorübergehenden Ge-
brauch ist in der Regel kein Geschäft im Sinne des Absatzes 1 
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Nr. 1, wenn der Vermieter insgesamt nicht mehr als 50 Wohnun-
gen vermietet.

§ 20 Zulässige unterschiedliche Behandlung
(1)	 Eine Verletzung des Benachteiligungsverbots ist nicht gege-
ben, wenn für eine unterschiedliche Behandlung wegen der Religi-
on, einer Behinderung, des Alters, der sexuellen Identität oder des 
Geschlechts ein sachlicher Grund vorliegt. Das kann insbesondere 
der Fall sein, wenn die unterschiedliche Behandlung 
1.	 der Vermeidung von Gefahren, der Verhütung von Schäden 

oder anderen Zwecken vergleichbarer Art dient,
2.	 dem Bedürfnis nach Schutz der Intimsphäre oder der persön-

lichen Sicherheit Rechnung trägt,
3.	 besondere Vorteile gewährt und ein Interesse an der Durch-

setzung der Gleichbehandlung fehlt,
4.	 an die Religion eines Menschen anknüpft und im Hinblick 

auf die Ausübung der Religionsfreiheit oder auf das Selbst-
bestimmungsrecht der Religionsgemeinschaften, der ihnen 
zugeordneten Einrichtungen ohne Rücksicht auf ihre Rechts-
form sowie der Vereinigungen, die sich die gemeinschaftliche 
Pflege einer Religion zur Aufgabe machen, unter Beachtung 
des jeweiligen Selbstverständnisses gerechtfertigt ist.

(2)	 Kosten im Zusammenhang mit Schwangerschaft und Mut-
terschaft dürfen auf keinen Fall zu unterschiedlichen Prämien 
oder Leistungen führen. Eine unterschiedliche Behandlung we-
gen der Religion, einer Behinderung, des Alters oder der sexuel-
len Identität ist im Falle des § 19 Abs. 1 Nr. 2 nur zulässig, wenn 
diese auf anerkannten Prinzipien risikoadäquater Kalkulation 
beruht, insbesondere auf einer versicherungsmathematisch er-
mittelten Risikobewertung unter Heranziehung statistischer Er-
hebungen.

§ 21 Ansprüche
(1)	 Der Benachteiligte kann bei einem Verstoß gegen das Be-
nachteiligungsverbot unbeschadet weiterer Ansprüche die Besei-
tigung der Beeinträchtigung verlangen. Sind weitere Beeinträchti-
gungen zu besorgen, so kann er auf Unterlassung klagen.
(2)	 Bei einer Verletzung des Benachteiligungsverbots ist der Be-
nachteiligende verpflichtet, den hierdurch entstandenen Schaden 
zu ersetzen. Dies gilt nicht, wenn der Benachteiligende die Pflicht-
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verletzung nicht zu vertreten hat. Wegen eines Schadens, der nicht 
Vermögensschaden ist, kann der Benachteiligte eine angemesse-
ne Entschädigung in Geld verlangen.
(3)	 Ansprüche aus unerlaubter Handlung bleiben unberührt.
(4)	 Auf eine Vereinbarung, die von dem Benachteiligungsverbot 
abweicht, kann sich der Benachteiligende nicht berufen.
(5)	 Ein Anspruch nach den Absätzen 1 und 2 muss innerhalb ei-
ner Frist von zwei Monaten geltend gemacht werden. Nach Ablauf 
der Frist kann der Anspruch nur geltend gemacht werden, wenn 
der Benachteiligte ohne Verschulden an der Einhaltung der Frist 
verhindert war.

Abschnitt 4 Rechtsschutz

§ 22 Beweislast
Wenn im Streitfall die eine Partei Indizien beweist, die eine Be-
nachteiligung wegen eines in § 1 genannten Grundes vermuten 
lassen, trägt die andere Partei die Beweislast dafür, dass kein Ver-
stoß gegen die Bestimmungen zum Schutz vor Benachteiligung 
vorgelegen hat.

§ 23 Unterstützung durch Antidiskriminierungsverbände
(1)	 Antidiskriminierungsverbände sind Personenzusammen-
schlüsse, die nicht gewerbsmäßig und nicht nur vorübergehend 
entsprechend ihrer Satzung die besonderen Interessen von be-
nachteiligten Personen oder Personengruppen nach Maßgabe von 
§ 1 wahrnehmen. Die Befugnisse nach den Absätzen 2 bis 4 stehen 
ihnen zu, wenn sie mindestens 75 Mitglieder haben oder einen Zu-
sammenschluss aus mindestens sieben Verbänden bilden.
(2)	 Antidiskriminierungsverbände sind befugt, im Rahmen ihres 
Satzungszwecks in gerichtlichen Verfahren als Beistände Benach-
teiligter in der Verhandlung aufzutreten. Im Übrigen bleiben die 
Vorschriften der Verfahrensordnungen, insbesondere diejenigen, 
nach denen Beiständen weiterer Vortrag untersagt werden kann, 
unberührt.
(3)	 Antidiskriminierungsverbänden ist im Rahmen ihres Sat-
zungszwecks die Besorgung von Rechtsangelegenheiten Benach-
teiligter gestattet.
(4)	 Besondere Klagerechte und Vertretungsbefugnisse von Ver-
bänden zu Gunsten von behinderten Menschen bleiben unberührt.
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Abschnitt 5 Sonderregelungen für öffentlich-rechtliche Dienst-
verhältnisse

§ 24	 Sonderregelung für öffentlich-rechtliche Dienstverhältnisse
Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten unter Berücksichtigung 
ihrer besonderen Rechtsstellung entsprechend für 
1.	 Beamtinnen und Beamte des Bundes, der Länder, der Gemein-

den, der Gemeindeverbände sowie der sonstigen der Aufsicht 
des Bundes oder eines Landes unterstehenden Körperschaf-
ten, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts,

2.	 Richterinnen und Richter des Bundes und der Länder,
3.	 Zivildienstleistende sowie anerkannte Kriegsdienstverweige-

rer, soweit ihre Heranziehung zum Zivildienst betroffen ist.

Abschnitt 6 Antidiskriminierungsstelle

§ 25 Antidiskriminierungsstelle des Bundes
(1)	 Beim Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend wird unbeschadet der Zuständigkeit der Beauftragten des 
Deutschen Bundestages oder der Bundesregierung die Stelle des 
Bundes zum Schutz vor Benachteiligungen wegen eines in § 1 ge-
nannten Grundes (Antidiskriminierungsstelle des Bundes) errich-
tet.
(2)	 Der Antidiskriminierungsstelle des Bundes ist die für die 
Erfüllung ihrer Aufgaben notwendige Personal- und Sachausstat-
tung zur Verfügung zu stellen. Sie ist im Einzelplan des Bundes-
ministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend in einem 
eigenen Kapitel auszuweisen.

§ 26 Rechtsstellung der Leitung der Antidiskriminierungsstelle 
des Bundes

(1)	 Die Bundesministerin oder der Bundesminister für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend ernennt auf Vorschlag der Bundesre-
gierung eine Person zur Leitung der Antidiskriminierungsstelle des 
Bundes. Sie steht nach Maßgabe dieses Gesetzes in einem öffent-
lich-rechtlichen Amtsverhältnis zum Bund. Sie ist in Ausübung ihres 
Amtes unabhängig und nur dem Gesetz unterworfen.
(2)	 Das Amtsverhältnis beginnt mit der Aushändigung der Ur-
kunde über die Ernennung durch die Bundesministerin oder den 
Bundesminister für Familie, Senioren, Frauen und Jugend.
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(3)	 Das Amtsverhältnis endet außer durch Tod 
1.	 mit dem Zusammentreten eines neuen Bundestages,
2.	 durch Ablauf der Amtszeit mit Erreichen der Altersgrenze 

nach § 51 Abs. 1 und 2 des Bundesbeamtengesetzes,
3.	 mit der Entlassung.
Die Bundesministerin oder der Bundesminister für Familie, Seni-
oren, Frauen und Jugend entlässt die Leiterin oder den Leiter der 
Antidiskriminierungsstelle des Bundes auf deren Verlangen oder 
wenn Gründe vorliegen, die bei einer Richterin oder einem Richter 
auf Lebenszeit die Entlassung aus dem Dienst rechtfertigen. Im 
Falle der Beendigung des Amtsverhältnisses erhält die Leiterin 
oder der Leiter der Antidiskriminierungsstelle des Bundes eine 
von der Bundesministerin oder dem Bundesminister für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend vollzogene Urkunde. Die Entlassung 
wird mit der Aushändigung der Urkunde wirksam.
(4)	 Das Rechtsverhältnis der Leitung der Antidiskriminierungs-
stelle des Bundes gegenüber dem Bund wird durch Vertrag mit dem 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend gere-
gelt. Der Vertrag bedarf der Zustimmung der Bundesregierung.
(5)	 Wird eine Bundesbeamtin oder ein Bundesbeamter zur Lei-
tung der Antidiskriminierungsstelle des Bundes bestellt, scheidet 
er oder sie mit Beginn des Amtsverhältnisses aus dem bisherigen 
Amt aus. Für die Dauer des Amtsverhältnisses ruhen die aus dem 
Beamtenverhältnis begründeten Rechte und Pflichten mit Aus-
nahme der Pflicht zur Amtsverschwiegenheit und des Verbots der 
Annahme von Belohnungen oder Geschenken. Bei unfallverletzten 
Beamtinnen oder Beamten bleiben die gesetzlichen Ansprüche 
auf das Heilverfahren und einen Unfallausgleich unberührt.

§ 27 Aufgaben
(1)	 Wer der Ansicht ist, wegen eines in § 1 genannten Grundes 
benachteiligt worden zu sein, kann sich an die Antidiskriminie-
rungsstelle des Bundes wenden.
(2)	 Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes unterstützt auf 
unabhängige Weise Personen, die sich nach Absatz 1 an sie wen-
den, bei der Durchsetzung ihrer Rechte zum Schutz vor Benachtei-
ligungen. Hierbei kann sie insbesondere 
1.	 über Ansprüche und die Möglichkeiten des rechtlichen Vor-

gehens im Rahmen gesetzlicher Regelungen zum Schutz vor 
Benachteiligungen informieren,
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2.	 Beratung durch andere Stellen vermitteln,
3.	 eine gütliche Beilegung zwischen den Beteiligten anstreben.
Soweit Beauftragte des Deutschen Bundestages oder der Bundes-
regierung zuständig sind, leitet die Antidiskriminierungsstelle des 
Bundes die Anliegen der in Absatz 1 genannten Personen mit de-
ren Einverständnis unverzüglich an diese weiter.
(3)	 Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes nimmt auf unab-
hängige Weise folgende Aufgaben wahr, soweit nicht die Zustän-
digkeit der Beauftragten der Bundesregierung oder des Deut-
schen Bundestages berührt ist: 
1.	 Öffentlichkeitsarbeit,
2.	 Maßnahmen zur Verhinderung von Benachteiligungen aus 

den in § 1 genannten Gründen,
3.	 Durchführung wissenschaftlicher Untersuchungen zu diesen 

Benachteiligungen.
(4)	 Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes und die in ihrem 
Zuständigkeitsbereich betroffenen Beauftragten der Bundesre-
gierung und des Deutschen Bundestages legen gemeinsam dem 
Deutschen Bundestag alle vier Jahre Berichte über Benachteili-
gungen aus den in § 1 genannten Gründen vor und geben Empfeh-
lungen zur Beseitigung und Vermeidung dieser Benachteiligun-
gen. Sie können gemeinsam wissenschaftliche Untersuchungen 
zu Benachteiligungen durchführen.
(5)	 Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes und die in ihrem 
Zuständigkeitsbereich betroffenen Beauftragten der Bundesregie-
rung und des Deutschen Bundestages sollen bei Benachteiligun-
gen aus mehreren der in § 1 genannten Gründe zusammenarbei-
ten.

§ 28 Befugnisse
(1)	 Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes kann in Fällen des 
§ 27 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 Beteiligte um Stellungnahmen ersuchen, 
soweit die Person, die sich nach § 27 Abs. 1 an sie gewandt hat, 
hierzu ihr Einverständnis erklärt.
(2)	 Alle Bundesbehörden und sonstigen öffentlichen Stellen im 
Bereich des Bundes sind verpflichtet, die Antidiskriminierungs-
stelle des Bundes bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zu unterstüt-
zen, insbesondere die erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Die 
Bestimmungen zum Schutz personenbezogener Daten bleiben 
unberührt.
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§  29 Zusammenarbeit mit Nichtregierungsorganisationen und 
anderen Einrichtungen

Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes soll bei ihrer Tätigkeit 
Nichtregierungsorganisationen sowie Einrichtungen, die auf eu-
ropäischer, Bundes-, Landes- oder regionaler Ebene zum Schutz 
vor Benachteiligungen wegen eines in § 1 genannten Grundes tätig 
sind, in geeigneter Form einbeziehen.

§ 30 Beirat
(1)	 Zur Förderung des Dialogs mit gesellschaftlichen Gruppen 
und Organisationen, die sich den Schutz vor Benachteiligungen 
wegen eines in § 1 genannten Grundes zum Ziel gesetzt haben, 
wird der Antidiskriminierungsstelle des Bundes ein Beirat bei-
geordnet. Der Beirat berät die Antidiskriminierungsstelle des 
Bundes bei der Vorlage von Berichten und Empfehlungen an den 
Deutschen Bundestag nach § 27 Abs. 4 und kann hierzu sowie zu 
wissenschaftlichen Untersuchungen nach § 27 Abs. 3 Nr. 3 eigene 
Vorschläge unterbreiten.
(2)	 Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend beruft im Einvernehmen mit der Leitung der Antidiskri-
minierungsstelle des Bundes sowie den entsprechend zuständi-
gen Beauftragten der Bundesregierung oder des Deutschen Bun-
destages die Mitglieder dieses Beirats und für jedes Mitglied eine 
Stellvertretung. In den Beirat sollen Vertreterinnen und Vertreter 
gesellschaftlicher Gruppen und Organisationen sowie Expertinnen 
und Experten in Benachteiligungsfragen berufen werden. Die Ge-
samtzahl der Mitglieder des Beirats soll 16 Personen nicht über-
schreiten. Der Beirat soll zu gleichen Teilen mit Frauen und Män-
nern besetzt sein.
(3)	 Der Beirat gibt sich eine Geschäftsordnung, die der Zustim-
mung des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend bedarf.
(4)	 Die Mitglieder des Beirats üben die Tätigkeit nach diesem 
Gesetz ehrenamtlich aus. Sie haben Anspruch auf Aufwandsent-
schädigung sowie Reisekostenvergütung, Tagegelder und Über-
nachtungsgelder. Näheres regelt die Geschäftsordnung.
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Abschnitt 7 Schlussvorschriften

§ 31 Unabdingbarkeit
Von den Vorschriften dieses Gesetzes kann nicht zu Ungunsten der 
geschützten Personen abgewichen werden.

§ 32 Schlussbestimmungen
Soweit in diesem Gesetz nicht Abweichendes bestimmt ist, gelten 
die allgemeinen Bestimmungen.

§ 33 Übergangsbestimmungen
(1)	 Bei Benachteiligungen nach den §§ 611a, 611b und 612 Abs. 3 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs oder sexuellen Belästigungen nach 
dem Beschäftigtenschutzgesetz ist das vor dem 18. August 2006 
maßgebliche Recht anzuwenden.
(2)	 Bei Benachteiligungen aus Gründen der Rasse oder wegen 
der ethnischen Herkunft sind die §§ 19 bis 21 nicht auf Schuld-
verhältnisse anzuwenden, die vor dem 18. August 2006 begründet 
worden sind. Satz 1 gilt nicht für spätere Änderungen von Dauer-
schuldverhältnissen.
(3)	 Bei Benachteiligungen wegen des Geschlechts, der Religion, 
einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Identität sind die 
§§ 19 bis 21 nicht auf Schuldverhältnisse anzuwenden, die vor dem 
1. Dezember 2006 begründet worden sind. Satz 1 gilt nicht für spä-
tere Änderungen von Dauerschuldverhältnissen.
(4)	 Auf Schuldverhältnisse, die eine privatrechtliche Versicherung 
zum Gegenstand haben, ist § 19 Abs. 1 nicht anzuwenden, wenn 
diese vor dem 22. Dezember 2007 begründet worden sind. Satz 1 
gilt nicht für spätere Änderungen solcher Schuldverhältnisse.
(5) 	 Bei Versicherungsverhältnissen, die vor dem 21. Dezem-
ber 2012 begründet werden, ist eine unterschiedliche Behandlung 
wegen des Geschlechts im Falle des § 19 Absatz 1 Nummer 2 bei 
den Prämien oder Leistungen nur zulässig, wenn dessen Berück-
sichtigung bei einer auf relevanten und genauen versicherungs-
mathematischen und statistischen Daten beruhenden Risikobe-
wertung ein bestimmender Faktor ist. Kosten im Zusammenhang 
mit Schwangerschaft und Mutterschaft dürfen auf keinen Fall zu 
unterschiedlichen Prämien oder Leistungen führen.



Arbeitsgerichtsgesetz (ArbGG) – Auszug  

Zwingend aushangpflichtige Arbeitsschutzgesetze

24

Arbeitsgerichtsgesetz (ArbGG) – Auszug

in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Juli 1979 (BGBl. I 
S. 853, 1036; zuletzt geändert durch Art. 5 des Gesetzes über die 
Erweiterung der Medienöffentlichkeit in Gerichtsverfahren (EMöGG) 
vom 8. Oktober 2017, BGBl. I S. 3546)

§ 61b Klage wegen Benachteiligung
(1)	 Eine Klage auf Entschädigung nach § 15 des Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetzes muss innerhalb von drei  Monaten, 
nachdem der Anspruch schriftlich geltend gemacht worden ist, 
erhoben werden.
(2)	 Machen mehrere Bewerber wegen Benachteiligung bei der 
Begründung eines Arbeitsverhältnisses oder beim beruflichen 
Aufstieg eine Entschädigung nach § 15 des Allgemeinen Gleich-
behandlungsgesetzes gerichtlich geltend, so wird auf Antrag des 
Arbeitgebers das Arbeitsgericht, bei dem die erste Klage erho-
ben ist, auch für die übrigen Klagen ausschließlich zuständig. Die 
Rechtsstreitigkeiten sind von Amts wegen an dieses Arbeitsgericht 
zu verweisen; die Prozesse sind zur gleichzeitigen Verhandlung 
und Entscheidung zu verbinden.
(3)	 Auf Antrag des Arbeitgebers findet die mündliche Verhand-
lung nicht vor Ablauf von sechs Monaten seit Erhebung der ersten 
Klage statt.
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Arbeitszeitgesetz (ArbZG)
 
vom 6. Juni 1994 (BGBl. I S. 1170, zuletzt geändert durch Art. 12a 
des Sechsten Gesetzes zur Änderung des Vierten Buches Sozi-
algesetzbuch und anderer Gesetze [6. SGB IV-Änderungsgesetz] 
vom 11. November 2016, BGBl. I S. 2500)

Erster Abschnitt Allgemeine Vorschriften

§ 1 Zweck des Gesetzes
Zweck des Gesetzes ist es, 
1.	 die Sicherheit und den Gesundheitsschutz der Arbeitneh-

mer in der Bundesrepublik Deutschland und in der aus-
schließlichen Wirtschaftszone bei der Arbeitszeitgestaltung 
zu gewährleisten und die Rahmenbedingungen für flexible 
Arbeitszeiten zu verbessern sowie

2.	 den Sonntag und die staatlich anerkannten Feiertage als Tage 
der Arbeitsruhe und der seelischen Erhebung der Arbeitneh-
mer zu schützen.

§ 2 Begriffsbestimmungen
(1)	 Arbeitszeit im Sinne dieses Gesetzes ist die Zeit vom Beginn 
bis zum Ende der Arbeit ohne die Ruhepausen; Arbeitszeiten bei 
mehreren Arbeitgebern sind zusammenzurechnen. Im Bergbau 
unter Tage zählen die Ruhepausen zur Arbeitszeit.
(2)	 Arbeitnehmer im Sinne dieses Gesetzes sind Arbeiter und 
Angestellte sowie die zu ihrer Berufsbildung Beschäftigten.
(3)	 Nachtzeit im Sinne dieses Gesetzes ist die Zeit von 23 bis 
6 Uhr, in Bäckereien und Konditoreien die Zeit von 22 bis 5 Uhr.
(4)	 Nachtarbeit im Sinne dieses Gesetzes ist jede Arbeit, die 
mehr als zwei Stunden der Nachtzeit umfaßt.
(5)	 Nachtarbeitnehmer im Sinne dieses Gesetzes sind Arbeit-
nehmer, die 
1.	 auf Grund ihrer Arbeitszeitgestaltung normalerweise Nacht-

arbeit in Wechselschicht zu leisten haben oder
2.	 Nachtarbeit an mindestens 48 Tagen im Kalenderjahr leisten.
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Zweiter Abschnitt Werktägliche Arbeitszeit und arbeitsfreie 
Zeiten

§ 3 Arbeitszeit der Arbeitnehmer
Die werktägliche Arbeitszeit der Arbeitnehmer darf acht Stunden 
nicht überschreiten. Sie kann auf bis zu zehn Stunden nur verlän-
gert werden, wenn innerhalb von sechs Kalendermonaten oder in-
nerhalb von 24 Wochen im Durchschnitt acht Stunden werktäglich 
nicht überschritten werden.

§ 4 Ruhepausen
Die Arbeit ist durch im voraus feststehende Ruhepausen von min-
destens 30 Minuten bei einer Arbeitszeit von mehr als sechs bis zu 
neun Stunden und 45 Minuten bei einer Arbeitszeit von mehr als 
neun Stunden insgesamt zu unterbrechen. Die Ruhepausen nach 
Satz 1 können in Zeitabschnitte von jeweils mindestens 15 Minu-
ten aufgeteilt werden. Länger als sechs  Stunden hintereinander 
dürfen Arbeitnehmer nicht ohne Ruhepause beschäftigt werden.

§ 5 Ruhezeit
(1)	 Die Arbeitnehmer müssen nach Beendigung der täglichen Ar-
beitszeit eine ununterbrochene Ruhezeit von mindestens elf Stun-
den haben.
(2)	 Die Dauer der Ruhezeit des Absatzes 1 kann in Krankenhäu-
sern und anderen Einrichtungen zur Behandlung, Pflege und Be-
treuung von Personen, in Gaststätten und anderen Einrichtungen 
zur Bewirtung und Beherbergung, in Verkehrsbetrieben, beim 
Rundfunk sowie in der Landwirtschaft und in der Tierhaltung um 
bis zu eine Stunde verkürzt werden, wenn jede Verkürzung der 
Ruhezeit innerhalb eines Kalendermonats oder innerhalb von vier 
Wochen durch Verlängerung einer anderen Ruhezeit auf mindes-
tens zwölf Stunden ausgeglichen wird.
(3)	 Abweichend von Absatz 1 können in Krankenhäusern und an-
deren Einrichtungen zur Behandlung, Pflege und Betreuung von 
Personen Kürzungen der Ruhezeit durch Inanspruchnahmen wäh-
rend der Rufbereitschaft, die nicht mehr als die Hälfte der Ruhe-
zeit betragen, zu anderen Zeiten ausgeglichen werden.
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§ 6 Nacht- und Schichtarbeit
(1)	 Die Arbeitszeit der Nacht- und Schichtarbeitnehmer ist nach 
den gesicherten arbeitswissenschaftlichen Erkenntnissen über 
die menschengerechte Gestaltung der Arbeit festzulegen.
(2)	 Die werktägliche Arbeitszeit der Nachtarbeitnehmer darf 
acht Stunden nicht überschreiten. Sie kann auf bis zu zehn Stun-
den nur verlängert werden, wenn abweichend von § 3 innerhalb 
von einem Kalendermonat oder innerhalb von vier Wochen im 
Durchschnitt acht  Stunden werktäglich nicht überschritten wer-
den. Für Zeiträume, in denen Nachtarbeitnehmer im Sinne des § 2 
Abs. 5 Nr. 2 nicht zur Nachtarbeit herangezogen werden, findet § 3 
Satz 2 Anwendung.
(3)	 Nachtarbeitnehmer sind berechtigt, sich vor Beginn der Be-
schäftigung und danach in regelmäßigen Zeitabständen von nicht 
weniger als drei  Jahren arbeitsmedizinisch untersuchen zu las-
sen. Nach Vollendung des 50. Lebensjahres steht Nachtarbeitneh-
mern dieses Recht in Zeitabständen von einem Jahr zu. Die Kosten 
der Untersuchungen hat der Arbeitgeber zu tragen, sofern er die 
Untersuchungen den Nachtarbeitnehmern nicht kostenlos durch 
einen Betriebsarzt oder einen überbetrieblichen Dienst von Be-
triebsärzten anbietet.
(4)	 Der Arbeitgeber hat den Nachtarbeitnehmer auf dessen Ver-
langen auf einen für ihn geeigneten Tagesarbeitsplatz umzuset-
zen, wenn 
a)	 nach arbeitsmedizinischer Feststellung die weitere Verrich-

tung von Nachtarbeit den Arbeitnehmer in seiner Gesundheit 
gefährdet oder

b)	 im Haushalt des Arbeitnehmers ein Kind unter zwölf Jahren 
lebt, das nicht von einer anderen im Haushalt lebenden Per-
son betreut werden kann, oder

c)	 der Arbeitnehmer einen schwerpflegebedürftigen Angehöri-
gen zu versorgen hat, der nicht von einem anderen im Haus-
halt lebenden Angehörigen versorgt werden kann,

sofern dem nicht dringende betriebliche Erfordernisse entge-
genstehen. Stehen der Umsetzung des Nachtarbeitnehmers auf 
einen für ihn geeigneten Tagesarbeitsplatz nach Auffassung des 
Arbeitgebers dringende betriebliche Erfordernisse entgegen, so 
ist der Betriebs- oder Personalrat zu hören. Der Betriebs- oder 
Personalrat kann dem Arbeitgeber Vorschläge für eine Umset-
zung unterbreiten.
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(5)	 Soweit keine tarifvertraglichen Ausgleichsregelungen beste-
hen, hat der Arbeitgeber dem Nachtarbeitnehmer für die während 
der Nachtzeit geleisteten Arbeitsstunden eine angemessene Zahl 
bezahlter freier Tage oder einen angemessenen Zuschlag auf das 
ihm hierfür zustehende Bruttoarbeitsentgelt zu gewähren.
(6)	 Es ist sicherzustellen, daß Nachtarbeitnehmer den gleichen 
Zugang zur betrieblichen Weiterbildung und zu aufstiegsfördern-
den Maßnahmen haben wie die übrigen Arbeitnehmer.

§ 7 Abweichende Regelungen
(1)	 In einem Tarifvertrag oder auf Grund eines Tarifvertrags in 
einer Betriebs- oder Dienstvereinbarung kann zugelassen werden, 
1. 	 abweichend von § 3
	 a)	 die Arbeitszeit über zehn  Stunden werktäglich zu ver-

längern, wenn in die Arbeitszeit regelmäßig und in er-
heblichem Umfang Arbeitsbereitschaft oder Bereit-
schaftsdienst fällt,

	 b)	 einen anderen Ausgleichszeitraum festzulegen,
2. 	 abweichend von § 4 Satz 2 die Gesamtdauer der Ruhepausen 

in Schichtbetrieben und Verkehrsbetrieben auf Kurzpausen 
von angemessener Dauer aufzuteilen,

3. 	 abweichend von § 5 Abs. 1 die Ruhezeit um bis zu zwei Stun-
den zu kürzen, wenn die Art der Arbeit dies erfordert und die 
Kürzung der Ruhezeit innerhalb eines festzulegenden Aus-
gleichszeitraums ausgeglichen wird,

4. 	 abweichend von § 6 Abs. 2
	 a)	 die Arbeitszeit über zehn  Stunden werktäglich hinaus 

zu verlängern, wenn in die Arbeitszeit regelmäßig und 
in erheblichem Umfang Arbeitsbereitschaft oder Bereit-
schaftsdienst fällt,

	 b)	 einen anderen Ausgleichszeitraum festzulegen,
5. 	 den Beginn des siebenstündigen Nachtzeitraums des § 2 

Abs. 3 auf die Zeit zwischen 22 und 24 Uhr festzulegen.
(2)	 Sofern der Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer durch einen 
entsprechenden Zeitausgleich gewährleistet wird, kann in einem 
Tarifvertrag oder auf Grund eines Tarifvertrags in einer Betriebs- 
oder Dienstvereinbarung ferner zugelassen werden, 
1.	 abweichend von § 5 Abs. 1 die Ruhezeiten bei Rufbereitschaft 

den Besonderheiten dieses Dienstes anzupassen, insbeson-
dere Kürzungen der Ruhezeit infolge von Inanspruchnahmen 
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während dieses Dienstes zu anderen Zeiten auszugleichen,
2.	 die Regelungen der §§ 3, 5 Abs. 1 und § 6 Abs. 2 in der Land-

wirtschaft der Bestellungs- und Erntezeit sowie den Witte-
rungseinflüssen anzupassen,

3.	 die Regelungen der §§ 3, 4, 5 Abs. 1 und § 6 Abs. 2 bei der Be-
handlung, Pflege und Betreuung von Personen der Eigenart 
dieser Tätigkeit und dem Wohl dieser Personen entsprechend 
anzupassen,

4.	 die Regelungen der §§ 3, 4, 5 Abs. 1 und § 6 Abs. 2 bei Verwal-
tungen und Betrieben des Bundes, der Länder, der Gemeinden 
und sonstigen Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts sowie bei anderen Arbeitgebern, die der 
Tarifbindung eines für den öffentlichen Dienst geltenden oder 
eines im wesentlichen inhaltsgleichen Tarifvertrags unterlie-
gen, der Eigenart der Tätigkeit bei diesen Stellen anzupassen.

(2a) In einem Tarifvertrag oder auf Grund eines Tarifvertrags in ei-
ner Betriebs- oder Dienstvereinbarung kann abweichend von den 
§§ 3, 5 Abs. 1 und § 6 Abs. 2 zugelassen werden, die werktägliche 
Arbeitszeit auch ohne Ausgleich über acht Stunden zu verlängern, 
wenn in die Arbeitszeit regelmäßig und in erheblichem Umfang 
Arbeitsbereitschaft oder Bereitschaftsdienst fällt und durch be-
sondere Regelungen sichergestellt wird, dass die Gesundheit der 
Arbeitnehmer nicht gefährdet wird.
(3)	 Im Geltungsbereich eines Tarifvertrags nach Absatz 1, 2 oder 
2a können abweichende tarifvertragliche Regelungen im Betrieb 
eines nicht tarifgebundenen Arbeitgebers durch Betriebs- oder 
Dienstvereinbarung oder, wenn ein Betriebs- oder Personalrat 
nicht besteht, durch schriftliche Vereinbarung zwischen dem Ar-
beitgeber und dem Arbeitnehmer übernommen werden. Können 
auf Grund eines solchen Tarifvertrags abweichende Regelungen in 
einer Betriebs- oder Dienstvereinbarung getroffen werden, kann 
auch in Betrieben eines nicht tarifgebundenen Arbeitgebers da-
von Gebrauch gemacht werden. Eine nach Absatz 2 Nr. 4 getrof-
fene abweichende tarifvertragliche Regelung hat zwischen nicht 
tarifgebundenen Arbeitgebern und Arbeitnehmern Geltung, wenn 
zwischen ihnen die Anwendung der für den öffentlichen Dienst 
geltenden tarifvertraglichen Bestimmungen vereinbart ist und die 
Arbeitgeber die Kosten des Betriebs überwiegend mit Zuwendun-
gen im Sinne des Haushaltsrechts decken.
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(4)	 Die Kirchen und die öffentlich-rechtlichen Religionsgesell-
schaften können die in Absatz 1, 2 oder 2a genannten Abweichun-
gen in ihren Regelungen vorsehen.
(5)	 In einem Bereich, in dem Regelungen durch Tarifvertrag übli-
cherweise nicht getroffen werden, können Ausnahmen im Rahmen 
des Absatzes 1, 2 oder 2a durch die Aufsichtsbehörde bewilligt 
werden, wenn dies aus betrieblichen Gründen erforderlich ist und 
die Gesundheit der Arbeitnehmer nicht gefährdet wird.
(6)	 Die Bundesregierung kann durch Rechtsverordnung mit Zu-
stimmung des Bundesrates Ausnahmen im Rahmen des Absat-
zes 1 oder 2 zulassen, sofern dies aus betrieblichen Gründen er-
forderlich ist und die Gesundheit der Arbeitnehmer nicht gefährdet 
wird.
(7)	 Auf Grund einer Regelung nach Absatz  2a oder den Absät-
zen 3 bis 5 jeweils in Verbindung mit Absatz 2a darf die Arbeitszeit 
nur verlängert werden, wenn der Arbeitnehmer schriftlich ein-
gewilligt hat. Der Arbeitnehmer kann die Einwilligung mit einer 
Frist von sechs  Monaten schriftlich widerrufen. Der Arbeitgeber 
darf einen Arbeitnehmer nicht benachteiligen, weil dieser die Ein-
willigung zur Verlängerung der Arbeitszeit nicht erklärt oder die 
Einwilligung widerrufen hat.
(8)	 Werden Regelungen nach Absatz 1 Nr. 1 und 4, Absatz 2 Nr. 2 
bis 4 oder solche Regelungen auf Grund der Absätze 3 und 4 zu-
gelassen, darf die Arbeitszeit 48 Stunden wöchentlich im Durch-
schnitt von zwölf Kalendermonaten nicht überschreiten. Erfolgt 
die Zulassung auf Grund des Absatzes  5, darf die Arbeitszeit 
48 Stunden wöchentlich im Durchschnitt von sechs Kalendermo-
naten oder 24 Wochen nicht überschreiten.
(9)	 Wird die werktägliche Arbeitszeit über zwölf Stunden hinaus 
verlängert, muss im unmittelbaren Anschluss an die Beendigung 
der Arbeitszeit eine Ruhezeit von mindestens elf Stunden gewährt 
werden.

§ 8 Gefährliche Arbeiten
Die Bundesregierung kann durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrates für einzelne Beschäftigungsbereiche, für 
bestimmte Arbeiten oder für bestimmte Arbeitnehmergruppen, 
bei denen besondere Gefahren für die Gesundheit der Arbeit-
nehmer zu erwarten sind, die Arbeitszeit über § 3 hinaus be-
schränken, die Ruhepausen und Ruhezeiten über die §§ 4 und 5 
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hinaus ausdehnen, die Regelungen zum Schutz der Nacht- und 
Schichtarbeitnehmer in § 6 erweitern und die Abweichungsmög-
lichkeiten nach § 7 beschränken, soweit dies zum Schutz der Ge-
sundheit der Arbeitnehmer erforderlich ist. Satz 1 gilt nicht für 
Beschäftigungsbereiche und Arbeiten in Betrieben, die der Berg-
aufsicht unterliegen.

Dritter Abschnitt Sonn- und Feiertagsruhe

§ 9 Sonn- und Feiertagsruhe
(1)	 Arbeitnehmer dürfen an Sonn- und gesetzlichen Feiertagen 
von 0 bis 24 Uhr nicht beschäftigt werden.
(2)	 In mehrschichtigen Betrieben mit regelmäßiger Tag- und 
Nachtschicht kann Beginn oder Ende der Sonn- und Feiertags-
ruhe um bis zu sechs Stunden vor- oder zurückverlegt werden, 
wenn für die auf den Beginn der Ruhezeit folgenden 24 Stunden 
der Betrieb ruht.
(3)	 Für Kraftfahrer und Beifahrer kann der Beginn der 24stündi-
gen Sonn- und Feiertagsruhe um bis zu zwei Stunden vorverlegt 
werden.

§ 10 Sonn- und Feiertagsbeschäftigung
(1)	 Sofern die Arbeiten nicht an Werktagen vorgenommen wer-
den können, dürfen Arbeitnehmer an Sonn- und Feiertagen abwei-
chend von § 9 beschäftigt werden 
1.	 in Not- und Rettungsdiensten sowie bei der Feuerwehr,
2.	 zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ord-

nung sowie der Funktionsfähigkeit von Gerichten und Behör-
den und für Zwecke der Verteidigung,

3.	 in Krankenhäusern und anderen Einrichtungen zur Behand-
lung, Pflege und Betreuung von Personen,

4.	 in Gaststätten und anderen Einrichtungen zur Bewirtung und 
Beherbergung sowie im Haushalt,

5.	 bei Musikaufführungen, Theatervorstellungen, Filmvorfüh-
rungen, Schaustellungen, Darbietungen und anderen ähnli-
chen Veranstaltungen,

6.	 bei nichtgewerblichen Aktionen und Veranstaltungen der Kir-
chen, Religionsgesellschaften, Verbände, Vereine, Parteien 
und anderer ähnlicher Vereinigungen,

7.	 beim Sport und in Freizeit-, Erholungs- und Vergnügungsein-
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richtungen, beim Fremdenverkehr sowie in Museen und wis-
senschaftlichen Präsenzbibliotheken,

8.	 beim Rundfunk, bei der Tages- und Sportpresse, bei Nach-
richtenagenturen sowie bei den der Tagesaktualität dienen-
den Tätigkeiten für andere Presseerzeugnisse einschließlich 
des Austragens, bei der Herstellung von Satz, Filmen und 
Druckformen für tagesaktuelle Nachrichten und Bilder, bei 
tagesaktuellen Aufnahmen auf Ton- und Bildträger sowie 
beim Transport und Kommissionieren von Presseerzeug-
nissen, deren Ersterscheinungstag am Montag oder am Tag 
nach einem Feiertag liegt,

9.	 bei Messen, Ausstellungen und Märkten im Sinne des Ti-
tels IV der Gewerbeordnung sowie bei Volksfesten,

10.	 in Verkehrsbetrieben sowie beim Transport und Kommis-
sionieren von leichtverderblichen Waren im Sinne des § 30 
Abs. 3 Nr. 2 der Straßenverkehrsordnung,

11.	 in den Energie- und Wasserversorgungsbetrieben sowie in 
Abfall- und Abwasserentsorgungsbetrieben,

12.	 in der Landwirtschaft und in der Tierhaltung sowie in Einrich-
tungen zur Behandlung und Pflege von Tieren,

13.	 im Bewachungsgewerbe und bei der Bewachung von Be-
triebsanlagen,

14.	 bei der Reinigung und Instandhaltung von Betriebseinrich-
tungen, soweit hierdurch der regelmäßige Fortgang des eige-
nen oder eines fremden Betriebs bedingt ist, bei der Vorbe-
reitung der Wiederaufnahme des vollen werktägigen Betriebs 
sowie bei der Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit von 
Datennetzen und Rechnersystemen,

15.	 zur Verhütung des Verderbens von Naturerzeugnissen oder 
Rohstoffen oder des Mißlingens von Arbeitsergebnissen sowie 
bei kontinuierlich durchzuführenden Forschungsarbeiten,

16.	 zur Vermeidung einer Zerstörung oder erheblichen Beschä-
digung der Produktionseinrichtungen.

(2)	 Abweichend von § 9 dürfen Arbeitnehmer an Sonn- und Fei-
ertagen mit den Produktionsarbeiten beschäftigt werden, wenn 
die infolge der Unterbrechung der Produktion nach Absatz 1 Nr. 14 
zulässigen Arbeiten den Einsatz von mehr Arbeitnehmern als bei 
durchgehender Produktion erfordern.
(3)	 Abweichend von § 9 dürfen Arbeitnehmer an Sonn- und Fei-
ertagen in Bäckereien und Konditoreien für bis zu drei Stunden mit 
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der Herstellung und dem Austragen oder Ausfahren von Konditor-
waren und an diesem Tag zum Verkauf kommenden Bäckerwaren 
beschäftigt werden.
(4)	 Sofern die Arbeiten nicht an Werktagen vorgenommen wer-
den können, dürfen Arbeitnehmer zur Durchführung des Eil- und 
Großbetragszahlungsverkehrs und des Geld-, Devisen-, Wert-
papier- und Derivatehandels abweichend von § 9 Abs. 1 an den 
auf einen Werktag fallenden Feiertagen beschäftigt werden, die 
nicht in allen Mitgliedstaaten der Europäischen Union Feiertage 
sind.

§ 11 Ausgleich für Sonn- und Feiertagsbeschäftigung
(1)	 Mindestens 15 Sonntage im Jahr müssen beschäftigungsfrei 
bleiben.
(2)	 Für die Beschäftigung an Sonn- und Feiertagen gelten die 
§§ 3 bis 8 entsprechend, jedoch dürfen durch die Arbeitszeit an 
Sonn- und Feiertagen die in den §§ 3, 6 Abs. 2, §§ 7 und 21a Abs. 4 
bestimmten Höchstarbeitszeiten und Ausgleichszeiträume nicht 
überschritten werden.
(3)	 Werden Arbeitnehmer an einem Sonntag beschäftigt, müs-
sen sie einen Ersatzruhetag haben, der innerhalb eines den Be-
schäftigungstag einschließenden Zeitraums von zwei Wochen zu 
gewähren ist. Werden Arbeitnehmer an einem auf einen Werktag 
fallenden Feiertag beschäftigt, müssen sie einen Ersatzruhetag 
haben, der innerhalb eines den Beschäftigungstag einschließen-
den Zeitraums von acht Wochen zu gewähren ist.
(4)	 Die Sonn- oder Feiertagsruhe des § 9 oder der Ersatzruhetag 
des Absatzes 3 ist den Arbeitnehmern unmittelbar in Verbindung 
mit einer Ruhezeit nach § 5 zu gewähren, soweit dem technische 
oder arbeitsorganisatorische Gründe nicht entgegenstehen.

§ 12 Abweichende Regelungen
In einem Tarifvertrag oder auf Grund eines Tarifvertrags in einer 
Betriebs- oder Dienstvereinbarung kann zugelassen werden,
1.	 abweichend von § 11 Abs. 1 die Anzahl der beschäftigungsfrei-

en Sonntage in den Einrichtungen des § 10 Abs. 1 Nr. 2, 3, 4 und 
10 auf mindestens zehn Sonntage, im Rundfunk, in Theaterbe-
trieben, Orchestern sowie bei Schaustellungen auf mindestens 
acht Sonntage, in Filmtheatern und in der Tierhaltung auf min-
destens sechs Sonntage im Jahr zu verringern,
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2.	 abweichend von § 11 Abs. 3 den Wegfall von Ersatzruhetagen 
für auf Werktage fallende Feiertage zu vereinbaren oder Ar-
beitnehmer innerhalb eines festzulegenden Ausgleichszeit-
raums beschäftigungsfrei zu stellen,

3.	 abweichend von § 11 Abs. 1 bis 3 in der Seeschiffahrt die den 
Arbeitnehmern nach diesen Vorschriften zustehenden freien 
Tage zusammenhängend zu geben,

4.	 abweichend von § 11 Abs. 2 die Arbeitszeit in vollkontinuier-
lichen Schichtbetrieben an Sonn- und Feiertagen auf bis zu 
zwölf Stunden zu verlängern, wenn dadurch zusätzliche freie 
Schichten an Sonn- und Feiertagen erreicht werden.

§ 7 Abs. 3 bis 6 findet Anwendung.

§ 13 Ermächtigung, Anordnung, Bewilligung
(1)	 Die Bundesregierung kann durch Rechtsverordnung mit Zu-
stimmung des Bundesrates zur Vermeidung erheblicher Schäden 
unter Berücksichtigung des Schutzes der Arbeitnehmer und der 
Sonn- und Feiertagsruhe 
1.	 die Bereiche mit Sonn- und Feiertagsbeschäftigung nach § 10 

sowie die dort zugelassenen Arbeiten näher bestimmen,
2.	 über die Ausnahmen nach § 10 hinaus weitere Ausnahmen 

abweichend von § 9
	 a)	 für Betriebe, in denen die Beschäftigung von Arbeitneh-

mern an Sonn- oder Feiertagen zur Befriedigung tägli-
cher oder an diesen Tagen besonders hervortretender 
Bedürfnisse der Bevölkerung erforderlich ist,

	 b)	 für Betriebe, in denen Arbeiten vorkommen, deren 
Unterbrechung oder Aufschub

			  aa)	 nach dem Stand der Technik ihrer Art nach nicht 
				�   oder nur mit erheblichen Schwierigkeiten mög-

lich ist,
			  bb)	 besondere Gefahren für Leben oder Gesundheit 
				   der Arbeitnehmer zur Folge hätte,
			  cc)	 zu erheblichen Belastungen der Umwelt oder der 
				   Energie- oder Wasserversorgung führen würde,
	 c)	 aus Gründen des Gemeinwohls, insbesondere auch zur 

Sicherung der Beschäftigung,
zulassen und die zum Schutz der Arbeitnehmer und der Sonn- und 
Feiertagsruhe notwendigen Bedingungen bestimmen.
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(2)	 Soweit die Bundesregierung von der Ermächtigung des Ab-
satzes 1 Nr. 2 Buchstabe a keinen Gebrauch gemacht hat, können 
die Landesregierungen durch Rechtsverordnung entsprechende 
Bestimmungen erlassen. Die Landesregierungen können diese 
Ermächtigung durch Rechtsverordnung auf oberste Landesbehör-
den übertragen. 
(3)	 Die Aufsichtsbehörde kann
1.	 feststellen, ob eine Beschäftigung nach § 10 zulässig ist,
2.	 abweichend von § 9 bewilligen, Arbeitnehmer zu beschäftigen
	 a)	 im Handelsgewerbe an bis zu zehn Sonn- und Feierta-

gen im Jahr, an denen besondere Verhältnisse einen er-
weiterten Geschäftsverkehr erforderlich machen,

	 b)	 an bis zu fünf Sonn- und Feiertagen im Jahr, wenn be-
sondere Verhältnisse zur Verhütung eines unverhältnis-
mäßigen Schadens dies erfordern,

	 c)	 an einem Sonntag im Jahr zur Durchführung einer ge-
setzlich vorgeschriebenen Inventur,

und Anordnungen über die Beschäftigungszeit unter Berücksich-
tigung der für den öffentlichen Gottesdienst bestimmten Zeit tref-
fen.
(4)	 Die Aufsichtsbehörde soll abweichend von § 9 bewilligen, daß 
Arbeitnehmer an Sonn- und Feiertagen mit Arbeiten beschäftigt 
werden, die aus chemischen, biologischen, technischen oder phy-
sikalischen Gründen einen ununterbrochenen Fortgang auch an 
Sonn- und Feiertagen erfordern.
(5)	 Die Aufsichtsbehörde hat abweichend von § 9 die Beschäfti-
gung von Arbeitnehmern an Sonn- und Feiertagen zu bewilligen, 
wenn bei einer weitgehenden Ausnutzung der gesetzlich zulässi-
gen wöchentlichen Betriebszeiten und bei längeren Betriebszeiten 
im Ausland die Konkurrenzfähigkeit unzumutbar beeinträchtigt ist 
und durch die Genehmigung von Sonn- und Feiertagsarbeit die Be-
schäftigung gesichert werden kann.

Vierter Abschnitt Ausnahmen in besonderen Fällen

§ 14 Außergewöhnliche Fälle
(1)	 Von den §§ 3 bis 5, 6 Abs. 2, §§ 7, 9 bis 11 darf abgewichen 
werden bei vorübergehenden Arbeiten in Notfällen und in außer-
gewöhnlichen Fällen, die unabhängig vom Willen der Betroffenen 
eintreten und deren Folgen nicht auf andere Weise zu beseitigen 
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sind, besonders wenn Rohstoffe oder Lebensmittel zu verderben 
oder Arbeitsergebnisse zu mißlingen drohen.
(2)	 Von den §§ 3 bis 5, 6 Abs. 2, §§ 7, 11 Abs. 1 bis 3 und § 12 darf 
ferner abgewichen werden, 
1.	 wenn eine verhältnismäßig geringe Zahl von Arbeitnehmern 

vorübergehend mit Arbeiten beschäftigt wird, deren Nicht-
erledigung das Ergebnis der Arbeiten gefährden oder einen 
unverhältnismäßigen Schaden zur Folge haben würden,

2.	 bei Forschung und Lehre, bei unaufschiebbaren Vor- und 
Abschlußarbeiten sowie bei unaufschiebbaren Arbeiten zur 
Behandlung, Pflege und Betreuung von Personen oder zur 
Behandlung und Pflege von Tieren an einzelnen Tagen,

wenn dem Arbeitgeber andere Vorkehrungen nicht zugemutet 
werden können.
(3)	 Wird von den Befugnissen nach Absatz 1 oder 2 Gebrauch ge-
macht, darf die Arbeitszeit 48 Stunden wöchentlich im Durchschnitt 
von sechs Kalendermonaten oder 24 Wochen nicht überschreiten.

§ 15 Bewilligung, Ermächtigung
(1)	 Die Aufsichtsbehörde kann 
1.	 eine von den §§ 3, 6 Abs. 2 und § 11 Abs. 2 abweichende län-

gere tägliche Arbeitszeit bewilligen
	 a)	 für kontinuierliche Schichtbetriebe zur Erreichung zu-

sätzlicher Freischichten,
	 b)	 für Bau- und Montagestellen,
2.	 eine von den §§ 3, 6 Abs. 2 und § 11 Abs. 2 abweichende län-

gere tägliche Arbeitszeit für Saison- und Kampagnebetriebe 
für die Zeit der Saison oder Kampagne bewilligen, wenn die 
Verlängerung der Arbeitszeit über acht Stunden werktäglich 
durch eine entsprechende Verkürzung der Arbeitszeit zu an-
deren Zeiten ausgeglichen wird,

3.	 eine von den §§ 5 und 11 Abs. 2 abweichende Dauer und Lage 
der Ruhezeit bei Arbeitsbereitschaft, Bereitschaftsdienst und 
Rufbereitschaft den Besonderheiten dieser Inanspruchnah-
men im öffentlichen Dienst entsprechend bewilligen,

4.	 eine von den §§ 5 und 11 Abs. 2 abweichende Ruhezeit zur 
Herbeiführung eines regelmäßigen wöchentlichen Schicht-
wechsels zweimal innerhalb eines Zeitraums von drei Wo-
chen bewilligen.
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(2)	 Die Aufsichtsbehörde kann über die in diesem Gesetz vorge-
sehenen Ausnahmen hinaus weitergehende Ausnahmen zulassen, 
soweit sie im öffentlichen Interesse dringend nötig werden.
(2a) 	Die Bundesregierung kann durch Rechtsverordnung mit Zu-
stimmung des Bundesrates 
1.	� Ausnahmen von den §§ 3,4,5 und 6 Absatz 2 sowie von den 

§§ 9 und 11 für Arbeitnehmer, die besondere Tätigkeiten zur 
Errichtung, zur Änderung oder zum Betrieb von Bauwerken, 
künstlichen Inseln oder sonstigen Anlagen auf See (Offshore-
Tätigkeiten) durchführen, zulassen und

2.	� die zum Schutz der in Nummer 1 genannten Arbeitnehmer 
sowie der Sonn- und Feiertagsruhe notwendigen Bedingun-
gen bestimmen.

(3)	 Das Bundesministerium der Verteidigung kann in seinem 
Geschäftsbereich durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales aus zwingenden 
Gründen der Verteidigung Arbeitnehmer verpflichten, über die in 
diesem Gesetz und in den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen und Tarifverträgen festgelegten Arbeitszeit-
grenzen und -beschränkungen hinaus Arbeit zu leisten.
(3a)	 Das Bundesministerium der Verteidigung kann in seinem 
Geschäftsbereich durch Rechtsverordnung im Einvernehmen mit 
dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales für besondere 
Tätigkeiten der Arbeitnehmer bei den Streitkräften Abweichungen 
von in diesem Gesetz sowie von in den auf Grund dieses Gesetzes 
erlassenen Rechtsverordnungen bestimmten Arbeitszeitgrenzen 
und -beschränkungen zulassen, soweit die Abweichungen aus 
zwingenden Gründen erforderlich sind und die größtmögliche Si-
cherheit und der bestmögliche Gesundheitsschutz der Arbeitneh-
mer gewährleistet werden.
(4)	 Werden Ausnahmen nach Absatz  1 oder 2 zugelassen, darf 
die Arbeitszeit 48 Stunden wöchentlich im Durchschnitt von sechs 
Kalendermonaten oder 24 Wochen nicht überschreiten.

Fünfter Abschnitt Durchführung des Gesetzes

§ 16 Aushang und Arbeitszeitnachweise
(1)	 Der Arbeitgeber ist verpflichtet, einen Abdruck dieses Ge-
setzes, der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen, für den Be-
trieb geltenden Rechtsverordnungen und der für den Betrieb gel-
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tenden Tarifverträge und Betriebs- oder Dienstvereinbarungen 
im Sinne des § 7 Abs. 1 bis 3, §§ 12 und 21a Abs. 6 an geeigneter 
Stelle im Betrieb zur Einsichtnahme auszulegen oder auszuhän-
gen.
(2)	 Der Arbeitgeber ist verpflichtet, die über die werktägliche 
Arbeitszeit des § 3 Satz 1 hinausgehende Arbeitszeit der Arbeit-
nehmer aufzuzeichnen und ein Verzeichnis der Arbeitnehmer zu 
führen, die in eine Verlängerung der Arbeitszeit gemäß § 7 Abs. 7 
eingewilligt haben. Die Nachweise sind mindestens zwei  Jahre 
aufzubewahren.

§ 17 Aufsichtsbehörde
(1)	 Die Einhaltung dieses Gesetzes und der auf Grund dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen wird von den nach Lan-
desrecht zuständigen Behörden (Aufsichtsbehörden) überwacht.
(2)	 Die Aufsichtsbehörde kann die erforderlichen Maßnahmen 
anordnen, die der Arbeitgeber zur Erfüllung der sich aus diesem 
Gesetz und den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsver-
ordnungen ergebenden Pflichten zu treffen hat.
(3)	 Für den öffentlichen Dienst des Bundes sowie für die bun-
desunmittelbaren Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts werden die Aufgaben und Befugnisse der Auf-
sichtsbehörde vom zuständigen Bundesministerium oder den von 
ihm bestimmten Stellen wahrgenommen; das gleiche gilt für die 
Befugnisse nach § 15 Abs. 1 und 2.
(4)	 Die Aufsichtsbehörde kann vom Arbeitgeber die für die 
Durchführung dieses Gesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes 
erlassenen Rechtsverordnungen erforderlichen Auskünfte ver-
langen. Sie kann ferner vom Arbeitgeber verlangen, die Arbeits-
zeitnachweise und Tarifverträge oder Betriebs- oder Dienstver-
einbarungen im Sinne des § 7 Abs. 1 bis 3, §§ 12 und 21a Abs. 6 
vorzulegen oder zur Einsicht einzusenden.
(5)	 Die Beauftragen der Aufsichtsbehörde sind berechtigt, die 
Arbeitsstätten während der Betriebs- und Arbeitszeit zu betre-
ten und zu besichtigen; außerhalb dieser Zeit oder wenn sich die 
Arbeitsstätten in einer Wohnung befinden, dürfen sie ohne Einver-
ständnis des Inhabers nur zur Verhütung von dringenden Gefahren 
für die öffentliche Sicherheit und Ordnung betreten und besichtigt 
werden. Der Arbeitgeber hat das Betreten und Besichtigen der 
Arbeitsstätten zu gestatten. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit 
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der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) wird insoweit einge-
schränkt.
(6)	 Der zur Auskunft Verpflichtete kann die Auskunft auf solche 
Fragen verweigern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen 
der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung bezeichneten 
Angehörigen der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung oder eines 
Verfahrens nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten ausset-
zen würde.

Sechster Abschnitt Sonderregelungen

§ 18 Nichtanwendung des Gesetzes
(1)	 Dieses Gesetz ist nicht anzuwenden auf 
1.	 leitende Angestellte im Sinne des § 5 Abs. 3 des Betriebsver-

fassungsgesetzes sowie Chefärzte,
2.	 Leiter von öffentlichen Dienststellen und deren Vertreter so-

wie Arbeitnehmer im öffentlichen Dienst, die zu selbständi-
gen Entscheidungen in Personalangelegenheiten befugt sind,

3.	 Arbeitnehmer, die in häuslicher Gemeinschaft mit den ihnen 
anvertrauten Personen zusammenleben und sie eigenverant-
wortlich erziehen, pflegen oder betreuen,

4.	 den liturgischen Bereich der Kirchen und der Religionsge-
meinschaften.

(2)	 Für die Beschäftigung von Personen unter 18 Jahren gilt an-
stelle dieses Gesetzes das Jugendarbeitsschutzgesetz.
(3)	 Für die Beschäftigung von Arbeitnehmern als Besatzungs-
mitglieder auf Kauffahrteischiffen im Sinne des § 3 des Seear-
beitsgesetzes gilt anstelle dieses Gesetzes das Seearbeitsgesetz.

§ 19 Beschäftigung im öffentlichen Dienst
Bei der Wahrnehmung hoheitlicher Aufgaben im öffentlichen 
Dienst können, soweit keine tarifvertragliche Regelung besteht, 
durch die zuständige Dienstbehörde die für Beamte geltenden Be-
stimmungen über die Arbeitszeit auf die Arbeitnehmer übertragen 
werden; insoweit finden die §§ 3 bis 13 keine Anwendung.

§ 20 Beschäftigung in der Luftfahrt
Für die Beschäftigung von Arbeitnehmern als Besatzungsmit-
glieder von Luftfahrzeugen gelten anstelle der Vorschriften die-
ses Gesetzes über Arbeits- und Ruhezeiten die Vorschriften über 
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Flug-, Flugdienst- und Ruhezeiten der Zweiten Durchführungs-
verordnung zur Betriebsordnung für Luftfahrtgerät in der jeweils 
geltenden Fassung.

§ 21 Beschäftigung in der Binnenschiffahrt
(1)	 Die Bundesregierung kann durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates, auch zur Umsetzung zwischen-
staatlicher Vereinbarungen oder Rechtsakten der Europäischen 
Union, abweichend von den Vorschriften dieses Gesetzes die Be-
dingungen für die Arbeitszeitgestaltung von Arbeitnehmern, die 
als Mitglied der Besatzung oder des Bordpersonals an Bord ei-
nes Fahrzeugs in der Binnenschifffahrt beschäftigt sind, regeln, 
soweit dies erforderlich ist, um den besonderen Bedingungen an 
Bord von Binnenschiffen Rechnung zu tragen.Insbesondere kön-
nen in diesen Rechtsverordnungen die notwendigen Bedingungen 
für die Sicherheit und den Gesundheitsschutz im Sinne des § 1, 
einschließlich gesundheitlicher Untersuchungen hinsichtlich der 
Auswirkungen der Arbeitszeitbedingungen auf einem Schiff in der 
Binnenschifffahrt, sowie die notwendigen Bedingungen für den 
Schutz der Sonn- und Feiertagsruhe bestimmt werden. In Rechts-
verordnungen nach Satz 1 kann ferner bestimmt werden, dass von 
den Vorschriften der Rechtsverordnung durch Tarifvertrag abge-
wichen werden kann.
(2)	 Soweit die Bundesregierung von der Ermächtigung des Ab-
satzes 1 keinen Gebrauch macht, gelten die Vorschriften dieses 
Gesetzes für das Fahrpersonal auf Binnenschiffen, es sei denn, 
binnenschifffahrtsrechtliche Vorschriften über Ruhezeiten stehen 
dem entgegen. Bei Anwendung des Satzes 1 kann durch Tarifver-
trag von den Vorschriften dieses Gesetzes abgewichen werden, 
um der Eigenart der Binnenschifffahrt Rechnung zu tragen.

§ 21a Beschäftigung im Straßentransport
(1)	 Für die Beschäftigung von Arbeitnehmern als Fahrer oder 
Beifahrer bei Straßenverkehrstätigkeiten im Sinne der Verord-
nung (EG) Nr. 561/2006 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 15. März 2006 zur Harmonisierung bestimmter Sozi-
alvorschriften im Straßenverkehr und zur Änderung der Verord-
nungen (EWG) Nr. 3821/85 und (EG) Nr. 2135/98 des Rates sowie 
zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 des Rates (ABl. 
EG Nr. L 102 S. 1) oder des Europäischen Übereinkommens über 
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die Arbeit des im internationalen Straßenverkehr beschäftigten 
Fahrpersonals (AETR) vom 1. Juli 1970 (BGBl. II 1974 S. 1473) in 
ihren jeweiligen Fassungen gelten die Vorschriften dieses Geset-
zes, soweit nicht die folgenden Absätze abweichende Regelungen 
enthalten. Die Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 und 
des AETR bleiben unberührt.
(2)	 Eine Woche im Sinne dieser Vorschriften ist der Zeitraum von 
Montag 0 Uhr bis Sonntag 24 Uhr.
(3)	 Abweichend von § 2 Abs. 1 ist keine Arbeitszeit: 
1.	 die Zeit, während derer sich ein Arbeitnehmer am Arbeits-

platz bereithalten muss, um seine Tätigkeit aufzunehmen,
2.	 die Zeit, während derer sich ein Arbeitnehmer bereithalten 

muss, um seine Tätigkeit auf Anweisung aufnehmen zu kön-
nen, ohne sich an seinem Arbeitsplatz aufhalten zu müssen;

3.	 für Arbeitnehmer, die sich beim Fahren abwechseln, die wäh-
rend der Fahrt neben dem Fahrer oder in einer Schlafkabine 
verbrachte Zeit.

Für die Zeiten nach Satz 1 Nr. 1 und 2 gilt dies nur, wenn der Zeit-
raum und dessen voraussichtliche Dauer im Voraus, spätestens 
unmittelbar vor Beginn des betreffenden Zeitraums bekannt ist. 
Die in Satz 1 genannten Zeiten sind keine Ruhezeiten. Die in Satz 1 
Nr. 1 und 2 genannten Zeiten sind keine Ruhepausen.
(4)	 Die Arbeitszeit darf 48 Stunden wöchentlich nicht überschrei-
ten. Sie kann auf bis zu 60 Stunden verlängert werden, wenn inner-
halb von vier Kalendermonaten oder 16 Wochen im Durchschnitt 
48 Stunden wöchentlich nicht überschritten werden.
(5)	 Die Ruhezeiten bestimmen sich nach den Vorschriften der 
Europäischen Gemeinschaften für Kraftfahrer und Beifahrer sowie 
nach dem AETR. Dies gilt auch für Auszubildende und Praktikanten.
(6)	 In einem Tarifvertrag oder auf Grund eines Tarifvertrags in 
einer Betriebs- oder Dienstvereinbarung kann zugelassen werden, 
1.	 nähere Einzelheiten zu den in Absatz  3 Satz 1 Nr. 1, 2 und 

Satz 2 genannten Voraussetzungen zu regeln,
2.	 abweichend von Absatz  4 sowie den §§ 3 und 6 Abs. 2 die 

Arbeitszeit festzulegen, wenn objektive, technische oder 
arbeitszeitorganisatorische Gründe vorliegen. Dabei darf 
die Arbeitszeit 48 Stunden wöchentlich im Durchschnitt von 
sechs Kalendermonaten nicht überschreiten.

§ 7 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 2a gilt nicht. § 7 Abs. 3 gilt entsprechend.
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(7)	 Der Arbeitgeber ist verpflichtet, die Arbeitszeit der Arbeit-
nehmer aufzuzeichnen. Die Aufzeichnungen sind mindestens 
zwei Jahre aufzubewahren. Der Arbeitgeber hat dem Arbeitneh-
mer auf Verlangen eine Kopie der Aufzeichnungen seiner Arbeits-
zeit auszuhändigen.
(8)	 Zur Berechnung der Arbeitszeit fordert der Arbeitgeber den 
Arbeitnehmer schriftlich auf, ihm eine Aufstellung der bei einem 
anderen Arbeitgeber geleisteten Arbeitszeit vorzulegen. Der Ar-
beitnehmer legt diese Angaben schriftlich vor.

Siebter Abschnitt Straf- und Bußgeldvorschriften

§ 22 Bußgeldvorschriften
(1)	 Ordnungswidrig handelt, wer als Arbeitgeber vorsätzlich oder 
fahrlässig 
1.	 entgegen §§ 3, 6 Abs. 2 oder § 21a Abs. 4, jeweils auch in Ver-

bindung mit § 11 Abs. 2, einen Arbeitnehmer über die Gren-
zen der Arbeitszeit hinaus beschäftigt,

2.	 entgegen § 4 Ruhepausen nicht, nicht mit der vorgeschriebe-
nen Mindestdauer oder nicht rechtzeitig gewährt,

3.	 entgegen § 5 Abs. 1 die Mindestruhezeit nicht gewährt oder 
entgegen § 5 Abs. 2 die Verkürzung der Ruhezeit durch Ver-
längerung einer anderen Ruhezeit nicht oder nicht rechtzeitig 
ausgleicht,

4.	 einer Rechtsverordnung nach § 8 Satz 1, § 13 Abs. 1 oder 2, 
§ 15 Absatz 2a Nummer 2, § 21 Absatz 1 oder § 24 zuwider-
handelt, soweit sie für einen bestimmten Tatbestand auf diese 
Bußgeldvorschrift verweist,

5.	 entgegen § 9 Abs. 1 einen Arbeitnehmer an Sonn- oder Feier-
tagen beschäftigt,

6.	 entgegen § 11 Abs. 1 einen Arbeitnehmer an allen Sonntagen 
beschäftigt oder entgegen § 11 Abs. 3 einen Ersatzruhetag 
nicht oder nicht rechtzeitig gewährt,

7.	 einer vollziehbaren Anordnung nach § 13 Abs. 3 Nr. 2 zuwi-
derhandelt,

8.	 entgegen § 16 Abs. 1 die dort bezeichnete Auslage oder den 
dort bezeichneten Aushang nicht vornimmt,

9.	 entgegen § 16 Abs. 2 oder § 21a Abs. 7 Aufzeichnungen nicht 
oder nicht richtig erstellt oder nicht für die vorgeschriebene 
Dauer aufbewahrt oder
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10.	 entgegen § 17 Abs. 4 eine Auskunft nicht, nicht richtig oder 
nicht vollständig erteilt, Unterlagen nicht oder nicht vollstän-
dig vorlegt oder nicht einsendet oder entgegen § 17 Abs. 5 
Satz 2 eine Maßnahme nicht gestattet.

(2)	 Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes  1 
Nr. 1 bis 7, 9 und 10 mit einer Geldbuße bis zu fünfzehntau-
send Euro, in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 8 mit einer Geldbuße 
bis zu zweitausendfünfhundert Euro geahndet werden.

§ 23 Strafvorschriften
(1)	 Wer eine der in § 22 Abs. 1 Nr. 1 bis 3, 5 bis 7 bezeichneten 
Handlungen 
1.	 vorsätzlich begeht und dadurch Gesundheit oder Arbeitskraft 

eines Arbeitnehmers gefährdet oder
2.	 beharrlich wiederholt,
wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe be-
straft.
(2)	 Wer in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 die Gefahr fahrlässig 
verursacht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit 
Geldstrafe bis zu 180 Tagessätzen bestraft.

Achter Abschnitt Schlußvorschriften

§ 24 Umsetzung von zwischenstaatlichen Vereinbarungen und 
Rechtsakten der EG

Die Bundesregierung kann mit Zustimmung des Bundesrates zur 
Erfüllung von Verpflichtungen aus zwischenstaatlichen Vereinba-
rungen oder zur Umsetzung von Rechtsakten des Rates oder der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften, die Sachbereiche 
dieses Gesetzes betreffen, Rechtsverordnungen nach diesem Ge-
setz erlassen.

§ 25 Übergangsregelung für Tarifverträge
Enthält ein am 1. Januar 2004 bestehender oder nachwirkender 
Tarifvertrag abweichende Regelungen nach § 7 Abs. 1 oder 2 oder 
§ 12 Satz 1, die den in diesen Vorschriften festgelegten Höchstrah-
men überschreiten, bleiben diese tarifvertraglichen Bestimmun-
gen bis zum 31. Dezember 2006 unberührt. Tarifverträgen nach 
Satz 1 stehen durch Tarifvertrag zugelassene Betriebsvereinba-
rungen sowie Regelungen nach § 7 Abs. 4 gleich.
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Gesetz zum Schutze von Müttern bei der 
Arbeit, in der Ausbildung und im Studium 
(Mutterschutzgesetz – MuSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.  Mai  2017 (BGBl. I 
S. 1228)

Abschnitt 1 Allgemeine Vorschriften

§ 1 Anwendungsbereich, Ziel des Mutterschutzes
(1)	 Dieses Gesetz schützt die Gesundheit der Frau und ihres 
Kindes am Arbeits-, Ausbildungs- und Studienplatz während der 
Schwangerschaft, nach der Entbindung und in der Stillzeit. Das 
Gesetz ermöglicht es der Frau, ihre Beschäftigung oder sonstige 
Tätigkeit in dieser Zeit ohne Gefährdung ihrer Gesundheit oder der 
ihres Kindes fortzusetzen und wirkt Benachteiligungen während 
der Schwangerschaft, nach der Entbindung und in der Stillzeit 
entgegen. Regelungen in anderen Arbeitsschutzgesetzen bleiben 
unberührt.
(2)	 Dieses Gesetz gilt für Frauen in einer Beschäftigung im Sinne 
von § 7 Absatz 1 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch. Unabhän-
gig davon, ob ein solches Beschäftigungsverhältnis vorliegt, gilt 
dieses Gesetz auch für
1.	 Frauen in betrieblicher Berufsbildung und Praktikantinnen 

im Sinne von § 26 des Berufsbildungsgesetzes,
2.	 Frauen mit Behinderung, die in einer Werkstatt für behinder-

te Menschen beschäftigt sind, 
3.	 Frauen, die als Entwicklungshelferinnen im Sinne des Ent-

wicklungshelfer-Gesetzes tätig sind, jedoch mit der Maßga-
be, dass die §§ 18 bis 22 auf sie nicht anzuwenden sind,

4.	 Frauen, die als Freiwillige im Sinne des Jugendfreiwilligen-
dienstegesetzes oder des Bundesfreiwilligendienstgesetzes 
tätig sind,

5.	 Frauen, die als Mitglieder einer geistlichen Genossenschaft, 
Diakonissen oder Angehörige einer ähnlichen Gemeinschaft 
auf einer Planstelle oder aufgrund eines Gestellungsvertra-
ges für diese tätig werden, auch während der Zeit ihrer dorti-
gen außerschulischen Ausbildung,

6.	 Frauen, die in Heimarbeit beschäftigt sind, und ihnen Gleich-
gestellte im Sinne von § 1 Absatz 1 und 2 des Heimarbeitsge-
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setzes, soweit sie am Stück mitarbeiten, jedoch mit der Maß-
gabe, dass die §§ 10 und 14 auf sie nicht anzuwenden sind 
und § 9 Absatz 1 bis 5 auf sie entsprechend anzuwenden ist,

7.	 Frauen, die wegen ihrer wirtschaftlichen Unselbstständigkeit 
als arbeitnehmerähnliche Person anzusehen sind, jedoch mit 
der Maßgabe, dass die §§ 18, 19 Absatz 2 und § 20 auf sie 
nicht anzuwenden sind, und 

8.	 Schülerinnen und Studentinnen, soweit die Ausbildungsstelle 
Ort, Zeit und Ablauf der Ausbildungsveranstaltung verpflich-
tend vorgibt oder die ein im Rahmen der schulischen oder 
hochschulischen Ausbildung verpflichtend vorgegebenes 
Praktikum ableisten, jedoch mit der Maßgabe, dass die §§ 17 
bis 24 auf sie nicht anzuwenden sind.

(3)	 Das Gesetz gilt nicht für Beamtinnen und Richterinnen. Das 
Gesetz gilt ebenso nicht für Soldatinnen, auch soweit die Voraus-
setzungen des Absatzes 2 erfüllt sind, es sei denn, sie werden auf-
grund dienstlicher Anordnung oder Gestattung außerhalb des Ge-
schäftsbereiches des Bundesministeriums der Verteidigung tätig.
(4)	 Dieses Gesetz gilt für jede Person, die schwanger ist, ein Kind 
geboren hat oder stillt. Die Absätze 2 und 3 gelten entsprechend.

§ 2 Begriffsbestimmungen
(1)	 Arbeitgeber im Sinne dieses Gesetzes ist die natürliche oder 
juristische Person oder die rechtsfähige Personengesellschaft, die 
Personen nach § 1 Absatz 2 Satz 1 beschäftigt. Dem Arbeitgeber 
stehen gleich:
1.	 die natürliche oder juristische Person oder die rechtsfähige 

Personengesellschaft, die Frauen im Fall von §  1 Absatz  2 
Satz 2 Nummer 1 ausbildet oder für die Praktikantinnen im 
Fall von § 1 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 tätig sind,

2.	 der Träger der Werkstatt für behinderte Menschen im Fall 
von § 1 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2,

3.	 der Träger des Entwicklungsdienstes im Fall von § 1 Absatz 2 
Satz 2 Nummer 3,

4.	 die Einrichtung, in der der Freiwilligendienst nach dem Ju-
gendfreiwilligendienstegesetz oder nach dem Bundesfreiwil-
ligendienstgesetz im Fall von § 1 Absatz 2 Satz 2 Nummer 4 
geleistet wird,

5.	 die geistliche Genossenschaft und ähnliche Gemeinschaft im 
Fall von § 1 Absatz 2 Satz 2 Nummer 5,
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6.	 der Auftraggeber und der Zwischenmeister von Frauen im 
Fall von § 1 Absatz 2 Satz 2 Nummer 6,

7.	 die natürliche oder juristische Person oder die rechtsfähige 
Personengesellschaft, für die Frauen im Sinne von §  1 Ab-
satz 2 Satz 2 Nummer 7 tätig sind, und

8.	 die natürliche oder juristische Person oder die rechtsfähige 
Personengesellschaft, mit der das Ausbildungs- oder Prak-
tikumsverhältnis im Fall von § 1 Absatz 2 Satz 2 Nummer 8 
besteht (Ausbildungsstelle).

(2)	 Eine Beschäftigung im Sinne der nachfolgenden Vorschrif-
ten erfasst jede Form der Betätigung, die eine Frau im Rahmen 
eines Beschäftigungsverhältnisses nach § 1 Absatz 2 Satz 1 oder 
die eine Frau im Sinne von § 1 Absatz 2 Satz 2 im Rahmen ihres 
Rechtsverhältnisses zu ihrem Arbeitgeber nach § 2 Absatz 1 Satz 2 
ausübt.
(3)	 Ein Beschäftigungsverbot im Sinne dieses Gesetzes ist nur 
ein Beschäftigungsverbot nach den §§ 3 bis 6, 10 Absatz 3, § 13 
Absatz 1 Nummer 3 und § 16. Für eine in Heimarbeit beschäftigte 
Frau und eine ihr Gleichgestellte tritt an die Stelle des Beschäf-
tigungsverbots das Verbot der Ausgabe von Heimarbeit nach den 
§§ 3, 8, 13 Absatz 2 und § 16. Für eine Frau, die wegen ihrer wirt-
schaftlichen Unselbstständigkeit als arbeitnehmerähnliche Per-
son anzusehen ist, tritt an die Stelle des Beschäftigungsverbots 
nach Satz 1 die Befreiung von der vertraglich vereinbarten Leis-
tungspflicht; die Frau kann sich jedoch gegenüber der dem Ar-
beitgeber gleichgestellten Person oder Gesellschaft im Sinne von 
Absatz  1 Satz  2 Nummer 7 dazu bereit erklären, die vertraglich 
vereinbarte Leistung zu erbringen.
(4)	 Alleinarbeit im Sinne dieses Gesetzes liegt vor, wenn der Ar-
beitgeber eine Frau an einem Arbeitsplatz in seinem räumlichen 
Verantwortungsbereich beschäftigt, ohne dass gewährleistet ist, 
dass sie jederzeit den Arbeitsplatz verlassen oder Hilfe erreichen 
kann.
(5)	 Arbeitsentgelt im Sinne dieses Gesetzes ist das Arbeitsent-
gelt, das nach § 14 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch in Ver-
bindung mit einer aufgrund des § 17 des Vierten Buches Sozial-
gesetzbuch erlassenen Verordnung bestimmt wird. Für Frauen im 
Sinne von § 1 Absatz 2 Satz 2 gilt als Arbeitsentgelt ihre jeweilige 
Vergütung.
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Abschnitt 2 Gesundheitsschutz

Unterabschnitt 1 Arbeitszeitlicher Gesundheitsschutz

§ 3 Schutzfristen vor und nach der Entbindung
(1)	 Der Arbeitgeber darf eine schwangere Frau in den letzten 
sechs Wochen vor der Entbindung nicht beschäftigen (Schutzfrist 
vor der Entbindung), soweit sie sich nicht zur Arbeitsleistung aus-
drücklich bereit erklärt. Sie kann die Erklärung nach Satz 1 jeder-
zeit mit Wirkung für die Zukunft widerrufen. Für die Berechnung 
der Schutzfrist vor der Entbindung ist der voraussichtliche Tag der 
Entbindung maßgeblich, wie er sich aus dem ärztlichen Zeugnis 
oder dem Zeugnis einer Hebamme oder eines Entbindungspfle-
gers ergibt. Entbindet eine Frau nicht am voraussichtlichen Ter-
min, verkürzt oder verlängert sich die Schutzfrist vor der Entbin-
dung entsprechend.
(2)	 Der Arbeitgeber darf eine Frau bis zum Ablauf von acht Wo-
chen nach der Entbindung nicht beschäftigen (Schutzfrist nach der 
Entbindung). Die Schutzfrist nach der Entbindung verlängert sich 
auf zwölf Wochen
1.	 bei Frühgeburten,
2.	 bei Mehrlingsgeburten und,
3.	 wenn vor Ablauf von acht Wochen nach der Entbindung bei 

dem Kind eine Behinderung im Sinne von § 2 Absatz 1 Satz 1 
des Neunten Buches Sozialgesetzbuch ärztlich festgestellt 
wird.

Bei vorzeitiger Entbindung verlängert sich die Schutzfrist nach der 
Entbindung nach Satz 1 oder nach Satz 2 um den Zeitraum der Ver-
kürzung der Schutzfrist vor der Entbindung nach Absatz 1 Satz 4. 
Nach Satz 2 Nummer 3 verlängert sich die Schutzfrist nach der 
Entbindung nur, wenn die Frau dies beantragt.
(3)	 Die Ausbildungsstelle darf eine Frau im Sinne von § 1 Absatz 2 
Satz 2 Nummer 8 bereits in der Schutzfrist nach der Entbindung 
im Rahmen der schulischen oder hochschulischen Ausbildung 
tätig werden lassen, wenn die Frau dies ausdrücklich gegenüber 
ihrer Ausbildungsstelle verlangt. Die Frau kann ihre Erklärung je-
derzeit mit Wirkung für die Zukunft widerrufen.
(4)	 Der Arbeitgeber darf eine Frau nach dem Tod ihres Kindes 
bereits nach Ablauf der ersten zwei Wochen nach der Entbindung 
beschäftigen, wenn
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1.	 die Frau dies ausdrücklich verlangt und
2.	 nach ärztlichem Zeugnis nichts dagegen spricht.
Sie kann ihre Erklärung nach Satz 1 Nummer 1 jederzeit mit Wir-
kung für die Zukunft widerrufen.

§ 4 Verbot der Mehrarbeit; Ruhezeit
(1)	 Der Arbeitgeber darf eine schwangere oder stillende Frau, 
die 18 Jahre oder älter ist, nicht mit einer Arbeit beschäftigen, die 
die Frau über achteinhalb Stunden täglich oder über 90 Stunden 
in der Doppelwoche hinaus zu leisten hat. Eine schwangere oder 
stillende Frau unter 18 Jahren darf der Arbeitgeber nicht mit einer 
Arbeit beschäftigen, die die Frau über acht Stunden täglich oder 
über 80 Stunden in der Doppelwoche hinaus zu leisten hat. In die 
Doppelwoche werden die Sonntage eingerechnet. Der Arbeitgeber 
darf eine schwangere oder stillende Frau nicht in einem Umfang 
beschäftigen, der die vertraglich vereinbarte wöchentliche Ar-
beitszeit im Durchschnitt des Monats übersteigt. Bei mehreren 
Arbeitgebern sind die Arbeitszeiten zusammenzurechnen.
(2)	 Der Arbeitgeber muss der schwangeren oder stillenden Frau 
nach Beendigung der täglichen Arbeitszeit eine ununterbrochene 
Ruhezeit von mindestens elf Stunden gewähren.

§ 5 Verbot der Nachtarbeit
(1)	 Der Arbeitgeber darf eine schwangere oder stillende Frau 
nicht zwischen 20 Uhr und 6 Uhr beschäftigen. Er darf sie bis 22 
Uhr beschäftigen, wenn die Voraussetzungen des § 28 erfüllt sind.
(2)	 Die Ausbildungsstelle darf eine schwangere oder stillende 
Frau im Sinne von § 1 Absatz 2 Satz 2 Nummer 8 nicht zwischen 20 
Uhr und 6 Uhr im Rahmen der schulischen oder hochschulischen 
Ausbildung tätig werden lassen. Die Ausbildungsstelle darf sie an 
Ausbildungsveranstaltungen bis 22 Uhr teilnehmen lassen, wenn
1.	 sich die Frau dazu ausdrücklich bereit erklärt,
2.	 die Teilnahme zu Ausbildungszwecken zu dieser Zeit erfor-

derlich ist und
3.	 insbesondere eine unverantwortbare Gefährdung für die 

schwangere Frau oder ihr Kind durch Alleinarbeit ausge-
schlossen ist.

Die schwangere oder stillende Frau kann ihre Erklärung nach 
Satz 2 Nummer 1 jederzeit mit Wirkung für die Zukunft widerrufen.
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§ 6 Verbot der Sonn- und Feiertagsarbeit
(1)	 Der Arbeitgeber darf eine schwangere oder stillende Frau 
nicht an Sonn- und Feiertagen beschäftigen. Er darf sie an Sonn- 
und Feiertagen nur dann beschäftigen, wenn
1.	 sich die Frau dazu ausdrücklich bereit erklärt,
2.	 eine Ausnahme vom allgemeinen Verbot der Arbeit an Sonn- 

und Feiertagen nach § 10 des Arbeitszeitgesetzes zugelassen 
ist,

3.	 der Frau in jeder Woche im Anschluss an eine ununterbro-
chene Nachtruhezeit von mindestens elf Stunden ein Ersatz-
ruhetag gewährt wird und

4.	 insbesondere eine unverantwortbare Gefährdung für die 
schwangere Frau oder ihr Kind durch Alleinarbeit ausge-
schlossen ist.

Die schwangere oder stillende Frau kann ihre Erklärung nach 
Satz 2 Nummer 1 jederzeit mit Wirkung für die Zukunft widerrufen.
(2)	 Die Ausbildungsstelle darf eine schwangere oder stillende 
Frau im Sinne von § 1 Absatz 2 Satz 2 Nummer 8 nicht an Sonn- 
und Feiertagen im Rahmen der schulischen oder hochschulischen 
Ausbildung tätig werden lassen. Die Ausbildungsstelle darf sie an 
Ausbildungsveranstaltungen an Sonn- und Feiertagen teilnehmen 
lassen, wenn
1.	 sich die Frau dazu ausdrücklich bereit erklärt,
2.	 die Teilnahme zu Ausbildungszwecken zu dieser Zeit erfor-

derlich ist,
3.	 der Frau in jeder Woche im Anschluss an eine ununterbro-

chene Nachtruhezeit von mindestens elf Stunden ein Ersatz-
ruhetag gewährt wird und

4.	 insbesondere eine unverantwortbare Gefährdung für die 
schwangere Frau oder ihr Kind durch Alleinarbeit ausge-
schlossen ist.

Die schwangere oder stillende Frau kann ihre Erklärung nach 
Satz 2 Nummer 1 jederzeit mit Wirkung für die Zukunft widerrufen.

§ 7 Freistellung für Untersuchungen und zum Stillen
(1)	 Der Arbeitgeber hat eine Frau für die Zeit freizustellen, die 
zur Durchführung der Untersuchungen im Rahmen der Leistun-
gen der gesetzlichen Krankenversicherung bei Schwangerschaft 
und Mutterschaft erforderlich sind. Entsprechendes gilt zugunsten 
einer Frau, die nicht in der gesetzlichen Krankenversicherung ver-
sichert ist.
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(2)	 Der Arbeitgeber hat eine stillende Frau auf ihr Verlangen 
während der ersten zwölf Monate nach der Entbindung für die zum 
Stillen erforderliche Zeit freizustellen, mindestens aber zweimal 
täglich für eine halbe Stunde oder einmal täglich für eine Stun-
de. Bei einer zusammenhängenden Arbeitszeit von mehr als acht 
Stunden soll auf Verlangen der Frau zweimal eine Stillzeit von 
mindestens 45 Minuten oder, wenn in der Nähe der Arbeitsstätte
keine Stillgelegenheit vorhanden ist, einmal eine Stillzeit von min-
destens 90 Minuten gewährt werden. Die Arbeitszeit gilt als zu-
sammenhängend, wenn sie nicht durch eine Ruhepause von mehr 
als zwei Stunden unterbrochen wird.

§ 8 Beschränkung von Heimarbeit
(1)	 Der Auftraggeber oder Zwischenmeister darf Heimarbeit an 
eine schwangere in Heimarbeit beschäftigte Frau oder an eine 
ihr Gleichgestellte nur in solchem Umfang und mit solchen Fer-
tigungsfristen ausgeben, dass die Arbeit werktags während einer 
achtstündigen Tagesarbeitszeit ausgeführt werden kann.
(2)	 Der Auftraggeber oder Zwischenmeister darf Heimarbeit an 
eine stillende in Heimarbeit beschäftigte Frau oder an eine ihr 
Gleichgestellte nur in solchem Umfang und mit solchen Ferti-
gungsfristen ausgeben, dass die Arbeit werktags während einer 
siebenstündigen Tagesarbeitszeit ausgeführt werden kann.

Unterabschnitt 2 Betrieblicher Gesundheitsschutz

§  9 Gestaltung der Arbeitsbedingungen; unverantwortbare Ge-
fährdung
(1)	 Der Arbeitgeber hat bei der Gestaltung der Arbeitsbedingun-
gen einer schwangeren oder stillenden Frau alle aufgrund der 
Gefährdungsbeurteilung nach § 10 erforderlichen Maßnahmen für 
den Schutz ihrer physischen und psychischen Gesundheit sowie 
der ihres Kindes zu treffen. Er hat die Maßnahmen auf ihre Wirk-
samkeit zu überprüfen und erforderlichenfalls den sich ändern-
den Gegebenheiten anzupassen. Soweit es nach den Vorschriften 
dieses Gesetzes verantwortbar ist, ist der Frau auch während der 
Schwangerschaft, nach der Entbindung und in der Stillzeit die 
Fortführung ihrer Tätigkeiten zu ermöglichen. Nachteile aufgrund 
der Schwangerschaft, der Entbindung oder der Stillzeit sollen ver-
mieden oder ausgeglichen werden.
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(2)	 Der Arbeitgeber hat die Arbeitsbedingungen so zu gestalten, 
dass Gefährdungen einer schwangeren oder stillenden Frau oder 
ihres Kindes möglichst vermieden werden und eine unverantwort-
bare Gefährdung ausgeschlossen wird. Eine Gefährdung ist unver-
antwortbar, wenn die Eintrittswahrscheinlichkeit einer Gesund-
heitsbeeinträchtigung angesichts der zu erwartenden Schwere 
des möglichen Gesundheitsschadens nicht hinnehmbar ist. Eine 
unverantwortbare Gefährdung gilt als ausgeschlossen, wenn der 
Arbeitgeber alle Vorgaben einhält, die aller Wahrscheinlichkeit 
nach dazu führen, dass die Gesundheit einer schwangeren oder 
stillenden Frau oder ihres Kindes nicht beeinträchtigt wird.
(3)	 Der Arbeitgeber hat sicherzustellen, dass die schwangere 
oder stillende Frau ihre Tätigkeit am Arbeitsplatz, soweit es für sie 
erforderlich ist, kurz unterbrechen kann. Er hat darüber hinaus si-
cherzustellen, dass sich die schwangere oder stillende Frau wäh-
rend der Pausen und Arbeitsunterbrechungen unter geeigneten 
Bedingungen hinlegen, hinsetzen und ausruhen kann. 
(4)	 Alle Maßnahmen des Arbeitgebers nach diesem Unterab-
schnitt sowie die Beurteilung der Arbeitsbedingungen nach § 10 
müssen dem Stand der Technik, der Arbeitsmedizin und der Hygi-
ene sowie den sonstigen gesicherten wissenschaftlichen Erkennt-
nissen entsprechen. Der Arbeitgeber hat bei seinen Maßnahmen 
die vom Ausschuss für Mutterschutz ermittelten und nach §  30 
Absatz 4 im Gemeinsamen Ministerialblatt veröffentlichten Regeln 
und Erkenntnisse zu berücksichtigen; bei Einhaltung dieser Re-
geln und bei Beachtung dieser Erkenntnisse ist davon auszuge-
hen, dass die in diesem Gesetz gestellten Anforderungen erfüllt 
sind.
(5)	 Der Arbeitgeber kann zuverlässige und fachkundige Perso-
nen schriftlich damit beauftragen, ihm obliegende Aufgaben nach 
diesem Unterabschnitt in eigener Verantwortung wahrzunehmen.
(6)	 Kosten für Maßnahmen nach diesem Gesetz darf der Arbeit-
geber nicht den Personen auferlegen, die bei ihm beschäftigt sind. 
Die Kosten für Zeugnisse und Bescheinigungen, die die schwange-
re oder stillende Frau auf Verlangen des Arbeitgebers vorzulegen 
hat, trägt der Arbeitgeber.

§ 10 Beurteilung der Arbeitsbedingungen; Schutzmaßnahmen
(1)	 Im Rahmen der Beurteilung der Arbeitsbedingungen nach § 5 
des Arbeitsschutzgesetzes hat der Arbeitgeber für jede Tätigkeit 
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1.	 die Gefährdungen nach Art, Ausmaß und Dauer zu beurteilen, 
denen eine schwangere oder stillende Frau oder ihr Kind aus-
gesetzt ist oder sein kann, und

2.	 unter Berücksichtigung des Ergebnisses der Beurteilung 
der Gefährdung nach Nummer 1 zu ermitteln, ob für eine 
schwangere oder stillende Frau oder ihr Kind voraussichtlich

	 a)	 keine Schutzmaßnahmen erforderlich sein werden,
	 b)	 eine Umgestaltung der Arbeitsbedingungen nach §  13 

Absatz 1 Nummer 1 erforderlich sein wird oder
	 c)	 eine Fortführung der Tätigkeit der Frau an diesem Ar-

beitsplatz nicht möglich sein wird.
Bei gleichartigen Arbeitsbedingungen ist die Beurteilung eines Ar-
beitsplatzes oder einer Tätigkeit ausreichend.
(2)	 Sobald eine Frau dem Arbeitgeber mitgeteilt hat, dass sie 
schwanger ist oder stillt, hat der Arbeitgeber unverzüglich die 
nach Maßgabe der Gefährdungsbeurteilung nach Absatz 1 erfor-
derlichen Schutzmaßnahmen festzulegen. Zusätzlich hat der Ar-
beitgeber der Frau ein Gespräch über weitere Anpassungen ihrer 
Arbeitsbedingungen anzubieten.
(3)	 Der Arbeitgeber darf eine schwangere oder stillende Frau 
nur diejenigen Tätigkeiten ausüben lassen, für die er die erforder-
lichen Schutzmaßnahmen nach Absatz 2 Satz 1 getroffen hat.

§ 11 Unzulässige Tätigkeiten und Arbeitsbedingungen für schwan-
gere Frauen
(1)	 Der Arbeitgeber darf eine schwangere Frau keine Tätigkei-
ten ausüben lassen und sie keinen Arbeitsbedingungen aussetzen, 
bei denen sie in einem Maß Gefahrstoffen ausgesetzt ist oder sein 
kann, dass dies für sie oder für ihr Kind eine unverantwortbare 
Gefährdung darstellt. Eine unverantwortbare Gefährdung im Sinne 
von Satz 1 liegt insbesondere vor, wenn die schwangere Frau Tätig-
keiten ausübt oder Arbeitsbedingungen ausgesetzt ist, bei denen 
sie folgenden Gefahrstoffen ausgesetzt ist oder sein kann:
1.	 Gefahrstoffen, die nach den Kriterien des Anhangs I zur Ver-

ordnung (EG) Nr. 1272/2008 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 16. Dezember 2008 über die Einstufung, 
Kennzeichnung und Verpackung von Stoffen und Gemischen, 
zur Änderung und Aufhebung der Richtlinien 67/548/EWG 
und 1999/45/EG und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 
1907/2006 (Abl. L 353 vom 31.12.2008, S. 1) zu bewerten sind
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	 a)	 als reproduktionstoxisch nach der Kategorie 1A, 1B oder 
2 oder nach der Zusatzkategorie für Wirkungen auf oder 
über die Laktation,

	 b)	 als keimzellmutagen nach der Kategorie 1A oder 1B,
	 c)	 als karzinogen nach der Kategorie 1A oder 1B,
	 d)	 als spezifisch zielorgantoxisch nach einmaliger Exposi-

tion nach der Kategorie 1 oder
	 e)	 als akut toxisch nach der Kategorie 1, 2 oder 3,
2.	 Blei und Bleiderivaten, soweit die Gefahr besteht, dass diese 

Stoffe vom menschlichen Körper aufgenommen werden, oder
3.	 Gefahrstoffen, die als Stoffe ausgewiesen sind, die auch bei 

Einhaltung der arbeitsplatzbezogenen Vorgaben möglicher-
weise zu einer Fruchtschädigung fuhren können.

Eine unverantwortbare Gefährdung im Sinne von Satz 1 oder 2 gilt 
insbesondere als ausgeschlossen, 
1.	 wenn
	 a)	 für den jeweiligen Gefahrstoff die arbeitsplatzbezoge-

nen Vorgaben eingehalten werden und es sich um ei-
nen Gefahrstoff handelt, der als Stoff ausgewiesen ist, 
der bei Einhaltung der arbeitsplatzbezogenen Vorgaben 
hinsichtlich einer Fruchtschädigung als sicher bewertet 
wird, oder

	 b)	 der Gefahrstoff nicht in der Lage ist, die Plazenta-
schranke zu überwinden, oder aus anderen Gründen 
ausgeschlossen ist, dass eine Fruchtschädigung eintritt, 
und

2.	 wenn der Gefahrstoff nach den Kriterien des Anhangs I zur 
Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 nicht als reproduktionstoxisch 
nach der Zusatzkategorie für Wirkungen auf oder über die 
Laktation zu bewerten ist.

Die vom Ausschuss für Mutterschutz ermittelten wissenschaftli-
chen Erkenntnisse sind zu beachten.
(2)	 Der Arbeitgeber darf eine schwangere Frau keine Tätigkei-
ten ausüben lassen und sie keinen Arbeitsbedingungen aussetzen, 
bei denen sie in einem Maß mit Biostoffen der Risikogruppe 2, 3 
oder 4 im Sinne von § 3 Absatz 1 der Biostoffverordnung in Kontakt 
kommt oder kommen kann, dass dies für sie oder für ihr Kind eine 
unverantwortbare Gefährdung darstellt. Eine unverantwortbare 
Gefährdung im Sinne von Satz 1 liegt insbesondere
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vor, wenn die schwangere Frau Tätigkeiten ausübt oder Arbeitsbe-
dingungen ausgesetzt ist, bei denen sie mit folgenden Biostoffen in 
Kontakt kommt oder kommen kann:
1.	 mit Biostoffen, die in die Risikogruppe 4 im Sinne von § 3 Ab-

satz 1 der Biostoffverordnung einzustufen sind, oder
2.	 mit Rötelnvirus oder mit Toxoplasma.
Die Sätze 1 und 2 gelten auch, wenn der Kontakt mit Biostoffen im 
Sinne von Satz 1 oder 2 therapeutische Maßnahmen erforderlich 
macht oder machen kann, die selbst eine unverantwortbare Ge-
fährdung darstellen. Eine unverantwortbare Gefährdung im Sinne 
von Satz 1 oder 2 gilt insbesondere als ausgeschlossen, wenn die 
schwangere Frau über einen ausreichenden Immunschutz verfügt.
(3)	 Der Arbeitgeber darf eine schwangere Frau keine Tätigkeiten 
ausüben lassen und sie keinen Arbeitsbedingungen aussetzen, bei 
denen sie physikalischen Einwirkungen in einem Maß ausgesetzt 
ist oder sein kann, dass dies für sie oder für ihr Kind eine unver-
antwortbare Gefährdung darstellt. Als physikalische Einwirkungen 
im Sinne von Satz 1 sind insbesondere zu berücksichtigen:
1.	 ionisierende und nicht ionisierende Strahlungen,
2.	 Erschütterungen, Vibrationen und Lärm sowie
3.	 Hitze, Kälte und Nässe.
(4)	 Der Arbeitgeber darf eine schwangere Frau keine Tätigkeiten 
ausüben lassen und sie keinen Arbeitsbedingungen aussetzen, bei 
denen sie einer belastenden Arbeitsumgebung in einem Maß aus-
gesetzt ist oder sein kann, dass dies für sie oder für ihr Kind eine 
unverantwortbare Gefährdung darstellt. Der Arbeitgeber darf eine 
schwangere Frau insbesondere keine Tätigkeiten ausüben lassen
1.	 in Räumen mit einem Überdruck im Sinne von § 2 der Druck-

luftverordnung,
2.	 in Räumen mit sauerstoffreduzierter Atmosphäre oder
3.	 im Bergbau unter Tage.
(5)	 Der Arbeitgeber darf eine schwangere Frau keine Tätigkeiten 
ausüben lassen und sie keinen Arbeitsbedingungen aussetzen, bei 
denen sie körperlichen Belastungen oder mechanischen Einwir-
kungen in einem Maß ausgesetzt ist oder sein kann, dass dies für 
sie oder für ihr Kind eine unverantwortbare Gefährdung darstellt. 
Der Arbeitgeber darf eine schwangere Frau insbesondere keine 
Tätigkeiten ausüben lassen, bei denen 
1.	 sie ohne mechanische Hilfsmittel regelmäßig Lasten von 

mehr als 5 Kilogramm Gewicht oder gelegentlich Lasten von 
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mehr als 10 Kilogramm Gewicht von Hand heben, halten, be-
wegen oder befördern muss,

2.	 sie mit mechanischen Hilfsmitteln Lasten von Hand heben, 
halten, bewegen oder befördern muss und dabei ihre körper-
liche Beanspruchung der von Arbeiten nach Nummer 1 ent-
spricht,

3.	 sie nach Ablauf des fünften Monats der Schwangerschaft 
überwiegend bewegungsarm ständig stehen muss und wenn 
diese Tätigkeit täglich vier Stunden überschreitet,

4.	 sie sich häufig erheblich strecken, beugen, dauernd hocken, 
sich gebückt halten oder sonstige Zwangshaltungen einneh-
men muss,

5.	 sie auf Beförderungsmitteln eingesetzt wird, wenn dies für 
sie oder für ihr Kind eine unverantwortbare Gefährdung dar-
stellt,

6.	 Unfälle, insbesondere durch Ausgleiten, Fallen oder Stürzen, 
oder Tätlichkeiten zu befürchten sind, die für sie oder für ihr 
Kind eine unverantwortbare Gefährdung darstellen,

7.	 sie eine Schutzausrüstung tragen muss und das Tragen eine 
Belastung darstellt oder

8.	 eine Erhöhung des Drucks im Bauchraum zu befürchten ist, 
insbesondere bei Tätigkeiten mit besonderer Fußbeanspru-
chung.

(6)	 Der Arbeitgeber darf eine schwangere Frau folgende Arbei-
ten nicht ausüben lassen:
1.	 Akkordarbeit oder sonstige Arbeiten, bei denen durch ein ge-

steigertes Arbeitstempo ein höheres Entgelt erzielt werden 
kann, 

2.	 Fließarbeit oder 
3.	 getaktete Arbeit mit vorgeschriebenem Arbeitstempo, wenn 

die Art der Arbeit oder das Arbeitstempo für die schwange-
re Frau oder für ihr Kind eine unverantwortbare Gefährdung 
darstellt.

§ 12 Unzulässige Tätigkeiten und Arbeitsbedingungen für stillende 
Frauen
(1)	 Der Arbeitgeber darf eine stillende Frau keine Tätigkeiten 
ausüben lassen und sie keinen Arbeitsbedingungen aussetzen, 
bei denen sie in einem Maß Gefahrstoffen ausgesetzt ist oder sein 
kann, dass dies für sie oder für ihr Kind eine unverantwortbare 
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Gefährdung darstellt. Eine unverantwortbare Gefährdung im Sinne 
von Satz 1 liegt insbesondere vor, wenn die stillende Frau Tätigkei-
ten ausübt oder Arbeitsbedingungen ausgesetzt ist, bei denen sie 
folgenden Gefahrstoffen ausgesetzt ist oder sein kann:
1.	 Gefahrstoffen, die nach den Kriterien des Anhangs I zur Ver-

ordnung (EG) Nr. 1272/2008 als reproduktionstoxisch nach 
der Zusatzkategorie für Wirkungen auf oder über die Laktati-
on zu bewerten sind oder

2.	 Blei und Bleiderivaten, soweit die Gefahr besteht, dass diese 
Stoffe vom menschlichen Körper aufgenommen werden.

(2)	 Der Arbeitgeber darf eine stillende Frau keine Tätigkeiten 
ausüben lassen und sie keinen Arbeitsbedingungen aussetzen, 
bei denen sie in einem Maß mit Biostoffen der Risikogruppe 2, 3 
oder 4 im Sinne von § 3 Absatz 1 der Biostoffverordnung in Kontakt 
kommt oder kommen kann, dass dies für sie oder für ihr Kind eine 
unverantwortbare Gefährdung darstellt. Eine unverantwortbare 
Gefährdung im Sinne von Satz 1 liegt insbesondere
vor, wenn die stillende Frau Tätigkeiten ausübt oder Arbeitsbe-
dingungen ausgesetzt ist, bei denen sie mit Biostoffen in Kontakt 
kommt oder kommen kann, die in die Risikogruppe 4 im Sinne von 
§ 3 Absatz 1 der Biostoffverordnung einzustufen sind. Die Sätze 1 
und 2 gelten auch, wenn der Kontakt mit Biostoffen im Sinne von 
Satz 1 oder 2 therapeutische Maßnahmen erforderlich macht oder 
machen kann, die selbst eine unverantwortbare
Gefährdung darstellen. Eine unverantwortbare Gefährdung im Sin-
ne von Satz 1 oder 2 gilt als ausgeschlossen, wenn die stillende 
Frau über einen ausreichenden Immunschutz verfügt.
(3)	 Der Arbeitgeber darf eine stillende Frau keine Tätigkeiten 
ausüben lassen und sie keinen Arbeitsbedingungen aussetzen, bei 
denen sie physikalischen Einwirkungen in einem Maß ausgesetzt 
ist oder sein kann, dass dies für sie oder für ihr Kind eine unver-
antwortbare Gefährdung darstellt. Als physikalische Einwirkungen 
im Sinne von Satz 1 sind insbesondere ionisierende und nicht ioni-
sierende Strahlungen zu berücksichtigen.
(4)	 Der Arbeitgeber darf eine stillende Frau keine Tätigkeiten 
ausüben lassen und sie keinen Arbeitsbedingungen aussetzen, bei 
denen sie einer belastenden Arbeitsumgebung in einem Maß aus-
gesetzt ist oder sein kann, dass dies für sie oder für ihr Kind eine 
unverantwortbare Gefährdung darstellt. Der Arbeitgeber darf eine 
stillende Frau insbesondere keine Tätigkeiten ausüben lassen
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1.	 in Räumen mit einem Überdruck im Sinne von § 2 der Druck-
luftverordnung oder

2.	 im Bergbau unter Tage.
(5)	 Der Arbeitgeber darf eine stillende Frau folgende Arbeiten 
nicht ausüben lassen:
1.	 Akkordarbeit oder sonstige Arbeiten, bei denen durch ein ge-

steigertes Arbeitstempo ein höheres Entgelt erzielt werden 
kann, 

2.	 Fließarbeit oder 
3.	 getaktete Arbeit mit vorgeschriebenem Arbeitstempo, wenn 

die Art der Arbeit oder das Arbeitstempo für die stillende 
Frau oder für ihr Kind eine unverantwortbare Gefährdung 
darstellt.

§  13 Rangfolge der Schutzmaßnahmen: Umgestaltung der Ar-
beitsbedingungen, Arbeitsplatzwechsel und betriebliches Be-
schäftigungsverbot
(1)	 Werden unverantwortbare Gefährdungen im Sinne von §  9, 
§ 11 oder § 12 festgestellt, hat der Arbeitgeber für jede Tätigkeit 
einer schwangeren oder stillenden Frau Schutzmaßnahmen in fol-
gender Rangfolge zu treffen:
1.	 Der Arbeitgeber hat die Arbeitsbedingungen für die schwan-

gere oder stillende Frau durch Schutzmaßnahmen nach Maß-
gabe des § 9 Absatz 2 umzugestalten.

2.	 Kann der Arbeitgeber unverantwortbare Gefährdungen für 
die schwangere oder stillende Frau nicht durch die Umgestal-
tung der Arbeitsbedingungen nach Nummer 1 ausschließen 
oder ist eine Umgestaltung wegen des nachweislich unver-
hältnismäßigen Aufwandes nicht zumutbar, hat der Arbeitge-
ber die Frau an einem anderen geeigneten Arbeitsplatz ein-
zusetzen, wenn er einen solchen Arbeitsplatz zur Verfügung 
stellen kann und dieser Arbeitsplatz der schwangeren oder 
stillenden Frau zumutbar ist.

3.	 Kann der Arbeitgeber unverantwortbare Gefährdungen für 
die schwangere oder stillende Frau weder durch Schutzmaß-
nahmen nach Nummer 1 noch durch einen Arbeitsplatzwech-
sel nach Nummer 2 ausschließen, darf er die schwangere 
oder stillende Frau nicht weiter beschäftigen.

(2)	 Der Auftraggeber oder Zwischenmeister darf keine Heimar-
beit an schwangere oder stillende Frauen ausgeben, wenn unver-



Mutterschutzgesetz (MuSchG) 

Zwingend aushangpflichtige Arbeitsschutzgesetze

58

antwortbare Gefährdungen nicht durch Schutzmaßnahmen nach 
Absatz 1 Nummer 1 ausgeschlossen werden können.

§ 14 Dokumentation und Information durch den Arbeitgeber
Der Arbeitgeber hat die Beurteilung der Arbeitsbedingungen nach 
§  10 durch Unterlagen zu dokumentieren, aus denen Folgendes 
ersichtlich ist:
1.	 das Ergebnis der Gefährdungsbeurteilung nach § 10 Absatz 1 

Satz 1 Nummer 1 und der Bedarf an Schutzmaßnahmen nach 
§ 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2,

2.	 die Festlegung der erforderlichen Schutzmaßnahmen nach 
§ 10 Absatz 2 Satz 1 sowie das Ergebnis ihrer Überprüfung 
nach § 9 Absatz 1 Satz 2 und

3.	 das Angebot eines Gesprächs mit der Frau über weitere 
Anpassungen ihrer Arbeitsbedingungen nach §  10 Absatz  2 
Satz 2 oder der Zeitpunkt eines solchen Gesprächs.

Wenn die Beurteilung nach § 10 Absatz 1 ergibt, dass die schwan-
gere oder stillende Frau oder ihr Kind keiner Gefährdung im Sinne 
von § 9 Absatz 2 ausgesetzt ist oder sein kann, reicht es aus, diese 
Feststellung in einer für den Arbeitsplatz der Frau oder für die Tä-
tigkeit der Frau bereits erstellten Dokumentation der Beurteilung 
der Arbeitsbedingungen nach §  5 des Arbeitsschutzgesetzes zu 
vermerken.
(2)	 Der Arbeitgeber hat alle Personen, die bei ihm beschäftigt 
sind, über das Ergebnis der Gefährdungsbeurteilung nach §  10 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und über den Bedarf an Schutzmaß-
nahmen nach § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a zu in-
formieren.
(3)	 Der Arbeitgeber hat eine schwangere oder stillende Frau 
über die Gefährdungsbeurteilung nach § 10 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 1 und über die damit verbundenen für sie erforderlichen 
Schutzmaßnahmen nach § 10 Absatz 2 Satz 1 in Verbindung mit 
§ 13 zu informieren.

§ 15 Mitteilungen und Nachweise der schwangeren und stillen-
den Frauen
(1)	 Eine schwangere Frau soll ihrem Arbeitgeber ihre Schwan-
gerschaft und den voraussichtlichen Tag der Entbindung mitteilen, 
sobald sie weiß, dass sie schwanger ist. Eine stillende Frau soll 
ihrem Arbeitgeber so früh wie möglich mitteilen, dass sie stillt.
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(2)	 Auf Verlangen des Arbeitgebers soll eine schwangere Frau 
als Nachweis über ihre Schwangerschaft ein ärztliches Zeugnis 
oder das Zeugnis einer Hebamme oder eines Entbindungspflegers 
vorlegen. Das Zeugnis über die Schwangerschaft soll den voraus-
sichtlichen Tag der Entbindung enthalten.

Unterabschnitt 3 Ärztlicher Gesundheitsschutz

§ 16 Ärztliches Beschäftigungsverbot
(1)	 Der Arbeitgeber darf eine schwangere Frau nicht beschäfti-
gen, soweit nach einem ärztlichen Zeugnis ihre Gesundheit oder 
die ihres Kindes bei Fortdauer der Beschäftigung gefährdet ist.
(2)	 Der Arbeitgeber darf eine Frau, die nach einem ärztlichen 
Zeugnis in den ersten Monaten nach der Entbindung nicht voll 
leistungsfähig ist, nicht mit Arbeiten beschäftigen, die ihre Leis-
tungsfähigkeit übersteigen.

Abschnitt 3 Kündigungsschutz

§ 17 Kündigungsverbot
(1)	 Die Kündigung gegenüber einer Frau ist unzulässig 
1.	 während ihrer Schwangerschaft,
2.	 bis zum Ablauf von vier Monaten nach einer Fehlgeburt nach 

der zwölften Schwangerschaftswoche und
3.	 bis zum Ende ihrer Schutzfrist nach der Entbindung, mindes-

tens jedoch bis zum Ablauf von vier Monaten nach der Entbin-
dung, 

wenn dem Arbeitgeber zum Zeitpunkt der Kündigung die Schwan-
gerschaft, die Fehlgeburt nach der zwölften Schwangerschaftswo-
che oder die Entbindung bekannt ist oder wenn sie ihm innerhalb 
von zwei Wochen nach Zugang der Kündigung mitgeteilt wird. Das 
Überschreiten dieser Frist ist unschädlich, wenn die Überschrei-
tung auf einem von der Frau nicht zu vertretenden Grund beruht 
und die Mitteilung unverzüglich nachgeholt wird. Die Sätze 1 und 2 
gelten entsprechend für Vorbereitungsmaßnahmen des Arbeitge-
bers, die er im Hinblick auf eine Kündigung der Frau trifft.
(2)	 Die für den Arbeitsschutz zuständige oberste Landesbehör-
de oder die von ihr bestimmte Stelle kann in besonderen Fällen, 
die nicht mit dem Zustand der Frau in der Schwangerschaft, nach 
einer Fehlgeburt nach der zwölften Schwangerschaftswoche oder 
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nach der Entbindung in Zusammenhang stehen, ausnahmsweise 
die Kündigung für zulässig erklären. Die Kündigung bedarf der 
Schriftform und muss den Kündigungsgrund angeben.
(3)	 Der Auftraggeber oder Zwischenmeister darf eine in Heim-
arbeit beschäftigte Frau in den Fristen nach Absatz 1 Satz 1 nicht 
gegen ihren Willen bei der Ausgabe von Heimarbeit ausschließen; 
die §§ 3, 8, 11, 12, 13 Absatz 2 und § 16 bleiben unberührt. Absatz 1 
gilt auch für eine Frau, die der in Heimarbeit beschäftigten Frau 
gleichgestellt ist und deren Gleichstellung sich auch auf § 29 des 
Heimarbeitsgesetzes erstreckt. Absatz 2 gilt für eine in Heimarbeit 
beschäftigte Frau und eine ihr Gleichgestellte entsprechend.

Abschnitt 4 Leistungen

§ 18 Mutterschutzlohn
Eine Frau, die wegen eines Beschäftigungsverbots außerhalb der 
Schutzfristen vor oder nach der Entbindung teilweise oder gar 
nicht beschäftigt werden darf, erhält von ihrem Arbeitgeber Mut-
terschutzlohn. Als Mutterschutzlohn wird das durchschnittliche 
Arbeitsentgelt der letzten drei abgerechneten Kalendermonate 
vor dem Eintritt der Schwangerschaft gezahlt. Dies gilt auch, wenn 
wegen dieses Verbots die Beschäftigung oder die Entlohnungsart 
wechselt. Beginnt das Beschäftigungsverhältnis erst nach Eintritt 
der Schwangerschaft, ist das durchschnittliche Arbeitsentgelt aus 
dem Arbeitsentgelt der ersten drei Monate der Beschäftigung zu 
berechnen.

§ 19 Mutterschaftsgeld
(1)	 Eine Frau, die Mitglied einer gesetzlichen Krankenkasse ist, 
erhält für die Zeit der Schutzfristen vor und nach der Entbindung 
sowie für den Entbindungstag Mutterschaftsgeld nach den Vor-
schriften des Fünften Buches Sozialgesetzbuch oder nach den 
Vorschriften des Zweiten Gesetzes über die Krankenversicherung 
der Landwirte.
(2)	 Eine Frau, die nicht Mitglied einer gesetzlichen Krankenkasse 
ist, erhält für die Zeit der Schutzfristen vor und nach der Entbin-
dung sowie für den Entbindungstag Mutterschaftsgeld zu Lasten 
des Bundes in entsprechender Anwendung der Vorschriften des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch über das Mutterschaftsgeld, je-
doch insgesamt höchstens 210 Euro. Das Mutterschaftsgeld wird 
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dieser Frau auf Antrag vom Bundesversicherungsamt gezahlt. En-
det das Beschäftigungsverhältnis nach Maßgabe von § 17 Absatz 2 
durch eine Kündigung, erhält die Frau Mutterschaftsgeld in ent-
sprechender Anwendung der Sätze 1 und 2 für die Zeit nach dem 
Ende des Beschäftigungsverhältnisses.

§ 20 Zuschuss zum Mutterschaftsgeld
(1)	 Eine Frau erhält während ihres bestehenden Beschäfti-
gungsverhältnisses für die Zeit der Schutzfristen vor und nach der 
Entbindung sowie für den Entbindungstag von ihrem Arbeitgeber 
einen Zuschuss zum Mutterschaftsgeld. Als Zuschuss zum Mut-
terschaftsgeld wird der Unterschiedsbetrag zwischen 13 Euro und 
dem um die gesetzlichen Abzüge verminderten durchschnittlichen 
kalendertäglichen Arbeitsentgelt der letzten drei abgerechneten 
Kalendermonate vor Beginn der Schutzfrist vor der Entbindung 
gezahlt. Einer Frau, deren Beschäftigungsverhältnis während der 
Schutzfristen vor oder nach der Entbindung beginnt, wird der Zu-
schuss zum Mutterschaftsgeld von Beginn des Beschäftigungs-
verhältnisses angezahlt.
(2)	 Ist eine Frau für mehrere Arbeitgeber tätig, sind für die Be-
rechnung des Arbeitgeberzuschusses nach Absatz  1 die durch-
schnittlichen kalendertäglichen Arbeitsentgelte aus diesen Be-
schäftigungsverhältnissen zusammenzurechnen.
Den sich daraus ergebenden Betrag zahlen die Arbeitgeber antei-
lig im Verhältnis der von ihnen gezahlten durchschnittlichen ka-
lendertäglichen Arbeitsentgelte.
(3)	 Endet das Beschäftigungsverhältnis nach Maßgabe von § 17 
Absatz 2 durch eine Kündigung, erhält die Frau für die Zeit nach 
dem Ende des Beschäftigungsverhältnisses den Zuschuss zum 
Mutterschaftsgeld nach Absatz 1 von der für die Zahlung des Mut-
terschaftsgeldes zuständigen Stelle. Satz  1 gilt entsprechend, 
wenn der Arbeitgeber wegen eines Insolvenzereignisses im Sinne 
von § 165 Absatz 1 Satz 2 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch den 
Zuschuss nach Absatz 1 nicht zahlen kann.

§ 21 Ermittlung des durchschnittlichen Arbeitsentgelts
(1)	 Bei der Bestimmung des Berechnungszeitraumes für die Er-
mittlung des durchschnittlichen Arbeitsentgelts für die Leistungen 
nach den §§ 18 bis 20 bleiben Zeiten unberücksichtigt, in denen die 
Frau infolge unverschuldeter Fehlzeiten kein Arbeitsentgelt erzielt 
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hat. War das Beschäftigungsverhältnis kürzer als drei Monate, ist 
der Berechnung der tatsächliche Zeitraum des Beschäftigungs-
verhältnisses zugrunde zu legen.
(2)	 Für die Ermittlung des durchschnittlichen Arbeitsentgelts für 
die Leistungen nach den §§ 18 bis 20 bleiben unberücksichtigt:
1.	 einmalig gezahltes Arbeitsentgelt im Sinne von § 23a des 

Vierten Buches Sozialgesetzbuch,
2.	 Kürzungen des Arbeitsentgelts, die im Berechnungszeitraum 

infolge von Kurzarbeit, Arbeitsausfällen oder unverschulde-
tem Arbeitsversäumnis eintreten, und

3.	 im Fall der Beendigung der Elternzeit nach dem Bundesel-
terngeld- und Elternzeitgesetz das Arbeitsentgelt aus Teil-
zeitbeschäftigung, das vor der Beendigung der Elternzeit 
während der Elternzeit erzielt wurde, soweit das durch-
schnittliche Arbeitsentgelt ohne die Berücksichtigung der 
Zeiten, in denen dieses Arbeitsentgelt erzielt wurde, höher 
ist.

(3)	 Ist die Ermittlung des durchschnittlichen Arbeitsentgelts 
entsprechend den Absätzen 1 und 2 nicht möglich, ist das durch-
schnittliche kalendertägliche Arbeitsentgelt einer vergleichbar 
beschäftigten Person zugrunde zu legen.
(4)	 Bei einer dauerhaften Änderung der Arbeitsentgelthöhe ist 
die geänderte Arbeitsentgelthöhe bei der Ermittlung des durch-
schnittlichen Arbeitsentgelts für die Leistungen nach den §§ 18 bis 
20 zugrunde zu legen, und zwar
1.	 für den gesamten Berechnungszeitraum, wenn die Änderung 

während des Berechnungszeitraums wirksam wird,
2.	 ab Wirksamkeit der Änderung der Arbeitsentgelthöhe, wenn 

die Änderung der Arbeitsentgelthöhe nach dem Berech-
nungszeitraum wirksam wird.

§ 22 Leistungen während der Elternzeit
Während der Elternzeit sind Ansprüche auf Leistungen nach den 
§§ 18 und 20 aus dem wegen der Elternzeit ruhenden Arbeitsver-
hältnis ausgeschlossen. Übt die Frau während der Elternzeit eine 
Teilzeitarbeit aus, ist für die Ermittlung des durchschnittlichen 
Arbeitsentgelts nur das Arbeitsentgelt aus dieser Teilzeitarbeit 
zugrunde zu legen.
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§ 23 Entgelt bei Freistellung für Untersuchungen und zum Stillen
(1)	 Durch die Gewährung der Freistellung nach § 7 darf bei der 
schwangeren oder stillenden Frau kein Entgeltausfall eintreten. 
Freistellungszeiten sind weder vor- noch nachzuarbeiten. Sie wer-
den nicht auf Ruhepausen angerechnet, die im Arbeitszeitgesetz 
oder in anderen Vorschriften festgelegt sind.
(2)	 Der Auftraggeber oder Zwischenmeister hat einer in Heimar-
beit beschäftigten Frau und der ihr Gleichgestellten für die Stillzeit 
ein Entgelt zu zahlen, das nach der Höhe des durchschnittlichen 
Stundenentgelts für jeden Werktag zu berechnen ist. Ist eine Frau 
für mehrere Auftraggeber oder Zwischenmeister tätig, haben die-
se das Entgelt für die Stillzeit zu gleichen Teilen zu zahlen. Auf das 
Entgelt finden die Vorschriften der §§ 23 bis 25 des Heimarbeits-
gesetzes über den Entgeltschutz Anwendung.

§ 24 Fortbestehen des Erholungsurlaubs bei Beschäftigungsver-
boten
Für die Berechnung des Anspruchs auf bezahlten Erholungsur-
laub gelten die Ausfallzeiten wegen eines Beschäftigungsverbots 
als Beschäftigungszeiten. Hat eine Frau ihren Urlaub vor Beginn 
eines Beschäftigungsverbots nicht oder nicht vollständig erhalten, 
kann sie nach dem Ende des Beschäftigungsverbots den Restur-
laub im laufenden oder im nächsten Urlaubsjahr beanspruchen.

§ 25 Beschäftigung nach dem Ende des Beschäftigungsverbots
Mit dem Ende eines Beschäftigungsverbots im Sinne von § 2 Ab-
satz 3 hat eine Frau das Recht, entsprechend den vertraglich ver-
einbarten Bedingungen beschäftigt zu werden.

Abschnitt 5 Durchführung des Gesetzes

§ 26 Aushang des Gesetzes
(1)	 In Betrieben und Verwaltungen, in denen regelmäßig mehr 
als drei Frauen beschäftigt werden, hat der Arbeitgeber eine Kopie 
dieses Gesetzes an geeigneter Stelle zur Einsicht auszulegen oder 
auszuhängen. Dies gilt nicht, wenn er das Gesetz für die Personen, 
die bei ihm beschäftigt sind, in einem elektronischen Verzeichnis 
jederzeit zugänglich gemacht hat.
(2)	 Für eine in Heimarbeit beschäftigte Frau oder eine ihr Gleich-
gestellte muss der Auftraggeber oder Zwischenmeister in den 
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Räumen der Ausgabe oder Abnahme von Heimarbeit eine Kopie 
dieses Gesetzes an geeigneter Stelle zur Einsicht auslegen oder 
aushängen. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.

§ 27 Mitteilungs- und Aufbewahrungspflichten des Arbeitgebers, 
Offenbarungsverbot der mit der Überwachung beauftragten Per-
sonen
(1)	 Der Arbeitgeber hat die Aufsichtsbehörde unverzüglich zu 
benachrichtigen,
1.	 wenn eine Frau ihm mitgeteilt hat,
	 a)	 dass sie schwanger ist oder
	 b)	 dass sie stillt, es sei denn, er hat die Aufsichtsbehörde 

bereits über die Schwangerschaft dieser Frau benach-
richtigt, oder

2.	 wenn er beabsichtigt, eine schwangere oder stillende Frau zu 
beschäftigen

	 a)	 bis 22 Uhr nach den Vorgaben des § 5 Absatz 2 Satz 2 
und 3,

	 b)	 an Sonn- und Feiertagen nach den Vorgaben des § 6 Ab-
satz 1 Satz 2 und 3 oder Absatz 2 Satz 2 und 3 oder

	 c)	 mit getakteter Arbeit im Sinne von § 11 Absatz 6 Num-
mer 3 oder § 12 Absatz 5 Nummer 3.

Er darf diese Informationen nicht unbefugt an Dritte weitergeben.
(2)	 Der Arbeitgeber hat der Aufsichtsbehörde auf Verlangen die 
Angaben zu machen, die zur Erfüllung der Aufgaben dieser Be-
hörde erforderlich sind. Er hat die Angaben wahrheitsgemäß, voll-
ständig und rechtzeitig zu machen.
(3)	 Der Arbeitgeber hat der Aufsichtsbehörde auf Verlangen die 
Unterlagen zur Einsicht vorzulegen oder einzusenden, aus denen 
Folgendes ersichtlich ist:
1.	 die Namen der schwangeren oder stillenden Frauen, die bei 

ihm beschäftigt sind,
2.	 die Art und der zeitliche Umfang ihrer Beschäftigung,
3.	 die Entgelte, die an sie gezahlt worden sind,
4.	 die Ergebnisse der Beurteilung der Arbeitsbedingungen nach 

§ 10 und
5.	 alle sonstigen nach Absatz 2 erforderlichen Angaben.
(4)	 Die auskunftspflichtige Person kann die Auskunft auf solche 
Fragen oder die Vorlage derjenigen Unterlagen verweigern, deren 
Beantwortung oder Vorlage sie selbst oder einen ihrer in § 383 Ab-
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satz 1 Nummer 1 bis 3 der Zivilprozessordung bezeichneten Ange-
hörigen der Gefahr der Verfolgung wegen einer Straftat oder Ord-
nungswidrigkeit aussetzen würde. Die auskunftspflichtige Person 
ist darauf hinzuweisen.
(5)	 Der Arbeitgeber hat die in Absatz  3 genannten Unterlagen 
mindestens bis zum Ablauf von zwei Jahren nach der letzten Ein-
tragung aufzubewahren.
(6)	 Die mit der Überwachung beauftragten Personen der Auf-
sichtsbehörde dürfen die ihnen bei ihrer Überwachungstätigkeit 
zur Kenntnis gelangten Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse 
nur in den gesetzlich geregelten Fällen oder zur Verfolgung von 
Rechtsverstößen oder zur Erfüllung von gesetzlich geregelten Auf-
gaben zum Schutz der Umwelt den dafür zuständigen Behörden 
offenbaren. Soweit es sich bei Geschäfts- und Betriebsgeheim-
nissen um Informationen über die Umwelt im Sinne des Umwel-
tinformationsgesetzes handelt, richtet sich die Befugnis zu ihrer 
Offenbarung nach dem Umweltinformationsgesetz.

§  28 Behördliches Genehmigungsverfahren für eine Beschäfti-
gung zwischen 20 Uhr und 22 Uhr
(1)	 Die Aufsichtsbehörde kann abweichend von § 5 Absatz 1 Satz 1 
auf Antrag des Arbeitgebers genehmigen, dass eine schwangere 
oder stillende Frau zwischen 20 Uhr und 22 Uhr beschäftigt wird, 
wenn
1.	 sich die Frau dazu ausdrücklich bereit erklärt,
2.	 nach ärztlichem Zeugnis nichts gegen die Beschäftigung der 

Frau bis 22 Uhr spricht und
3.	 insbesondere eine unverantwortbare Gefährdung für die 

schwangere Frau oder ihr Kind durch Alleinarbeit ausge-
schlossen ist.

Dem Antrag ist die Dokumentation der Beurteilung der Arbeits-
bedingungen nach § 14 Absatz 1 beizufügen. Die schwangere oder 
stillende Frau kann ihre Erklärung nach Satz 1 Nummer 1 jeder-
zeit mit Wirkung für die Zukunft widerrufen.
(2)	 Solange die Aufsichtsbehörde den Antrag nicht ablehnt oder 
die Beschäftigung zwischen 20 Uhr und 22 Uhr nicht vorläufig un-
tersagt, darf der Arbeitgeber die Frau unter den Voraussetzungen 
des Absatzes 1 beschäftigen. Die Aufsichtsbehörde hat dem Ar-
beitgeber nach Eingang des Antrags unverzüglich eine Mitteilung 
zu machen, wenn die für den Antrag nach Absatz 1 erforderlichen 
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Unterlagen unvollständig sind. Die Aufsichtsbehörde kann die Be-
schäftigung vorläufig untersagen, soweit dies erforderlich ist, um 
den Schutz der Gesundheit der Frau oder ihres Kindes sicherzu-
stellen.
(3)	 Lehnt die Aufsichtsbehörde den Antrag nicht innerhalb von 
sechs Wochen nach Eingang des vollständigen Antrags ab, gilt die 
Genehmigung als erteilt. Auf Verlangen ist dem Arbeitgeber der 
Eintritt der Genehmigungsfiktion (§  42a des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes) zu bescheinigen.
(4) Im Übrigen gelten die Vorschriften des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes.

§ 29 Zuständigkeit und Befugnisse der Aufsichtsbehörden, Jah-
resbericht
(1)	 Die Aufsicht über die Ausführung der Vorschriften dieses Ge-
setzes und der aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften 
obliegt den nach Landesrecht zuständigen Behörden (Aufsichtsbe-
hörden).
(2)	 Die Aufsichtsbehörden haben dieselben Befugnisse wie die 
nach § 22 Absatz 2 und 3 des Arbeitsschutzgesetztes mit der Über-
wachung beauftragten Personen. Das Grundrecht der Unverletz-
lichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) wird insoweit 
eingeschränkt.
(3)	 Die Aufsichtsbehörde kann in Einzelfällen die erforderlichen 
Maßnahmen anordnen, die der Arbeitgeber zur Erfüllung derje-
nigen Pflichten zu treffen hat, die sich aus Abschnitt 2 dieses Ge-
setzes und aus den aufgrund des § 31 Nummer 1 bis 5 erlassenen 
Rechtsverordnungen ergeben. Insbesondere kann die Aufsichts-
behörde:
1.	 in besonders begründeten Einzelfällen Ausnahmen vom Ver-

bot der Mehrarbeit nach § 4 Absatz 1 Satz 1, 2 oder 4 sowie 
vom Verbot der Nachtarbeit auch zwischen 22 Uhr und 6 Uhr 
nach § 5 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 Satz 1 bewilligen, wenn

	 a)	 sich die Frau dazu ausdrücklich bereit erklärt,
	 b)	 nach ärztlichem Zeugnis nichts gegen die Beschäftigung 

spricht und
	 c)	 in den Fällen des § 5 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 Satz 1 

insbesondere eine unverantwortbare Gefährdung für die 
schwangere Frau oder ihr Kind durch Alleinarbeit aus-
geschlossen ist,
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2.	 verbieten, dass ein Arbeitgeber eine schwangere oder stillen-
de Frau

	 a)	 nach § 5 Absatz 2 Satz 2 zwischen 20 Uhr und 22 Uhr 
beschäftigt oder 

	 b)	 nach § 6 Absatz 1 Satz 2 oder nach § 6 Absatz 2 Satz 2 an 
Sonn- und Feiertagen beschäftigt,

3.	 Einzelheiten zur Freistellung zum Stillen nach § 7 Absatz 2 
und zur Bereithaltung von Räumlichkeiten, die zum Stillen 
geeignet sind, anordnen,

4.	 Einzelheiten zur zulässigen Arbeitsmenge nach § 8 anordnen,
5.	 Schutzmaßnahmen nach § 9 Absatz 1 bis 3 und nach § 13 an-

ordnen,
6.	 Einzelheiten zu Art und Umfang der Beurteilung der Arbeits-

bedingungen nach § 10 anordnen,
7.	 bestimmte Tätigkeiten oder Arbeitsbedingungen nach §  11 

oder nach § 12 verbieten,
8.	 Ausnahmen von den Vorschriften des § 11 Absatz 6 Nummer 

1 und 2 und des § 12 Absatz 5 Nummer 1 und 2 bewilligen, 
wenn die Art der Arbeit und das Arbeitstempo keine unver-
antwortbare Gefährdung für die schwangere oder stillende 
Frau oder für ihr Kind darstellen, und

9.	 Einzelheiten zu Art und Umfang der Dokumentation und In-
formation nach § 14 anordnen.

Die schwangere oder stillende Frau kann ihre Erklärung nach 
Satz 2 Nummer 1 Buchstabe a jederzeit mit Wirkung für die Zu-
kunft widerrufen.
(4)	 Die Aufsichtsbehörde berät den Arbeitgeber bei der Erfüllung 
seiner Pflichten nach diesem Gesetz sowie die bei ihm beschäftig-
ten Personen zu ihren Rechten und Pflichten nach diesem Gesetz; 
dies gilt nicht für die Rechte und Pflichten nach den §§ 18 bis 22.
(5)	 Für Betriebe und Verwaltungen im Geschäftsbereich des 
Bundesministeriums der Verteidigung wird die Aufsicht nach Ab-
satz 1 durch das Bundesministerium der Verteidigung oder die von 
ihm bestimmte Stelle in eigener Zuständigkeit durchgeführt.
(6)	 Die zuständigen obersten Landesbehörden haben über die 
Überwachungstätigkeit der ihnen unterstellten Behörden einen 
Jahresbericht zu veröffentlichen. Der Jahresbericht umfasst auch 
Angaben zur Erfüllung von Unterrichtungspflichten aus internatio-
nalen Übereinkommen oder Rechtsakten der Europäischen Union, 
soweit sie den Mutterschutz betreffen.
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§ 30 Ausschuss für Mutterschutz
(1)	 Beim Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend wird ein Ausschuss für Mutterschutz gebildet, in dem 
geeignete Personen vonseiten der öffentlichen und privaten Ar-
beitgeber, der Ausbildungsstellen, der Gewerkschaften, der Stu-
dierendenvertretungen und der Landesbehörden sowie weitere 
geeignete Personen, insbesondere aus der Wissenschaft, vertre-
ten sein sollen. Dem Ausschuss sollen nicht mehr als 15 Mitglie-
der angehören. Für jedes Mitglied ist ein stellvertretendes Mitglied 
zu benennen. Die Mitgliedschaft im Ausschuss für Mutterschutz 
ist ehrenamtlich.
(2)	 Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend beruft im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales, dem Bundesministerium für Gesundheit und 
dem Bundesministerium für Bildung und Forschung die Mitglieder 
des Ausschusses für Mutterschutz und die stellvertretenden Mit-
glieder. Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung und wählt 
die Vorsitzende oder den Vorsitzenden aus seiner Mitte. Die Ge-
schäftsordnung und die Wahl der oder des Vorsitzenden bedürfen 
der Zustimmung des Bundesministeriums für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend. Die Zustimmung erfolgt im Einvernehmen mit 
dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales und dem Bundes-
ministerium für Gesundheit.
(3)	 Zu den Aufgaben des Ausschusses für Mutterschutz gehört 
es, 
1.	 Art, Ausmaß und Dauer der möglichen unverantwortbaren 

Gefährdungen einer schwangeren oder stillenden Frau und 
ihres Kindes nach wissenschaftlichen Erkenntnissen zu er-
mitteln und zu begründen,

2.	 sicherheitstechnische, arbeitsmedizinische und arbeitshygi-
enische Regeln zum Schutz der schwangeren oder stillenden 
Frau und ihres Kindes aufzustellen und

3.	 das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend in allen mutterschutzbezogenen Fragen zu beraten.

Der Ausschuss arbeitet eng mit den Ausschüssen nach § 18 Ab-
satz 2 Nummer 5 des Arbeitsschutzgesetzes zusammen.
(4)	 Nach Prüfung durch das Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend, durch das Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales, durch das Bundesministerium für Gesund-
heit und durch das Bundesministerium für Bildung und Forschung 
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kann das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend im Einvernehmen mit den anderen in diesem Absatz ge-
nannten Bundesministerien die vom Ausschuss für Mutterschutz 
nach Absatz 3 aufgestellten Regeln und Erkenntnisse im Gemein-
samen Ministerialblatt veröffentlichen.
(5)	 Die Bundesministerien sowie die obersten Landesbehörden 
können zu den Sitzungen des Ausschusses für Mutterschutz Ver-
treterinnen oder Vertreter entsenden. Auf Verlangen ist ihnen in 
der Sitzung das Wort zu erteilen.
(6)	 Die Geschäfte des Ausschusses für Mutterschutz werden 
vom Bundesamt für Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben 
geführt.

§ 31 Erlass von Rechtsverordnungen
Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates Folgendes zu regeln:
1.	 nähere Bestimmungen zum Begriff der unverantwortbaren 

Gefährdung nach § 9 Absatz 2 Satz 2 und 3,
2.	 nähere Bestimmungen zur Durchführung der erforderlichen 

Schutzmaßnahmen nach § 9 Absatz 1 und 2 und nach § 13,
3.	 nähere Bestimmungen zu Art und Umfang der Beurteilung 

der Arbeitsbedingungen nach § 10,
4.	 Festlegungen von unzulässigen Tätigkeiten und Arbeitsbedin-

gungen im Sinne von § 11 oder § 12 oder von anderen nach 
diesem Gesetz unzulässigen Tätigkeiten und Arbeitsbedin-
gungen,

5.	 nähere Bestimmungen zur Dokumentation und Information 
nach § 14,

6.	 nähere Bestimmungen zur Ermittlung des durchschnittli-
chen Arbeitsentgelts im Sinne der §§ 18 bis 22 und

7.	 nähere Bestimmungen zum erforderlichen Inhalt der Be-
nachrichtigung, ihrer Form, der Art und Weise der Übermitt-
lung sowie die Empfänger der vom Arbeitgeber nach § 27 zu 
meldenden Informationen.

Abschnitt 6 Bußgeldvorschriften, Strafvorschriften

§ 32 Bußgeldvorschriften
(1)	 Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
1.	 entgegen § 3 Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 4, 
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entgegen § 3 Absatz 2 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2 
oder 3, entgegen § 3 Absatz 3 Satz 1, § 4 Absatz 1 Satz 1, 2 
oder 4 oder § 5 Absatz 1 Satz 1, § 6 Absatz 1 Satz 1, § 13 Ab-
satz 1 Nummer 3 oder § 16 eine Frau beschäftigt,

2.	 entgegen § 4 Absatz 2 eine Ruhezeit nicht, nicht richtig oder 
nicht rechtzeitig gewährt,

3.	 entgegen § 5 Absatz 2 Satz 1 oder § 6 Absatz 2 Satz 1 eine 
Frau tätig werden lässt,

4.	 entgegen § 7 Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2, 
oder entgegen § 7 Absatz 2 Satz 1 eine Frau nicht freistellt,

5.	 entgegen § 8 oder § 13 Absatz 2 Heimarbeit ausgibt,
6.	 entgegen §  10 Absatz  1 Satz  1, auch in Verbindung mit ei-

ner Rechtsverordnung nach § 31 Nummer 3, eine Gefährdung 
nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig beurteilt oder eine 
Ermittlung nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig durch-
führt,

7.	 entgegen § 10 Absatz 2 Satz 1, auch in Verbindung mit einer 
Rechtsverordnung nach § 31 Nummer 3, eine Schutzmaßnah-
me nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig festlegt, 

8.	 entgegen §  10 Absatz  3 eine Frau eine andere als die dort 
bezeichnete Tätigkeit ausüben lässt,

9.	 entgegen § 14 Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit einer Rechts-
verordnung nach § 31 Nummer 5 eine Dokumentation nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erstellt,

10.	 entgegen § 14 Absatz 2 oder 3, jeweils in Verbindung mit ei-
ner Rechtsverordnung nach § 31 Nummer 5, eine Informati-
on nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 
gibt,

11.	 entgegen §  27 Absatz  1 Satz  1 die Aufsichtsbehörde nicht, 
nicht richtig oder nicht rechtzeitig benachrichtigt,

12.	 entgegen § 27 Absatz 1 Satz 2 eine Information weitergibt,
13.	 entgegen § 27 Absatz 2 eine Angabe nicht, nicht richtig, nicht 

vollständig oder nicht rechtzeitig macht,
14.	 entgegen §  27 Absatz  3 eine Unterlage nicht, nicht richtig 

oder nicht rechtzeitig vorlegt oder nicht oder nicht rechtzeitig 
einsendet,

15.	 entgegen § 27 Absatz 5 eine Unterlage nicht oder nicht min-
destens zwei Jahre aufbewahrt,

16.	 einer vollziehbaren Anordnung nach § 29 Absatz 3 Satz 1 zu-
widerhandelt oder
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17.	 einer Rechtsverordnung nach § 31 Nummer 4 oder einer voll-
ziehbaren Anordnung aufgrund einer solchen Rechtsverord-
nung zuwiderhandelt, soweit die Rechtsverordnung für einen 
bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift verweist.

(2)	 Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 1 
Nummer 1 bis 5, 8, 16 und 17 mit einer Geldbuße bis zu dreißigtau-
send Euro, in den übrigen Fällen mit einer Geldbuße bis zu fünf-
tausend Euro geahndet werden.

§ 33 Strafvorschriften
Wer eine in § 32 Absatz 1 Nummer 1 bis 5, 8, 16 und 17 bezeichne-
te vorsätzliche Handlung begeht und dadurch die Gesundheit der 
Frau oder ihres Kindes gefährdet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft.

Abschnitt 7 Schlussvorschriften

§ 34 Evaluationsbericht
Die Bundesregierung legt dem Deutschen Bundestag zum 1. Ja-
nuar 2021 einen Evaluationsbericht über die Auswirkungen des 
Gesetzes vor. Schwerpunkte des Berichts sollen die Handhabbar-
keit der gesetzlichen Regelung in der betrieblichen und behördli-
chen Praxis, die Wirksamkeit und die Auswirkungen des Gesetzes 
im Hinblick auf seinen Anwendungsbereich, die Auswirkungen der 
Regelungen zum Verbot der Mehr- und Nachtarbeit sowie zum Ver-
bot der Sonn- und Feiertagsarbeit und die Arbeit des Ausschusses 
für Mutterschutz sein. Der Bericht darf keine personenbezogenen 
Daten enthalten.
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Gesetz zum Schutz der arbeitenden Jugend 
(Jugendarbeitsschutzgesetz – JArbSchG) 

vom 12. April 1976 (BGBl. I S. 965, zuletzt geändert durch das Gesetz 
zur Auflösung der Bundesmonopolverwaltung für Branntwein und 
zur Änderung weiterer Gesetze (Branntweinmonopolverwaltung-
Auflösungsgesetz – BfBAG) vom 10. März 2017, BGBl. I S. 420)

Erster Abschnitt Allgemeine Vorschriften

§ 1 Geltungsbereich
(1)	 Dieses Gesetz gilt in der Bundesrepublik Deutschland und in 
der ausschließlichen Wirtschaftszone für die Beschäftigung von 
Personen, die noch nicht 18 Jahre alt sind,
1.	 in der Berufsausbildung,
2.	 als Arbeitnehmer oder Heimarbeiter,
3.	 mit sonstigen Dienstleistungen, die der Arbeitsleistung von 

Arbeitnehmern oder Heimarbeitern ähnlich sind,
4.	 in einem der Berufsausbildung ähnlichen Ausbildungsverhältnis.
(2)	 Dieses Gesetz gilt nicht 
1.	 für geringfügige Hilfeleistungen, soweit sie gelegentlich
	 a) 	 aus Gefälligkeit,
	 b) 	 auf Grund familienrechtlicher Vorschriften,
	 c) 	 in Einrichtungen der Jugendhilfe,
	 d) 	 in Einrichtungen zur Eingliederung Behinderter
			  erbracht werden,
2.	 für die Beschäftigung durch die Personensorgeberechtigten 

im Familienhaushalt.

§ 2 Kind, Jugendlicher
(1)	 Kind im Sinne dieses Gesetzes ist, wer noch nicht 15 Jahre 
alt ist.
(2)	 Jugendlicher im Sinne dieses Gesetzes ist, wer 15, aber noch 
nicht 18 Jahre alt ist.
(3)	 Auf Jugendliche, die der Vollzeitschulpflicht unterliegen, fin-
den die für Kinder geltenden Vorschriften Anwendung.

§ 3 Arbeitgeber
Arbeitgeber im Sinne dieses Gesetzes ist, wer ein Kind oder einen 
Jugendlichen gemäß § 1 beschäftigt.
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§ 4 Arbeitszeit
(1)	 Tägliche Arbeitszeit ist die Zeit vom Beginn bis zum Ende der 
täglichen Beschäftigung ohne die Ruhepausen (§ 11).
(2)	 Schichtzeit ist die tägliche Arbeitszeit unter Hinzurechnung 
der Ruhepausen (§ 11).
(3)	 Im Bergbau unter Tage gilt die Schichtzeit als Arbeitszeit. Sie 
wird gerechnet vom Betreten des Förderkorbs bei der Einfahrt bis 
zum Verlassen des Förderkorbs bei der Ausfahrt oder vom Eintritt 
des einzelnen Beschäftigten in das Stollenmundloch bis zu seinem 
Wiederaustritt.
(4)	 Für die Berechnung der wöchentlichen Arbeitszeit ist als 
Woche die Zeit von Montag bis einschließlich Sonntag zugrunde 
zu legen. Die Arbeitszeit, die an einem Werktag infolge eines ge-
setzlichen Feiertags ausfällt, wird auf die wöchentliche Arbeitszeit 
angerechnet.
(5)	 Wird ein Kind oder ein Jugendlicher von mehreren Arbeitge-
bern beschäftigt, so werden die Arbeits- und Schichtzeiten sowie 
die Arbeitstage zusammengerechnet.

Zweiter Abschnitt Beschäftigung von Kindern

§ 5 Verbot der Beschäftigung von Kindern
(1)	 Die Beschäftigung von Kindern (§ 2 Abs. 1) ist verboten.
(2)	 Das Verbot des Absatzes 1 gilt nicht für die Beschäftigung von 
Kindern 
1.	 zum Zwecke der Beschäftigungs- und Arbeitstherapie,
2.	 im Rahmen des Betriebspraktikums während der Vollzeit-

schulpflicht,
3.	 in Erfüllung einer richterlichen Weisung.
Auf die Beschäftigung finden § 7 Satz 1 Nr. 2 und die §§ 9 bis 46 
entsprechende Anwendung.
(3)	 Das Verbot des Absatzes 1 gilt ferner nicht für die Beschäf-
tigung von Kindern über 13 Jahre mit Einwilligung des Personen-
sorgeberechtigten, soweit die Beschäftigung leicht und für Kinder 
geeignet ist. Die Beschäftigung ist leicht, wenn sie auf Grund ihrer 
Beschaffenheit und der besonderen Bedingungen, unter denen sie 
ausgeführt wird, 
1.	 die Sicherheit, Gesundheit und Entwicklung der Kinder,
2.	 ihren Schulbesuch, ihre Beteiligung an Maßnahmen zur Be-

rufswahlvorbereitung oder Berufsausbildung, die von der zu-
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ständigen Stelle anerkannt sind, und
3.	 ihre Fähigkeit, dem Unterricht mit Nutzen zu folgen,
nicht nachteilig beeinflußt. Die Kinder dürfen nicht mehr als 
zwei  Stunden täglich, in landwirtschaftlichen Familienbetrieben 
nicht mehr als drei Stunden täglich, nicht zwischen 18 und 8 Uhr, 
nicht vor dem Schulunterricht und nicht während des Schulunter-
richts beschäftigt werden. Auf die Beschäftigung finden die §§ 15 
bis 31 entsprechende Anwendung.
(4)	 Das Verbot des Absatzes 1 gilt ferner nicht für die Beschäf-
tigung von Jugendlichen (§ 2 Abs. 3) während der Schulferien für 
höchstens vier Wochen im Kalenderjahr. Auf die Beschäftigung 
finden die §§ 8 bis 31 entsprechende Anwendung.
(4a) Die Bundesregierung hat durch Rechtsverordnung mit Zu-
stimmung des Bundesrates die Beschäftigung nach Absatz 3 nä-
her zu bestimmen.
(4b) Der Arbeitgeber unterrichtet die Personensorgeberechtigten 
der von ihm beschäftigten Kinder über mögliche Gefahren sowie 
über alle zu ihrer Sicherheit und ihrem Gesundheitsschutz getrof-
fenen Maßnahmen.
(5)	 Für Veranstaltungen kann die Aufsichtsbehörde Ausnahmen 
gemäß § 6 bewilligen.

§ 6 Behördliche Ausnahmen für Veranstaltungen
(1)	 Die Aufsichtsbehörde kann auf Antrag bewilligen, daß 
1.	 bei Theatervorstellungen Kinder über sechs  Jahre bis zu 

vier Stunden täglich in der Zeit von 10 bis 23 Uhr,
2.	 bei Musikaufführungen und anderen Aufführungen, bei Wer-

beveranstaltungen sowie bei Aufnahmen im Rundfunk (Hör-
funk und Fernsehen), auf Ton- und Bildträger sowie bei Film- 
und Fotoaufnahmen

	 a) 	 Kinder über drei bis sechs  Jahre bis zu zwei  Stunden 
täglich in der Zeit von 8 bis 17 Uhr,

	 b) 	 Kinder über sechs Jahre bis zu drei Stunden täglich in 
der Zeit von 8 bis 22 Uhr

gestaltend mitwirken und an den erforderlichen Proben teilneh-
men. Eine Ausnahme darf nicht bewilligt werden für die Mitwir-
kung in Kabaretts, Tanzlokalen und ähnlichen Betrieben sowie auf 
Vergnügungsparks, Kirmessen, Jahrmärkten und bei ähnlichen 
Veranstaltungen, Schaustellungen oder Darbietungen.



Jugendarbeitsschutzgesetz (JArbSchG)

Zwingend aushangpflichtige Arbeitsschutzgesetze

75

(2)	 Die Aufsichtsbehörde darf nach Anhörung des zuständigen 
Jugendamts die Beschäftigung nur bewilligen, wenn 
1.	 die Personensorgeberechtigten in die Beschäftigung schrift-

lich eingewilligt haben,
2.	 der Aufsichtsbehörde eine nicht länger als vor drei Monaten 

ausgestellte ärztliche Bescheinigung vorgelegt wird, nach 
der gesundheitliche Bedenken gegen die Beschäftigung nicht 
bestehen,

3.	 die erforderlichen Vorkehrungen und Maßnahmen zum 
Schutz des Kindes gegen Gefahren für Leben und Gesundheit 
sowie zur Vermeidung einer Beeinträchtigung der körperli-
chen oder seelisch-geistigen Entwicklung getroffen sind,

4.	 Betreuung und Beaufsichtigung des Kindes bei der Beschäf-
tigung sichergestellt sind,

5.	 nach Beendigung der Beschäftigung eine ununterbrochene 
Freizeit von mindestens 14 Stunden eingehalten wird,

6.	 das Fortkommen in der Schule nicht beeinträchtigt wird.
(3)	 Die Aufsichtsbehörde bestimmt, 
1.	 wie lange, zu welcher Zeit und an welchem Tag das Kind be-

schäftigt werden darf,
2.	 Dauer und Lage der Ruhepausen,
3.	 die Höchstdauer des täglichen Aufenthalts an der Beschäfti-

gungsstätte.
(4)	 Die Entscheidung der Aufsichtsbehörde ist dem Arbeitgeber 
schriftlich bekanntzugeben. Er darf das Kind erst nach Empfang 
des Bewilligungsbescheids beschäftigen.

§ 7 Beschäftigung von nicht vollzeitschulpflichtigen Kindern
Kinder, die der Vollzeitschulpflicht nicht mehr unterliegen, dürfen 
1.	 im Berufsausbildungsverhältnis,
2.	 außerhalb eines Berufsausbildungsverhältnisses nur 

mit leichten und für sie geeigneten Tätigkeiten bis zu sie-
ben Stunden täglich und 35 Stunden wöchentlich

beschäftigt werden. Auf die Beschäftigung finden die §§ 8 bis 46 
entsprechende Anwendung.
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Dritter Abschnitt Beschäftigung Jugendlicher

Erster Titel Arbeitszeit und Freizeit

§ 8 Dauer der Arbeitszeit
(1)	 Jugendliche dürfen nicht mehr als acht Stunden täglich und 
nicht mehr als 40 Stunden wöchentlich beschäftigt werden.
(2)	 Wenn in Verbindung mit Feiertagen an Werktagen nicht ge-
arbeitet wird, damit die Beschäftigten eine längere zusammen-
hängende Freizeit haben, so darf die ausfallende Arbeitszeit auf 
die Werktage von fünf zusammenhängenden, die Ausfalltage ein-
schließenden Wochen nur dergestalt verteilt werden, daß die Wo-
chenarbeitszeit im Durchschnitt dieser fünf Wochen 40  Stunden 
nicht überschreitet. Die tägliche Arbeitszeit darf hierbei achtein-
halb Stunden nicht überschreiten.
(2a) Wenn an einzelnen Werktagen die Arbeitszeit auf weniger 
als acht  Stunden verkürzt ist, können Jugendliche an den übri-
gen Werktagen derselben Woche achteinhalb Stunden beschäftigt 
werden.
(3)	 In der Landwirtschaft dürfen Jugendliche über 16 Jahre wäh-
rend der Erntezeit nicht mehr als neun Stunden täglich und nicht 
mehr als 85 Stunden in der Doppelwoche beschäftigt werden.

§ 9 Berufsschule
(1)	 Der Arbeitgeber hat den Jugendlichen für die Teilnahme am 
Berufsschulunterricht freizustellen. Er darf den Jugendlichen 
nicht beschäftigen 
1.	 vor einem vor 9 Uhr beginnenden Unterricht; dies gilt auch 

für Personen, die über 18  Jahre alt und noch berufsschul-
pflichtig sind,

2.	 an einem Berufsschultag mit mehr als fünf Unterrichtsstun-
den von mindestens je 45 Minuten, einmal in der Woche,

3.	 in Berufsschulwochen mit einem planmäßigen Blockunter-
richt von mindestens 25 Stunden an mindestens fünf Tagen; 
zusätzliche betriebliche Ausbildungsveranstaltungen bis zu 
zwei Stunden wöchentlich sind zulässig.

(2)	 Auf die Arbeitszeit werden angerechnet 
1.	 Berufsschultage nach Absatz 1 Nr. 2 mit acht Stunden,
2.	 Berufsschulwochen nach Absatz 1 Nr. 3 mit 40 Stunden,
3.	 im übrigen die Unterrichtszeit einschließlich der Pausen.



Jugendarbeitsschutzgesetz (JArbSchG)

Zwingend aushangpflichtige Arbeitsschutzgesetze

77

(3)	 Ein Entgeltausfall darf durch den Besuch der Berufsschule 
nicht eintreten.

§ 10 Prüfungen und außerbetriebliche Ausbildungsmaßnahmen
(1)	 Der Arbeitgeber hat den Jugendlichen 
1.	 für die Teilnahme an Prüfungen und Ausbildungsmaßnah-

men, die auf Grund öffentlich-rechtlicher oder vertraglicher 
Bestimmungen außerhalb der Ausbildungsstätte durchzu-
führen sind,

2.	 an dem Arbeitstag, der der schriftlichen Abschlußprüfung 
unmittelbar vorangeht,

freizustellen.
(2)	 Auf die Arbeitszeit werden angerechnet 
1.	 die Freistellung nach Absatz 1 Nr. 1 mit der Zeit der Teilnahme 

einschließlich der Pausen,
2.	 die Freistellung nach Absatz 1 Nr. 2 mit acht Stunden.
Ein Entgeltausfall darf nicht eintreten.

§ 11 Ruhepausen, Aufenthaltsräume
(1)	 Jugendlichen müssen im voraus feststehende Ruhepausen 
von angemessener Dauer gewährt werden. Die Ruhepausen müs-
sen mindestens betragen 
1.	 30 Minuten bei einer Arbeitszeit von mehr als viereinhalb bis 

zu sechs Stunden,
2.	 60 Minuten bei einer Arbeitszeit von mehr als sechs Stunden.
Als Ruhepause gilt nur eine Arbeitsunterbrechung von mindestens 
15 Minuten.
(2)	 Die Ruhepausen müssen in angemessener zeitlicher Lage 
gewährt werden, frühestens eine Stunde nach Beginn und spä-
testens eine Stunde vor Ende der Arbeitszeit. Länger als vierein-
halb Stunden hintereinander dürfen Jugendliche nicht ohne Ruhe-
pause beschäftigt werden.
(3)	 Der Aufenthalt während der Ruhepausen in Arbeitsräumen 
darf den Jugendlichen nur gestattet werden, wenn die Arbeit in 
diesen Räumen während dieser Zeit eingestellt ist und auch sonst 
die notwendige Erholung nicht beeinträchtigt wird.
(4)	 Absatz 3 gilt nicht für den Bergbau unter Tage.
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§ 12 Schichtzeit
Bei der Beschäftigung Jugendlicher darf die Schichtzeit (§ 4 Abs. 2) 
10  Stunden, im Bergbau unter Tage 8  Stunden, im Gaststätten-
gewerbe, in der Landwirtschaft, in der Tierhaltung, auf Bau- und 
Montagestellen 11 Stunden nicht überschreiten.

§ 13 Tägliche Freizeit
Nach Beendigung der täglichen Arbeitszeit dürfen Jugendliche 
nicht vor Ablauf einer ununterbrochenen Freizeit von mindestens 
12 Stunden beschäftigt werden.

§ 14 Nachtruhe
(1)	 Jugendliche dürfen nur in der Zeit von 6 bis 20 Uhr beschäf-
tigt werden.
(2)	 Jugendliche über 16 Jahre dürfen 
1.	 im Gaststätten- und Schaustellergewerbe bis 22 Uhr,
2.	 in mehrschichtigen Betrieben bis 23 Uhr,
3.	 in der Landwirtschaft ab 5 Uhr oder bis 21 Uhr,
4.	 in Bäckereien und Konditoreien ab 5 Uhr
beschäftigt werden.
(3)	 Jugendliche über 17 Jahre dürfen in Bäckereien ab 4 Uhr be-
schäftigt werden.
(4)	 An dem einem Berufsschultag unmittelbar vorangehenden 
Tag dürfen Jugendliche auch nach Absatz 2 Nr. 1 bis 3 nicht nach 
20  Uhr beschäftigt werden, wenn der Berufsschulunterricht am 
Berufsschultag vor 9 Uhr beginnt.
(5)	 Nach vorheriger Anzeige an die Aufsichtsbehörde dürfen 
in Betrieben, in denen die übliche Arbeitszeit aus verkehrstech-
nischen Gründen nach 20 Uhr endet, Jugendliche bis 21 Uhr be-
schäftigt werden, soweit sie hierdurch unnötige Wartezeiten ver-
meiden können. Nach vorheriger Anzeige an die Aufsichtsbehörde 
dürfen ferner in mehrschichtigen Betrieben Jugendliche über 
16 Jahre ab 5.30 Uhr oder bis 23.30 Uhr beschäftigt werden, soweit 
sie hierdurch unnötige Wartezeiten vermeiden können.
(6)	 Jugendliche dürfen in Betrieben, in denen die Beschäftigten 
in außergewöhnlichem Grade der Einwirkung von Hitze ausgesetzt 
sind, in der warmen Jahreszeit ab 5 Uhr beschäftigt werden. Die 
Jugendlichen sind berechtigt, sich vor Beginn der Beschäftigung 
und danach in regelmäßigen Zeitabständen arbeitsmedizinisch 
untersuchen zu lassen. Die Kosten der Untersuchungen hat der 
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Arbeitgeber zu tragen, sofern er diese nicht kostenlos durch einen 
Betriebsarzt oder einen überbetrieblichen Dienst von Betriebsärz-
ten anbietet.
(7)	 Jugendliche dürfen bei Musikaufführungen, Theatervor-
stellungen und anderen Aufführungen, bei Aufnahmen im Rund-
funk (Hörfunk und Fernsehen), auf Ton- und Bildträger sowie bei 
Film- und Fotoaufnahmen bis 23 Uhr gestaltend mitwirken. Eine 
Mitwirkung ist nicht zulässig bei Veranstaltungen, Schaustellun-
gen oder Darbietungen, bei denen die Anwesenheit Jugendlicher 
nach den Vorschriften des Jugendschutzgesetzes verboten ist. 
Nach Beendigung der Tätigkeit dürfen Jugendliche nicht vor Ab-
lauf einer ununterbrochenen Freizeit von mindestens 14 Stunden 
beschäftigt werden.

§ 15 Fünf-Tage-Woche
Jugendliche dürfen nur an fünf  Tagen in der Woche beschäftigt 
werden. Die beiden wöchentlichen Ruhetage sollen nach Möglich-
keit aufeinander folgen.

§ 16 Samstagsruhe
(1)	 An Samstagen dürfen Jugendliche nicht beschäftigt werden.
(2)	 Zulässig ist die Beschäftigung Jugendlicher an Samstagen 
nur 
1.	 in Krankenanstalten sowie in Alten-, Pflege- und Kinderhei-

men,
2.	 in offenen Verkaufsstellen, in Betrieben mit offenen Verkaufs-

stellen, in Bäckereien und Konditoreien, im Friseurhandwerk 
und im Marktverkehr,

3.	 im Verkehrswesen,
4.	 in der Landwirtschaft und Tierhaltung,
5.	 im Familienhaushalt,
6.	 im Gaststätten- und Schaustellergewerbe,
7.	 bei Musikaufführungen, Theatervorstellungen und anderen 

Aufführungen, bei Aufnahmen im Rundfunk (Hörfunk und 
Fernsehen), auf Ton- und Bildträger sowie bei Film- und Fo-
toaufnahmen,

8.	 bei außerbetrieblichen Ausbildungsmaßnahmen,
9.	 beim Sport,
10.	 im ärztlichen Notdienst,
11.	 in Reparaturwerkstätten für Kraftfahrzeuge.
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Mindestens zwei  Samstage im Monat sollen beschäftigungsfrei 
bleiben.
(3)	 Werden Jugendliche am Samstag beschäftigt, ist ihnen die 
Fünf-Tage-Woche (§ 15) durch Freistellung an einem anderen be-
rufsschulfreien Arbeitstag derselben Woche sicherzustellen. In 
Betrieben mit einem Betriebsruhetag in der Woche kann die Frei-
stellung auch an diesem Tag erfolgen, wenn die Jugendlichen an 
diesem Tag keinen Berufsschulunterricht haben.
(4)	 Können Jugendliche in den Fällen des Absatzes  2 Nr. 2 am 
Samstag nicht acht Stunden beschäftigt werden, kann der Unter-
schied zwischen der tatsächlichen und der nach § 8 Abs. 1 höchst-
zulässigen Arbeitszeit an dem Tag bis 13 Uhr ausgeglichen werden, 
an dem die Jugendlichen nach Absatz 3 Satz 1 freizustellen sind.

§ 17 Sonntagsruhe
(1)	 An Sonntagen dürfen Jugendliche nicht beschäftigt werden.
(2)	 Zulässig ist die Beschäftigung Jugendlicher an Sonntagen 
nur 
1.	 in Krankenanstalten sowie in Alten-, Pflege- und Kinderhei-

men,
2.	 in der Landwirtschaft und Tierhaltung mit Arbeiten, die auch 

an Sonn- und Feiertagen naturnotwendig vorgenommen wer-
den müssen,

3.	 im Familienhaushalt, wenn der Jugendliche in die häusliche 
Gemeinschaft aufgenommen ist,

4.	 im Schaustellergewerbe,
5.	 bei Musikaufführungen, Theatervorstellungen und anderen 

Aufführungen sowie bei Direktsendungen im Rundfunk (Hör-
funk und Fernsehen),

6.	 beim Sport,
7.	 im ärztlichen Notdienst,
8.	 im Gaststättengewerbe.
Jeder zweite Sonntag soll, mindestens zwei Sonntage im Monat 
müssen beschäftigungsfrei bleiben.
(3)	 Werden Jugendliche am Sonntag beschäftigt, ist ihnen die 
Fünf-Tage-Woche (§ 15) durch Freistellung an einem anderen be-
rufsschulfreien Arbeitstag derselben Woche sicherzustellen. In 
Betrieben mit einem Betriebsruhetag in der Woche kann die Frei-
stellung auch an diesem Tag erfolgen, wenn die Jugendlichen an 
diesem Tag keinen Berufsschulunterricht haben.
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§ 18 Feiertagsruhe
(1)	 Am 24. und 31. Dezember nach 14  Uhr und an gesetzlichen 
Feiertagen dürfen Jugendliche nicht beschäftigt werden.
(2)	 Zulässig ist die Beschäftigung Jugendlicher an gesetzlichen 
Feiertagen in den Fällen des § 17 Abs. 2, ausgenommen am 25. 
Dezember, am 1. Januar, am ersten Osterfeiertag und am 1. Mai.
(3)	 Für die Beschäftigung an einem gesetzlichen Feiertag, der 
auf einem Werktag fällt, ist der Jugendliche an einem anderen 
berufsschulfreien Arbeitstag derselben oder der folgenden Woche 
freizustellen. In Betrieben mit einem Betriebsruhetag in der Wo-
che kann die Freistellung auch an diesem Tag erfolgen, wenn die 
Jugendlichen an diesem Tag keinen Berufsschulunterricht haben.

§ 19 Urlaub
(1)	 Der Arbeitgeber hat Jugendlichen für jedes Kalenderjahr ei-
nen bezahlten Erholungsurlaub zu gewähren.
(2)	 Der Urlaub beträgt jährlich 
1.	 mindestens 30 Werktage, wenn der Jugendliche zu Beginn 

des Kalenderjahrs noch nicht 16 Jahre alt ist,
2.	 mindestens 27 Werktage, wenn der Jugendliche zu Beginn 

des Kalenderjahrs noch nicht 17 Jahre alt ist,
3.	 mindestens 25 Werktage, wenn der Jugendliche zu Beginn 

des Kalenderjahrs noch nicht 18 Jahre alt ist.
Jugendliche, die im Bergbau unter Tage beschäftigt werden, er-
halten in jeder Altersgruppe einen zusätzlichen Urlaub von drei 
Werktagen.
(3)	 Der Urlaub soll Berufsschülern in der Zeit der Berufsschulfe-
rien gegeben werden. Soweit er nicht in den Berufsschulferien ge-
geben wird, ist für jeden Berufsschultag, an dem die Berufsschule 
während des Urlaubs besucht wird, ein weiterer Urlaubstag zu ge-
währen.
(4)	 Im übrigen gelten für den Urlaub der Jugendlichen § 3 Abs. 2, 
§§ 4 bis 12 und § 13 Abs. 3 des Bundesurlaubsgesetzes. Der Auf-
traggeber oder Zwischenmeister hat jedoch abweichend von § 12 
Nr. 1 des Bundesurlaubsgesetzes den jugendlichen Heimarbeitern 
für jedes Kalenderjahr einen bezahlten Erholungsurlaub entspre-
chend Absatz 2 zu gewähren; das Urlaubsentgelt der jugendlichen 
Heimarbeiter beträgt bei einem Urlaub von 30 Werktagen 11,6 vom 
Hundert, bei einem Urlaub von 27 Werktagen 10,3 vom Hundert 
und bei einem Urlaub von 25 Werktagen 9,5 vom Hundert.
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§ 20 Binnenschiffahrt
(1)	 In der Binnenschiffahrt gelten folgende Abweichungen: 
1.	 Abweichend von § 12 darf die Schichtzeit Jugendlicher über 

16 Jahre während der Fahrt bis auf 14 Stunden täglich aus-
gedehnt werden, wenn ihre Arbeitszeit sechs Stunden täglich 
nicht überschreitet. Ihre tägliche Freizeit kann abweichend 
von § 13 der Ausdehnung der Schichtzeit entsprechend bis 
auf 10 Stunden verkürzt werden.

2.	 Abweichend von § 14 Abs. 1 dürfen Jugendliche über 16 Jahre 
während der Fahrt bis 22 Uhr beschäftigt werden.

3.	 Abweichend von §§ 15, 16 Abs. 1, § 17 Abs. 1 und § 18 Abs. 1 
dürfen Jugendliche an jedem Tag der Woche beschäftigt wer-
den, jedoch nicht am 24. Dezember, an den Weihnachtsfeier-
tagen, am 31. Dezember, am 1. Januar, an den Osterfeierta-
gen und am 1. Mai. Für die Beschäftigung an einem Samstag, 
Sonntag und an einem gesetzlichen Feiertag, der auf einen 
Werktag fällt, ist ihnen je ein freier Tag zu gewähren. Diese 
freien Tage sind den Jugendlichen in Verbindung mit anderen 
freien Tagen zu gewähren, spätestens, wenn ihnen 10 freie 
Tage zustehen.

(2)	 In der gewerblichen Binnenschifffahrt hat der Arbeitgeber 
Aufzeichnungen nach Absatz  3 über die tägliche Arbeits- oder 
Freizeit jedes Jugendlichen zu führen, um eine Kontrolle der Ein-
haltung der §§ 8 bis 21a dieses Gesetzes zu ermöglichen. Die 
Aufzeichnungen sind in geeigneten Zeitabständen, spätestens bis 
zum nächsten Monatsende, gemeinsam vom Arbeitgeber oder sei-
nem Vertreter und von dem Jugendlichen zu prüfen und zu bestä-
tigen. Im Anschluss müssen die Aufzeichnungen für mindestens 
zwölf Monate an Bord aufbewahrt werden und dem Jugendlichen 
ist eine Kopie der bestätigten Aufzeichnungen auszuhändigen. Der 
Jugendliche hat die Kopien daraufhin zwölf Monate für eine Kont-
rolle bereitzuhalten.
(3)	 Die Aufzeichnungen nach Absatz 2 müssen mindestens fol-
gende Angaben enthalten:
1.	 Name des Schiffes,
2.	 Name des Jugendlichen,
3.	 Name des verantwortlichen Schiffsführers,
4.	 Datum des jeweiligen Arbeits- oder Ruhetages,
5.	 für jeden Tag der Beschäftigung, ob es sich um einen Arbeits- 

oder um einen Ruhetag handelt sowie
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6.	 Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit oder der täglichen 
Freizeit.

§ 21 Ausnahmen in besonderen Fällen
(1)	 Die §§ 8 und 11 bis 18 finden keine Anwendung auf die Be-
schäftigung Jugendlicher mit vorübergehenden und unaufschieb-
baren Arbeiten in Notfällen, soweit erwachsene Beschäftigte nicht 
zur Verfügung stehen.
(2)	 Wird in den Fällen des Absatzes  1 über die Arbeitszeit des 
§ 8 hinaus Mehrarbeit geleistet, so ist sie durch entsprechende 
Verkürzung der Arbeitszeit innerhalb der folgenden drei Wochen 
auszugleichen.

§ 21a Abweichende Regelungen
(1)	 In einem Tarifvertrag oder auf Grund eines Tarifvertrages in 
einer Betriebsvereinbarung kann zugelassen werden 
1.	 abweichend von den §§ 8, 15, 16 Abs. 3 und 4, § 17 Abs. 3 

und § 18 Abs. 3 die Arbeitszeit bis zu neun  Stunden täglich, 
44 Stunden wöchentlich und bis zu fünfeinhalb Tagen in der 
Woche anders zu verteilen, jedoch nur unter Einhaltung einer 
durchschnittlichen Wochenarbeitszeit von 40 Stunden in einem 
Ausgleichszeitraum von zwei Monaten,

2.	 abweichend von § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 und Abs. 2 die Ruhe-
pausen bis zu 15 Minuten zu kürzen und die Lage der Pausen 
anders zu bestimmen,

3.	 abweichend von § 12 die Schichtzeit mit Ausnahme des Berg-
baus unter Tage bis zu einer Stunde täglich zu verlängern,

4.	 abweichend von § 16 Abs. 1 und 2 Jugendliche an 26 Samsta-
gen im Jahr oder an jedem Samstag zu beschäftigen, wenn 
statt dessen der Jugendliche an einem anderen Werktag der-
selben Woche von der Beschäftigung freigestellt wird,

5.	 abweichend von den §§ 15, 16 Abs. 3 und 4, § 17 Abs. 3 und § 18 
Abs. 3 Jugendliche bei einer Beschäftigung an einem Samstag 
oder an einem Sonn- oder Feiertag unter vier Stunden an ei-
nem anderen Arbeitstag derselben oder der folgenden Woche 
vor- oder nachmittags von der Beschäftigung freizustellen,

6.	 abweichend von § 17 Abs. 2 Satz 2 Jugendliche im Gaststät-
ten- und Schaustellergewerbe sowie in der Landwirtschaft 
während der Saison oder der Erntezeit an drei Sonntagen im 
Monat zu beschäftigen.
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(2)	 Im Geltungsbereich eines Tarifvertrages nach Absatz 1 kann 
die abweichende tarifvertragliche Regelung im Betrieb eines nicht 
tarifgebundenen Arbeitgebers durch Betriebsvereinbarung oder, 
wenn ein Betriebsrat nicht besteht, durch schriftliche Vereinba-
rung zwischen dem Arbeitgeber und dem Jugendlichen übernom-
men werden.
(3)	 Die Kirchen und die öffentlich-rechtlichen Religionsgesell-
schaften können die in Absatz 1 genannten Abweichungen in ihren 
Regelungen vorsehen.

§ 21b Ermächtigung
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann im Interesse 
der Berufsausbildung oder der Zusammenarbeit von Jugendlichen 
und Erwachsenen durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates Ausnahmen von den Vorschriften 
1.	 des § 8, der §§ 11 und 12, der §§ 15 und 16, des § 17 Abs. 2 

und 3 sowie des § 18 Abs. 3 im Rahmen des § 21a Abs. 1,
2.	 des § 14, jedoch nicht vor 5 Uhr und nicht nach 23 Uhr, sowie
3.	 des § 17 Abs. 1 und § 18 Abs. 1 an höchstens 26 Sonn- und Fei-

ertagen im Jahr
zulassen, soweit eine Beeinträchtigung der Gesundheit oder der 
körperlichen oder seelisch-geistigen Entwicklung der Jugendli-
chen nicht zu befürchten ist.

Zweiter Titel Beschäftigungsverbote und -beschränkungen

§ 22 Gefährliche Arbeiten
(1)	 Jugendliche dürfen nicht beschäftigt werden 
1.	 mit Arbeiten, die ihre physische oder psychische Leistungsfä-

higkeit übersteigen,
2.	 mit Arbeiten, bei denen sie sittlichen Gefahren ausgesetzt sind,
3.	 mit Arbeiten, die mit Unfallgefahren verbunden sind, von de-

nen anzunehmen ist, daß Jugendliche sie wegen mangelnden 
Sicherheitsbewußtseins oder mangelnder Erfahrung nicht 
erkennen oder nicht abwenden können,

4.	 mit Arbeiten, bei denen ihre Gesundheit durch außergewöhn-
liche Hitze oder Kälte oder starke Nässe gefährdet wird,

5.	 mit Arbeiten, bei denen sie schädlichen Einwirkungen von 
Lärm, Erschütterungen oder Strahlen ausgesetzt sind,
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6.	 mit Arbeiten, bei denen sie schädlichen Einwirkungen von 
Gefahrstoffen im Sinne der Gefahrstoffverordnung ausge-
setzt sind,

7.	 mit Arbeiten, bei denen sie schädlichen Einwirkungen von 
biologischen Arbeitsstoffen im Sinne der Biostoffverordnung 
ausgesetzt sind.

(2)	 Absatz 1 Nr. 3 bis 7 gilt nicht für die Beschäftigung Jugendli-
cher, soweit 
1.	 dies zur Erreichung ihres Ausbildungszieles erforderlich ist,
2.	 ihr Schutz durch die Aufsicht eines Fachkundigen gewähr-

leistet ist und
3.	 der Luftgrenzwert bei gefährlichen Stoffen (Absatz  1 Nr. 6) 

unterschritten wird.
Satz  1 findet keine Anwendung auf gezielte Tätigkeiten mit bio-
logischen Arbeitsstoffen der Risikogruppen 3 und 4 im Sinne der 
Biostoffverordnung sowie auf nicht gezielte Tätigkeiten, die nach 
der Biostoffverordnung der Schutzstufe 3 oder 4 zuzuordnen sind.
(3)	 Werden Jugendliche in einem Betrieb beschäftigt, für den ein 
Betriebsarzt oder eine Fachkraft für Arbeitssicherheit verpflichtet 
ist, muß ihre betriebsärztliche oder sicherheitstechnische Betreu-
ung sichergestellt sein.

§ 23 Akkordarbeit, tempoabhängige Arbeiten
(1)	 Jugendliche dürfen nicht beschäftigt werden 
1.	 mit Akkordarbeit und sonstigen Arbeiten, bei denen durch ein 

gesteigertes Arbeitstempo ein höheres Entgelt erzielt werden 
kann,

2.	 in einer Arbeitsgruppe mit erwachsenen Arbeitnehmern, die 
mit Arbeiten nach Nummer 1 beschäftigt werden,

3.	 mit Arbeiten, bei denen ihr Arbeitstempo nicht nur gelegent-
lich vorgeschrieben, vorgegeben oder auf andere Weise er-
zwungen wird.

(2)	 Absatz 1 Nr. 2 gilt nicht für die Beschäftigung Jugendlicher, 
1.	 soweit dies zur Erreichung ihres Ausbildungsziels erforder-

lich ist oder
2.	 wenn sie eine Berufsausbildung für diese Beschäftigung ab-

geschlossen haben
und ihr Schutz durch die Aufsicht eines Fachkundigen gewährleis-
tet ist.
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§ 24 Arbeiten unter Tage
(1)	 Jugendliche dürfen nicht mit Arbeiten unter Tage beschäftigt 
werden.
(2)	 Absatz 1 gilt nicht für die Beschäftigung Jugendlicher über 
16 Jahre, 
1.	 soweit dies zur Erreichung ihres Ausbildungsziels erforder-

lich ist,
2.	 wenn sie eine Berufsausbildung für die Beschäftigung unter 

Tage abgeschlossen haben oder
3.	 wenn sie an einer von der Bergbehörde genehmigten Ausbil-

dungsmaßnahme für Bergjungarbeiter teilnehmen oder teil-
genommen haben

und ihr Schutz durch die Aufsicht eines Fachkundigen gewährleis-
tet ist.

§ 25 Verbot der Beschäftigung durch bestimmte Personen
(1)	 Personen, die 
1.	 wegen eines Verbrechens zu einer Freiheitsstrafe von min-

destens zwei Jahren,
2.	 wegen einer vorsätzlichen Straftat, die sie unter Verletzung 

der ihnen als Arbeitgeber, Ausbildender oder Ausbilder ob-
liegenden Pflichten zum Nachteil von Kindern oder Jugendli-
chen begangen haben, zu einer Freiheitsstrafe von mehr als 
drei Monaten,

3.	 wegen einer Straftat nach den §§ 109h, 171, 174 bis 184h, 
225, 232 bis 233a des Strafgesetzbuches,

4.	 wegen einer Straftat nach dem Betäubungsmittelgesetz oder
5.	 wegen einer Straftat nach dem Jugendschutzgesetz oder nach 

dem Gesetz über die Verbreitung jugendgefährdender Schrif-
ten wenigstens zweimal

rechtskräftig verurteilt worden sind, dürfen Jugendliche nicht be-
schäftigen sowie im Rahmen eines Rechtsverhältnisses im Sinne 
des § 1 nicht beaufsichtigen, nicht anweisen, nicht ausbilden und 
nicht mit der Beaufsichtigung, Anweisung oder Ausbildung von Ju-
gendlichen beauftragt werden. Eine Verurteilung bleibt außer Be-
tracht, wenn seit dem Tag ihrer Rechtskraft fünf Jahre verstrichen 
sind. Die Zeit, in welcher der Täter auf behördliche Anordnung in 
einer Anstalt verwahrt worden ist, wird nicht eingerechnet.
(2)	 Das Verbot des Absatzes 1 Satz 1 gilt auch für Personen, ge-
gen die wegen einer Ordnungswidrigkeit nach § 58 Abs. 1 bis 4 we-
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nigstens dreimal eine Geldbuße rechtskräftig festgesetzt worden 
ist. Eine Geldbuße bleibt außer Betracht, wenn seit dem Tag ihrer 
rechtskräftigen Festsetzung fünf Jahre verstrichen sind.
(3)	 Das Verbot des Absatzes 1 und 2 gilt nicht für die Beschäfti-
gung durch die Personensorgeberechtigten.

§ 26 Ermächtigungen
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann zum Schutz 
der Jugendlichen gegen Gefahren für Leben und Gesundheit so-
wie zur Vermeidung einer Beeinträchtigung der körperlichen oder 
seelisch-geistigen Entwicklung durch Rechtsverordnung mit Zu-
stimmung des Bundesrates 
1.	 die für Kinder, die der Vollzeitschulpflicht nicht mehr unter-

liegen, geeigneten und leichten Tätigkeiten nach § 7 Satz 1 
Nr. 2 und die Arbeiten nach § 22 Abs. 1 und den §§ 23 und 24 
näher bestimmen,

2.	 über die Beschäftigungsverbote in den §§ 22 bis 25 hinaus 
die Beschäftigung Jugendlicher in bestimmten Betriebsarten 
oder mit bestimmten Arbeiten verbieten oder beschränken, 
wenn sie bei diesen Arbeiten infolge ihres Entwicklungsstands 
in besonderem Maß Gefahren ausgesetzt sind oder wenn das 
Verbot oder die Beschränkung der Beschäftigung infolge der 
technischen Entwicklung oder neuer arbeitsmedizinischer 
oder sicherheitstechnischer Erkenntnisse notwendig ist.

§ 27 Behördliche Anordnungen und Ausnahmen
(1)	 Die Aufsichtsbehörde kann in Einzelfällen feststellen, ob eine 
Arbeit unter die Beschäftigungsverbote oder -beschränkungen 
der §§ 22 bis 24 oder einer Rechtsverordnung nach § 26 fällt. Sie 
kann in Einzelfällen die Beschäftigung Jugendlicher mit bestimm-
ten Arbeiten über die Beschäftigungsverbote und -beschränkun-
gen der §§ 22 bis 24 und einer Rechtsverordnung nach § 26 hinaus 
verbieten oder beschränken, wenn diese Arbeiten mit Gefahren für 
Leben, Gesundheit oder für die körperliche oder seelisch-geistige 
Entwicklung der Jugendlichen verbunden sind.
(2)	 Die zuständige Behörde kann 
1.	 den Personen, die die Pflichten, die ihnen kraft Gesetzes zu-

gunsten der von ihnen beschäftigten, beaufsichtigten, ange-
wiesenen oder auszubildenden Kinder und Jugendlichen ob-
liegen, wiederholt oder gröblich verletzt haben,
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2.	 den Personen, gegen die Tatsachen vorliegen, die sie in sittli-
cher Beziehung zur Beschäftigung, Beaufsichtigung, Anwei-
sung oder Ausbildung von Kindern und Jugendlichen unge-
eignet erscheinen lassen,

verbieten, Kinder und Jugendliche zu beschäftigen oder im Rah-
men eines Rechtsverhältnisses im Sinne des § 1 zu beaufsichti-
gen, anzuweisen oder auszubilden.
(3)	 Die Aufsichtsbehörde kann auf Antrag Ausnahmen von § 23 
Abs. 1 Nr. 2 und 3 für Jugendliche über 16 Jahre bewilligen, 
1.	 wenn die Art der Arbeit oder das Arbeitstempo eine Beein-

trächtigung der Gesundheit oder der körperlichen oder see-
lisch-geistigen Entwicklung des Jugendlichen nicht befürch-
ten lassen und

2.	 wenn eine nicht länger als vor drei  Monaten ausgestellte 
ärztliche Bescheinigung vorgelegt wird, nach der gesundheit-
liche Bedenken gegen die Beschäftigung nicht bestehen.

Dritter Titel Sonstige Pflichten des Arbeitgebers

§ 28 Menschengerechte Gestaltung der Arbeit
(1)	 Der Arbeitgeber hat bei der Einrichtung und der Unterhaltung 
der Arbeitsstätte einschließlich der Maschinen, Werkzeuge und 
Geräte und bei der Regelung der Beschäftigung die Vorkehrun-
gen und Maßnahmen zu treffen, die zum Schutz der Jugendlichen 
gegen Gefahren für Leben und Gesundheit sowie zur Vermeidung 
einer Beeinträchtigung der körperlichen oder seelisch-geistigen 
Entwicklung der Jugendlichen erforderlich sind. Hierbei sind das 
mangelnde Sicherheitsbewußtsein, die mangelnde Erfahrung und 
der Entwicklungsstand der Jugendlichen zu berücksichtigen und 
die allgemein anerkannten sicherheitstechnischen und arbeits-
medizinischen Regeln sowie die sonstigen gesicherten arbeitswis-
senschaftlichen Erkenntnisse zu beachten.
(2)	 Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates bestimmen, 
welche Vorkehrungen und Maßnahmen der Arbeitgeber zur Erfül-
lung der sich aus Absatz 1 ergebenden Pflichten zu treffen hat.
(3)	 Die Aufsichtsbehörde kann in Einzelfällen anordnen, welche 
Vorkehrungen und Maßnahmen zur Durchführung des Absatzes 1 
oder einer vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales gemäß 
Absatz 2 erlassenen Verordnung zu treffen sind.
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§ 28a Beurteilung der Arbeitsbedingungen
Vor Beginn der Beschäftigung Jugendlicher und bei wesentlicher 
Änderung der Arbeitsbedingungen hat der Arbeitgeber die mit 
der Beschäftigung verbundenen Gefährdungen Jugendlicher zu 
beurteilen. Im übrigen gelten die Vorschriften des Arbeitsschutz-
gesetzes.

§ 29 Unterweisung über Gefahren
(1)	 Der Arbeitgeber hat die Jugendlichen vor Beginn der Be-
schäftigung und bei wesentlicher Änderung der Arbeitsbedingun-
gen über die Unfall- und Gesundheitsgefahren, denen sie bei der 
Beschäftigung ausgesetzt sind, sowie über die Einrichtungen und 
Maßnahmen zur Abwendung dieser Gefahren zu unterweisen. Er 
hat die Jugendlichen vor der erstmaligen Beschäftigung an Ma-
schinen oder gefährlichen Arbeitsstellen oder mit Arbeiten, bei 
denen sie mit gesundheitsgefährdenden Stoffen in Berührung 
kommen, über die besonderen Gefahren dieser Arbeiten sowie 
über das bei ihrer Verrichtung erforderliche Verhalten zu unter-
weisen.
(2)	 Die Unterweisungen sind in angemessenen Zeitabständen, 
mindestens aber halbjährlich, zu wiederholen.
(3)	 Der Arbeitgeber beteiligt die Betriebsärzte und die Fachkräf-
te für Arbeitssicherheit an der Planung, Durchführung und Über-
wachung der für die Sicherheit und den Gesundheitsschutz bei der 
Beschäftigung Jugendlicher geltenden Vorschriften.

§ 30 Häusliche Gemeinschaft
(1)	 Hat der Arbeitgeber einen Jugendlichen in die häusliche Ge-
meinschaft aufgenommen, so muß er 
1. 	 ihm eine Unterkunft zur Verfügung stellen und dafür sorgen, 

daß sie so beschaffen, ausgestattet und belegt ist und so be-
nutzt wird, daß die Gesundheit des Jugendlichen nicht beein-
trächtigt wird, und

2. 	 ihm bei einer Erkrankung, jedoch nicht über die Beendigung 
der Beschäftigung hinaus, die erforderliche Pflege und ärztli-
che Behandlung zuteil werden lassen, soweit diese nicht von 
einem Sozialversicherungsträger geleistet wird.

(2)	 Die Aufsichtsbehörde kann im Einzelfall anordnen, welchen 
Anforderungen die Unterkunft (Absatz 1 Nr. 1) und die Pflege bei 
Erkrankungen (Absatz 1 Nr. 2) genügen müssen.
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§ 31 Züchtigungsverbot, Verbot der Abgabe von Alkohol und 
Tabak

(1)	 Wer Jugendliche beschäftigt oder im Rahmen eines Rechts-
verhältnisses im Sinne des § 1 beaufsichtigt, anweist oder ausbil-
det, darf sie nicht körperlich züchtigen.
(2)	 Wer Jugendliche beschäftigt, muß sie vor körperlicher Züch-
tigung und Mißhandlung und vor sittlicher Gefährdung durch an-
dere bei ihm Beschäftigte und durch Mitglieder seines Haushalts 
an der Arbeitsstätte und in seinem Haus schützen. Soweit deren 
Abgabe nach § 9 Absatz 1 oder § 10 Absatz 1 und 4 des Jugend-
schutzgesetzes verboten ist, darf der Arbeitgeber Jugendlichen 
keine alkoholischen Getränke, Tabakwaren oder anderen dort ge-
nannten Erzeugnisse geben.

Vierter Titel Gesundheitliche Betreuung

§ 32 Erstuntersuchung
(1)	 Ein Jugendlicher, der in das Berufsleben eintritt, darf nur be-
schäftigt werden, wenn 
1.	 er innerhalb der letzten vierzehn Monate von einem Arzt un-

tersucht worden ist (Erstuntersuchung) und
2.	 dem Arbeitgeber eine von diesem Arzt ausgestellte Beschei-

nigung vorliegt.
(2)	 Absatz 1 gilt nicht für eine nur geringfügige oder eine nicht 
länger als zwei Monate dauernde Beschäftigung mit leichten Ar-
beiten, von denen keine gesundheitlichen Nachteile für den Ju-
gendlichen zu befürchten sind.

§ 33 Erste Nachuntersuchung
(1)	 Ein Jahr nach Aufnahme der ersten Beschäftigung hat sich 
der Arbeitgeber die Bescheinigung eines Arztes darüber vorlegen 
zu lassen, daß der Jugendliche nachuntersucht worden ist (erste 
Nachuntersuchung). Die Nachuntersuchung darf nicht länger als 
drei Monate zurückliegen. Der Arbeitgeber soll den Jugendlichen 
neun Monate nach Aufnahme der ersten Beschäftigung nachdrück-
lich auf den Zeitpunkt, bis zu dem der Jugendliche ihm die ärztliche 
Bescheinigung nach Satz 1 vorzulegen hat, hinweisen und ihn auf-
fordern, die Nachuntersuchung bis dahin durchführen zu lassen.
(2)	 Legt der Jugendliche die Bescheinigung nicht nach Ablauf 
eines Jahres vor, hat ihn der Arbeitgeber innerhalb eines Monats 
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unter Hinweis auf das Beschäftigungsverbot nach Absatz 3 schrift-
lich aufzufordern, ihm die Bescheinigung vorzulegen. Je eine 
Durchschrift des Aufforderungsschreibens hat der Arbeitgeber 
dem Personensorgeberechtigten und dem Betriebs- oder Perso-
nalrat zuzusenden.
(3)	 Der Jugendliche darf nach Ablauf von 14 Monaten nach Auf-
nahme der ersten Beschäftigung nicht weiterbeschäftigt werden, 
solange er die Bescheinigung nicht vorgelegt hat.

§ 34 Weitere Nachuntersuchungen
Nach Ablauf jedes weiteren Jahres nach der ersten Nachuntersu-
chung kann sich der Jugendliche erneut nachuntersuchen lassen 
(weitere Nachuntersuchungen). Der Arbeitgeber soll ihn auf diese 
Möglichkeit rechtzeitig hinweisen und darauf hinwirken, daß der 
Jugendliche ihm die Bescheinigung über die weitere Nachunter-
suchung vorlegt.

§ 35 Außerordentliche Nachuntersuchung
(1)	 Der Arzt soll eine außerordentliche Nachuntersuchung anord-
nen, wenn eine Untersuchung ergibt, daß 
1.	 ein Jugendlicher hinter dem seinem Alter entsprechenden Ent-

wicklungsstand zurückgeblieben ist,
2.	 gesundheitliche Schwächen oder Schäden vorhanden sind,
3.	 die Auswirkungen der Beschäftigung auf die Gesundheit oder 

Entwicklung des Jugendlichen noch nicht zu übersehen sind.
(2)	 Die in § 33 Abs. 1 festgelegten Fristen werden durch die Anord-
nung einer außerordentlichen Nachuntersuchung nicht berührt.

§ 36 Ärztliche Untersuchungen und Wechsel des Arbeitgebers
Wechselt der Jugendliche den Arbeitgeber, so darf ihn der neue 
Arbeitgeber erst beschäftigen, wenn ihm die Bescheinigung über 
die Erstuntersuchung (§ 32 Abs. 1) und, falls seit der Aufnahme der 
Beschäftigung ein Jahr vergangen ist, die Bescheinigung über die 
erste Nachuntersuchung (§ 33) vorliegen.

§ 37 Inhalt und Durchführung der ärztlichen Untersuchungen
(1)	 Die ärztlichen Untersuchungen haben sich auf den Gesund-
heits- und Entwicklungsstand und die körperliche Beschaffenheit, 
die Nachuntersuchungen außerdem auf die Auswirkungen der Be-
schäftigung auf Gesundheit und Entwicklung des Jugendlichen zu 
erstrecken.
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(2)	 Der Arzt hat unter Berücksichtigung der Krankheitsvorge-
schichte des Jugendlichen auf Grund der Untersuchungen zu be-
urteilen, 
1.	 ob die Gesundheit oder die Entwicklung des Jugendlichen 

durch die Ausführung bestimmter Arbeiten oder durch die 
Beschäftigung während bestimmter Zeiten gefährdet wird,

2.	 ob besondere der Gesundheit dienende Maßnahmen ein-
schließlich Maßnahmen zur Verbesserung des Impfstatus 
erforderlich sind,

3.	 ob eine außerordentliche Nachuntersuchung (§ 35 Abs. 1) er-
forderlich ist.

(3)	 Der Arzt hat schriftlich festzuhalten: 
1.	 den Untersuchungsbefund,
2.	 die Arbeiten, durch deren Ausführung er die Gesundheit oder 

die Entwicklung des Jugendlichen für gefährdet hält,
3.	 die besonderen der Gesundheit dienenden Maßnahmen ein-

schließlich Maßnahmen zur Verbesserung des Impfstatus,
4.	 die Anordnung einer außerordentlichen Nachuntersuchung 

(§ 35 Abs. 1).

§ 38 Ergänzungsuntersuchung
Kann der Arzt den Gesundheits- und Entwicklungsstand des Ju-
gendlichen nur beurteilen, wenn das Ergebnis einer Ergänzungs-
untersuchung durch einen anderen Arzt oder einen Zahnarzt vor-
liegt, so hat er die Ergänzungsuntersuchung zu veranlassen und 
ihre Notwendigkeit schriftlich zu begründen.

§ 39 Mitteilung, Bescheinigung
(1)	 Der Arzt hat dem Personensorgeberechtigten schriftlich mit-
zuteilen: 
1.	 das wesentliche Ergebnis der Untersuchung,
2.	 die Arbeiten, durch deren Ausführung er die Gesundheit oder 

die Entwicklung des Jugendlichen für gefährdet hält,
3.	 die besonderen der Gesundheit dienenden Maßnahmen,
4.	 die Anordnung einer außerordentlichen Nachuntersuchung 

(§ 35 Abs. 1).
(2)	 Der Arzt hat eine für den Arbeitgeber bestimmte Bescheini-
gung darüber auszustellen, daß die Untersuchung stattgefunden 
hat und darin die Arbeiten zu vermerken, durch deren Ausführung 
er die Gesundheit oder die Entwicklung des Jugendlichen für ge-
fährdet hält.
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§ 40 Bescheinigung mit Gefährdungsvermerk
(1)	 Enthält die Bescheinigung des Arztes (§ 39 Abs. 2) einen Ver-
merk über Arbeiten, durch deren Ausführung er die Gesundheit 
oder die Entwicklung des Jugendlichen für gefährdet hält, so darf 
der Jugendliche mit solchen Arbeiten nicht beschäftigt werden.
(2)	 Die Aufsichtsbehörde kann die Beschäftigung des Jugendli-
chen mit den in der Bescheinigung des Arztes (§ 39 Abs. 2) ver-
merkten Arbeiten im Einvernehmen mit einem Arzt zulassen und 
die Zulassung mit Auflagen verbinden.

§ 41 Aufbewahren der ärztlichen Bescheinigungen
(1)	 Der Arbeitgeber hat die ärztlichen Bescheinigungen bis zur 
Beendigung der Beschäftigung, längstens jedoch bis zur Vollen-
dung des 18. Lebensjahrs des Jugendlichen aufzubewahren und 
der Aufsichtsbehörde sowie der Berufsgenossenschaft auf Verlan-
gen zur Einsicht vorzulegen oder einzusenden.
(2)	 Scheidet der Jugendliche aus dem Beschäftigungsverhältnis 
aus, so hat ihm der Arbeitgeber die Bescheinigungen auszuhändigen.

§ 42 Eingreifen der Aufsichtsbehörde
Die Aufsichtsbehörde hat, wenn die dem Jugendlichen übertra-
genen Arbeiten Gefahren für seine Gesundheit befürchten lassen, 
dies dem Personensorgeberechtigten und dem Arbeitgeber mitzu-
teilen und den Jugendlichen aufzufordern, sich durch einen von ihr 
ermächtigten Arzt untersuchen zu lassen.

§ 43 Freistellung für Untersuchungen
Der Arbeitgeber hat den Jugendlichen für die Durchführung der 
ärztlichen Untersuchungen nach diesem Abschnitt freizustellen. 
Ein Entgeltausfall darf hierdurch nicht eintreten.

§ 44 Kosten der Untersuchungen
Die Kosten der Untersuchungen trägt das Land.

§ 45 Gegenseitige Unterrichtung der Ärzte
(1)	 Die Ärzte, die Untersuchungen nach diesem Abschnitt vor-
genommen haben, müssen, wenn der Personensorgeberechtigte 
und der Jugendliche damit einverstanden sind, 
1.	 dem staatlichen Gewerbearzt,
2.	 dem Arzt, der einen Jugendlichen nach diesem Abschnitt 

nachuntersucht,
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auf Verlangen die Aufzeichnungen über die Untersuchungsbefun-
de zur Einsicht aushändigen.
(2)	 Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 kann der Amts-
arzt des Gesundheitsamts einem Arzt, der einen Jugendlichen 
nach diesem Abschnitt untersucht, Einsicht in andere in seiner 
Dienststelle vorhandene Unterlagen über Gesundheit und Ent-
wicklung des Jugendlichen gewähren.

§ 46 Ermächtigungen
(1)	 Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann zum 
Zweck einer gleichmäßigen und wirksamen gesundheitlichen 
Betreuung durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun-
desrates Vorschriften über die Durchführung der ärztlichen 
Untersuchungen und über die für die Aufzeichnungen der Un-
tersuchungsbefunde, die Bescheinigungen und Mitteilungen zu 
verwendenden Vordrucke erlassen.
(2)	 Die Landesregierung kann durch Rechtsverordnung 
1.	 zur Vermeidung von mehreren Untersuchungen innerhalb 

eines kurzen Zeitraums aus verschiedenen Anlässen bestim-
men, daß die Untersuchungen nach den §§ 32 bis 34 zusam-
men mit Untersuchungen nach anderen Vorschriften durch-
zuführen sind, und hierbei von der Frist des § 32 Abs. 1 Nr. 1 
bis zu drei Monaten abweichen,

2.	 zur Vereinfachung der Abrechnung
	 a) 	 Pauschbeträge für die Kosten der ärztlichen Untersu-

chungen im Rahmen der geltenden Gebührenordnungen 
festsetzen,

	 b) 	 Vorschriften über die Erstattung der Kosten beim Zu-
sammentreffen mehrerer Untersuchungen nach Num-
mer 1 erlassen.

Vierter Abschnitt Durchführung des Gesetzes

Erster Titel Aushänge und Verzeichnisse

§ 47 Bekanntgabe des Gesetzes und der Aufsichtsbehörde
Arbeitgeber, die regelmäßig mindestens einen Jugendlichen be-
schäftigen, haben einen Abdruck dieses Gesetzes und die An-
schrift der zuständigen Aufsichtsbehörde an geeigneter Stelle im 
Betrieb zur Einsicht auszulegen oder auszuhängen.
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§ 48 Aushang über Arbeitszeit und Pausen
Arbeitgeber, die regelmäßig mindestens drei Jugendliche be-
schäftigen, haben einen Aushang über Beginn und Ende der regel-
mäßigen täglichen Arbeitszeit und der Pausen der Jugendlichen 
an geeigneter Stelle im Betrieb anzubringen.

§ 49 Verzeichnisse der Jugendlichen
Arbeitgeber haben Verzeichnisse der bei ihnen beschäftigten 
Jugendlichen unter Angabe des Vor- und Familiennamens, des 
Geburtsdatums und der Wohnanschrift zu führen, in denen das 
Datum des Beginns der Beschäftigung bei ihnen, bei einer Be-
schäftigung unter Tage auch das Datum des Beginns dieser Be-
schäftigung, enthalten ist.

§ 50 Auskunft, Vorlage der Verzeichnisse
(1)	 Der Arbeitgeber ist verpflichtet, der Aufsichtsbehörde auf 
Verlangen 
1.	 die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Angaben 

wahrheitsgemäß und vollständig zu machen,
2.	 die Verzeichnisse gemäß § 49, die Unterlagen, aus denen 

Name, Beschäftigungsart und -zeiten der Jugendlichen so-
wie Lohn- und Gehaltszahlungen ersichtlich sind, und alle 
sonstigen Unterlagen, die sich auf die nach Nummer  1 zu 
machenden Angaben beziehen, zur Einsicht vorzulegen oder 
einzusenden.

(2)	 Die Verzeichnisse und Unterlagen sind mindestens bis zum 
Ablauf von zwei Jahren nach der letzten Eintragung aufzubewahren.

Zweiter Titel Aufsicht

§ 51 Aufsichtsbehörde, Besichtigungsrechte und Berichtspflicht
(1)	 Die Aufsicht über die Ausführung dieses Gesetzes und der auf 
Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen obliegt 
der nach Landesrecht zuständigen Behörde (Aufsichtsbehörde). 
Die Landesregierung kann durch Rechtsverordnung die Aufsicht 
über die Ausführung dieser Vorschriften in Familienhaushalten 
auf gelegentliche Prüfungen beschränken.
(2)	 Die Beauftragten der Aufsichtsbehörde sind berechtigt, die 
Arbeitsstätten während der üblichen Betriebs- und Arbeitszeit zu 
betreten und zu besichtigen; außerhalb dieser Zeit oder wenn sich 
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die Arbeitsstätten in einer Wohnung befinden, dürfen sie nur zur 
Verhütung von dringenden Gefahren für die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung betreten und besichtigt werden. Der Arbeitgeber 
hat das Betreten und Besichtigen der Arbeitsstätten zu gestatten. 
Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des 
Grundgesetzes) wird insoweit eingeschränkt.
(3)	 Die Aufsichtsbehörden haben im Rahmen der Jahresberichte 
nach § 139b Abs. 3 der Gewerbeordnung über ihre Aufsichtstätig-
keit gemäß Absatz 1 zu berichten.

§ 52 (aufgehoben)

§ 53 Mitteilung über Verstöße
Die Aufsichtsbehörde teilt schwerwiegende Verstöße gegen die 
Vorschriften dieses Gesetzes oder gegen die auf Grund dieses Ge-
setzes erlassenen Rechtsverordnungen der nach dem Berufsbil-
dungsgesetz oder der Handwerksordnung zuständigen Stelle mit. 
Die zuständige Agentur für Arbeit erhält eine Durchschrift dieser 
Mitteilung.

§ 54 Ausnahmebewilligungen
(1)	 Ausnahmen, die die Aufsichtsbehörde nach diesem Gesetz 
oder den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnun-
gen bewilligen kann, sind zu befristen. Die Ausnahmebewilligun-
gen können 
1.	 mit einer Bedingung erlassen werden,
2.	 mit einer Auflage oder mit einem Vorbehalt der nachträgli-

chen Aufnahme, Änderung oder Ergänzung einer Auflage 
verbunden werden und

3.	 jederzeit widerrufen werden.
(2)	 Ausnahmen können nur für einzelne Beschäftigte, einzelne 
Betriebe oder einzelne Teile des Betriebs bewilligt werden.
(3)	 Ist eine Ausnahme für einen Betrieb oder einen Teil des Be-
triebs bewilligt worden, so hat der Arbeitgeber hierüber an geeig-
neter Stelle im Betrieb einen Aushang anzubringen.
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Dritter Titel Ausschüsse für Jugendarbeitsschutz

§ 55 Bildung des Landesausschusses für Jugendarbeitsschutz
(1)	 Bei der von der Landesregierung bestimmten obersten Lan-
desbehörde wird ein Landesausschuß für Jugendarbeitsschutz 
gebildet.
(2)	 Dem Landesausschuß gehören als Mitglieder an: 
1.	 je sechs Vertreter der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer,
2.	 ein Vertreter des Landesjugendrings,
3.	 ein von der Bundesagentur für Arbeit benannter Vertreter 

und je ein Vertreter des Landesjugendamts, der für das Ge-
sundheitswesen zuständigen obersten Landesbehörde und 
der für die berufsbildenden Schulen zuständigen obersten 
Landesbehörde und

4.	 ein Arzt.
(3)	 Die Mitglieder des Landesausschusses werden von der von 
der Landesregierung bestimmten obersten Landesbehörde beru-
fen, die Vertreter der Arbeitgeber und Arbeitnehmer auf Vorschlag 
der auf Landesebene bestehenden Arbeitgeberverbände und Ge-
werkschaften, der Arzt auf Vorschlag der Landesärztekammer, die 
übrigen Vertreter auf Vorschlag der in Absatz  2 Nr. 2 und 3 ge-
nannten Stellen.
(4)	 Die Tätigkeit im Landesausschuß ist ehrenamtlich. Für bare 
Auslagen und für Entgeltausfall ist, soweit eine Entschädigung 
nicht von anderer Seite gewährt wird, eine angemessene Entschä-
digung zu zahlen, deren Höhe nach Landesrecht oder von der von 
der Landesregierung bestimmten obersten Landesbehörde fest-
gesetzt wird.
(5)	 Die Mitglieder können nach Anhören der an ihrer Berufung 
beteiligten Stellen aus wichtigem Grund abberufen werden.
(6)	 Die Mitglieder haben Stellvertreter. Die Absätze 2 bis 5 gelten 
für die Stellvertreter entsprechend.
(7)	 Der Landesausschuß wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzen-
den und dessen Stellvertreter. Der Vorsitzende und sein Stellver-
treter sollen nicht derselben Mitgliedergruppe angehören.
(8)	 Der Landesausschuß gibt sich eine Geschäftsordnung. Die 
Geschäftsordnung kann die Bildung von Unterausschüssen vorse-
hen und bestimmen, daß ihnen ausnahmsweise nicht nur Mitglie-
der des Landesausschusses angehören. Absatz 4 Satz 2 gilt für die 
Unterausschüsse hinsichtlich der Entschädigung entsprechend. 
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An den Sitzungen des Landesausschusses und der Unteraus-
schüsse können Vertreter der beteiligten obersten Landesbehör-
den teilnehmen.

§ 56 Bildung des Ausschusses für Jugendarbeitsschutz bei der 
Aufsichtsbehörde

(1)	 Bei der Aufsichtsbehörde wird ein Ausschuß für Jugend-
arbeitsschutz gebildet. In Städten, in denen mehrere Aufsichts-
behörden ihren Sitz haben, wird ein gemeinsamer Ausschuß für 
Jugendarbeitsschutz gebildet. In Ländern, in denen nicht mehr 
als zwei Aufsichtsbehörden eingerichtet sind, übernimmt der 
Landesausschuß für Jugendarbeitsschutz die Aufgaben dieses 
Ausschusses.
(2)	 Dem Ausschuß gehören als Mitglieder an: 
1.	 je sechs Vertreter der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer,
2.	 ein Vertreter des im Bezirk der Aufsichtsbehörde wirkenden 

Jugendrings,
3.	 je ein Vertreter eines Arbeits-, Jugend- und Gesundheits-

amts,
4.	 ein Arzt und ein Lehrer an einer berufsbildenden Schule.
(3)	 Die Mitglieder des Jugendarbeitsschutzausschusses werden 
von der Aufsichtsbehörde berufen, die Vertreter der Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer auf Vorschlag der im Aufsichtsbezirk beste-
henden Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften, der Arzt auf 
Vorschlag der Ärztekammer, der Lehrer auf Vorschlag der nach 
Landesrecht zuständigen Behörde, die übrigen Vertreter auf Vor-
schlag der in Absatz 2 Nr. 2 und 3 genannten Stellen. § 55 Abs. 4 
bis 8 gilt mit der Maßgabe entsprechend, daß die Entschädigung 
von der Aufsichtsbehörde mit Genehmigung der von der Landes-
regierung bestimmten obersten Landesbehörde festgesetzt wird.

§ 57 Aufgaben der Ausschüsse
(1)	 Der Landesausschuß berät die oberste Landesbehörde in al-
len allgemeinen Angelegenheiten des Jugendarbeitsschutzes und 
macht Vorschläge für die Durchführung dieses Gesetzes. Er klärt 
über Inhalt und Ziel des Jugendarbeitsschutzes auf.
(2)	 Die oberste Landesbehörde beteiligt den Landesausschuß in 
Angelegenheiten von besonderer Bedeutung, insbesondere vor Er-
laß von Rechtsvorschriften zur Durchführung dieses Gesetzes.
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(3)	 Der Landesausschuß hat über seine Tätigkeit im Zusammen-
hang mit dem Bericht der Aufsichtsbehörden nach § 51 Abs. 3 zu 
berichten.
(4)	 Der Ausschuß für Jugendarbeitsschutz bei der Aufsichtsbe-
hörde berät diese in allen allgemeinen Angelegenheiten des Ju-
gendarbeitsschutzes und macht dem Landesausschuß Vorschläge 
für die Durchführung dieses Gesetzes. Er klärt über Inhalt und Ziel 
des Jugendarbeitsschutzes auf.

Fünfter Abschnitt Straf- und Bußgeldvorschriften

§ 58 Bußgeld- und Strafvorschriften
(1)	 Ordnungswidrig handelt, wer als Arbeitgeber vorsätzlich oder 
fahrlässig 
1.	 entgegen § 5 Abs. 1, auch in Verbindung mit § 2 Abs. 3, ein 

Kind oder einen Jugendlichen, der der Vollzeitschulpflicht 
unterliegt, beschäftigt,

2.	 entgegen § 5 Abs. 3 Satz 1 oder Satz 3, jeweils auch in Ver-
bindung mit § 2 Abs. 3, ein Kind über 13 Jahre oder einen Ju-
gendlichen, der der Vollzeitschulpflicht unterliegt, in anderer 
als der zugelassenen Weise beschäftigt,

3.	 (weggefallen)
4.	 entgegen § 7 Satz 1 Nr. 2, auch in Verbindung mit einer 

Rechtsverordnung nach § 26 Nr. 1, ein Kind, das der Vollzeit-
schulpflicht nicht mehr unterliegt, in anderer als der zuge-
lassenen Weise beschäftigt,

5.	 entgegen § 8 einen Jugendlichen über die zulässige Dauer 
der Arbeitszeit hinaus beschäftigt,

6.	 entgegen § 9 Abs. 1 eine dort bezeichnete Person an Berufs-
schultagen oder in Berufsschulwochen nicht freistellt,

7.	 entgegen § 10 Abs. 1 einen Jugendlichen für die Teilnahme 
an Prüfungen oder Ausbildungsmaßnahmen oder an dem Ar-
beitstag, der der schriftlichen Abschlußprüfung unmittelbar 
vorangeht, nicht freistellt,

8.	 entgegen § 11 Abs. 1 oder 2 Ruhepausen nicht, nicht mit der 
vorgeschriebenen Mindestdauer oder nicht in der vorge-
schriebenen zeitlichen Lage gewährt,

9.	 entgegen § 12 einen Jugendlichen über die zulässige Schicht-
zeit hinaus beschäftigt,
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10.	 entgegen § 13 die Mindestfreizeit nicht gewährt,
11.	 entgegen § 14 Abs. 1 einen Jugendlichen außerhalb der Zeit 

von 6 bis 20 Uhr oder entgegen § 14 Abs. 7 Satz 3 vor Ablauf 
der Mindestfreizeit beschäftigt,

12.	 entgegen § 15 einen Jugendlichen an mehr als fünf Tagen in 
der Woche beschäftigt,

13.	 entgegen § 16 Abs. 1 einen Jugendlichen an Samstagen be-
schäftigt oder entgegen § 16 Abs. 3 Satz 1 den Jugendlichen 
nicht freistellt,

14.	 entgegen § 17 Abs. 1 einen Jugendlichen an Sonntagen be-
schäftigt oder entgegen § 17 Abs. 2 Satz  2 Halbsatz  2 oder 
Abs. 3 Satz 1 den Jugendlichen nicht freistellt,

15.	 entgegen § 18 Abs. 1 einen Jugendlichen am 24. oder 31. De-
zember nach 14  Uhr oder an gesetzlichen Feiertagen be-
schäftigt oder entgegen § 18 Abs. 3 nicht freistellt,

16.	 entgegen § 19 Abs. 1, auch in Verbindung mit Abs. 2 Satz 1 oder 
2, oder entgegen § 19 Abs. 3 Satz 2 oder Abs. 4 Satz 2 Urlaub 
nicht oder nicht mit der vorgeschriebenen Dauer gewährt,

17.	 entgegen § 21 Abs. 2 die geleistete Mehrarbeit durch Verkür-
zung der Arbeitszeit nicht ausgleicht,

18.	 entgegen § 22 Abs. 1, auch in Verbindung mit einer Rechts-
verordnung nach § 26 Nr. 1, einen Jugendlichen mit den dort 
genannten Arbeiten beschäftigt,

19.	 entgegen § 23 Abs. 1, auch in Verbindung mit einer Rechtsver-
ordnung nach § 26 Nr. 1, einen Jugendlichen mit Arbeiten mit 
Lohnanreiz, in einer Arbeitsgruppe mit Erwachsenen, deren 
Entgelt vom Ergebnis ihrer Arbeit abhängt, oder mit tempo-
abhängigen Arbeiten beschäftigt,

20.	 entgegen § 24 Abs. 1, auch in Verbindung mit einer Rechts-
verordnung nach § 26 Nr. 1, einen Jugendlichen mit Arbeiten 
unter Tage beschäftigt,

21.	 entgegen § 31 Abs. 2 Satz 2 einem Jugendlichen ein dort ge-
nanntes Getränk, Tabakwaren oder ein dort genanntes Er-
zeugnis gibt,

22.	 entgegen § 32 Abs. 1 einen Jugendlichen ohne ärztliche Be-
scheinigung über die Erstuntersuchung beschäftigt,

23.	 entgegen § 33 Abs. 3 einen Jugendlichen ohne ärztliche 
Bescheinigung über die erste Nachuntersuchung weiterbe-
schäftigt,
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24.	 entgegen § 36 einen Jugendlichen ohne Vorlage der erforder-
lichen ärztlichen Bescheinigungen beschäftigt,

25.	 entgegen § 40 Abs. 1 einen Jugendlichen mit Arbeiten be-
schäftigt, durch deren Ausführung der Arzt nach der von ihm 
erteilten Bescheinigung die Gesundheit oder die Entwicklung 
des Jugendlichen für gefährdet hält,

26.	 einer Rechtsverordnung nach
	 a) 	 § 26 Nr. 2 oder
	 b) 	 § 28 Abs. 2
	 zuwiderhandelt, soweit sie für einen bestimmten Tatbestand 

auf diese Bußgeldvorschrift verweist,
27.	 einer vollziehbaren Anordnung der Aufsichtsbehörde nach 

§ 6 Abs. 3, § 27 Abs. 1 Satz 2 oder Abs. 2, § 28 Abs. 3 oder § 30 
Abs. 2 zuwiderhandelt,

28.	 einer vollziehbaren Auflage der Aufsichtsbehörde nach § 6 
Abs. 1, § 14 Abs. 7, § 27 Abs. 3 oder § 40 Abs. 2, jeweils in Ver-
bindung mit § 54 Abs. 1, zuwiderhandelt,

29.	 einer vollziehbaren Anordnung oder Auflage der Aufsichtsbe-
hörde auf Grund einer Rechtsverordnung nach § 26 Nr. 2 oder 
§ 28 Abs. 2 zuwiderhandelt, soweit die Rechtsverordnung für 
einen bestimmten Tatbestand auf die Bußgeldvorschrift ver-
weist.

(2)	 Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig ent-
gegen § 25 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 2 Satz 1 einen Jugendlichen be-
schäftigt, beaufsichtigt, anweist oder ausbildet, obwohl ihm dies 
verboten ist, oder einen anderen, dem dies verboten ist, mit der 
Beaufsichtigung, Anweisung oder Ausbildung eines Jugendlichen 
beauftragt.
(3)	 Absatz 1 Nr. 4, 6 bis 29 und Absatz 2 gelten auch für die Be-
schäftigung von Kindern (§ 2 Abs. 1) oder Jugendlichen, die der Voll-
zeitschulpflicht unterliegen (§ 2 Abs. 3), nach § 5 Abs. 2 Absatz  1 
Nr. 6 bis 29 und Absatz 2 gelten auch für die Beschäftigung von Kin-
dern, die der Vollzeitschulpflicht nicht mehr unterliegen, nach § 7.
(4)	 Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu fünf-
zehntausend Euro geahndet werden.
(5)	 Wer vorsätzlich eine in Absatz 1, 2 oder 3 bezeichnete Hand-
lung begeht und dadurch ein Kind, einen Jugendlichen oder im Fall 
des Absatzes 1 Nr. 6 eine Person, die noch nicht 21 Jahre alt ist, in 
ihrer Gesundheit oder Arbeitskraft gefährdet, wird mit Freiheits-
strafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. Ebenso wird 
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bestraft, wer eine in Absatz 1, 2 oder 3 bezeichnete Handlung be-
harrlich wiederholt.
(6)	 Wer in den Fällen des Absatzes 5 Satz 1 die Gefahr fahrlässig 
verursacht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit 
Geldstrafe bis zu einhundertachtzig Tagessätzen bestraft.

§ 59 Bußgeldvorschriften
(1)	 Ordnungswidrig handelt, wer als Arbeitgeber vorsätzlich oder 
fahrlässig 
1.	 entgegen § 6 Abs. 4 Satz  2 ein Kind vor Erhalt des Bewilli-

gungsbescheids beschäftigt,
2.	 entgegen § 11 Abs. 3 den Aufenthalt in Arbeitsräumen ge-

stattet,
2a.	 entgegen § 20 Absatz 2 Satz 1 eine Aufzeichnung nicht oder 

nicht richtig führt,
2b.	 entgegen § 20 Absatz 2 Satz 3 eine Aufzeichnung nicht oder 

nicht mindestens zwölf Monate aufbewahrt,
3.	 entgegen § 29 einen Jugendlichen über Gefahren nicht, nicht 

richtig oder nicht rechtzeitig unterweist,
4.	 entgegen § 33 Abs. 2 Satz 1 einen Jugendlichen nicht oder 

nicht rechtzeitig zur Vorlage einer ärztlichen Bescheinigung 
auffordert,

5.	 entgegen § 41 die ärztliche Bescheinigung nicht aufbewahrt, 
vorlegt, einsendet oder aushändigt,

6.	 entgegen § 43 Satz 1 einen Jugendlichen für ärztliche Unter-
suchungen nicht freistellt,

7.	 entgegen § 47 einen Abdruck des Gesetzes oder die Anschrift 
der zuständigen Aufsichtsbehörde nicht auslegt oder aus-
hängt,

8.	 entgegen § 48 Arbeitszeit und Pausen nicht oder nicht in der 
vorgeschriebenen Weise aushängt,

9.	 entgegen § 49 ein Verzeichnis nicht oder nicht in der vorge-
schriebenen Weise führt,

10.	 entgegen § 50 Abs. 1 Angaben nicht, nicht richtig oder nicht 
vollständig macht oder Verzeichnisse oder Unterlagen nicht 
vorlegt oder einsendet oder entgegen § 50 Abs. 2 Verzeich-
nisse oder Unterlagen nicht oder nicht vorschriftsmäßig auf-
bewahrt,

11.	 entgegen § 51 Abs. 2 Satz  2 das Betreten oder Besichtigen 
der Arbeitsstätten nicht gestattet,
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12.	 entgegen § 54 Abs. 3 einen Aushang nicht anbringt.
(2)	 Absatz 1 Nr. 2 bis 6 gilt auch für die Beschäftigung von Kin-
dern (§ 2 Abs. 1 und 3) nach § 5 Abs. 2 Satz 1.
(3)	 Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu zwei-
tausendfünfhundert Euro geahndet werden.

§ 60 Verwaltungsvorschriften für die Verfolgung und Ahndung 
von Ordnungswidrigkeiten

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung kann mit Zu-
stimmung des Bundesrates allgemeine Verwaltungsvorschriften 
für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach 
§§ 58 und 59 durch die Verwaltungsbehörde (§ 35 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten) und über die Erteilung einer Verwar-
nung (§§ 56, 58 Abs. 2 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten) 
wegen einer Ordnungswidrigkeit nach §§ 58 und 59 erlassen.

Sechster Abschnitt Schlußvorschriften

§ 61 Beschäftigung von Jugendlichen auf Kauffahrteischiffen
Für die Beschäftigung von Jugendlichen als Besatzungsmitglieder 
auf Kauffahrteischiffen im Sinne des § 3 des Seearbeitsgesetzes 
gilt anstelle dieses Gesetzes das Seearbeitsgesetz.

§ 62 Beschäftigung im Vollzug einer Freiheitsentziehung
(1)	 Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten für die Beschäftigung 
Jugendlicher (§ 2 Abs. 2) im Vollzug einer gerichtlich angeordne-
ten Freiheitsentziehung entsprechend, soweit es sich nicht nur um 
gelegentliche, geringfügige Hilfeleistungen handelt und soweit in 
den Absätzen 2 bis 4 nichts anderes bestimmt ist.
(2)	 Im Vollzug einer gerichtlich angeordneten Freiheitsentzie-
hung finden § 19, §§ 47 bis 50 keine Anwendung.
(3)	 Die §§ 13, 14, 15, 16, 17 und 18 Abs. 1 und 2 gelten im Vollzug 
einer gerichtlich angeordneten Freiheitsentziehung nicht für die 
Beschäftigung jugendlicher Anstaltsinsassen mit der Zubereitung 
und Ausgabe der Anstaltsverpflegung.
(4)	 § 18 Abs. 1 und 2 gilt nicht für die Beschäftigung jugendlicher 
Anstaltsinsassen in landwirtschaftlichen Betrieben der Vollzugs-
anstalten mit Arbeiten, die auch an Sonn- und Feiertagen natur-
notwendig vorgenommen werden müssen.
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§§ 63 bis 70 weggefallen

§ 71 gegenstandslos

§ 72 Inkrafttreten
(1)	 Dieses Gesetz tritt am 1. Mai 1976 in Kraft.
(2)	 gegenstandslos
(3)	 Die auf Grund des § 37 Abs. 2 und des § 53 des Jugendar-
beitsschutzgesetzes vom 9. August 1960, des § 20 Abs. 1 des Ju-
gendschutzgesetzes vom 30. April 1938 und des § 120e der Ge-
werbeordnung erlassenen Vorschriften bleiben unberührt. Sie 
können, soweit sie den Geltungsbereich dieses Gesetzes betreffen, 
durch Rechtsverordnungen auf Grund des § 26 oder des § 46 geän-
dert oder aufgehoben werden.
(4)	 Vorschriften in Rechtsverordnungen, die durch § 69 dieses 
Gesetzes geändert werden, können vom Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales im Rahmen der bestehenden Ermächtigungen 
geändert oder aufgehoben werden.
(5)	 Verweisungen auf Vorschriften des Jugendarbeitsschutz
gesetzes vom 9. August 1960 gelten als Verweisungen auf die 
entsprechenden Vorschriften dieses Gesetzes oder der auf Grund 
dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen.
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Verordnung über den Kinderarbeitsschutz 
(Kinderarbeitsschutzverordnung – Kind-
ArbSchV)

vom 23. Juni 1998 (BGBl. I S. 1508)

§ 1 Beschäftigungsverbot
Kinder über 13  Jahre und vollzeitschulpflichtige Jugendliche 
dürfen nicht beschäftigt werden, soweit nicht das Jugendarbeits-
schutzgesetz und § 2 dieser Verordnung Ausnahmen vorsehen.

§ 2 Zulässige Beschäftigungen
(1)	 Kinder über 13 Jahre und vollzeitschulpflichtige Jugendliche 
dürfen nur beschäftigt werden 
1. 	 mit dem Austragen von Zeitungen, Zeitschriften, Anzeigen-

blättern und Werbeprospekten,
2. 	 in privaten und landwirtschaftlichen Haushalten mit
	 a) 	 Tätigkeiten in Haushalt und Garten,
	 b) 	 Botengängen,
	 c) 	 der Betreuung von Kindern und anderen zum Haushalt 

gehörenden Personen,
	 d) 	 Nachhilfeunterricht,
	 e) 	 der Betreuung von Haustieren,
	 f) 	 Einkaufstätigkeiten mit Ausnahme des Einkaufs von al-

koholischen Getränken und Tabakwaren,
3. 	 in landwirtschaftlichen Betrieben mit Tätigkeiten bei
	 a) 	 der Ernte und der Feldbestellung,
	 b) 	 der Selbstvermarktung landwirtschaftlicher Erzeugnis-

se,
	 c) 	 der Versorgung von Tieren,
4. 	 mit Handreichungen beim Sport,
5. 	 mit Tätigkeiten bei nichtgewerblichen Aktionen und Veran-

staltungen der Kirchen, Religionsgemeinschaften, Verbände, 
Vereine und Parteien,

wenn die Beschäftigung nach § 5 Abs. 3 des Jugendarbeitsschutz-
gesetzes leicht und für sie geeignet ist.
(2)	 Eine Beschäftigung mit Arbeiten nach Absatz 1 ist nicht leicht 
und für Kinder über 13 Jahre und vollzeitschulpflichtige Jugend
liche nicht geeignet, wenn sie insbesondere 
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1.	 mit einer manuellen Handhabung von Lasten verbunden ist, 
die regelmäßig das maximale Lastgewicht von 7,5 kg oder ge-
legentlich das maximale Lastgewicht von 10 kg überschrei-
ten; manuelle Handhabung in diesem Sinne ist jedes Beför-
dern oder Abstützen einer Last durch menschliche Kraft, 
unter anderem das Heben, Absetzen, Schieben, Ziehen, Tra-
gen und Bewegen einer Last,

2.	 infolge einer ungünstigen Körperhaltung physisch belastend 
ist oder

3.	 mit Unfallgefahren, insbesondere bei Arbeiten an Maschinen 
und bei der Betreuung von Tieren, verbunden ist, von denen 
anzunehmen ist, daß Kinder über 13 Jahre und vollzeitschul-
pflichtige Jugendliche sie wegen mangelnden Sicherheitsbe-
wußtseins oder mangelnder Erfahrung nicht erkennen oder 
nicht abwenden können.

Satz 1 Nr. 1 gilt nicht für vollzeitschulpflichtige Jugendliche.
(3)	 Die zulässigen Beschäftigungen müssen im übrigen den 
Schutzvorschriften des Jugendarbeitsschutzgesetzes entspre-
chen.

§ 3 Behördliche Befugnisse
Die Aufsichtsbehörde kann im Einzelfall feststellen, ob die Be-
schäftigung nach § 2 zulässig ist.

§ 4 Inkrafttreten
Diese Verordnung tritt am ersten Tage des auf die Verkündung fol-
genden Kalendermonats in Kraft.
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Gesetz über den Ladenschluss (LadSchlG)

vom 28. November 1956 (BGBl. I S. 744, in der Bekanntma-
chung vom 2. Juni 2003, BGBl.  I S. 744, zuletzt geändert durch 
Art. 430 der Zehnten Zuständigkeitsanpassungsverordnung vom 
31. August 2015, BGBl. I S. 1474)

Erster Abschnitt Begriffsbestimmungen

§ 1 Verkaufsstellen
(1)	 Verkaufsstellen im Sinne dieses Gesetzes sind 
1.	 Ladengeschäfte aller Art, Apotheken, Tankstellen und Bahn-

hofsverkaufsstellen,
2.	 sonstige Verkaufsstände und -buden, Kioske, Basare und 

ähnliche Einrichtungen, falls in ihnen ebenfalls von einer fes-
ten Stelle aus ständig Waren zum Verkauf an jedermann feil-
gehalten werden. Dem Feilhalten steht das Zeigen von Mus-
tern, Proben und ähnlichem gleich, wenn Warenbestellungen 
in der Einrichtung entgegengenommen werden,

3.	 Verkaufsstellen von Genossenschaften.
(2)	 Zur Herbeiführung einer einheitlichen Handhabung des Ge-
setzes kann das Bundesministerium für Arbeit und Soziales im 
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesra-
tes bestimmen, welche Einrichtungen Verkaufsstellen gemäß Ab-
satz 1 sind.

§ 2 Begriffsbestimmungen
(1)	 Feiertage im Sinne dieses Gesetzes sind die gesetzlichen Fei-
ertage.
(2)	 Reisebedarf im Sinne dieses Gesetzes sind Zeitungen, Zeit-
schriften, Straßenkarten, Stadtpläne, Reiselektüre, Schreibmate-
rialien, Tabakwaren, Schnittblumen, Reisetoilettenartikel, Filme, 
Tonträger, Bedarf für Reiseapotheken, Reiseandenken und Spiel-
zeug geringeren Wertes, Lebens- und Genussmittel in kleineren 
Mengen sowie ausländische Geldsorten.
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Zweiter Abschnitt Ladenschlusszeiten

§ 3 Allgemeine Ladenschlusszeiten
Verkaufsstellen müssen zu folgenden Zeiten für den geschäftli-
chen Verkehr mit den Kunden geschlossen sein: 
1.	 an Sonn- und Feiertagen,
2.	 montags bis samstags bis 6 Uhr und ab 20 Uhr,
3.	 am 24. Dezember, wenn dieser Tag auf einen Werktag fällt, 

bis 6 Uhr und ab 14 Uhr.
Verkaufsstellen für Bäckerwaren dürfen abweichend von Satz 1 
den Beginn der Ladenöffnungszeit an Werktagen auf 5.30  Uhr 
vorverlegen. Die beim Ladenschluss anwesenden Kunden dürfen 
noch bedient werden.

§ 4 Apotheken
(1)	 Abweichend von den Vorschriften des § 3 dürfen Apotheken 
an allen Tagen während des ganzen Tages geöffnet sein. An Werk-
tagen während der allgemeinen Ladenschlusszeiten (§ 3) und an 
Sonn- und Feiertagen ist nur die Abgabe von Arznei-, Kranken-
pflege-, Säuglingspflege- und Säuglingsnährmitteln, hygienischen 
Artikeln sowie Desinfektionsmitteln gestattet.
(2)	 Die nach Landesrecht zuständige Verwaltungsbehörde hat 
für eine Gemeinde oder für benachbarte Gemeinden mit mehreren 
Apotheken anzuordnen, dass während der allgemeinen Laden-
schlusszeiten (§ 3) abwechselnd ein Teil der Apotheken geschlos-
sen sein muss. An den geschlossenen Apotheken ist an sichtbarer 
Stelle ein Aushang anzubringen, der die zur Zeit offenen Apothe-
ken bekannt gibt. Dienstbereitschaft der Apotheken steht der Of-
fenhaltung gleich.

§ 5 Zeitungen und Zeitschriften
Abweichend von den Vorschriften des § 3 dürfen Kioske für den 
Verkauf von Zeitungen und Zeitschriften an Sonn- und Feiertagen 
von 11 bis 13 Uhr geöffnet sein.

§ 6 Tankstellen
(1)	 Abweichend von den Vorschriften des § 3 dürfen Tankstellen 
an allen Tagen während des ganzen Tages geöffnet sein.
(2)	 An Werktagen während der allgemeinen Ladenschlusszeiten 
(§ 3) und an Sonn- und Feiertagen ist nur die Abgabe von Ersatztei-
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len für Kraftfahrzeuge, soweit dies für die Erhaltung oder Wieder-
herstellung der Fahrbereitschaft notwendig ist, sowie die Abgabe 
von Betriebsstoffen und von Reisebedarf gestattet.

§ 7 (weggefallen)

§ 8 Verkaufsstellen auf Personenbahnhöfen
(1)	 Abweichend von den Vorschriften des § 3 dürfen Verkaufsstel-
len auf Personenbahnhöfen von Eisenbahnen und Magnetschwe-
bebahnen, soweit sie den Bedürfnissen des Reiseverkehrs zu 
dienen bestimmt sind, an allen Tagen während des ganzen Tages 
geöffnet sein, am 24. Dezember jedoch nur bis 17 Uhr. Während 
der allgemeinen Ladenschlusszeiten ist der Verkauf von Reisebe-
darf zulässig.
(2)	 Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur 
wird ermächtigt, im Einvernehmen mit den Bundesministerien für 
Wirtschaft und Energie und für Arbeit und Soziales durch Rechts-
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates Ladenschlusszei-
ten für die Verkaufsstellen auf Personenbahnhöfen vorzuschrei-
ben, die sicherstellen, dass die Dauer der Offenhaltung nicht über 
das von den Bedürfnissen des Reiseverkehrs geforderte Maß hi-
nausgeht; es kann ferner die Abgabe von Waren in den genann-
ten Verkaufsstellen während der allgemeinen Ladenschlusszeiten 
(§ 3) auf bestimmte Waren beschränken.
(2a) Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechts-
verordnung zu bestimmen, dass in Städten mit über 200.000 Ein-
wohnern zur Versorgung der Berufspendler und der anderen Rei-
senden mit Waren des täglichen Ge- und Verbrauchs sowie mit 
Geschenkartikeln 
1.	 Verkaufsstellen auf Personenbahnhöfen des Schienenfern-

verkehrs und
2.	 Verkaufsstellen innerhalb einer baulichen Anlage, die einen 

Personenbahnhof des Schienenfernverkehrs mit einem Ver-
kehrsknotenpunkt des Nah- und Stadtverkehrs verbindet,

an Werktagen von 6 bis 22 Uhr geöffnet sein dürfen; sie haben da-
bei die Größe der Verkaufsfläche auf das für diesen Zweck erfor-
derliche Maß zu begrenzen.
(3)	 Für Apotheken bleibt es bei den Vorschriften des § 4.
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§ 9 Verkaufsstellen auf Flughäfen und in Fährhäfen
(1)	 Abweichend von den Vorschriften des § 3 dürfen Verkaufs-
stellen auf Flughäfen an allen Tagen während des ganzen Tages 
geöffnet sein, am 24. Dezember jedoch nur bis 17 Uhr. An Werk-
tagen während der allgemeinen Ladenschlusszeiten (§ 3) und an 
Sonn- und Feiertagen ist nur die Abgabe von Reisebedarf an Rei-
sende gestattet.
(2)	 Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur 
wird ermächtigt, im Einvernehmen mit den Bundesministerien für 
Wirtschaft und Energie und für Arbeit und Soziales durch Rechts-
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates Ladenschlusszei-
ten für die in Absatz 1 genannten Verkaufsstellen vorzuschreiben 
und die Abgabe von Waren näher zu regeln.
(3)	 Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsver-
ordnung abweichend von Absatz 1 Satz 2 zu bestimmen, daß auf 
internationalen Verkehrsflughäfen und in internationalen Fährhä-
fen Waren des täglichen Ge- und Verbrauchs sowie Geschenkar-
tikel an Werktagen während der allgemeinen Ladenschlußzeiten 
(§ 3) und an Sonn- und Feiertagen auch an andere Personen als 
an Reisende abgegeben werden dürfen; sie haben dabei die Größe 
der Verkaufsfläche auf das für diesen Zweck erforderliche Maß zu 
begrenzen.

§ 10 Kur- und Erholungsorte
(1)	 Die Landesregierungen können durch Rechtsverordnung 
bestimmen, dass und unter welchen Voraussetzungen und Be-
dingungen in Kurorten und in einzeln aufzuführenden Ausflugs-, 
Erholungs- und Wallfahrtsorten mit besonders starkem Frem-
denverkehr Badegegenstände, Devotionalien, frische Früchte, 
alkoholfreie Getränke, Milch und Milcherzeugnisse im Sinne des 
§ 4 Abs. 2 des Milch- und Fettgesetzes in der im Bundesgesetz-
blatt Teil III, Gliederungsnummer 7842-1, veröffentlichen bereinig-
ten Fassung, Süßwaren, Tabakwaren, Blumen und Zeitungen so-
wie Waren, die für diese Orte kennzeichnend sind, abweichend von 
den Vorschriften des § 3 Abs. 1 Nr. 1 an jährlich höchstens 40 Sonn- 
und Feiertagen bis zur Dauer von acht Stunden verkauft werden 
dürfen. Sie können durch Rechtsverordnung die Festsetzung der 
zugelassenen Öffnungszeiten auf andere Stellen übertragen. Bei 
der Festsetzung der Öffnungszeiten ist auf die Zeit des Hauptgot-
tesdienstes Rücksicht zu nehmen.
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(2)	 In den nach Absatz 1 erlassenen Rechtsverordnungen kann 
die Offenhaltung auf bestimmte Ortsteile beschränkt werden.

§ 11 Verkauf in ländlichen Gebieten an Sonntagen
Die Landesregierungen oder die von ihnen bestimmten Stellen 
können durch Rechtsverordnung bestimmen, dass und unter wel-
chen Voraussetzungen und Bedingungen in ländlichen Gebieten 
während der Zeit der Feldbestellung und der Ernte abweichend 
von den Vorschriften des § 3 alle oder bestimmte Arten von Ver-
kaufsstellen an Sonn- und Feiertagen bis zur Dauer von zwei Stun-
den geöffnet sein dürfen, falls dies zur Befriedigung dringender 
Kaufbedürfnisse der Landbevölkerung erforderlich ist.

§ 12 Verkauf bestimmter Waren an Sonntagen
(1)	 Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales bestimmt 
im Einvernehmen mit den Bundesministerien für Wirtschaft und 
Energie und für Ernährung und Landwirtschaft durch Rechtsver-
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates, dass und wie lange 
an Sonn- und Feiertagen abweichend von der Vorschrift des § 3 
Abs. 1 Nr. 1 Verkaufsstellen für die Abgabe von Milch und Mil-
cherzeugnissen im Sinne des § 4 Abs. 2 des Milch- und Fettge-
setzes in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
7842-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, Bäcker- und Kon-
ditorwaren, frischen Früchten, Blumen und Zeitungen geöffnet 
sein dürfen.
(2)	 In den nach Absatz 1 erlassenen Rechtsverordnungen kann 
die Offenhaltung auf bestimmte Sonn- und Feiertage oder Jahres-
zeiten sowie auf bestimmte Arten von Verkaufsstellen beschränkt 
werden. Eine Offenhaltung am 2. Weihnachts-, Oster- und Pfingst-
feiertag soll nicht zugelassen werden. Die Lage der zugelassenen 
Öffnungszeiten wird unter Berücksichtigung der Zeit des Haupt-
gottesdienstes von den Landesregierungen oder den von ihnen 
bestimmten Stellen durch Rechtsverordnung festgesetzt.

§ 13 (weggefallen)

§ 14 Weitere Verkaufssonntage
(1)	 Abweichend von der Vorschrift des § 3 Abs. 1 Nr. 1 dürfen 
Verkaufsstellen aus Anlass von Märkten, Messen oder ähnlichen 
Veranstaltungen an jährlich höchstens vier Sonn- und Feiertagen 
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geöffnet sein. Diese Tage werden von den Landesregierungen oder 
den von ihnen bestimmten Stellen durch Rechtsverordnung freige-
geben.
(2)	 Bei der Freigabe kann die Offenhaltung auf bestimmte Bezir-
ke und Handelszweige beschränkt werden. Der Zeitraum, während 
dessen die Verkaufsstellen geöffnet sein dürfen, ist anzugeben. 
Er darf fünf zusammenhängende  Stunden nicht überschreiten, 
muss spätestens um 18 Uhr enden und soll außerhalb der Zeit des 
Hauptgottesdienstes liegen.
(3)	 Sonn- und Feiertage im Dezember dürfen nicht freigegeben 
werden. In Orten, für die eine Regelung nach § 10 Abs. 1 Satz 1 
getroffen ist, dürfen Sonn- und Feiertage nach Absatz 1 nur frei-
gegeben werden, soweit die Zahl dieser Tage zusammen mit den 
nach § 10 Abs. 1 Nr. 1 freigegebenen Sonn- und Feiertagen 40 nicht 
übersteigt.

§ 15 Sonntagsverkauf am 24. Dezember
Abweichend von der Vorschrift des § 3 Abs. 1 Nr. 1 dürfen, wenn der 
24. Dezember auf einen Sonntag fällt, 
1.	 Verkaufsstellen, die gemäß § 12 oder den hierauf gestützten 

Vorschriften an Sonn- und Feiertagen geöffnet sein dürfen,
2.	 Verkaufsstellen, die überwiegend Lebens- und Genussmittel 

feilhalten,
3.	 alle Verkaufsstellen für die Abgabe von Weihnachtsbäumen
während höchstens drei Stunden bis längstens 14 Uhr geöffnet sein.

§ 16 (weggefallen)

Dritter Abschnitt Besonderer Schutz der Arbeitnehmer

§ 17 Arbeitszeit an Sonn- und Feiertagen
(1)	 In Verkaufsstellen dürfen Arbeitnehmer an Sonn- und Feier-
tagen nur während der ausnahmsweise zugelassenen Öffnungs-
zeiten (§§ 4 bis 15 und die hierauf gestützten Vorschriften) und, 
falls dies zur Erledigung von Vorbereitungs- und Abschlussarbei-
ten unerlässlich ist, während insgesamt weiterer 30 Minuten be-
schäftigt werden.
(2)	 Die Dauer der Beschäftigungszeit des einzelnen Arbeitneh-
mers an Sonn- und Feiertagen darf acht Stunden nicht überschrei-
ten.
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(2a) In Verkaufsstellen, die gemäß § 10 oder den hierauf gestützten 
Vorschriften an Sonn- und Feiertagen geöffnet sein dürfen, dür-
fen Arbeitnehmer an jährlich höchstens 22 Sonn- und Feiertagen 
beschäftigt werden. Ihre Arbeitszeit an Sonn- und Feiertagen darf 
vier Stunden nicht überschreiten.
(3)	 Arbeitnehmer, die an Sonn- und Feiertagen in Verkaufsstellen 
gemäß §§ 4 bis 6, 8 bis 12, 14 und 15 und den hierauf gestützten 
Vorschriften beschäftigt werden, sind, wenn die Beschäftigung län-
ger als drei Stunden dauert, an einem Werktag derselben Woche ab 
13 Uhr, wenn sie länger als sechs Stunden dauert, an einem ganzen 
Werktag derselben Woche von der Arbeit freizustellen; mindestens 
jeder dritte Sonntag muss beschäftigungsfrei bleiben. Werden sie 
bis zu drei Stunden beschäftigt, so muß jeder zweite Sonntag oder 
in jeder zweiten Woche ein Nachmittag ab 13 Uhr beschäftigungs-
frei bleiben. Statt an einem Nachmittag darf die Freizeit am Sonn-
abend- oder Montagvormittag bis 14 Uhr gewährt werden. Während 
der Zeiten, zu denen die Verkaufsstelle geschlossen sein muss, 
darf die Freizeit nicht gegeben werden.
(4)	 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in Verkaufsstellen 
können verlangen, in jedem Kalendermonat an einem Samstag 
von der Beschäftigung freigestellt zu werden.
(5)	 Mit dem Beschicken von Warenautomaten dürfen Arbeitneh-
mer außerhalb der Öffnungszeiten, die für die mit dem Warenau-
tomaten in räumlichem Zusammenhang stehende Verkaufsstelle 
gelten, nicht beschäftigt werden.
(6)	 (weggefallen)
(7)	 Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird er-
mächtigt, zum Schutze der Arbeitnehmer in Verkaufsstellen vor 
übermäßiger Inanspruchnahme ihrer Arbeitskraft oder sonstiger 
Gefährdung ihrer Gesundheit durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrates zu bestimmen, 
1.	 dass während der ausnahmsweise zugelassenen Öffnungs-

zeiten (§§ 4 bis 16 und die hierauf gestützten Vorschriften) 
bestimmte Arbeitnehmer nicht oder die Arbeitnehmer nicht 
mit bestimmten Arbeiten beschäftigt werden dürfen,

2.	 dass den Arbeitnehmern für Sonn- und Feiertagsarbeit über 
die Vorschriften des Absatzes 3 hinaus ein Ausgleich zu ge-
währen ist,

3.	 dass die Arbeitnehmer während der Ladenschlusszeiten an 
Werktagen (§ 3 Abs. 1 Nr. 2, §§ 5, 6, 8 bis 10 und die hierauf 
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gestützten Vorschriften) nicht oder nicht mit bestimmten 
Arbeiten beschäftigt werden dürfen.

(8)	 Das Gewerbeaufsichtsamt kann in begründeten Einzelfällen 
Ausnahmen von den Vorschriften der Absätze 1 bis 5 bewilligen. 
Die Bewilligung kann jederzeit widerrufen werden.
(9)	 Die Vorschriften der Absätze 1 bis 8 finden auf pharmazeu-
tisch vorgebildete Arbeitnehmer in Apotheken keine Anwendung.

Vierter Abschnitt Bestimmungen für einzelne Gewerbezweige 
und für den Marktverkehr

§§ 18 und 18a (weggefallen)

§ 19 Marktverkehr
(1)	 Während der allgemeinen Ladenschlusszeiten (§ 3) dürfen 
auf behördlich genehmigten Groß- und Wochenmärkten Waren 
zum Verkauf an den letzten Verbraucher nicht feilgehalten wer-
den; jedoch kann die nach Landesrecht zuständige Verwaltungs-
behörde in den Grenzen einer gemäß §§ 10 bis 15 oder den hierauf 
gestützten Vorschriften zulässigen Offenhaltung der Verkaufsstel-
len einen geschäftlichen Verkehr auf Groß- und Wochenmärkten 
zulassen.
(2)	 Am 24. Dezember dürfen nach 14 Uhr Waren auch im sonsti-
gen Marktverkehr nicht feilgehalten werden.
(3)	 Im Übrigen bleibt es bei den Vorschriften der §§ 64 bis 71a 
der Gewerbeordnung, insbesondere bei den auf Grund des § 69 
Abs. 1 Satz 1 der Gewerbeordnung festgesetzten Öffnungszeiten 
für Messen, Ausstellungen und Märkte.

§ 20 Sonstiges gewerbliches Feilhalten
(1)	 Während der allgemeinen Ladenschlusszeiten (§ 3) ist auch 
das gewerbliche Feilhalten von Waren zum Verkauf an jedermann 
außerhalb von Verkaufsstellen verboten; dies gilt nicht für Volks-
belustigungen, die den Vorschriften des Titels III der Gewerbe-
ordnung unterliegen und von der nach Landesrecht zuständigen 
Behörde genehmigt worden sind, sowie für das Feilhalten von Ta-
geszeitungen an Werktagen. Dem Feilhalten steht das Zeigen von 
Mustern, Proben und ähnlichem gleich, wenn dazu Räume benutzt 
werden, die für diesen Zweck besonders bereitgestellt sind, und 
dabei Warenbestellungen entgegengenommen werden.
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(2)	 Soweit für Verkaufsstellen gemäß §§ 10 bis 15 oder den hier-
auf gestützten Vorschriften Abweichungen von den Ladenschluss-
zeiten des § 3 zugelassen sind, gelten diese Abweichungen unter 
denselben Voraussetzungen und Bedingungen auch für das Feil-
halten gemäß Absatz 1.
(2a) Die nach Landesrecht zuständige Verwaltungsbehörde kann 
abweichend von den Vorschriften der Absätze 1 und 2 Ausnahmen 
für das Feilhalten von leichtverderblichen Waren und Waren zum 
sofortigen Verzehr, Gebrauch oder Verbrauch zulassen, sofern 
dies zur Befriedigung örtlich auftretender Bedürfnisse notwendig 
ist und diese Ausnahmen im Hinblick auf den Arbeitsschutz unbe-
denklich sind.
(3)	 Die Vorschriften des § 17 Abs. 1 bis 3 gelten entsprechend.
(4)	 Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates zum Schutze 
der Arbeitnehmer vor übermäßiger Inanspruchnahme ihrer Ar-
beitskraft oder sonstiger Gefährdung ihrer Gesundheit Vorschrif-
ten, wie in § 17 Abs. 7 genannt, erlassen.

Fünfter Abschnitt Durchführung des Gesetzes

§ 21 Auslage des Gesetzes, Verzeichnisse
(1)	 Der Inhaber einer Verkaufsstelle, in der regelmäßig mindes-
tens ein Arbeitnehmer beschäftigt wird, ist verpflichtet, 
1.	 einen Abdruck dieses Gesetzes und der auf Grund dieses Ge-

setzes erlassenen Rechtsverordnungen mit Ausnahme der 
Vorschriften, die Verkaufsstellen anderer Art betreffen, an 
geeigneter Stelle in der Verkaufsstelle auszulegen oder aus-
zuhängen,

2.	 ein Verzeichnis über Namen, Tag, Beschäftigungsart und 
-dauer der an Sonn- und Feiertagen beschäftigten Arbeitneh-
mer und über die diesen gemäß § 17 Abs. 3 als Ersatz für die 
Beschäftigung an diesen Tagen gewährte Freizeit zu führen; 
dies gilt nicht für die pharmazeutisch vorgebildeten Arbeit-
nehmer in Apotheken. Die Landesregierungen können durch 
Rechtsverordnung eine einheitliche Form für das Verzeichnis 
vorschreiben.

(2)	 Die Verpflichtung nach Absatz 1 Nr. 2 obliegt auch den in § 20 
genannten Gewerbetreibenden.
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§ 22 Aufsicht und Auskunft
(1)	 Die Aufsicht über die Ausführung der Vorschriften dieses Ge-
setzes und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Vorschrif-
ten üben, soweit es sich nicht um Wochenmärkte (§ 19) handelt, 
die nach Landesrecht für den Arbeitsschutz zuständigen Verwal-
tungsbehörden aus; ob und inwieweit andere Dienststellen an der 
Aufsicht beteiligt werden, bestimmen die obersten Landesbehör-
den.
(2)	 Auf die Befugnisse und Obliegenheiten der in Absatz  1 ge-
nannten Behörden finden die Vorschriften des § 139b der Gewer-
beordnung entsprechend Anwendung.
(3)	 Die Inhaber von Verkaufsstellen und die in § 20 genannten 
Gewerbetreibenden sind verpflichtet, den Behörden, denen auf 
Grund des Absatzes 1 die Aufsicht obliegt, auf Verlangen 
1.	 die zur Erfüllung der Aufgaben dieser Behörden erforderli-

chen Angaben wahrheitsgemäß und vollständig zu machen,
2.	 das Verzeichnis gemäß § 21 Abs. 1 Nr. 2, die Unterlagen, aus 

denen Namen, Beschäftigungsart und -zeiten der Arbeitneh-
mer sowie Lohn- und Gehaltszahlungen ersichtlich sind, und 
alle sonstigen Unterlagen, die sich auf die nach Nummer 1 zu 
machenden Angaben beziehen, vorzulegen oder zur Einsicht 
einzusenden. Die Verzeichnisse und Unterlagen sind mindes-
tens bis zum Ablauf eines Jahres nach der letzten Eintragung 
aufzubewahren.

(4)	 Die Auskunftspflicht nach Absatz 3 Nr. 1 obliegt auch den in 
Verkaufsstellen oder beim Feilhalten gemäß § 20 beschäftigten 
Arbeitnehmern.

§ 23 Ausnahmen im öffentlichen Interesse
(1)	 Die obersten Landesbehörden können in Einzelfällen befris-
tete Ausnahmen von den Vorschriften der §§ 3 bis 15 und 19 bis 21 
dieses Gesetzes bewilligen, wenn die Ausnahmen im öffentlichen 
Interesse dringend nötig werden. Die Bewilligung kann jederzeit 
widerrufen werden. Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung die zuständigen Behörden abweichend 
von Satz 1 zu bestimmen. Sie können diese Ermächtigung auf 
oberste Landesbehörden übertragen.
(2)	 Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann im Ein-
vernehmen mit dem Bundesministerium für Wirtschaft und Ener-
gie durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
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Vorschriften über die Voraussetzungen und Bedingungen für die 
Bewilligung von Ausnahmen im Sinne des Absatzes 1 erlassen.

Sechster Abschnitt Straftaten und Ordnungswidrigkeiten

§ 24 Ordnungswidrigkeiten
(1)	 Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
1. 	 als Inhaber einer Verkaufsstelle oder als Gewerbetreibender 

im Sinne des § 20
	 a) 	 einer Vorschrift des § 17 Abs. 1 bis 3 über die Beschäf-

tigung an Sonn- und Feiertagen, die Freizeit oder den 
Ausgleich,

	 b) 	 einer Vorschrift einer Rechtsverordnung nach § 17 Abs. 7 
oder § 20 Abs. 4, soweit sie für einen bestimmten Tatbe-
stand auf diese Bußgeldvorschrift verweist,

	 c) 	 einer Vorschrift des § 21 Abs. 1 Nr. 2 über Verzeichnisse 
oder des § 22 Abs. 3 Nr. 2 über die Einsicht, Vorlage oder 
Aufbewahrung der Verzeichnisse,

2. 	 als Inhaber einer Verkaufsstelle
	 a) 	 einer Vorschrift der §§ 3, 4 Abs. 1 Satz 2, des § 6 Abs. 2, 

des § 9 Abs. 1 Satz  2, des § 17 Abs. 5 oder einer nach 
§ 4 Abs. 2 Satz 1, § 8 Abs. 2, § 9 Abs. 2 oder nach § 10 
oder § 11 erlassenen Rechtsvorschrift über die Laden-
schlusszeiten,

	 b) 	 einer sonstigen Vorschrift einer Rechtsverordnung nach 
§ 10 oder § 11, soweit sie für einen bestimmten Tatbe-
stand auf diese Bußgeldvorschrift verweist,

	 c) 	 der Vorschrift des § 21 Abs. 1 Nr. 1 über Auslagen und 
Aushänge,

3.	 als Gewerbetreibender im Sinne des § 19 oder des § 20 einer 
Vorschrift des § 19 Abs. 1, 2 oder des § 20 Abs. 1, 2 über das 
Feilhalten von Waren im Marktverkehr oder außerhalb einer 
Verkaufsstelle oder

4.	 einer Vorschrift des § 22 Abs. 3 Nr. 1 oder Abs. 4 über die Aus-
kunft

zuwiderhandelt.
(2)	 Die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe a und b 
kann mit einer Geldbuße bis zu zweitausendfünfhundert Euro, die 
Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe c und Nr. 2 bis 4 
mit einer Geldbuße bis zu fünfhundert Euro geahndet werden.
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§ 25 Straftaten
Wer vorsätzlich als Inhaber einer Verkaufsstelle oder als Gewer-
betreibender im Sinne des § 20 eine der in § 24 Abs. 1 Nr. 1 Buch-
staben a und b bezeichneten Handlungen begeht und dadurch vor-
sätzlich oder fahrlässig Arbeitnehmer in ihrer Arbeitskraft oder 
Gesundheit gefährdet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu sechs  Mo-
naten oder mit Geldstrafe bis zu einhundertachtzig Tagessätzen 
bestraft.

§ 26 (weggefallen)

Siebenter Abschnitt Schlussbestimmungen

§ 27 Vorbehalt für die Landesgesetzgebung
Unberührt bleiben die landesrechtlichen Vorschriften, durch die 
der Gewerbebetrieb und die Beschäftigung von Arbeitnehmern in 
Verkaufsstellen an anderen Festtagen als an Sonn- und Feiertagen 
beschränkt werden.

§ 28 Bestimmung der zuständigen Behörden
Soweit in diesem Gesetz auf die nach Landesrecht zuständige Ver-
waltungsbehörde verwiesen wird, bestimmt die Landesregierung 
durch Verordnung, welche Behörden zuständig sind.

§§ 29 und 30 (weggefallen)
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Verordnung über den Verkauf bestimmter Wa-
ren an Sonn- und Feiertagen (SonntVerkV)

vom 21. Dezember 1957 (BGBl. I S. 1881, zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 30. Juli 1996, BGBl. I S. 1186)

Auf Grund des § 12 Abs. 1 des Gesetzes über den Ladenschluß vom 
28. November 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 875) in der Fassung des 
Gesetzes vom 17. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 722) wird im Ein-
vernehmen mit den Bundesministern für Wirtschaft und für Er-
nährung, Landwirtschaft und Forsten mit Zustimmung des Bun-
desrates verordnet:

§ 1
(1)	 Abweichend von der Vorschrift des § 3 Abs. 1 Nr. 1 des Geset-
zes über den Ladenschluß dürfen an Sonn- und Feiertagen geöff-
net sein für die Abgabe 
1. 	 von frischer Milch:
	 Verkaufsstellen, für die Dauer von zwei Stunden,
2. 	 von Bäcker- oder Konditorwaren:
	 Verkaufsstellen von Betrieben, die Bäcker- oder Konditorwa-

ren herstellen, für die Dauer von drei Stunden,
3. 	 von Blumen:
	 Verkaufsstellen, in denen in erheblichem Umfang Blumen 

feilgehalten werden, für die Dauer von zwei Stunden, jedoch 
am 1. November (Allerheiligen), am Volkstrauertag, am Buß- 
und Bettag, am Totensonntag und am 1. Adventssonntag für 
die Dauer von sechs Stunden,

4. 	 von Zeitungen:
	 Verkaufsstellen für Zeitungen für die Dauer von fünf Stunden.
(2)	 Absatz  1 Nr. 1 bis 3 gilt nicht für die Abgabe am 2. Weih-
nachts-, Oster- und Pfingstfeiertag.
(3)	 Die Vorschriften der §§ 5, 10, 11, 13 bis 15 des Gesetzes über 
den Ladenschluß bleiben unberührt.

§ 2 (gestrichen)

§ 3
Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1958 in Kraft.
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Verordnung über den Schutz vor Schäden durch 
Röntgenstrahlen (Röntgenverordnung – RöV)

vom 8. Januar 1987 (neugefasst durch Bekanntmachung vom 
30. April 2003, BGBl. I S. 604, zuletzt geändert durch Art. 6 der 
Verordnung zur Neuregelung des gesetzlichen Messwesens und 
zur Anpassung an europäische Rechtsprechung vom 11. Dezem-
ber 2014 BGBl. I S. 2010)

Abschnitt 1 Allgemeine Vorschriften

§ 1 Anwendungsbereich
Diese Verordnung gilt für Röntgeneinrichtungen und Störstrahler, 
in denen Röntgenstrahlung mit einer Grenzenergie von mindes-
tens fünf Kiloelektronvolt durch beschleunigte Elektronen erzeugt 
werden kann und bei denen die Beschleunigung der Elektronen 
auf eine Energie von einem Megaelektronvolt begrenzt ist.

§ 2 Begriffsbestimmungen
Im Sinne dieser Verordnung sind: 
1.	 Anwendung von Röntgenstrahlung am Menschen:
	 Technische Durchführung und
	 a)	 Befundung einer Röntgenuntersuchung oder
	 b)	 Überprüfung und Beurteilung des Ergebnisses einer 

Röntgenbehandlung,
	 nachdem eine Person nach § 24 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 eine recht-

fertigende Indikation gestellt hat.
2.	 Basisbild:
	 Analoges oder digitales Ausgangsbild, welches Grundlage für 

eine Bearbeitung, Übertragung, Speicherung oder Darstel-
lung ist.

2a. 	 Basisschutzgerät:
	 Röntgeneinrichtung, die den Vorschriften der Anlage 2 Num-

mer 6 entspricht.
3.	 Betrieb einer Röntgeneinrichtung:
	 Eigenverantwortliches Verwenden oder Bereithalten einer 

Röntgeneinrichtung zur Erzeugung von Röntgenstrahlung. 
Zum Betrieb gehört nicht die Erzeugung von Röntgenstrah-
lung im Zusammenhang mit der geschäftsmäßigen Prüfung, 
Erprobung, Wartung oder Instandsetzung der Röntgen
einrichtung. Röntgeneinrichtungen werden ferner nicht be-
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trieben, soweit sie im Bereich der Bundeswehr oder des Zivil-
schutzes ausschließlich für den Einsatzfall geprüft, erprobt, 
gewartet, instand gesetzt oder bereitgehalten werden. Die 
Sätze 1 bis 3 gelten für Störstrahler entsprechend.

4.	 Betriebsbedingungen, maximale:
	 Kombination der technischen Einstellparameter, die unter 

normalen Betriebsbedingungen bei Röntgenstrahlern nach 
Anlage 2 Nr. 1.1, Röntgeneinrichtungen nach Anlage 2 Num-
mer 2 bis 4 und 6 und Störstrahlern nach Anlage 2 Nr. 5 zur 
höchsten Ortsdosisleistung und bei Röntgenstrahlern nach 
Anlage 1 und Anlage 2 Nr. 1.2 zur höchsten mittleren Ortsdo-
sisleistung führen. Hierzu gehören die Spannung für die Be-
schleunigung von Elektronen, der Röntgenröhrenstrom und 
gegebenenfalls weitere Parameter wie Einschaltzeit oder 
Elektrodenabstand.

5.	 Bildqualität,
	 a)	 diagnostische:
			  Darstellung der diagnostisch wichtigen Bildmerkmale, 

Details und kritischen Strukturen nach dem Stand der 
Technik und der Heilkunde oder Zahnheilkunde,

	 b)	 physikalische:
			  Verhältnis zwischen den Strukturen eines Prüfkörpers 

und den Kenngrößen ihrer Abbildung.
6.	 Dosis:
	 a) 	 Äquivalentdosis:
			  Produkt aus Energiedosis (absorbierte Dosis) im ICRU-

Weichteilgewebe und dem Qualitätsfaktor Q des Berichts 
Nr. 51 der International Commission on Radiation Units 
and Measurements (ICRU report 51, ICRU Publications, 
7910 Woodmont Avenue, Suite 800, Bethesda, Maryland 
20814, U.S.A.). Beim Vorliegen mehrerer Strahlungs
arten und -energien ist die gesamte Äquivalentdosis die 
Summe ihrer ermittelten Einzelbeiträge. Die Einheit der 
Äquivalentdosis ist das Sievert (Sv).

	 b)	 Effektive Dosis:
			  Summe der gewichteten Organdosen in den in Anlage 3 

angegebenen Geweben oder Organen des Körpers durch 
äußere Strahlenexposition. Die Einheit der effektiven 
Dosis ist das Sievert (Sv).

	 c) 	 Körperdosis:
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			  Sammelbegriff für Organdosis und effektive Dosis.
	 d) 	 Organdosis:
			  Produkt aus der mittleren Energiedosis in einem Organ, 

Gewebe oder Körperteil und dem Strahlungs-Wich-
tungsfaktor W(tief)R. Für Röntgen- und Elektronen-
strahlung hat der Strahlungs-Wichtungsfaktor den Wert 
1. Die Einheit der Organdosis ist das Sievert (Sv). Soweit 
in den §§ 31, 31a, 31c, 32 und 35 Werte oder Grenzwer-
te für die Organdosis der Haut festgelegt sind, beziehen 
sie sich auf die lokale Hautdosis. Die lokale Hautdosis 
ist das Produkt der gemittelten Energiedosis der Haut in 
0,07 Millimeter Gewebetiefe und dem Strahlungs-Wich-
tungsfaktor. Die Mittelungsfläche beträgt 1 Quadratzen-
timeter, unabhängig von der exponierten Hautfläche.

	 e) 	 Ortsdosis:
			  Äquivalentdosis, gemessen an einem bestimmten 

Ort. Messgrößen für die Ortsdosimetrie sind die Um-
gebungs-Äquivalentdosis  H*(10) und die Richtungs-
Äquivalentdosis H‘(0,07, Omega). Die Umgebungs-
Äquivalentdosis H*(10) am interessierenden Punkt im 
tatsächlichen Strahlungsfeld ist die Äquivalentdosis, 
die im zugehörigen ausgerichteten und aufgeweiteten 
Strahlungsfeld in 10 Millimeter Tiefe in der ICRU-Ku-
gel auf dem der Einfallsrichtung der Strahlung ent-
gegengesetzt orientierten Radius erzeugt würde. Die 
Richtungs-Äquivalentdosis H‘(0,07, Omega) am inter-
essierenden Punkt im tatsächlichen Strahlungsfeld ist 
die Äquivalentdosis, die im zugehörigen aufgeweiteten 
Strahlungsfeld in 0,07 Millimeter Tiefe auf einem in 
festgelegter Richtung Omega orientierten Radius der 
ICRU-Kugel erzeugt würde. 

			  Dabei ist
aa)	 ein aufgeweitetes Strahlungsfeld ein idealisiertes 

Strahlungsfeld, in dem die Teilchenflussdichte 
und die Energie- und Richtungsverteilung der 
Strahlung an allen Punkten eines ausreichend 
großen Volumens die gleichen Werte aufweist wie 
das tatsächliche Strahlungsfeld am interessie-
renden Punkt,
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bb)	 ein aufgeweitetes und ausgerichtetes Feld ein 
idealisiertes Strahlungsfeld, das aufgeweitet und 
in dem die Strahlung zusätzlich in eine Richtung 
ausgerichtet ist,

cc)	 die ICRU-Kugel ein kugelförmiges Phantom von 
30 Zentimeter Durchmesser aus ICRU-Weichteil-
gewebe (gewebeäquivalentes Material der Dichte 
1 g/cm3, Zusammensetzung: 76,2 % Sauerstoff, 
11,1 % Kohlenstoff, 10,1 % Wasserstoff, 2,6 % 
Stickstoff).

			  Die Einheit der Ortsdosis ist das Sievert (Sv).
	 f)	 Ortsdosisleistung:
			  In einem bestimmten Zeitintervall erzeugte Ortsdosis, 

dividiert durch die Länge des Zeitintervalls.
	 g)	 Personendosis:
			  Äquivalentdosis, gemessen an der für die Strahlenex-

position repräsentativen Stelle der Körperoberfläche. 
Messgrößen für die Personendosimetrie sind die Tiefen-
Personendosis H(tief)p(10) und die Oberflächen-Person-
endosis H(tief)p(0,07). Die Tiefen-Personendosis H(tief)
p(10) ist die Äquivalentdosis in 10 Millimeter Tiefe im 
Körper an der Tragestelle des Personendosimeters. Die 
Oberflächen-Personendosis H(tief)p(0,07) ist die Äquiva-
lentdosis in 0,07 Millimeter Tiefe im Körper an der Tra-
gestelle des Personendosimeters. Die Einheit der Per-
sonendosis ist das Sievert (Sv).

7.	 Durchführung, technische:
	 Einstellen der technischen Parameter an der Röntgenein-

richtung, Lagern des Patienten oder des Tieres unter Be-
achtung der Einstelltechnik, Zentrieren und Begrenzen des 
Nutzstrahls, Durchführen von Strahlenschutzmaßnahmen 
und Auslösen der Strahlung.

8.	 Forschung, medizinische:
	 Anwendung von Röntgenstrahlung am Menschen, soweit sie 

der Fortentwicklung der Heilkunde, Zahnheilkunde oder der 
medizinischen Wissenschaft und nicht in erster Linie der Un-
tersuchung oder Behandlung des einzelnen Patienten dient.

9.	 Hochschutzgerät:
	 Röntgeneinrichtung, die den Vorschriften der Anlage 2 Nr. 2 

entspricht.
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10.	 Indikation, rechtfertigende:
	 Entscheidung eines Arztes oder Zahnarztes mit der erfor-

derlichen Fachkunde im Strahlenschutz, dass und in welcher 
Weise Röntgenstrahlung am Menschen in der Heilkunde oder 
Zahnheilkunde angewendet wird.

11.	 Medizinphysik-Experte:
	 In medizinischer Physik besonders ausgebildeter Diplom-

Physiker mit der erforderlichen Fachkunde im Strahlen-
schutz oder eine inhaltlich gleichwertig ausgebildete sonsti-
ge Person mit Hochschul- oder Fachhochschulabschluss und 
mit der erforderlichen Fachkunde im Strahlenschutz.

12.	 Person, helfende:
	 Eine einwilligungsfähige oder mit Einwilligung ihres gesetzli-

chen Vertreters handelnde Person, die außerhalb ihrer beruf-
lichen Tätigkeit freiwillig Personen unterstützt oder betreut, 
an denen in Ausübung der Heilkunde oder der Zahnheilkunde 
oder im Rahmen der medizinischen Forschung oder zugelas-
sener Röntgenreihenuntersuchungen Röntgenstrahlung an-
gewendet wird.

12a. Proband, gesunder:
	 Person, an der zum Zweck der medizinischen Forschung 

Röntgenstrahlung angewendet wird und bei der in Bezug auf 
ein Forschungsvorhaben, das nach § 28a genehmigungsbe-
dürftig ist, keine Krankheit, deren Erforschung Gegenstand 
des Vorhabens ist, oder kein entsprechender Krankheitsver-
dacht vorliegt.

13.	 Referenzwerte, diagnostische:
	 Dosiswerte für typische Untersuchungen mit Röntgen-

strahlung, bezogen auf Standardphantome oder auf Pa-
tientengruppen mit Standardmaßen, mit für die jeweilige 
Untersuchungsart geeigneten Röntgeneinrichtungen und 
Untersuchungsverfahren.

14. 	 Röntgeneinrichtung:
	 Einrichtung, die zum Zweck der Erzeugung von Röntgen-

strahlung betrieben wird einschließlich Anwendungsgeräte, 
Zusatzgeräte und Zubehör, der erforderlichen Software sowie 
Vorrichtungen zur medizinischen Befundung.

15. 	 Röntgenpass:
	 Von der untersuchten Person freiwillig geführtes Dokument, 

das Angaben über den Zeitpunkt einer Röntgenuntersuchung, 
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die untersuchte Körperregion, die Art der Untersuchung und 
den untersuchenden Arzt enthält.

16. 	 Röntgenstrahler:
	 Bestandteil einer Röntgeneinrichtung, bestehend aus Rönt-

genröhre und Röhrenschutzgehäuse, bei einem Einkesselge-
rät auch dem Hochspannungserzeuger.

17.	 Schulröntgeneinrichtung:
	 Röntgeneinrichtung zum Betrieb im Zusammenhang mit dem 

Unterricht in Schulen, die den Vorschriften der Anlage 2 Nr. 4 
entspricht.

18. 	 Störstrahler:
	 Geräte oder Vorrichtungen, in denen ausschließlich Elektro-

nen beschleunigt werden und die Röntgenstrahlung erzeu-
gen, ohne dass sie zu diesem Zweck betrieben werden. Als 
Störstrahler gelten auch Elektronenmikroskope, bei denen 
die erzeugte Röntgenstrahlung durch Detektoren ausgewer-
tet wird.

19. 	 Strahlenexposition:
	 Einwirkung ionisierender Strahlung auf den menschlichen 

Körper. Ganzkörperexposition ist die Einwirkung ionisieren-
der Strahlung auf den ganzen Körper, Teilkörperexposition ist 
die Einwirkung ionisierender Strahlung auf einzelne Organe, 
Gewebe oder Körperteile.

20. 	 Strahlenexposition, berufliche:
	 Die Strahlenexposition einer Person, die
	 a) 	 zum Ausübenden einer Tätigkeit nach dieser Verordnung 

in einem Beschäftigungs- oder Ausbildungsverhältnis 
steht oder diese Tätigkeit selbst ausübt,

	 b) 	 eine Aufgabe nach § 19 oder § 20 des Atomgesetzes 
wahrnimmt,

	 c) 	 im Rahmen des § 6 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 dieser Verordnung 
Röntgeneinrichtungen oder Störstrahler prüft, erprobt, 
wartet oder instand setzt oder

	 d)	 im Rahmen des § 6 Abs. 1 Nr. 3 dieser Verordnung im Zu-
sammenhang mit dem Betrieb einer fremden Röntgen-
einrichtung oder eines fremden Störstrahlers beschäf-
tigt ist oder Aufgaben selbst wahrnimmt.

	 Eine nicht mit der Berufsausübung zusammenhängende 
Strahlenexposition bleibt dabei unberücksichtigt.

21.	 Strahlenexposition, medizinische:
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	 a) 	 Exposition einer Person im Rahmen ihrer Untersuchung 
oder Behandlung mit Röntgenstrahlung in der Heilkun-
de oder Zahnheilkunde (Patient),

	 b) 	 Exposition einer Person, an der mit ihrer Einwilligung 
oder mit Einwilligung ihres gesetzlichen Vertreters 
Röntgenstrahlung in der medizinischen Forschung an-
gewendet wird (Proband),

	 c) 	 Exposition einer Person im Rahmen ihrer Untersuchung 
mit Röntgenstrahlung nach Vorschriften des allgemei-
nen Arbeitsschutzes,

	 d)	 Exposition einer Person im Rahmen einer Reihenunter-
suchung mit Röntgenstrahlung zur Früherkennung von 
Krankheiten.

22. 	 Strahlenschutzbereiche:
	 Überwachungsbereich oder Kontrollbereich.
23. 	 Tätigkeiten:
	 Der Betrieb, die Prüfung, Erprobung, Wartung oder Instand-

setzung von Röntgeneinrichtungen oder Störstrahlern.
24. 	 Teleradiologie:
	 Untersuchung eines Menschen mit Röntgenstrahlung unter 

der Verantwortung eines Arztes nach § 24 Abs. 1 Nr. 1, der 
sich nicht am Ort der technischen Durchführung befindet und 
der mit Hilfe elektronischer Datenübertragung und Telekom-
munikation insbesondere zur rechtfertigenden Indikation und 
Befundung unmittelbar mit den Personen am Ort der techni-
schen Durchführung in Verbindung steht.

24a. Tierbegleitperson:
	 Eine einwilligungsfähige Person, die das 18. Lebensjahr voll-

endet hat und die außerhalb ihrer beruflichen Tätigkeit frei-
willig ein Tier begleitet, an dem in Ausübung der Tierheilkun-
de Röntgenstrahlung angewendet wird.

25. 	 Vollschutzgerät:
	 Röntgeneinrichtung, die den Vorschriften der Anlage 2 Nr. 3 

entspricht.
26. 	 Vorsorge, arbeitsmedizinische:
	 Ärztliche Untersuchung, gesundheitliche Beurteilung und 

Beratung beruflich strahlenexponierter Personen durch ei-
nen Arzt nach § 41 Abs. 1 Satz 1.
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Abschnitt 1a Strahlenschutzgrundsätze

§ 2a Rechtfertigung
(1)	 Neue Arten von Tätigkeiten, mit denen Strahlenexpositionen 
von Mensch und Umwelt verbunden sein können, müssen unter 
Abwägung ihres wirtschaftlichen, sozialen oder sonstigen Nutzens 
gegenüber der möglicherweise von ihnen ausgehenden gesund-
heitlichen Beeinträchtigung gerechtfertigt sein. Die Rechtferti-
gung bestehender Arten von Tätigkeiten kann überprüft werden, 
sobald wesentliche neue Erkenntnisse über den Nutzen oder die 
Auswirkungen der Tätigkeit vorliegen.
(2)	 Medizinische Strahlenexpositionen im Rahmen der Heilkun-
de, Zahnheilkunde oder der medizinischen Forschung müssen ei-
nen hinreichenden Nutzen erbringen, wobei ihr Gesamtpotenzial 
an diagnostischem oder therapeutischem Nutzen einschließlich 
des unmittelbaren gesundheitlichen Nutzens für den Einzelnen 
und des Nutzens für die Gesellschaft abzuwägen ist gegenüber 
der von der Strahlenexposition möglicherweise verursachten 
Schädigung des Einzelnen.
(3)	 Die in Anlage 5 genannten Tätigkeitsarten sind nicht gerecht-
fertigt.

§ 2b Dosisbegrenzung
Wer eine Tätigkeit nach dieser Verordnung plant, ausübt oder aus-
üben lässt, ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass die Dosisgrenz-
werte dieser Verordnung nicht überschritten werden.

§ 2c Vermeidung unnötiger Strahlenexposition und Dosisredu-
zierung

(1)	 Wer eine Tätigkeit nach dieser Verordnung plant, ausübt oder 
ausüben lässt, ist verpflichtet, jede unnötige Strahlenexposition 
von Mensch und Umwelt zu vermeiden.
(2)	 Wer eine Tätigkeit nach dieser Verordnung plant, ausübt oder 
ausüben lässt, ist verpflichtet, jede Strahlenexposition von Mensch 
und Umwelt unter Beachtung des Standes der Technik und unter 
Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalles auch unterhalb 
der Grenzwerte so gering wie möglich zu halten.
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Abschnitt 2 Überwachungsvorschriften

Unterabschnitt 1 Betrieb von Röntgeneinrichtungen und 
Störstrahlern

§ 3 Genehmigungsbedürftiger Betrieb von Röntgeneinrichtungen
(1)	 Wer eine Röntgeneinrichtung betreibt oder deren Betrieb we-
sentlich verändert, bedarf der Genehmigung.
(2)	 Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn 
1. 	 keine Tatsachen vorliegen, aus denen sich Bedenken gegen 

die Zuverlässigkeit
	 a) 	 des Antragstellers, seines gesetzlichen Vertreters oder, 

bei juristischen Personen oder nicht rechtsfähigen Per-
sonenvereinigungen, der nach Gesetz, Satzung oder 
Gesellschaftsvertrag zur Vertretung oder Geschäftsfüh-
rung Berechtigten oder

	 b) 	 eines Strahlenschutzbeauftragten
	 ergeben,
2. 	 die für den sicheren Betrieb der Röntgeneinrichtung notwen-

dige Anzahl von Strahlenschutzbeauftragten vorhanden ist 
und ihnen die für die Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen 
Befugnisse eingeräumt sind,

3. 	 jeder Strahlenschutzbeauftragte oder, falls ein Strahlen-
schutzbeauftragter nicht notwendig ist, eine der in Nummer 1 
Buchstabe a genannten Personen die erforderliche Fachkun-
de im Strahlenschutz besitzt,

4. 	 gewährleistet ist, dass die beim Betrieb der Röntgeneinrich-
tung sonst tätigen Personen die notwendigen Kenntnisse 
über die mögliche Strahlengefährdung und die anzuwenden-
den Schutzmaßnahmen besitzen,

5. 	 gewährleistet ist, dass beim Betrieb der Röntgeneinrichtung 
die Ausrüstungen vorhanden und die Maßnahmen getroffen 
sind, die nach dem Stand der Technik erforderlich sind, damit 
die Schutzvorschriften eingehalten werden,

6. 	 keine Tatsachen vorliegen, aus denen sich Bedenken erge-
ben, dass das für die sichere Ausführung des Betriebes not-
wendige Personal nicht vorhanden ist,

7. 	 § 2a Abs. 3 dem beabsichtigten Betrieb nicht entgegensteht 
und

8. 	 dem Betrieb sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften nicht 
entgegenstehen.



Röntgenverordnung (RöV)

Zwingend aushangpflichtige Arbeitsschutzgesetze

129

(3)	 Für eine Genehmigung zum Betrieb einer Röntgeneinrich-
tung zur Anwendung von Röntgenstrahlung am Menschen müssen 
zusätzlich zu Absatz 2 folgende Voraussetzungen erfüllt sein: 
1. 	 Der Antragsteller oder der von ihm bestellte Strahlenschutz-

beauftragte ist als Arzt oder Zahnarzt approbiert oder ihm ist 
die vorübergehende Ausübung des ärztlichen oder zahnärzt-
lichen Berufs erlaubt;

2.	 es ist gewährleistet, dass
	 a) 	 bei der vorgesehenen Art der Untersuchung die er-

forderliche Bildqualität mit einer möglichst geringen 
Strahlenexposition erreicht wird; dabei sind für die Prü-
fung, ob dieses Produkt für die vorgesehene Anwendung 
geeignet ist, die Angaben zur Zweckbestimmung des 
Medizinproduktes oder des Zubehörs im Sinne des Me-
dizinproduktegesetzes zu beachten,

	 b) 	 soweit es sich nicht um eine Röntgeneinrichtung han-
delt, die vor dem 1. Juli 2002 erstmalig in Betrieb ge-
nommen worden ist, Vorrichtungen zur Anzeige der 
Strahlenexposition des Patienten vorhanden sind oder, 
falls dies nach dem Stand der Technik nicht möglich ist, 
die Strahlenexposition des Patienten auf andere Weise 
unmittelbar ermittelt werden kann,

	 c) 	 soweit es die Art der Behandlung von Menschen erfor-
dert, ein Medizinphysik-Experte bei der Bestrahlungs-
planung mitwirkt und während der Durchführung der 
Behandlung verfügbar ist und

	 d) 	 soweit es die Art der Untersuchung erfordert, bei der 
Untersuchung von Menschen ein Medizinphysik-Experte 
zur Beratung in Fragen der Optimierung, insbesondere 
Patientendosimetrie und Qualitätssicherung einschließ-
lich Qualitätskontrolle, und erforderlichenfalls zur Bera-
tung in weiteren Fragen des Strahlenschutzes bei medi-
zinischen Expositionen hinzugezogen werden kann.

(4)	 Für eine Genehmigung zum Betrieb einer Röntgeneinrich-
tung zur Teleradiologie müssen zusätzlich zu den Absätzen 2 und 3 
folgende Voraussetzungen erfüllt sein: 
Es ist gewährleistet, dass 
1. 	 eine Person nach § 24 Abs. 1 Nr. 1, die sich nicht am Ort der 

technischen Durchführung der Untersuchung befindet, nach 
eingehender Beratung mit dem Arzt nach Nummer  3 die 
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rechtfertigende Indikation nach § 23 Abs. 1 für die Anwen-
dung von Röntgenstrahlung am Menschen stellt, die Untersu-
chungsergebnisse befundet und die ärztliche Verantwortung 
für die Anwendung der Röntgenstrahlung trägt,

2. 	 die technische Durchführung durch eine Person nach § 24 
Abs. 2 Nr. 1 oder 2 erfolgt,

3. 	 am Ort der technischen Durchführung ein Arzt mit den erfor-
derlichen Kenntnissen im Strahlenschutz vorhanden ist, der 
insbesondere die zur Feststellung der rechtfertigenden Indi-
kation erforderlichen Angaben ermittelt und an die Person 
nach Nummer 1 weiterleitet sowie den Patienten aufklärt,

4. 	 die Person nach Nummer 1 mittels Telekommunikation un-
mittelbar mit den Personen nach den Nummern 2 und 3 in 
Verbindung steht,

5. 	 die elektronische Datenübertragung und die Bildwiedergabe-
einrichtung am Ort der Befundung dem Stand der Technik ent-
sprechen und eine Beeinträchtigung der diagnostischen Aus-
sagekraft der übermittelten Daten und Bilder nicht eintritt und

6. 	 die Person nach Nummer 1 oder in begründeten Fällen eine 
andere Person nach § 24 Abs. 1 Nr. 1 innerhalb eines für eine 
Notfallversorgung erforderlichen Zeitraumes am Ort der 
technischen Durchführung eintreffen kann.

Die Genehmigung zum Betrieb einer Röntgeneinrichtung zur Te-
leradiologie ist auf den Nacht-, Wochenend- und Feiertagsdienst 
zu beschränken. Sie kann über den Nacht-, Wochenend- und Fei-
ertagsdienst hinaus erteilt werden, wenn zusätzlich zu den Vor-
aussetzungen nach Satz 1 ein Bedürfnis im Hinblick auf die Pati-
entenversorgung besteht. Eine Genehmigung nach Satz 3 ist auf 
längstens drei Jahre zu befristen.
(4a) 	Für eine Genehmigung zum Betrieb einer Röntgeneinrichtung 
zur Untersuchung von Menschen im Rahmen freiwilliger Röntgen-
reihenuntersuchungen nach § 25 Absatz 1 Satz 2 muss zusätzlich 
zu den Absätzen 2 und 3 
1.	 der Antragsteller oder der von ihm bestellte Strahlenschutz-

beauftragte die für den Betrieb einer Röntgeneinrichtung zur 
Anwendung von Röntgenstrahlung am Menschen im Rah-
men freiwilliger Röntgenreihenuntersuchungen nach § 25 
Absatz 1 Satz 2 erforderliche Fachkunde im Strahlenschutz 
besitzen,

2. 	 jede Person nach § 24 Absatz 1 Nummer 1 oder Nummer 2, 
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die Röntgenstrahlung im Rahmen freiwilliger Röntgenreihen-
untersuchungen anwendet, die hierfür erforderliche Fach-
kunde im Strahlenschutz besitzen, 

3. 	 jede Person nach § 24 Absatz  2, die eine Untersuchung im 
Rahmen freiwilliger Röntgenreihenuntersuchungen technisch 
durchführt, die hierfür erforderliche Fachkunde oder die hier-
für erforderlichen Kenntnisse im Strahlenschutz besitzen

	 und
4. 	 gewährleistet sein, dass
	 a) 	 eine Person nach § 24 Absatz 2 Nummer 1 oder Num-

mer 2 die Untersuchung technisch durchführt, sofern 
am Untersuchungsort keine Person nach § 24 Absatz 1 
Nummer 1 oder Nummer 2 mit der für die Untersu-
chung erforderlichen Fachkunde im Strahlenschutz an-
wesend ist,

	 b) 	 abweichend von Absatz 3 Nummer 2 Buchstabe b die 
Röntgeneinrichtung in jedem Fall eine Vorrichtung zur 
Anzeige der Strahlenexposition aufweist,

	 c) 	 die Ausrüstungen vorhanden und die Maßnahmen ge-
troffen sind, die nach dem Stand der Technik erforder-
lich sind, damit die Anforderungen an den Betrieb der 
Röntgeneinrichtung im Rahmen freiwilliger Röntgenrei-
henuntersuchungen erfüllt sind, und

	 d) 	 bei Röntgeneinrichtungen mit digitalem Bildempfänger 
alle Befundungseinrichtungen den besonderen Anfor-
derungen der vorgesehenen Untersuchungsart genügen 
und die von der jeweiligen Röntgeneinrichtung ausgege-
benen Befundbilder mit denen der anderen Röntgenein-
richtungen übereinstimmen.

Eine Genehmigung nach Satz 1 ist auf längstens fünf Jahre zu be-
fristen.
(5)	 Für eine Genehmigung zum Betrieb einer Röntgeneinrich-
tung zur Anwendung von Röntgenstrahlung in der Tierheilkunde 
muss zusätzlich zu den Voraussetzungen nach Absatz 2 der An-
tragsteller oder der von ihm bestellte Strahlenschutzbeauftragte 
als Tierarzt, Arzt oder Zahnarzt oder approbiert oder zur vorüber-
gehenden Ausübung des tierärztlichen, ärztlichen oder zahnärzt-
lichen Berufs berechtigt sein.
(6)	 Die Anforderungen an die Beschaffenheit von Röntgen-
einrichtungen, die Medizinprodukte oder Zubehör im Sinne des 
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Medizinproduktegesetzes sind, richten sich nach den jeweils gel-
tenden Anforderungen des Medizinproduktegesetzes.
(7)	 Dem Genehmigungsantrag sind die zur Prüfung erforderli-
chen Unterlagen beizufügen, insbesondere 
1. 	 erläuternde Pläne, Zeichnungen und Beschreibungen,
2. 	 die Bescheinigung nach § 18a Abs. 1 Satz 3,
3. 	 Angaben, die es ermöglichen zu prüfen, ob Absatz 2 Nr. 5 ein-

gehalten wird und
4.	 im Zusammenhang mit
	 a)	 der Anwendung am Menschen Angaben, die es ermögli-

chen zu prüfen, ob die Voraussetzungen des Absatzes 3,
	 b) 	 dem teleradiologischen Einsatz Angaben, die es ermög-

lichen zu prüfen, ob die Voraussetzungen des Absatzes 4 
oder

	 c) 	 der Anwendung am Tier Angaben, die es ermöglichen zu 
prüfen, ob die Voraussetzungen des Absatzes 5

erfüllt sind.
(8)	 Wer den Betrieb einer Röntgeneinrichtung beendet, hat dies 
den zuständigen Stellen unverzüglich mitzuteilen.

§ 4 Anzeigebedürftiger Betrieb von Röntgeneinrichtungen
(1)	 Einer Genehmigung nach § 3 Abs. 1 bedarf nicht, wer eine 
Röntgeneinrichtung betreibt, 
1. 	 deren Röntgenstrahler nach § 8 Abs. 1 in Verbindung mit An-

lage 1 oder Anlage 2 Nr. 1 bauartzugelassen ist,
2.	 deren Herstellung und erstmaliges In-Verkehr-Bringen unter 

den Anwendungsbereich des Medizinproduktegesetzes fällt 
oder

3. 	 die nach Nummer  2 in Verkehr gebracht worden ist und 
außerhalb der Heilkunde oder Zahnheilkunde eingesetzt 
wird,

wenn er die Inbetriebnahme der zuständigen Behörde spätestens 
zwei Wochen vorher anzeigt.
(2)	 Der Anzeige nach Absatz 1 Nr. 1, 2 oder 3 sind beizufügen: 
1. 	 ein Abdruck der Bescheinigung einschließlich des Prüfbe-

richtes eines Sachverständigen nach § 4a, in der
	 a) 	 die Röntgeneinrichtung und der vorgesehene Betrieb 

beschrieben sind,
	 b) 	 festgestellt ist, dass der Röntgenstrahler bauartzuge-

lassen oder die Röntgeneinrichtung nach den Vorschrif-
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ten des Medizinproduktegesetzes erstmalig in Verkehr 
gebracht worden ist,

	 c) 	 festgestellt ist, dass für den vorgesehenen Betrieb die 
Anforderungen nach § 3 Abs. 2 Nr. 5 erfüllt sind,

	 d)	 festgestellt ist, dass bei einer Röntgeneinrichtung zur 
Anwendung von Röntgenstrahlung am Menschen die Vo-
raussetzungen nach § 3 Abs. 3 Nr. 2 Buchstabe a und b 
sowie § 16 Abs. 2 Satz 1 erfüllt sind,

2. 	 bei einer Röntgeneinrichtung nach Absatz 1 Nr. 1 ein Abdruck 
des Zulassungsscheins,

3. 	 Nachweise nach § 3 Abs. 2 Nr. 2 bis 4,
4. 	 bei einer Röntgeneinrichtung zur Anwendung von Röntgen-

strahlung am Menschen die Nachweise der in § 3 Abs. 3 Nr. 1 
und 2 Buchstabe c oder d genannten Voraussetzungen und

5. 	 bei einer Röntgeneinrichtung zur Anwendung am Tier in der 
Tierheilkunde der Nachweis der in § 3 Abs. 5 genannten Vor-
aussetzungen.

§ 3 Abs. 6 gilt entsprechend. Verweigert der Sachverständige die 
Erteilung der Bescheinigung nach Satz 1 Nr. 1, entscheidet auf An-
trag die zuständige Behörde.
(3)	 Einer Genehmigung nach § 3 Abs. 1 bedarf auch nicht, wer 
ein Basis-, Hoch- oder Vollschutzgerät oder eine Schulröntgen-
einrichtung betreibt, wenn er die Inbetriebnahme der zustän-
digen Behörde spätestens zwei Wochen vorher anzeigt und der 
Anzeige einen Abdruck des Zulassungsscheins beifügt. Im Falle 
der Anzeige des Betriebes eines Basis- oder Hochschutzgerätes 
oder einer Schulröntgeneinrichtung sind darüber hinaus Nach-
weise nach § 3 Abs. 2 Nr. 2 bis 4 beizufügen. Röntgeneinrichtun-
gen, die nicht als Schulröntgeneinrichtungen bauartzugelassen 
sind, dürfen im Zusammenhang mit dem Unterricht in allgemein 
bildenden Schulen nicht betrieben werden.
(4)	 Von dem Erfordernis einer Genehmigung nach § 3 Abs. 1 ist 
nicht befreit, wer eine Röntgeneinrichtung 
1. 	 in der technischen Radiographie zur Grobstrukturanalyse in 

der Werkstoffprüfung, ausgenommen Basis-, Hoch- und Voll-
schutzgeräte sowie Schulröntgeneinrichtungen,

2. 	 zur Behandlung von Menschen,
3. 	 zur Teleradiologie,
4. 	 außerhalb eines Röntgenraumes, außer in den Fällen des 

§ 20 Absatz 2 und 3 Nummer 1, 2 und 4, oder 
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5. 	 zur Untersuchung im Rahmen freiwilliger Röntgenreihenun-
tersuchungen nach § 25 Absatz 1 Satz 2

betreibt.
(5)	 Bei einer wesentlichen Änderung des Betriebes einer nach 
Absatz 1 oder Absatz 3 angezeigten Röntgeneinrichtung sind die 
Absätze 1 bis 4 entsprechend anzuwenden. Satz 1 gilt entspre-
chend für die wesentliche Änderung des Betriebes einer Röntgen-
einrichtung, die auf Grund einer Anzeige nach § 4 Absatz 1 dieser 
Verordnung in der vor dem 1. Juli 2002 geltenden Fassung betrie-
ben wird.
(6)	 Die zuständige Behörde kann den nach Absatz 1 oder 5 ange-
zeigten Betrieb einer Röntgeneinrichtung binnen zwei Wochen nach 
Eingang der Anzeige untersagen, wenn eine Genehmigung nach § 3 
Abs. 2, auch in Verbindung mit Abs. 3 oder 5, nicht erteilt werden 
könnte; danach kann der Betrieb nur noch untersagt werden, wenn 
eine erteilte Genehmigung zurückgenommen oder widerrufen wer-
den könnte. Für den nach Absatz 3 Satz 1 angezeigten Betrieb eines 
Hochschutzgerätes oder einer Schulröntgeneinrichtung gilt Satz 1 
entsprechend. Die Behörde kann den nach Absatz 3 Satz 1 ange-
zeigten Betrieb eines Vollschutzgerätes untersagen, wenn Tatsa-
chen vorliegen, aus denen sich Bedenken gegen die Zuverlässigkeit 
des Strahlenschutzverantwortlichen ergeben.
(7)	 § 3 Abs. 8 gilt entsprechend.

§ 4a Sachverständige
(1)	 Die zuständige Behörde bestimmt Sachverständige für die 
technische Prüfung von Röntgeneinrichtungen nach § 4 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 1 einschließlich der Erteilung der Bescheinigung und 
für die Prüfung von Röntgeneinrichtungen und Störstrahlern nach 
§ 18 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5. Sie kann Anforderungen an einen Sach-
verständigen nach Satz 1 hinsichtlich seiner Ausbildung, Berufs-
erfahrung, Eignung, Einweisung in die Sachverständigentätigkeit, 
seines Umfangs an Prüftätigkeit und seiner sonstigen Voraus-
setzungen und Pflichten, insbesondere seiner messtechnischen 
Ausstattung, sowie seiner Zuverlässigkeit und Unparteilichkeit 
festlegen. Als Sachverständiger darf nur bestimmt werden, wer 
unabhängig ist von Personen, die an der Herstellung, am Vertrieb 
oder an der Instandhaltung von Röntgeneinrichtungen oder Stör-
strahlern beteiligt sind.
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(2)	 Für Sachverständige nach Absatz  1 gelten § 15 Abs. 1 Nr. 1 
und 2, § 18 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4, §§ 21, 31 bis 31c, 35 Abs. 1 und 4 bis 
11 sowie §§ 35a bis 43 entsprechend.

§ 5 Betrieb von Störstrahlern
(1)	 Wer einen Störstrahler betreibt oder dessen Betrieb wesent-
lich verändert, bedarf der Genehmigung. § 3 Abs. 2, 7 Nr. 1 bis 3 
und Abs. 8 ist entsprechend anzuwenden.
(2)	 Einer Genehmigung nach Absatz  1 bedarf nicht, wer einen 
Störstrahler betreibt, bei dem die Spannung zur Beschleunigung 
der Elektronen 30 Kilovolt nicht überschreitet, wenn 
1. 	 die Ortsdosisleistung bei normalen Betriebsbedingungen im 

Abstand von 0,1 Metern von der berührbaren Oberfläche 1 Mi-
krosievert durch Stunde nicht überschreitet und

2. 	 auf dem Störstrahler ausreichend darauf hingewiesen ist, 
dass

	 a) 	 Röntgenstrahlung erzeugt wird und
	 b) 	 die Spannung zur Beschleunigung der Elektronen den 

vom Hersteller oder Einführer bezeichneten Höchstwert 
nicht überschreiten darf.

(3)	 Einer Genehmigung nach Absatz  1 bedarf auch nicht, wer 
einen Störstrahler betreibt, bei dem die Spannung zur Beschleu-
nigung der Elektronen 30 Kilovolt überschreitet, wenn der Stör-
strahler bauartzugelassen ist.
(4)	 Einer Genehmigung nach Absatz  1 bedarf auch nicht, wer 
eine Kathodenstrahlröhre für die Darstellung von Bildern betreibt, 
bei der die Spannung zur Beschleunigung von Elektronen 40 Kilo-
volt nicht überschreitet, wenn die Ortsdosisleistung bei normalen 
Betriebsbedingungen im Abstand von 0,1 Metern von der berühr-
baren Oberfläche 1 Mikrosievert durch Stunde nicht überschreitet.
(5)	 Der Hersteller oder Einführer darf einen Störstrahler einem 
anderen zum genehmigungsfreien Betrieb nur überlassen, wenn 
er den in den Absätzen 2 bis 4 genannten Voraussetzungen ent-
sprechend beschaffen ist. Einen genehmigungsbedürftigen Stör-
strahler darf der Hersteller oder Einführer einem anderen nur 
überlassen, wenn er einen deutlich sichtbaren Hinweis auf die Ge-
nehmigungsbedürftigkeit enthält.
(6)	 Auf einen Störstrahler, der als Bildverstärker im Zusammen-
hang mit einer genehmigungs- oder anzeigebedürftigen Röntgen-
einrichtung betrieben wird, sind die Absätze 1 bis 5 nicht anzu-
wenden.
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(7)	 Die zuständige Behörde kann anordnen, dass der Hersteller 
oder Einführer die für den Strahlenschutz wesentlichen Merkmale 
eines Störstrahlers, dessen Betrieb nicht der Genehmigung nach 
Absatz 1 bedarf und der nicht bauartzugelassen ist, prüfen lässt, 
bevor er den Störstrahler einem anderen überlässt.

Unterabschnitt 2 Sonstige Tätigkeiten im Zusammenhang mit 
Röntgeneinrichtungen und Störstrahlern

§ 6	 Prüfung, Erprobung, Wartung, Instandsetzung und Beschäf-
tigung

(1)	 Wer 
1. 	 geschäftsmäßig Röntgeneinrichtungen oder Störstrahler 

prüft, erprobt, wartet oder instand setzt,
2. 	 Röntgeneinrichtungen oder Störstrahler im Zusammenhang 

mit der Herstellung prüft oder erprobt oder
3.	 im Zusammenhang mit dem Betrieb einer fremden Röntgen-

einrichtung oder eines fremden Störstrahlers nach § 5 Abs. 1 
unter seiner Aufsicht stehende Personen beschäftigt oder 
Aufgaben selbst wahrnimmt und dies bei diesen Personen 
oder bei sich selbst im Kalenderjahr zu einer effektiven Dosis 
von mehr als 1 Millisievert führen kann,

hat dies der zuständigen Behörde unverzüglich vor Beginn der Tä-
tigkeit schriftlich anzuzeigen. Satz 1 gilt nicht für Sachverständige 
nach § 4a und für denjenigen, der geschäftsmäßig Störstrahler 
nach § 5 Abs. 4, ausgenommen Projektionseinrichtungen, prüft, 
erprobt, wartet oder instand setzt. Satz 1 gilt ebenfalls nicht für 
denjenigen, der, ohne Röntgenstrahlung einzuschalten, Tätig-
keiten nach den Nummern  1 und 2 an Anwendungsgeräten, Zu-
satzgeräten und Zubehör, der erforderlichen Software sowie an 
Vorrichtungen zur medizinischen Befundung durchführt, die kei-
ne Strahlenschutzmaßnahmen erfordern. Die Anforderungen der 
Medizinprodukte-Betreiberverordnung bleiben unberührt.
(2)	 Einer Anzeige nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 oder 2 sind Nachwei-
se entsprechend § 3 Abs. 2 Nr. 3 bis 5 beizufügen. Für eine Tätig-
keit nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 oder 2 gelten die §§ 13 bis 15 Abs. 1 
Nr. 1 und 2, § 18 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 4 und Satz 2, §§ 18a, 19, 21, 
22 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a, c und d, Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a und 
c und Abs. 1 Satz 2 und 3, §§ 30 bis 35 Abs. 1 und 4 bis 11 sowie 
§§ 35a bis 43 entsprechend. Der nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 
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oder Nummer 2 Verpflichtete hat dafür zu sorgen, dass die in Satz 
2 genannten Schutzvorschriften und die von der zuständigen Be-
hörde erlassenen Anordnungen eingehalten werden. Das Gleiche 
gilt für den Strahlenschutzbeauftragten, soweit ihm diese Aufga-
ben und Pflichten nach § 13 Absatz 2 Satz 2 übertragen worden 
sind.
(3)	 Einer Anzeige nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 sind Nachweise 
entsprechend § 3 Abs. 2 Nr. 3 und 4 beizufügen. Bei einer Be-
schäftigung nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 ist den Anordnungen des 
Strahlenschutzverantwortlichen der Röntgeneinrichtung oder des 
Störstrahlers und den Anordnungen des für diesen Betrieb zu-
ständigen Strahlenschutzbeauftragten, die diese in Erfüllung ih-
rer Pflichten nach § 15 treffen, Folge zu leisten. Der zur Anzeige 
Verpflichtete nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 hat dafür zu sorgen, dass 
die unter seiner Aufsicht beschäftigten Personen die Anordnungen 
des Strahlenschutzverantwortlichen der fremden Röntgeneinrich-
tung oder des fremden Störstrahlers und den Anordnungen des 
für diesen Betrieb zuständigen Strahlenschutzbeauftragten be-
folgen. Die §§ 13 bis 15 Abs. 1 Nr. 1 und 2, § 18 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4, 
§§ 18a, 21, 31 bis 31c, 33 Abs. 2 Nr. 1 und Abs. 3, § 35 Abs. 1 und 4 
bis 11, §§ 35a bis 41 und 43 gelten entsprechend. Der nach Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 3 Verpflichtete hat dafür zu sorgen, dass die 
in Satz 4 genannten Schutzvorschriften und die von der zuständi-
gen Behörde erlassenen Anordnungen befolgt werden. Das Glei-
che gilt für den Strahlenschutzbeauftragten, soweit ihm diese Auf-
gaben und Pflichten nach § 13 Absatz 2 Satz 2 übertragen worden 
sind.

§ 7 Untersagung
(1)	 Die zuständige Behörde kann Tätigkeiten nach § 6 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 oder 2 untersagen, wenn 
1. 	 Tatsachen vorliegen, aus denen sich Bedenken gegen die Zu-

verlässigkeit des Anzeigepflichtigen oder einer Person, die 
diese Tätigkeit leitet oder beaufsichtigt, ergeben,

2. 	 eine Voraussetzung nach § 6 Abs. 2 Satz 1 nicht nachgewie-
sen wird oder später wegfällt oder

3. 	 Tatsachen vorliegen, aus denen sich Bedenken ergeben, dass 
das für die sichere Ausführung der Tätigkeit notwendige Per-
sonal nicht vorhanden ist.
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(2)	 Die zuständige Behörde kann Tätigkeiten nach § 6 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 3 untersagen, wenn eine Voraussetzung nach § 6 Abs. 3 
Satz 1 nicht nachgewiesen wird oder später wegfällt. Absatz 1 Nr. 1 
gilt entsprechend.

Unterabschnitt 3 Bauartzulassung

§ 8 Verfahren der Bauartzulassung
(1)	 Die Bauart von Röntgenstrahlern, Schulröntgeneinrichtun-
gen, Basisschutzgeräten, Hochschutzgeräten, Vollschutzgeräten 
und Störstrahlern (bauartzugelassene Vorrichtungen) kann auf 
Antrag des Herstellers oder Einführers zugelassen werden, wenn 
die Voraussetzungen nach Anlage 1 oder 2 erfüllt sind. Dem Zulas-
sungsantrag sind alle zur Prüfung erforderlichen Unterlagen bei-
zufügen. Satz 1 gilt nicht für Vorrichtungen, die Medizinprodukte 
oder Zubehör im Sinne des Medizinproduktegesetzes sind.
(2)	 Die Zulassungsbehörde hat vor ihrer Entscheidung auf Kos-
ten des Antragstellers eine Bauartprüfung durch die Physikalisch-
Technische Bundesanstalt zu veranlassen. Der Antragsteller hat 
der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt auf Verlangen die 
zur Prüfung erforderlichen Baumuster zu überlassen.
(3)	 Die Bauartzulassung ist zu versagen, wenn 
1.	 die Vorrichtung nicht den in Anlage 1 oder 2 genannten Vor-

aussetzungen entspricht,
2. 	 Tatsachen vorliegen, aus denen sich Bedenken gegen
	 a) 	 die Zuverlässigkeit des Herstellers, Einführers oder des 

für die Leitung der Herstellung Verantwortlichen oder
	 b) 	 die erforderliche technische Erfahrung des für die Her-

stellung Verantwortlichen ergeben,
3. 	 überwiegende öffentliche Interessen der Zulassung entge-

genstehen oder
4. 	 § 2a Abs. 3 der Bauartzulassung entgegensteht.
(4)	 Die Bauartzulassung ist auf höchstens zehn Jahre zu befris-
ten. Die Frist kann auf Antrag verlängert werden.
(5)	 Eine bauartzugelassene Vorrichtung, die vor Ablauf der Zu-
lassungsfrist in den Verkehr gebracht worden ist, darf nach Maß-
gabe der §§ 4 und 5 weiter betrieben werden, es sei denn, die 
Zulassungsbehörde hat nach § 11 bekannt gemacht, dass ein aus-
reichender Schutz vor Strahlenschäden nicht gewährleistet ist und 
diese Vorrichtung nicht weiter betrieben werden darf.
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(6)	 Für die Erteilung der Bauartzulassung ist das Bundesamt für 
Strahlenschutz zuständig.

§ 9 Pflichten des Inhabers einer Bauartzulassung
Der Zulassungsinhaber hat 
1. 	 vor einer Abgabe der gefertigten bauartzugelassenen Vor-

richtung eine Qualitätskontrolle durchzuführen, um sicher-
zustellen, dass die gefertigte bauartzugelassene Vorrichtung 
den für den Strahlenschutz wesentlichen Merkmalen der 
Bauartzulassung entspricht,

2. 	 die Qualitätskontrolle durch einen von der Zulassungsbehörde 
zu bestimmenden Sachverständigen überwachen zu lassen,

3. 	 vor einer Abgabe der gefertigten bauartzugelassenen Vor-
richtungen das Bauartzeichen und weitere von der Zulas-
sungsbehörde zu bestimmende Angaben anzubringen,

4. 	 dem Erwerber einer bauartzugelassenen Vorrichtung mit 
dieser einen Abdruck des Zulassungsscheins auszuhändigen, 
auf dem das Ergebnis und das Datum der Qualitätskontrolle 
nach Nummer 1 bestätigt ist, und

5. 	 dem Erwerber einer bauartzugelassenen Vorrichtung mit 
dieser eine Betriebsanleitung in deutscher Sprache auszu-
händigen, in der auf die dem Strahlenschutz dienenden Maß-
nahmen hingewiesen ist.

Die Zulassungsbehörde kann auf Antrag des Zulassungsinhabers 
Ausnahmen von Satz 1 zulassen, wenn ein ausreichender Schutz 
vor Strahlenschäden gewährleistet ist.

§ 10 Zulassungsschein
Wird die Bauart nach § 8 Abs. 1 zugelassen, so hat die Zulassungs-
behörde einen Zulassungsschein zu erteilen. In diesen sind auf-
zunehmen 
1. 	 die für den Strahlenschutz wesentlichen Merkmale der Vor-

richtung,
2. 	 der zugelassene Gebrauch der Vorrichtung,
3. 	 bei Basis-, Hoch- und Vollschutzgeräten, Schulröntgen-

einrichtungen und Störstrahlern die Bezeichnung der dem 
Strahlenschutz dienenden Ausrüstungen,

4. 	 inhaltliche Beschränkungen, Auflagen und Befristungen,
5. 	 das Bauartzeichen und die Angaben, mit denen die Vorrich-

tung zu versehen ist, und
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6. 	 ein Hinweis auf die Pflichten des Inhabers einer bauartzuge-
lassenen Vorrichtung nach § 12.

§ 11 Bekanntmachung im Bundesanzeiger
Der wesentliche Inhalt der Bauartzulassung und ihrer Änderun-
gen, ihre Rücknahme, ihr Widerruf, die Verlängerung der Zu-
lassungsfrist und die Erklärung, dass eine bauartzugelassene 
Vorrichtung nicht weiter betrieben werden darf, sind durch die Zu-
lassungsbehörde im Bundesanzeiger bekannt zu machen.

§ 12	 Pflichten des Inhabers einer bauartzugelassenen Vorrich-
tung

(1)	 Der Inhaber einer bauartzugelassenen Vorrichtung hat einen 
Abdruck des Zulassungsscheins nach § 10 bei der Vorrichtung 
bereitzuhalten. Im Falle der Weitergabe der bauartzugelassenen 
Vorrichtung gilt § 9 Satz 1 Nr. 4 und 5 entsprechend.
(2)	 An der bauartzugelassenen Vorrichtung dürfen keine Ände-
rungen vorgenommen werden, die für den Strahlenschutz wesent-
liche Merkmale betreffen.
(3)	 Wer eine bauartzugelassene Vorrichtung betreibt, hat den 
Betrieb unverzüglich einzustellen, wenn 
1.	 die Rücknahme, der Widerruf einer Bauartzulassung oder die 

Erklärung, dass eine bauartzugelassene Vorrichtung nicht 
weiter betrieben werden darf, bekannt gemacht wurde oder

2.	 die bauartzugelassene Vorrichtung nicht mehr den im Zulas-
sungsschein bezeichneten Merkmalen entspricht.

Abschnitt 3 Vorschriften für den Betrieb

Unterabschnitt 1 Allgemeine Vorschriften

§ 13	 Strahlenschutzverantwortliche und Strahlenschutzbeauf-
tragte

(1)	 Strahlenschutzverantwortlicher ist, wer einer Genehmigung 
nach § 3 oder § 5 bedarf oder wer eine Anzeige nach § 4 zu erstat-
ten hat. Handelt es sich bei dem Strahlenschutzverantwortlichen 
um eine juristische Person oder um eine rechtsfähige Personen-
gesellschaft, werden die Aufgaben des Strahlenschutzverantwort-
lichen von der durch Gesetz, Satzung oder Vertrag zur Vertretung 
berechtigten Person wahrgenommen. Besteht das vertretungs-
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berechtigte Organ aus mehreren Mitgliedern oder sind bei nicht 
rechtsfähigen Personenvereinigungen mehrere vertretungsbe-
rechtigte Personen vorhanden, so ist der zuständigen Behörde 
mitzuteilen, welche dieser Personen die Aufgaben des Strahlen-
schutzverantwortlichen wahrnimmt. Die Gesamtverantwortung 
aller Organmitglieder oder Mitglieder der Personenvereinigung 
bleibt hiervon unberührt.
(2)	 Soweit dies für den sicheren Betrieb notwendig ist, hat der 
Strahlenschutzverantwortliche für die Leitung oder Beaufsich-
tigung dieses Betriebes die erforderliche Anzahl von Strahlen-
schutzbeauftragten schriftlich zu bestellen. Bei der Bestellung 
eines Strahlenschutzbeauftragten sind dessen Aufgaben, innerbe-
trieblicher Entscheidungsbereich und die zur Wahrnehmung sei-
ner Aufgaben erforderlichen Befugnisse schriftlich festzulegen. 
Der Strahlenschutzverantwortliche bleibt auch dann für die Ein-
haltung der Schutzvorschriften verantwortlich, wenn er Strahlen-
schutzbeauftragte bestellt hat.
(3)	 Es dürfen nur Personen zu Strahlenschutzbeauftragten be-
stellt werden, bei denen keine Tatsachen vorliegen, aus denen sich 
Bedenken gegen ihre Zuverlässigkeit ergeben, und die die erfor-
derliche Fachkunde im Strahlenschutz besitzen.
(4)	 Es ist dafür zu sorgen, dass Schüler und Auszubildende beim 
Betrieb einer Schulröntgeneinrichtung oder eines Störstrahlers 
nach § 5 Abs. 1 nur in Anwesenheit und unter der Aufsicht des zu-
ständigen Strahlenschutzbeauftragten mitwirken.
(5)	 Die Bestellung des Strahlenschutzbeauftragten mit Angabe 
der Aufgaben und Befugnisse, ihrer Änderungen sowie das Aus-
scheiden des Strahlenschutzbeauftragten aus seiner Funktion 
sind der zuständigen Behörde unverzüglich schriftlich mitzu-
teilen. Der Mitteilung der Bestellung ist die Bescheinigung über 
die erforderliche Fachkunde im Strahlenschutz nach § 18a Abs. 1 
beizufügen. Dem Strahlenschutzbeauftragten und dem Betriebs-
rat oder dem Personalrat ist eine Abschrift der Mitteilung zu 
übermitteln.

§ 14	 Stellung des Strahlenschutzverantwortlichen und des 
Strahlenschutzbeauftragten

(1)	 Dem Strahlenschutzbeauftragten obliegen die ihm durch die-
se Verordnung auferlegten Pflichten nur im Rahmen seiner Be-
fugnisse. Ergibt sich, dass der Strahlenschutzbeauftragte infolge 
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unzureichender Befugnisse, unzureichender Fachkunde oder feh-
lender Zuverlässigkeit oder aus anderen Gründen seine Pflichten 
nur unzureichend erfüllen kann, kann die zuständige Behörde 
gegenüber dem Strahlenschutzverantwortlichen die Feststellung 
treffen, dass diese Person nicht als Strahlenschutzbeauftragter im 
Sinne dieser Verordnung anzusehen ist.
(2)	 Der Strahlenschutzbeauftragte hat dem Strahlenschutz-
verantwortlichen unverzüglich alle Mängel mitzuteilen, die den 
Strahlenschutz beeinträchtigen. Kann sich der Strahlenschutz-
beauftragte über eine von ihm vorgeschlagene Maßnahme zur 
Behebung von aufgetretenen Mängeln mit dem Strahlenschutz-
verantwortlichen nicht einigen, so hat dieser dem Strahlenschutz-
beauftragten die Ablehnung des Vorschlages schriftlich mitzutei-
len und zu begründen und dem Betriebsrat oder dem Personalrat 
und der zuständigen Behörde je eine Abschrift zu übersenden.
(3)	 Der Strahlenschutzverantwortliche hat den Strahlenschutz-
beauftragten über alle Verwaltungsakte und Maßnahmen, die Auf-
gaben oder Befugnisse des Strahlenschutzbeauftragten betreffen, 
unverzüglich zu unterrichten.
(4)	 Der Strahlenschutzverantwortliche und der Strahlenschutz-
beauftragte haben bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben mit dem 
Betriebsrat oder dem Personalrat, den Fachkräften für Arbeitssi-
cherheit und dem Arzt nach § 41 Abs. 1 Satz 1 zusammenzuarbei-
ten und sie über wichtige Angelegenheiten des Strahlenschutzes 
zu unterrichten. Der Strahlenschutzbeauftragte hat den Betriebs-
rat oder Personalrat auf dessen Verlangen in Angelegenheiten des 
Strahlenschutzes zu beraten.
(5)	 Der Strahlenschutzbeauftragte darf bei Erfüllung seiner 
Pflichten nicht behindert und wegen deren Erfüllung nicht benach-
teiligt werden.

§ 15	 Pflichten des Strahlenschutzverantwortlichen und des 
Strahlenschutzbeauftragten

(1)	 Der Strahlenschutzverantwortliche hat unter Beachtung des 
Standes der Technik zum Schutz des Menschen und der Umwelt 
vor den schädlichen Wirkungen von Röntgenstrahlung durch ge-
eignete Schutzmaßnahmen, insbesondere durch Bereitstellung 
geeigneter Räume, Schutzvorrichtungen, Geräte und Schutzaus-
rüstungen für Personen, durch geeignete Regelung des Betriebs-
ablaufs und durch Bereitstellung ausreichenden und geeigneten 



Röntgenverordnung (RöV)

Zwingend aushangpflichtige Arbeitsschutzgesetze

143

Personals, erforderlichenfalls durch Außerbetriebsetzung, dafür 
zu sorgen, dass 
1. 	 jede unnötige Strahlenexposition von Menschen vermieden 

wird,
2.	 jede Strahlenexposition von Menschen unter Berücksichti-

gung aller Umstände des Einzelfalles auch unterhalb der in 
§ 31a Abs. 1 bis 4 Satz 1 und 2, § 31b Satz 1, § 31c Satz 1 und 
§ 32 festgesetzten Grenzwerte so gering wie möglich gehal-
ten wird,

3. 	 die Vorschriften des § 3 Abs. 8, § 13 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 
bis 5, § 15a Satz 1, § 16 Abs. 4 Satz 1, § 17 Abs. 3 Satz 1, § 17a 
Abs. 4 Satz 1 und § 18 Abs. 1 Satz  3 und Abs. 4 eingehalten 
werden und

4. 	 die Vorschriften des § 16 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 Satz 1 bis  3 
und 5, Abs. 3 Satz 1 bis 5 und Abs. 4 Satz 2 und 3, § 17 Abs. 1 
Satz 1 bis 3 und 5, Abs. 2 Satz 1 bis 3, Abs. 3 Satz 2 und 3, 
§ 17a Abs. 4 Satz 2 und 3, § 18 Abs. 1 Satz 1, 2 und 4, Abs. 2 
und 3 Satz 1, § 19 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2, 3 und 6 Satz 1, § 20 
Abs. 1, 2 und 5, § 21 Abs. 1 und 2 Satz 1, § 22 Abs. 1 Satz 1 
und Abs. 2, § 23 Abs. 1 Satz 1, 4 und 5, Abs. 2 und 3, §§ 24, 25 
Absatz 1 Satz 1 und 3, Absatz 1a bis 3 und 5, §§ 26, 27 Abs. 1 
Satz 1, Abs. 2 und 3, § 28 Absatz 1 bis 3 Satz 3, Abs. 4 bis 6 
und 8, § 28c Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 bis 5, § 28d Abs. 1, 2 
Satz 1, Abs. 3 und 4, §§ 28e, 29 Absatz 1 Satz 1, 2 und 4, §§ 
30, 31a Abs. 1 Satz 1, Abs. 2, 3 Satz 1 und 2, Abs. 4 Satz 1 und 
2 und Abs. 5, § 31b Satz 1, § 31c Satz 1, §§ 32, 34 Absatz 1 
Satz 1 und Absatz 2 bis 4, § 35 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 1 
und 2, Absatz 3 und 4 Satz 1, 3 und 5, Absatz 5, 6 und 7 Satz 1, 
Absatz 9, 11 und 12, § 36 Absatz 1 Satz 1 bis 3 und Absatz 2 
bis 4, § 37 Absatz 1, 2 und 5a, § 40 Absatz 1 und § 42 einge-
halten werden.

(2)	 Der Strahlenschutzbeauftragte hat dafür zu sorgen, dass 
1. 	 die in Absatz 1 Nr. 4 genannten Vorschriften und
2. 	 die Bestimmungen des Bescheides über die Genehmigung 

oder Bauartzulassung und die von der zuständigen Behörde 
erlassenen Anordnungen und Auflagen, deren Durchführung 
und Erfüllung ihm nach § 13 Abs. 2 übertragen worden ist,

eingehalten werden. Soweit ihm Aufgaben übertragen worden 
sind, hat der Strahlenschutzbeauftragte die Strahlenschutzgrund-
sätze des Absatzes 1 Nr. 1 und 2 zu beachten.
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§ 15a Strahlenschutzanweisung
Die zuständige Behörde kann den Strahlenschutzverantwortli-
chen verpflichten, eine Strahlenschutzanweisung zu erlassen, in 
der die in dem Betrieb zu beachtenden Strahlenschutzmaßnah-
men aufzuführen sind. Zu diesen Maßnahmen gehören in der Re-
gel 
1. 	 das Aufstellen eines Planes für die Organisation des Strah-

lenschutzes, erforderlichenfalls mit der Bestimmung, dass 
ein oder mehrere Strahlenschutzbeauftragte bei der geneh-
migten Tätigkeit ständig anwesend oder sofort erreichbar 
sein müssen,

2. 	 die Regelung des für den Strahlenschutz wesentlichen Be-
triebsablaufs,

3. 	 die für die Ermittlung der Körperdosis vorgesehenen Mes-
sungen und Maßnahmen entsprechend den Expositionsbe-
dingungen,

4. 	 die Führung eines Betriebsbuches, in das die für den Strah-
lenschutz wesentlichen Betriebsvorgänge einzutragen sind,

5. 	 die regelmäßige Funktionsprüfung und Wartung von Rönt-
geneinrichtungen oder Störstrahlern einschließlich der Aus-
rüstungen und Vorrichtungen, die für den Strahlenschutz we-
sentlich sind, sowie die Führung von Aufzeichnungen über die 
Funktionsprüfungen und über die Wartungen und

6. 	 die Regelung des Schutzes gegen Störmaßnahmen oder 
sonstige Einwirkungen Dritter oder gegen das unerlaubte 
Inbetriebsetzen einer Röntgeneinrichtung oder eines Stör-
strahlers.

Die Strahlenschutzanweisung kann Bestandteil sonstiger erfor-
derlicher Betriebsanweisungen nach immissionsschutz- oder ar-
beitsschutzrechtlichen Vorschriften sein.

§ 16 Qualitätssicherung bei Röntgeneinrichtungen zur Untersu-
chung von Menschen

(1)	 Als eine Grundlage für die Qualitätssicherung bei der Durch-
führung von Röntgenuntersuchungen in der Heilkunde oder 
Zahnheilkunde erstellt und veröffentlicht das Bundesamt für 
Strahlenschutz diagnostische Referenzwerte. Die veröffentlich-
ten diagnostischen Referenzwerte sind bei der Untersuchung von 
Menschen zu Grunde zu legen. Die den Prüfungen der ärztlichen 
Stelle nach § 17a Absatz 1 zugrunde liegenden Daten zur Strah-
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lenexposition können als Grundlage für die Erstellung der diag-
nostischen Referenzwerte dienen.
(2)	 Es ist dafür zu sorgen, dass bei Röntgeneinrichtungen zur 
Untersuchung von Menschen vor der Inbetriebnahme eine Abnah-
meprüfung durch den Hersteller oder Lieferanten durchgeführt 
wird, durch die festgestellt wird, dass die erforderliche Bildquali-
tät mit möglichst geringer Strahlenexposition erreicht wird. Nach 
jeder Änderung der Einrichtung oder ihres Betriebes, welche die 
Bildqualität oder die Höhe der Strahlenexposition beeinflussen 
kann, ist dafür zu sorgen, dass eine Abnahmeprüfung durch den 
Hersteller oder Lieferanten durchgeführt wird, die sich auf die Än-
derung und deren Auswirkungen beschränkt. Sofern die Prüfung 
nach Satz 2 durch den Hersteller oder Lieferanten nicht mehr mög-
lich ist, ist dafür zu sorgen, dass sie durch ein Unternehmen nach 
§ 6 Abs. 1 Nr. 1 durchgeführt wird. Bei der Abnahmeprüfung sind 
ferner die Bezugswerte für die Konstanzprüfung nach Absatz 3 mit 
denselben Prüfmitteln zu bestimmen, die bei der Konstanzprüfung 
verwendet werden. Das Ergebnis der Abnahmeprüfung ist unver-
züglich aufzuzeichnen; zu den Aufzeichnungen gehören auch die 
Röntgenaufnahmen der Prüfkörper. Die Abnahmeprüfung ersetzt 
nicht eine Genehmigung nach § 3 Abs. 1 oder eine Anzeige nach § 4 
Abs. 1 oder 5.
(3)	 In regelmäßigen Zeitabständen, mindestens jedoch monat-
lich, ist eine Konstanzprüfung durchzuführen, durch die ohne 
mechanische oder elektrische Eingriffe festzustellen ist, ob die 
Bildqualität und die Höhe der Strahlenexposition den Angaben in 
der letzten Aufzeichnung nach Absatz 2 Satz 5 noch entsprechen. 
Bei einer Röntgeneinrichtung nach § 3 Abs. 4 ist zusätzlich re-
gelmäßig, mindestens jedoch jährlich, der Übertragungsweg auf 
Stabilität sowie auf Konstanz der Qualität und der Übertragungs-
geschwindigkeit der übermittelten Daten und Bilder zu prüfen. Bei 
der Filmverarbeitung in der Heilkunde ist die Konstanzprüfung 
arbeitstäglich und in der Zahnheilkunde mindestens arbeitswö-
chentlich durchzuführen. Das Ergebnis der Konstanzprüfungen ist 
unverzüglich aufzuzeichnen; zu den Aufzeichnungen gehören auch 
die Aufnahmen der Prüfkörper und die Prüffilme. Ist die erforder-
liche Bildqualität nicht mehr gegeben oder nur mit einer höheren 
Strahlenexposition des Patienten zu erreichen, ist unverzüglich die 
Ursache zu ermitteln und zu beseitigen. Die zuständige Behörde 
kann Abweichungen von den Fristen nach den Sätzen 1 bis 3 fest-
legen.
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(4)	 Die Aufzeichnungen nach Absatz 2 Satz 5 sind für die Dau-
er des Betriebes, mindestens jedoch bis zwei  Jahre nach dem 
Abschluss der nächsten vollständigen Abnahmeprüfung aufzu-
bewahren. Die Aufzeichnungen nach Absatz  3 Satz  4 sind nach 
Abschluss der Aufzeichnung zwei Jahre lang aufzubewahren. Die 
Aufzeichnungen nach den Sätzen 1 und 2 sind den zuständigen 
Stellen auf Verlangen vorzulegen. Die zuständige Behörde kann 
Abweichungen von den Fristen nach Satz 1 oder 2 festlegen.

§ 17 Qualitätssicherung bei Röntgeneinrichtungen zur Behand-
lung von Menschen

(1)	 Es ist dafür zu sorgen, dass bei Röntgeneinrichtungen zur 
Behandlung von Menschen vor der Inbetriebnahme eine Abnah-
meprüfung durch den Hersteller oder Lieferanten durchgeführt 
wird, durch die festgestellt wird, dass die Dosisleistung im Nutz-
strahlenbündel des Strahlers und die Röntgenröhrenspannung 
den Qualitätsmerkmalen des Herstellers entspricht. Nach jeder 
Änderung der Einrichtung oder ihres Betriebes, welche die Dosis-
leistung im Nutzstrahlenbündel des Strahlers beeinflussen kann, 
ist dafür zu sorgen, dass eine Abnahmeprüfung durch den Herstel-
ler oder Lieferanten durchgeführt wird, welche sich auf die Ände-
rung und deren Auswirkung beschränkt. Sofern die Prüfung nach 
Satz 2 durch den Hersteller oder Lieferanten nicht mehr möglich 
ist, ist dafür zu sorgen, dass sie durch ein Unternehmen nach § 6 
Abs. 1 Nr. 1 durchgeführt wird. Bei der Abnahmeprüfung sind fer-
ner die Bezugswerte für die Konstanzprüfung nach Absatz  2 zu 
bestimmen. Das Ergebnis der Abnahmeprüfung ist unverzüglich 
aufzuzeichnen. Die Abnahmeprüfung ersetzt nicht eine Genehmi-
gung nach § 3 Abs. 1.
(2)	 In regelmäßigen Zeitabständen, mindestens jedoch halb-
jährlich, ist eine Konstanzprüfung durchzuführen, durch die ohne 
mechanische oder elektrische Eingriffe festzustellen ist, ob die 
Dosisleistung im Nutzstrahlenbündel den Angaben der letzten 
Aufzeichnungen nach Absatz  1 Satz  5 noch entspricht. Das Er-
gebnis der Konstanzprüfung ist unverzüglich aufzuzeichnen. Bei 
einer wesentlichen Abweichung der Dosisleistung ist unverzüg-
lich die Ursache zu ermitteln und zu beseitigen. Die zuständige 
Behörde kann Abweichungen von der Frist nach Satz 1 festlegen.
(3)	 Die Aufzeichnungen nach Absatz 1 Satz 5 sind für die Dauer 
des Betriebes, mindestens jedoch bis zwei Jahre nach Abschluss 
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der nächsten vollständigen Abnahmeprüfung aufzubewahren. Die 
Aufzeichnungen nach Absatz 2 Satz 2 sind nach Abschluss der Auf-
zeichnung zwei  Jahre lang aufzubewahren. Die Aufzeichnungen 
nach den Sätzen 1 und 2 sind den zuständigen Stellen auf Verlan-
gen vorzulegen. Die zuständige Behörde kann Abweichungen von 
den Fristen nach Satz 1 oder 2 festlegen.

§ 17a Qualitätssicherung durch ärztliche und zahnärztliche 
Stellen

(1)	 Zur Qualitätssicherung der Anwendung von Röntgenstrah-
lung am Menschen bestimmt die zuständige Behörde ärztliche und 
zahnärztliche Stellen. Die zuständige Behörde legt fest, in welcher 
Weise die ärztlichen und zahnärztlichen Stellen die Prüfungen 
durchführen, mit denen sichergestellt wird, dass bei der Anwen-
dung von Röntgenstrahlung am Menschen die Erfordernisse der 
medizinischen Wissenschaft beachtet werden und die angewen-
deten Verfahren und eingesetzten Röntgeneinrichtungen den nach 
dem Stand der Technik jeweils notwendigen Qualitätsstandards 
entsprechen, um dessen Strahlenexposition so gering wie möglich 
zu halten. Die ärztliche und zahnärztliche Stelle hat der zuständi-
gen Behörde 
1. 	 die Ergebnisse der Prüfungen nach Satz 2,
2. 	 die beständige, ungerechtfertigte Überschreitung der bei der 

Untersuchung zu Grunde zu legenden diagnostischen Refe-
renzwerte nach § 16 Abs. 1 und

3. 	 eine Nichtbeachtung der Optimierungsvorschläge nach Ab-
satz 2

mitzuteilen. Die ärztliche und die zahnärztliche Stelle dürfen die 
Ergebnisse der Prüfungen nach Satz 2, ausgenommen die perso-
nenbezogenen Daten der untersuchten oder behandelten Perso-
nen, an die Stelle weitergeben, die für die Qualitätsprüfung nach 
dem Neunten Abschnitt des Vierten Kapitels des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch zuständig ist.
(2)	 Die ärztliche oder zahnärztliche Stelle hat im Rahmen ihrer 
Befugnisse nach Absatz 1 die Aufgabe, dem Strahlenschutzver-
antwortlichen Maßnahmen zur Optimierung der medizinischen 
Strahlenanwendung vorzuschlagen, insbesondere zur Verbes-
serung der Bildqualität, zur Herabsetzung der Strahlenexposi-
tion oder zu sonstigen qualitätsverbessernden Maßnahmen, und 
nachzuprüfen, ob und wie weit die Vorschläge umgesetzt wer-
den.
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(3)	 Die ärztliche oder zahnärztliche Stelle unterliegt im Hinblick 
auf patientenbezogene Daten der ärztlichen Schweigepflicht.
(4)	 Der Betrieb einer Röntgeneinrichtung zur Anwendung von 
Röntgenstrahlung am Menschen ist bei einer von der zuständi-
gen Behörde bestimmten ärztlichen oder zahnärztlichen Stelle 
unverzüglich anzumelden. Ein Abdruck der Anmeldung ist der 
zuständigen Behörde zu übersenden. Der ärztlichen oder zahn-
ärztlichen Stelle sind die Unterlagen auf Verlangen vorzulegen, 
die diese zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach den Absätzen 1 und 
2 benötigt, insbesondere Röntgenbilder, Angaben zur Höhe der 
Strahlenexposition, zur Röntgeneinrichtung, zu den sonstigen 
verwendeten Geräten und Ausrüstungen und zur Anwendung des 
§ 23. Der Strahlenschutzverantwortliche unterliegt den von der 
ärztlichen oder zahnärztlichen Stelle durchzuführenden Prüfun-
gen.
(5)	 Andere Stellen dürfen der ärztlichen oder zahnärztlichen 
Stelle auf deren Ersuchen Informationen einschließlich personen-
bezogener Daten, die sie auf Grund eines Gesetzes zur Qualitäts
sicherung in der Heilkunde und Zahnheilkunde oder zum Schutz 
von Patienten erhoben haben, übermitteln, soweit dies zur Erfül-
lung der Aufgaben der ärztlichen oder zahnärztlichen Stelle nach 
dieser Verordnung erforderlich ist. Gesundheitsdaten von Patien-
ten dürfen nur mit Einwilligung des Betroffenen übermittelt wer-
den. Im Übrigen bleiben die Bestimmungen zum Schutz personen-
bezogener Daten unberührt.

§ 18 Sonstige Pflichten beim Betrieb einer Röntgeneinrichtung 
oder eines Störstrahlers nach § 5 Abs. 1

(1)	 Es ist dafür zu sorgen, dass 
1. 	 die beim Betrieb einer Röntgeneinrichtung beschäftigten 

Personen anhand einer deutschsprachigen Gebrauchsan-
weisung durch eine entsprechend qualifizierte Person in die 
sachgerechte Handhabung eingewiesen werden und über die 
Einweisung unverzüglich Aufzeichnungen angefertigt wer-
den,

2. 	 eine Ausfertigung des Genehmigungsbescheides oder, so-
fern eine Bauartzulassung erteilt ist, ein Abdruck des Zulas-
sungsscheins und der Betriebsanleitung nach § 9 Satz 1 Nr. 5 
aufbewahrt wird,
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3. 	 die Gebrauchsanweisung nach Nummer 1 und die Beschei-
nigung nach § 4 Abs. 2 Nr. 1, der letzte Prüfbericht nach 
Nummer  5 und gegebenenfalls die Bescheinigungen über 
Sachverständigenprüfungen nach wesentlichen Änderun-
gen des Betriebes der Röntgeneinrichtung bereitgehalten 
werden,

4. 	 der Text dieser Verordnung zur Einsicht ständig verfügbar ge-
halten wird,

5. 	 eine Röntgeneinrichtung in Zeitabständen von längstens 
fünf  Jahren durch einen Sachverständigen nach § 4a nach 
dem Stand der Technik insbesondere auf sicherheitstechni-
sche Funktion, Sicherheit und Strahlenschutz überprüft und 
eine Durchschrift des dabei anzufertigenden Prüfberichts 
den zuständigen Stellen unverzüglich übersandt wird und

6. 	 bei einer Röntgeneinrichtung zur Anwendung von Röntgen-
strahlung am Menschen ein aktuelles Bestandsverzeichnis 
geführt und der zuständigen Behörde auf Verlangen vorgelegt 
wird; das Bestandsverzeichnis nach § 8 der Verordnung über 
das Errichten, Betreiben und Anwenden von Medizinproduk-
ten kann herangezogen werden.

Es ist dafür zu sorgen, dass die Einweisung nach Satz 1 Nr. 1 bei 
der ersten Inbetriebnahme durch eine entsprechend qualifizierte 
Person des Herstellers oder Lieferanten vorgenommen wird. Die 
Aufzeichnungen nach Satz 1 Nr. 1 sind für die Dauer des Betriebes 
aufzubewahren. Satz 1 Nr. 1 bis 4, Satz 2 und 3 gelten beim Betrieb 
eines Störstrahlers nach § 5 Abs. 1 entsprechend.
(2)	 Für jede Röntgeneinrichtung zur Anwendung von Röntgen-
strahlung am Menschen sind schriftliche Arbeitsanweisungen 
für die an dieser Einrichtung häufig vorgenommenen Untersu-
chungen oder Behandlungen zu erstellen. Die Arbeitsanweisun-
gen sind für die dort tätigen Personen zur jederzeitigen Einsicht 
bereitzuhalten und auf Anforderung den zuständigen Stellen zu 
übersenden.
(3)	 Bei Röntgeneinrichtungen nach § 3 Abs. 4 müssen an den je-
weils anderen Einrichtungen zusätzlich Abdrucke oder Ablichtun-
gen der Aufzeichnungen über die Abnahmeprüfungen nach § 16 
Abs. 2, die Konstanzprüfungen nach § 16 Abs. 3 und die Sachver-
ständigenprüfungen nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 5 aller zum System 
gehörenden Röntgeneinrichtungen zur Einsicht vorliegen. Die 
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Pflicht nach Satz 1 kann auch durch das Bereithalten der Aufzeich-
nungen zur Einsicht in elektronischer Form erfüllt werden.
(4)	 Der Betrieb einer Röntgeneinrichtung, die Medizinprodukt 
oder Zubehör im Sinne des Medizinproduktegesetzes ist, ist un-
verzüglich einzustellen, wenn 
1. 	 der begründete Verdacht besteht, dass die Einrichtung die 

Sicherheit und die Gesundheit der Patienten, der Anwender 
oder Dritter bei sachgemäßer Anwendung, Instandhaltung 
und ihrer Zweckbestimmung entsprechender Verwendung 
über ein nach den Erkenntnissen der medizinischen Wissen-
schaften vertretbares Maß hinausgehend gefährden oder

2. 	 die zuständige Behörde festgestellt hat, dass ein ausreichen-
der Schutz vor Strahlenschäden nicht gewährleistet ist.

§ 18a	 Erforderliche Fachkunde und Kenntnisse im Strahlen-
schutz

(1)	 Die erforderliche Fachkunde im Strahlenschutz wird in der 
Regel durch eine für den jeweiligen Anwendungsbereich geeignete 
Ausbildung, praktische Erfahrung und die erfolgreiche Teilnahme 
an von der zuständigen Stelle anerkannten Kursen erworben. Die 
Ausbildung ist durch Zeugnisse, die praktische Erfahrung durch 
Nachweise und die erfolgreiche Kursteilnahme durch eine Be-
scheinigung zu belegen. Der Erwerb der Fachkunde im Strahlen-
schutz wird von der zuständigen Stelle geprüft und bescheinigt. 
Die Kursteilnahme darf nicht länger als fünf Jahre zurückliegen. 
Die erforderliche Fachkunde im Strahlenschutz wird mit Bestehen 
der Abschlussprüfung einer staatlichen oder staatlich anerkann-
ten Berufsausbildung erworben, wenn die zuständige Behörde 
zuvor festgestellt hat, dass in dieser Ausbildung die für den jewei-
ligen Anwendungsbereich geeignete Ausbildung und praktische 
Erfahrung im Strahlenschutz sowie den nach Satz 1 in Verbindung 
mit Absatz 4 anerkannten Kursen entsprechendes theoretisches 
Wissen vermittelt wird. Für „Medizinisch-technische Radiologie-
assistentinnen“ und „Medizinisch-technische Radiologieassis-
tenten“ gilt der Nachweis nach Satz 1 mit der Erlaubnis nach § 1 
Nr. 2 des MTA-Gesetzes vom 2. August 1993 (BGBl. I S. 1402), das 
zuletzt durch Artikel 23 des Gesetzes vom 27. April 2002 (BGBl. I 
S. 1467) geändert worden ist, für die nach § 9 Abs. 1 Nr. 2 dieses 
Gesetzes vorbehaltenen Tätigkeiten als erbracht.
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(2)	 Die Fachkunde im Strahlenschutz muss mindestens alle 
fünf Jahre durch eine erfolgreiche Teilnahme an einem von der zu-
ständigen Stelle anerkannten Kurs oder anderen von der zustän-
digen Stelle als geeignet anerkannten Fortbildungsmaßnahmen 
aktualisiert werden. Abweichend hiervon kann die Fachkunde im 
Strahlenschutz im Einzelfall auf andere geeignete Weise aktuali-
siert und die Aktualisierung der zuständigen Behörde nachgewie-
sen werden. Der Nachweis über die Aktualisierung der Fachkunde 
nach Satz 1 ist der zuständigen Stelle auf Anforderung vorzulegen. 
Die zuständige Stelle kann eine Bescheinigung über die Fachkun-
de oder über die Kenntnisse entziehen oder deren Fortgeltung 
mit Auflagen versehen, wenn der Nachweis über Fortbildungs-
maßnahmen nicht oder nicht vollständig vorgelegt wird oder eine 
Überprüfung nach Satz 5 ergibt, dass die Fachkunde oder die 
Kenntnisse im Strahlenschutz nicht oder nicht im erforderlichen 
Umfang vorhanden sind. Bestehen begründete Zweifel an der er-
forderlichen Fachkunde, kann die zuständige Behörde eine Über-
prüfung der Fachkunde veranlassen.
(3)	 Die erforderlichen Kenntnisse im Strahlenschutz werden in 
der Regel durch eine für das jeweilige Anwendungsgebiet geeigne-
te Einweisung und praktische Erfahrung erworben. Für Personen 
nach § 3 Abs. 4 Satz 2 Nr. 3, § 24 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 2 Nr. 4 und 
§ 29 Absatz 1 Nummer 2 und Abs. 2 Nr. 3 gilt Absatz 1 Satz 2 bis 5 
und Absatz 2 entsprechend. Für die in Satz 2 genannten Personen 
gelten abweichend von Absatz 1 Satz 3 die Kenntnisse mit dem er-
folgreichen Abschluss eines anerkannten Kurses als geprüft und 
bescheinigt, wenn die zuständige Behörde auf Antrag eines Kurs-
veranstalters zuvor festgestellt hat, dass die erforderlichen Kennt-
nisse im Strahlenschutz mit dem Bestehen der Abschlussprüfung 
dieses Kurses erworben werden. Absatz 4 gilt entsprechend.
(4)	 Kurse nach Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 und 3 Satz 2 können von 
der für die Kursstätte zuständigen Stelle nur anerkannt werden, 
wenn die Kursinhalte geeignet sind, das für den jeweiligen Anwen-
dungsbereich erforderliche Wissen im Strahlenschutz zu vermit-
teln und die Qualifikation des Lehrpersonals und die Ausstattung 
der Kursstätte eine ordnungsgemäße Wissensvermittlung ge-
währleisten.
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§ 19 Strahlenschutzbereiche
(1)	 Bei genehmigungs- und anzeigebedürftigen Tätigkeiten nach 
dieser Verordnung sind Strahlenschutzbereiche nach Maßgabe 
des Satzes  2 einzurichten. Je nach Höhe der Strahlenexposition 
wird zwischen Überwachungsbereichen und Kontrollbereichen 
unterschieden: 
1. 	 Überwachungsbereiche sind nicht zum Kontrollbereich ge-

hörende betriebliche Bereiche, in denen Personen im Kalen-
derjahr eine effektive Dosis von mehr als 1 Millisievert oder 
höhere Organdosen als 15 Millisievert für die Augenlinse oder 
50  Millisievert für die Haut, die Hände, die Unterarme, die 
Füße und Knöchel erhalten können.

2. 	 Kontrollbereiche sind Bereiche, in denen Personen im Kalen-
derjahr eine effektive Dosis von mehr als 6 Millisievert oder 
höhere Organdosen als 45 Millisievert für die Augenlinse oder 
150 Millisievert für die Haut, die Hände, die Unterarme, die 
Füße und Knöchel erhalten können.

(2)	 Kontrollbereiche sind abzugrenzen und während der Ein-
schaltzeit zu kennzeichnen. Die Kennzeichnung muss deutlich 
sichtbar mindestens die Worte „Kein Zutritt – Röntgen“ enthalten; 
sie muss auch während der Betriebsbereitschaft vorhanden sein.
(3)	 Aus anderen Strahlenquellen herrührende Ortsdosen sind 
bei der Festlegung der Grenzen des Kontrollbereichs und des 
Überwachungsbereichs einzubeziehen.
(4)	 Die zuständige Behörde kann anordnen, dass weitere Be-
reiche als Kontrollbereiche oder als Überwachungsbereiche zu 
behandeln sind, wenn dies zum Schutz Einzelner oder der Allge-
meinheit erforderlich ist.
(5)	 Die Bereiche nach den Absätzen 1 und 4 gelten als Strahlen-
schutzbereiche nur während der Einschaltzeit des Strahlers.
(6)	 Beim Betrieb ortsveränderlicher Röntgeneinrichtungen oder 
Störstrahler nach § 5 Abs. 1 ist ein nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 2 einzu-
richtender Kontrollbereich zu kennzeichnen und so abzugrenzen, 
dass unbeteiligte Personen diesen nicht unbeabsichtigt betreten 
können. Kann ausgeschlossen werden, dass unbeteiligte Perso-
nen den Kontrollbereich unbeabsichtigt betreten können, ist die 
Abgrenzung nicht erforderlich.
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§ 20 Röntgenräume
(1)	 Eine Röntgeneinrichtung darf nur in einem allseitig um-
schlossenen Raum (Röntgenraum) betrieben werden, der in der 
Genehmigung oder in der Bescheinigung des Sachverständigen 
nach § 4a bezeichnet ist.
(2)	 Abweichend von Absatz  1 darf eine Röntgeneinrichtung zur 
Untersuchung außerhalb des Röntgenraumes betrieben werden, 
wenn der Zustand der zu untersuchenden Person oder des zu un-
tersuchenden Tieres oder dessen Größe dies zwingend erfordert. 
Dabei sind besondere Vorkehrungen zum Schutz Dritter vor Rönt-
genstrahlung zu treffen.
(3)	 Absatz 1 ist nicht anzuwenden auf den Betrieb von Röntgen-
einrichtungen 
1.	 für technische Zwecke, wenn sie den Vorschriften der Anla-

ge 2 Nummer 2, 3 oder Nummer 6 entsprechen,
2. 	 für den Unterricht an Schulen, wenn sie den Vorschriften der 

Anlage 2 Nr. 4 entsprechen,
3. 	 bei denen in der Genehmigung ausdrücklich festgestellt ist, 

dass sie zum Betrieb außerhalb eines Röntgenraumes be-
stimmt sind, und

4.	 in sonstigen Fällen, wenn es im Einzelfall zwingend erforder-
lich ist, die Röntgeneinrichtung außerhalb eines Röntgen-
raumes zu betreiben, und die für die Genehmigung nach § 3 
oder für die Entgegennahme der Anzeige nach § 4 zustän-
dige Behörde den Betrieb außerhalb eines Röntgenraumes 
gestattet.

(4)	 Die Behörde kann für Störstrahler nach § 5 Abs. 1 festlegen, 
dass sie nur in allseitig umschlossenen Räumen betrieben werden 
dürfen.
(5)	 Röntgeneinrichtungen zur Behandlung dürfen nur in allseitig 
umschlossenen Räumen (Bestrahlungsräumen) betrieben wer-
den. Diese müssen so bemessen sein, dass die erforderlichen 
Verrichtungen ohne Behinderung vorgenommen werden können. 
Bestrahlungsräume, in denen die Ortsdosisleistung höher als 
3 Millisievert durch Stunde sein kann, sind darüber hinaus so ab-
zusichern, dass Personen, auch mit einzelnen Körperteilen, nicht 
unkontrolliert hineingelangen können. Es muss eine geeignete 
Ausstattung zur Überwachung des Patienten im Bestrahlungs-
raum vorhanden sein.
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§ 21 Schutzvorkehrungen
(1)	 Der Schutz beruflich strahlenexponierter Personen vor 
Strahlung ist vorrangig durch bauliche und technische Vorrich-
tungen oder durch geeignete Arbeitsverfahren sicherzustellen. 
Bei Personen, die sich im Kontrollbereich aufhalten, ist sicherzu-
stellen, dass sie die erforderliche Schutzkleidung tragen und die 
erforderlichen Schutzausrüstungen verwenden.
(2)	 Im Kontrollbereich von Röntgeneinrichtungen, die in Rönt-
genräumen betrieben werden, dürfen Arbeitsplätze, Verkehrswe-
ge oder Umkleidekabinen nur liegen, wenn sichergestellt ist, dass 
sich dort während der Einschaltzeit Personen nicht aufhalten. Dies 
gilt nicht für Arbeitsplätze, die aus Gründen einer ordnungsgemä-
ßen Anwendung der Röntgenstrahlen nicht außerhalb des Kont-
rollbereichs liegen können.

§ 22 Zutritt zu Strahlenschutzbereichen
(1)	 Personen darf der Zutritt 
1. 	 zu Überwachungsbereichen nur erlaubt werden, wenn
	 a) 	 sie darin eine dem Betrieb der Röntgeneinrichtung die-

nende Aufgabe wahrnehmen,
	 b) 	 an ihnen nach § 25 Abs. 1 Röntgenstrahlung angewendet 

werden soll oder ihr Aufenthalt in diesem Bereich als 
Proband, helfende Person oder Tierbegleitperson erfor-
derlich ist,

	 c) 	 bei Auszubildenden oder Studierenden dies zur Errei-
chung ihres Ausbildungszieles erforderlich ist oder

	 d) 	 sie Besucher sind,
2. 	 zu Kontrollbereichen nur erlaubt werden, wenn
	 a) 	 sie zur Durchführung oder Aufrechterhaltung der darin 

vorgesehenen Betriebsvorgänge tätig werden müssen,
	 b)	 an ihnen nach § 25 Abs. 1 Röntgenstrahlung angewen-

det werden soll oder ihr Aufenthalt in diesem Bereich 
als Proband, helfende Person oder Tierbegleitperson 
erforderlich ist und eine zur Ausübung des ärztlichen, 
zahnärztlichen oder tierärztlichen Berufs berechtigte 
Person, die die erforderliche Fachkunde im Strahlen-
schutz besitzt, zugestimmt hat,

	 c) 	 bei Auszubildenden oder Studierenden dies zur Errei-
chung ihres Ausbildungszieles erforderlich ist oder
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	 d) 	 bei schwangeren Frauen, die nach Buchstabe a oder c 
den Kontrollbereich betreten dürfen, der fachkundi-
ge Strahlenschutzverantwortliche oder der Strahlen-
schutzbeauftragte dies ausdrücklich gestattet und durch 
geeignete Überwachungsmaßnahmen sicherstellt, dass 
der besondere Dosisgrenzwert nach § 31a Abs. 4 Satz 2 
eingehalten und dies dokumentiert wird.

Die zuständige Behörde kann gestatten, dass der fachkundige 
Strahlenschutzverantwortliche oder der zuständige Strahlen-
schutzbeauftragte auch anderen Personen den Zutritt zu Strah-
lenschutzbereichen erlaubt. Betretungsrechte auf Grund anderer 
gesetzlicher Regelungen bleiben unberührt.
(2)	 Schwangeren Frauen darf der Zutritt zu Kontrollbereichen 
als helfende Person abweichend von Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 Buch-
stabe b nur gestattet werden, wenn zwingende Gründe dies erfor-
dern. Schwangeren Frauen darf der Zutritt zu Kontrollbereichen 
als Tierbegleitperson abweichend von Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 
Buchstabe b nicht gestattet werden.

Unterabschnitt 2 Anwendung von Röntgenstrahlen am Menschen

§ 23 Rechtfertigende Indikation
(1)	 Röntgenstrahlung darf unmittelbar am Menschen in Aus-
übung der Heilkunde oder Zahnheilkunde nur angewendet 
werden, wenn eine Person nach § 24 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 hierfür 
die rechtfertigende Indikation gestellt hat. Die rechtfertigende 
Indikation erfordert die Feststellung, dass der gesundheitliche 
Nutzen der Anwendung am Menschen gegenüber dem Strah-
lenrisiko überwiegt. Andere Verfahren mit vergleichbarem ge-
sundheitlichen Nutzen, die mit keiner oder einer geringeren 
Strahlenexposition verbunden sind, sind bei der Abwägung zu 
berücksichtigen. Eine rechtfertigende Indikation nach Satz 1 ist 
auch dann zu stellen, wenn die Anforderung eines überweisen-
den Arztes vorliegt. Die rechtfertigende Indikation darf nur ge-
stellt werden, wenn der die rechtfertigende Indikation stellende 
Arzt den Patienten vor Ort persönlich untersuchen kann, es sei 
denn, es liegt ein Anwendungsfall des § 3 Abs. 4 vor. § 28a bleibt 
unberührt.
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(2)	 Der die rechtfertigende Indikation stellende Arzt hat vor 
der Anwendung, erforderlichenfalls in Zusammenarbeit mit dem 
überweisenden Arzt, die verfügbaren Informationen über bishe-
rige medizinische Erkenntnisse heranzuziehen, um jede unnötige 
Strahlenexposition zu vermeiden. Patienten sind über frühere me-
dizinische Anwendungen von ionisierender Strahlung und weite-
ren bildgebenden Verfahren, die für die vorgesehene Anwendung 
von Bedeutung sind, zu befragen.
(3)	 Vor einer Anwendung von Röntgenstrahlung in der Heilkunde 
oder Zahnheilkunde hat der anwendende Arzt gebärfähige Frauen, 
erforderlichenfalls in Zusammenarbeit mit dem überweisenden 
Arzt, zu befragen, ob eine Schwangerschaft besteht oder bestehen 
könnte. Bei bestehender oder nicht auszuschließender Schwanger-
schaft ist die Dringlichkeit der Anwendung besonders zu prüfen.

§ 24 Berechtigte Personen
(1)	 In der Heilkunde oder Zahnheilkunde darf Röntgenstrahlung 
am Menschen nur angewendet werden von 
1. 	 Personen, die als Ärzte approbiert sind oder denen die Aus-

übung des ärztlichen Berufs erlaubt ist und die für das Ge-
samtgebiet der Röntgenuntersuchung oder Röntgenbehand-
lung die erforderliche Fachkunde im Strahlenschutz besitzen,

2. 	 Personen, die als Ärzte oder Zahnärzte approbiert sind oder 
denen die Ausübung des ärztlichen oder zahnärztlichen Be-
rufs erlaubt ist und die für das Teilgebiet der Anwendung von 
Röntgenstrahlung, in dem sie tätig sind, die erforderliche 
Fachkunde im Strahlenschutz besitzen,

3. 	 Personen, die als Ärzte oder Zahnärzte approbiert sind oder 
zur Ausübung des ärztlichen oder zahnärztlichen Berufs be-
rechtigt sind und nicht über die erforderliche Fachkunde im 
Strahlenschutz verfügen, wenn sie unter ständiger Aufsicht 
und Verantwortung einer Person nach Nummer 1 oder 2 tä-
tig sind und über die erforderlichen Kenntnisse im Strahlen-
schutz verfügen.

(2)	 Die technische Durchführung ist neben den in Absatz 1 ge-
nannten Personen ausschließlich 
1. 	 Personen mit einer Erlaubnis nach § 1 Absatz 1 Nummer 2 

des MTA-Gesetzes vom 2. August 1993 (BGBl. I S. 1402), das 
zuletzt durch Artikel 23 des Gesetzes vom 2. Dezember 2007 
(BGBl. I S. 2686) geändert worden ist,
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2. 	 Personen mit einer staatlich geregelten, staatlich anerkann-
ten oder staatlich überwachten erfolgreich abgeschlossenen 
Ausbildung, wenn die technische Durchführung Gegenstand 
ihrer Ausbildung und Prüfung war und sie die erforderliche 
Fachkunde im Strahlenschutz besitzen,

3. 	 Personen, die sich in einer die erforderlichen Voraussetzun-
gen zur technischen Durchführung vermittelnden beruflichen 
Ausbildung befinden, wenn sie unter ständiger Aufsicht und 
Verantwortung einer Person nach § 24 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 
Arbeiten ausführen, die ihnen im Rahmen ihrer Ausbildung 
übertragen sind, und sie die erforderlichen Kenntnisse im 
Strahlenschutz besitzen und

4. 	 Personen mit einer erfolgreich abgeschlossenen sonstigen 
medizinischen Ausbildung, wenn sie unter ständiger Aufsicht 
und Verantwortung einer Person nach Absatz 1 Nr. 1 oder 2 
tätig sind und die erforderlichen Kenntnisse im Strahlen-
schutz besitzen,

5. 	 Medizinphysik-Experten, wenn sie unter ständiger Aufsicht 
und Verantwortung einer Person nach Absatz 1 Nummer 1 
oder Nummer 2 tätig sind,

erlaubt.

§ 25 Anwendungsgrundsätze
(1)	 Röntgenstrahlung darf am Menschen nur in Ausübung der 
Heilkunde oder Zahnheilkunde, in der medizinischen Forschung, 
in sonstigen durch Gesetz vorgesehenen oder zugelassenen 
Fällen, zur Untersuchung nach Vorschriften des allgemeinen 
Arbeitsschutzes oder in den Fällen, in denen die Aufenthalts- 
oder Einwanderungsbestimmungen eines anderen Staates eine 
Röntgenaufnahme fordern, angewendet werden. Freiwillige 
Röntgenreihenuntersuchungen zur Ermittlung übertragbarer 
Krankheiten in Landesteilen oder für Bevölkerungsgruppen mit 
überdurchschnittlicher Erkrankungshäufigkeit oder zur Früher-
kennung von Krankheiten bei besonders betroffenen Personen-
gruppen bedürfen der Zulassung durch die zuständigen obersten 
Landesgesundheitsbehörden. Für die Anwendung von Röntgen-
strahlung am Menschen in den nach dem Infektionsschutzgesetz 
vorgesehenen Fällen gelten § 23 Abs. 3 und § 24, für die übrigen 
Anwendungen von Röntgenstrahlung am Menschen außerhalb der 
Heilkunde oder Zahnheilkunde gelten die §§ 23 und 24 entspre-
chend.
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(1a)	 Bei jeder Anwendung von Röntgenstrahlung am Menschen 
muss die ordnungsgemäße Funktion der Röntgeneinrichtung 
sichergestellt sein.
(2)	 Die durch eine Röntgenuntersuchung bedingte Strahlenex-
position ist so weit einzuschränken, wie dies mit den Erforder-
nissen der medizinischen Wissenschaft zu vereinbaren ist. Bei 
der Röntgenbehandlung müssen Dosis und Dosisverteilung bei 
jeder zu behandelnden Person nach den Erfordernissen der me-
dizinischen Wissenschaft individuell festgelegt werden; die Dosis 
außerhalb des Zielvolumens ist so niedrig zu halten, wie dies un-
ter Berücksichtigung des Behandlungszwecks möglich ist. Ist bei 
Frauen trotz bestehender oder nicht auszuschließender Schwan-
gerschaft die Anwendung von Röntgenstrahlung geboten, sind 
alle Möglichkeiten zur Herabsetzung der Strahlenexposition der 
Schwangeren und insbesondere des ungeborenen Kindes auszu-
schöpfen.
(3)	 Körperbereiche, die bei der vorgesehenen Anwendung von 
Röntgenstrahlung nicht von der Nutzstrahlung getroffen werden 
müssen, sind vor einer Strahlenexposition so weit wie möglich zu 
schützen.
(4)	 Die Vorschriften über die Dosisgrenzwerte und über die 
physikalische Strahlenschutzkontrolle nach § 35 gelten nicht für 
Personen, an denen nach Absatz 1 Röntgenstrahlung angewendet 
wird.
(5)	 Helfende Personen sind über die möglichen Gefahren der 
Strahlenexposition vor dem Betreten des Kontrollbereichs zu unter-
richten. Es sind Maßnahmen zu ergreifen, um ihre Strahlenexposi-
tion zu beschränken. Absatz 4, § 35 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 9 Satz 1 
gelten entsprechend für helfende Personen.
(6)	 Es ist dafür zu sorgen, dass die ausschließlich für die Anwen-
dung von Röntgenstrahlung am Menschen bestimmten Einrichtun-
gen nur in dem Umfang vorhanden sind, wie es für die ordnungsge-
mäße Durchführung der radiologischen Diagnostik erforderlich ist.

§ 26 Röntgendurchleuchtung
Bei der Röntgendurchleuchtung von Menschen ist zur Gewähr-
leistung des Standes der Technik zumindest eine Einrichtung 
zur elektronischen Bildverstärkung mit Fernsehkette und auto-
matischer Dosisleistungsregelung oder eine andere, mindestens 
gleichwertige Einrichtung zu verwenden. Der Röntgenstrahler darf 
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nur während der Durchleuchtung oder zum Anfertigen einer Auf-
nahme eingeschaltet sein.

§ 27 Röntgenbehandlung
(1)	 Vor der Röntgenbehandlung muss von einer Person nach § 24 
Abs. 1 Nr. 1 oder 2 und, soweit es die Art der Behandlung erfordert, 
einem Medizinphysik-Experten ein auf den Patienten bezogener 
Bestrahlungsplan einschließlich der Bestrahlungsbedingungen 
nach Maßgabe des Satzes 2 schriftlich festgelegt werden. Aus dem 
Bestrahlungsplan müssen alle erforderlichen Daten der Röntgen-
behandlung zu ersehen sein, insbesondere die Dauer und Zeitfolge 
der Bestrahlungen, die Oberflächendosis und die Dosis im Zielvo-
lumen, die Lokalisation und die Abgrenzung des Bestrahlungsfel-
des, die Einstrahlrichtung, die Filterung, der Röntgenröhrenstrom, 
die Röntgenröhrenspannung und der Brennfleck-Haut-Abstand 
sowie die Festlegung des Schutzes gegen Streustrahlung.
(2)	 Die Einhaltung aller im Bestrahlungsplan festgelegten Be-
dingungen sind vor Beginn 
1. 	 der ersten Bestrahlung von einer Person nach § 24 Abs. 1 

Nr. 1 oder 2 und, soweit es die Art der Behandlung erfordert, 
von einem Medizinphysik-Experten,

2. 	 jeder weiteren Bestrahlung von einer Person nach § 24 Abs. 1 
Nr. 1 oder 2

zu überprüfen.
(3)	 Über die Röntgenbehandlung ist ein Bestrahlungsprotokoll 
zu erstellen. Hierzu gehören auch Aufzeichnungen über die Über-
prüfung der Filterung.

§ 28 Aufzeichnungspflichten, Röntgenpass
(1)	 Es ist dafür zu sorgen, dass über jede Anwendung von Rönt-
genstrahlung am Menschen Aufzeichnungen nach Maßgabe des 
Satzes 2 angefertigt werden. Die Aufzeichnungen müssen enthalten: 
1. 	 die Ergebnisse der Befragung des Patienten nach § 23 Abs. 2 

Satz 2 und Abs. 3 Satz 1,
2. 	 den Zeitpunkt und die Art der Anwendung,
3. 	 die untersuchte Körperregion,
4. 	 Angaben zur rechtfertigenden Indikation nach § 23 Abs. 1 Satz 1,
5. 	 bei einer Untersuchung zusätzlich den erhobenen Befund,
6. 	 die Strahlenexposition des Patienten, soweit sie erfasst wor-

den ist, oder die zu deren Ermittlung erforderlichen Daten 
und Angaben und
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7. 	 bei einer Behandlung zusätzlich den Bestrahlungsplan nach 
§ 27 Abs. 1 Satz 1 und das Bestrahlungsprotokoll nach § 27 
Abs. 3.

Die Aufzeichnungen sind gegen unbefugten Zugriff und unbefugte 
Änderung zu sichern. Sie sind auf Verlangen der zuständigen Be-
hörde vorzulegen; dies gilt nicht für die medizinischen Befunde.
(2)	 Der untersuchten oder behandelten Person ist auf deren 
Wunsch eine Abschrift oder Ablichtung der Aufzeichnungen nach 
Absatz 1 Satz 2 Nr. 2, 3, 6 und 7 zu überlassen. Bei Röntgenunter-
suchungen sind Röntgenpässe bereitzuhalten und der untersuch-
ten Person anzubieten. Wird ein Röntgenpass ausgestellt oder legt 
die untersuchte Person einen Röntgenpass vor, so sind die Anga-
ben nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 2 und 3 sowie Angaben zum untersu-
chenden Arzt einzutragen.
(3)	 Aufzeichnungen über Röntgenbehandlungen sind 30  Jahre 
lang nach der letzten Behandlung aufzubewahren. Röntgenbilder 
und die Aufzeichnungen nach Absatz 1 Satz 2 über Röntgenunter-
suchungen sind zehn Jahre lang nach der letzten Untersuchung 
aufzubewahren. Röntgenbilder und die Aufzeichnungen von Rönt-
genuntersuchungen einer Person, die das 18. Lebensjahr noch 
nicht vollendet hat, sind bis zur Vollendung des 28. Lebensjahres 
dieser Person aufzubewahren. Die zuständige Behörde kann ver-
langen, dass im Falle der Praxisaufgabe oder sonstiger Einstel-
lung des Betriebes die Aufzeichnungen und Röntgenbilder unver-
züglich bei einer von ihr bestimmten Stelle zu hinterlegen sind; 
dabei ist die ärztliche Schweigepflicht zu wahren. Diese Stelle hat 
auch die sich aus Absatz 6 Satz 1 ergebenden Pflichten zu erfüllen.
(4)	 Röntgenbilder und die Aufzeichnungen nach Absatz 1 Satz 2 
können als Wiedergabe auf einem Bildträger oder auf anderen Da-
tenträgern aufbewahrt werden, wenn sichergestellt ist, dass die 
Wiedergaben oder die Daten 
1. 	 mit den Bildern oder Aufzeichnungen bildlich oder inhaltlich 

übereinstimmen, wenn sie lesbar gemacht werden und
2. 	 während der Dauer der Aufbewahrungsfrist verfügbar sind 

und jederzeit innerhalb angemessener Zeit lesbar gemacht 
werden können,

und sichergestellt ist, dass während der Aufbewahrungszeit keine 
Informationsänderungen oder -verluste eintreten können.
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(5)	 Werden personenbezogene Patientendaten (Familienname, 
Vornamen, Geburtsdatum und -ort, Geschlecht), Befunde, Rönt-
genbilder oder sonstige Aufzeichnungen nach Absatz 1 Satz 2 auf 
elektronischem Datenträger aufbewahrt, ist durch geeignete Maß-
nahmen sicherzustellen, dass 
1. 	 der Urheber, der Entstehungsort und -zeitpunkt eindeutig er-

kennbar sind,
2. 	 das Basisbild mit den bei der Nachverarbeitung verwendeten 

Bildbearbeitungsparametern unverändert aufbewahrt wird; 
werden Serien von Einzelbildern angefertigt, muss erkenn-
bar sein, wie viele Röntgenbilder insgesamt gefertigt wurden 
und ob alle bei der Untersuchung erzeugten Röntgenbilder 
oder nur eine Auswahl aufbewahrt wurden; wird nur eine 
Auswahl an Röntgenbildern aufbewahrt, müssen die laufen-
den Nummern der Röntgenbilder einer Serie mit aufbewahrt 
werden,

3. 	 nachträgliche Änderungen oder Ergänzungen als solche er-
kennbar sind und mit Angaben zu Urheber und Zeitpunkt der 
nachträglichen Änderungen oder Ergänzungen aufbewahrt 
werden und

4. 	 während der Dauer der Aufbewahrung die Verknüpfung der 
personenbezogenen Patientendaten mit dem erhobenen Be-
fund, den Daten, die den Bilderzeugungsprozess beschrei-
ben, den Bilddaten und den sonstigen Aufzeichnungen nach 
Absatz 1 Satz 2 jederzeit hergestellt werden kann.

Röntgenbilder können bei der Aufbewahrung auf elektronischem 
Datenträger komprimiert werden, wenn sichergestellt ist, dass die 
diagnostische Aussagekraft erhalten bleibt.
(6)	 Auf elektronischem Datenträger aufbewahrte Röntgenbilder 
und Aufzeichnungen müssen einem mit- oder weiterbehandeln-
den Arzt oder Zahnarzt oder der ärztlichen oder zahnärztlichen 
Stelle in einer für diese geeigneten Form zugänglich gemacht 
werden können. Dabei muss sichergestellt sein, dass diese Daten 
mit den Ursprungsdaten übereinstimmen und die daraus erstell-
ten Bilder zur Befundung geeignet sind. Sofern die Übermittlung 
durch Datenübertragung erfolgen soll, müssen dem jeweiligen 
Stand der Technik entsprechende Maßnahmen zur Sicherstellung 
von Datenschutz und Datensicherheit getroffen werden, die ins-
besondere die Vertraulichkeit und Unversehrtheit der Daten ge-
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währleistet; bei der Nutzung allgemein zugänglicher Netze sind 
Verschlüsselungsverfahren anzuwenden.
(7)	 Soweit das Medizinproduktegesetz Anforderungen an die 
Beschaffenheit von Geräten und Einrichtungen zur Aufzeichnung, 
Speicherung, Auswertung, Wiedergabe und Übertragung von 
Röntgenbildern enthält, bleiben diese unberührt.
(8)	 Wer eine Person mit Röntgenstrahlung untersucht oder be-
handelt, hat einem diese Person später untersuchenden oder be-
handelnden Arzt oder Zahnarzt auf dessen Verlangen Auskünfte 
über die Aufzeichnungen nach Absatz 1 Satz 2 zu erteilen und ihm 
die Aufzeichnungen und Röntgenbilder vorübergehend zu über-
lassen. Auch ohne dieses Verlangen sind die Aufzeichnungen und 
Röntgenbilder der untersuchten oder behandelten Person zur 
Weiterleitung an einen später untersuchenden oder behandeln-
den Arzt oder Zahnarzt vorübergehend zu überlassen, wenn zu 
erwarten ist, dass dadurch eine weitere Untersuchung mit Rönt-
genstrahlung vermieden werden kann. Sofern die Aufzeichnungen 
und Röntgenbilder einem beauftragten Dritten zur Weiterleitung 
an einen später untersuchenden oder behandelnden Arzt oder 
Zahnarzt überlassen werden, sind geeignete Maßnahmen zur 
Wahrung der ärztlichen Schweigepflicht zu treffen. Auf die Pflicht 
zur Rückgabe der Aufzeichnungen und Röntgenbilder an den Auf-
bewahrungspflichtigen ist in geeigneter Weise hinzuweisen.
(9)	 Das Bundesamt für Strahlenschutz ermittelt regelmäßig die 
medizinische Strahlenexposition der Bevölkerung und ausgewähl-
ter Bevölkerungsgruppen.

Unterabschnitt 2a Medizinische Forschung

§ 28a Genehmigung zur Anwendung von Röntgenstrahlung am 
Menschen in der medizinischen Forschung

(1)	 Wer zum Zweck der medizinischen Forschung Röntgenstrah-
lung am Menschen anwendet, bedarf der Genehmigung.
(2)	 Für die Erteilung der Genehmigung ist das Bundesamt für 
Strahlenschutz zuständig.
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§ 28b Genehmigungsvoraussetzungen für die Anwendung von 
Röntgenstrahlung am Menschen in der medizinischen 
Forschung

(1) 	 Die Genehmigung nach § 28a Absatz 1 darf nur erteilt wer-
den, wenn 
1. 	 für das beantragte Forschungsvorhaben ein zwingendes Be-

dürfnis besteht, weil die bisherigen Forschungsergebnisse 
und die medizinischen Erkenntnisse nicht ausreichen,

2. 	 die Anwendung von Röntgenstrahlung nicht durch eine Un-
tersuchungs- oder Behandlungsart ersetzt werden kann, die 
keine Strahlenexposition verursacht,

3. 	 die strahlenbedingten Risiken, die mit der Anwendung für den 
Probanden verbunden sind, gemessen an der voraussichtli-
chen Bedeutung der Ergebnisse für die Fortentwicklung der 
Heilkunde oder Zahnheilkunde oder der medizinischen Wis-
senschaft, ärztlich gerechtfertigt sind,

4. 	 die für die medizinische Forschung vorgesehenen Anwen-
dungsarten von Röntgenstrahlung dem Zweck der Forschung 
entsprechen und nicht durch andere Anwendungsarten von 
Röntgenstrahlung ersetzt werden können, die zu einer gerin-
geren Strahlenexposition für den Probanden führen,

5. 	 die bei der Anwendung von Röntgenstrahlung auftretende 
Strahlenexposition nach dem Stand von Wissenschaft und 
Technik nicht weiter herabgesetzt werden kann, ohne den 
Zweck des Forschungsvorhabens zu gefährden,

6. 	 die Körperdosis des Probanden abgeschätzt worden ist,
7. 	 die Anzahl der Probanden auf das notwendige Maß be-

schränkt wird,
8. 	 die Stellungnahme einer Ethikkommission nach § 28g zu 

dem beantragten Forschungsvorhaben vorliegt,
9. 	 sichergestellt ist, dass
	 a) 	 die Anwendung von einem Arzt geleitet wird, der eine 

mindestens zweijährige Erfahrung in der Anwendung 
von Röntgenstrahlung am Menschen nachweisen kann, 
die erforderliche Fachkunde im Strahlenschutz besitzt 
und während der Anwendung ständig erreichbar ist, und

	 b) 	 bei der Planung und bei der Anwendung ein Medizinphy-
sik-Experte hinzugezogen werden kann, soweit es die 
Art der Anwendung erfordert,
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10. 	 die erforderliche Vorsorge für die Erfüllung gesetzlicher 
Schadensersatzverpflichtungen getroffen ist und

11. 	 der Betrieb der Röntgeneinrichtung nach § 3 oder § 4 dieser 
Verordnung zulässig ist.

(2) 	 Bei einem Forschungsvorhaben, das die Prüfung von Sicher-
heit oder Wirksamkeit eines Verfahrens zur Behandlung kranker 
Menschen zum Gegenstand hat, kann die zuständige Behörde 
abweichend von Absatz 1 eine Genehmigung nach § 28a Absatz 1 
auch dann erteilen, wenn der Antragsteller 
1. 	 nachvollziehbar darlegt, dass
	 a) 	 die Anwendung von Röntgenstrahlung selbst nicht Ge-

genstand des Forschungsvorhabens ist,
	 b) 	 die Art der Anwendung von Röntgenstrahlung anerkann-

ten Standardverfahren der Heilkunde am Menschen ent-
spricht,

	 c) 	 Art und Häufigkeit der Anwendung von Röntgenstrahlung 
dem Zweck des Forschungsvorhabens entsprechen und

	 d) 	 gewährleistet ist, dass ausschließlich einwilligungsfä-
hige Personen, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, 
in das Forschungsvorhaben eingeschlossen werden, bei 
denen eine Krankheit vorliegt, deren Behandlung im 
Rahmen des Forschungsvorhabens geprüft wird, sowie

2. 	 die zustimmende Stellungnahme einer Ethikkommission 
nach § 28g vorlegt.

(3) 	 Die durch das Forschungsvorhaben bedingte effektive Dosis 
darf für gesunde Probanden den Grenzwert von 20 Millisievert 
nicht überschreiten.
(4) 	 Sieht der Antrag die Anwendung von Röntgenstrahlung an 
mehreren Einrichtungen vor (Multi-Center-Studie), kann die Ge-
nehmigungsbehörde eine alle Einrichtungen umfassende Geneh-
migung erteilen, wenn dies der sachgerechten Durchführung der 
Studie dient. Im Fall einer Genehmigung nach Satz 1 in Verbindung 
mit Absatz 1 ist für jede beteiligte Einrichtung nachzuweisen, dass 
die Voraussetzungen nach Absatz 1 Nummer 9 und 11 vorliegen.
(5) 	 Die Vorsorge zur Erfüllung gesetzlicher Schadensersatz-
verpflichtungen ist für einen Zeitraum von zehn Jahren nach Be-
endigung des Forschungsvorhabens zu treffen. Die Regelungen 
des Absatzes 1 Nummer 10 gelten nicht, soweit die Vorgaben der 
Atomrechtlichen Deckungsvorsorge-Verordnung durch die Vor-
sorge zur Erfüllung gesetzlicher Schadensersatzverpflichtungen 
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nach den entsprechenden Vorschriften des Arzneimittelgesetzes 
oder des Medizinproduktegesetzes dem Grund und der Höhe nach 
erfüllt sind. Im Fall einer Genehmigung nach Absatz 2 bedarf es 
keiner Deckungsvorsorge, die über die Probandenversicherung 
nach dem Arzneimittelgesetz oder nach dem Medizinproduktege-
setz hinausgeht.

§ 28c Besondere Schutz-, Aufklärungs- und Aufzeichnungs-
pflichten

(1)	 Die Anwendung von Röntgenstrahlung am Menschen in der 
medizinischen Forschung ist nur mit der persönlichen Einwilli-
gung des Probanden zulässig. Der Inhaber der Genehmigung 
nach § 28a Abs. 1 hat eine schriftliche Erklärung des Probanden 
darüber einzuholen, dass er mit 
1. 	 der Anwendung von Röntgenstrahlung an seiner Person und
2. 	 den Untersuchungen, die vor, während und nach der Anwen-

dung zur Kontrolle und zur Erhaltung seiner Gesundheit er-
forderlich sind,

einverstanden ist. Die Erklärung ist nur wirksam, wenn der Pro-
band geschäftsfähig und in der Lage ist, das Risiko der Anwendung 
der Röntgenstrahlung für sich einzusehen und seinen Willen hier-
nach zu bestimmen. Diese Erklärung und alle im Zusammenhang 
mit der Anwendung stehenden Einwilligungen können jederzeit 
formlos widerrufen werden.
(2)	 Die Anwendung ist ferner nur zulässig, wenn der Proband 
zuvor eine weitere schriftliche Erklärung darüber abgegeben hat, 
dass er mit der 
1. 	 Mitteilung seiner Teilnahme an dem Forschungsvorhaben 

und
2.	 der unwiderruflichen Mitteilung der durch die Anwendung er-

haltenen Strahlenexpositionen
an die zuständige Behörde einverstanden ist.
(3)	 Vor Abgabe der Einwilligungen ist der Proband durch den das 
Forschungsvorhaben leitenden oder einen von diesem beauftrag-
ten Arzt oder Zahnarzt über Art, Bedeutung, Tragweite und Risiken 
der Anwendung der Röntgenstrahlung und über die Möglichkeit 
des Widerrufs aufzuklären. Der Proband ist zu befragen, ob an ihm 
bereits ionisierende Strahlung zum Zweck der Untersuchung, Be-
handlung oder außerhalb der Heilkunde oder Zahnheilkunde an-
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gewendet worden ist. Über die Aufklärung und die Befragung des 
Probanden sind Aufzeichnungen anzufertigen.
(4)	 Der Proband ist vor Beginn der Anwendung von Röntgen-
strahlung ärztlich oder zahnärztlich zu untersuchen. Die Körper-
dosis ist durch geeignete Verfahren zu überwachen. Der Zeitpunkt 
der Anwendung, die Ergebnisse der Überwachungsmaßnahmen 
und die Befunde sind aufzuzeichnen.
(5)	 Die Erklärungen nach Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 und die 
Aufzeichnungen nach Absatz  3 Satz  3 und Absatz  4 Satz  3 sind 
30 Jahre lang nach deren Abgabe oder dem Zeitpunkt der Anwen-
dung aufzubewahren und auf Verlangen der zuständigen Behörde 
vorzulegen. Für die Aufzeichnungen gilt § 28 Abs. 2, 3 Satz 4 und 5 
und Abs. 4 bis 7 entsprechend.

§ 28d Anwendungsverbote und Anwendungsbeschränkungen für 
einzelne Personengruppen

(1)	 An schwangeren Frauen darf Röntgenstrahlung in der medi-
zinischen Forschung nicht angewendet werden. Das Gleiche gilt 
für Personen, die auf gerichtliche oder behördliche Anordnung 
verwahrt werden.
(2)	 Von der Anwendung ausgeschlossen sind gesunde Proban-
den, bei denen in den vergangenen zehn Jahren Röntgenstrahlung 
zu Forschungs- oder Behandlungszwecken angewendet worden 
ist, wenn durch die erneute Anwendung in der medizinischen For-
schung eine effektive Dosis von mehr als 10 Millisievert zu erwar-
ten ist. § 28b Absatz 3 bleibt unberührt.
(3)	 Die Anwendung von Röntgenstrahlung an gesunden Proban-
den, die das 50. Lebensjahr nicht vollendet haben, ist nur zuläs-
sig, wenn dies ärztlich gerechtfertigt und zur Erreichung des For-
schungszieles besonders notwendig ist.
(4)	 An geschäftsunfähigen und beschränkt geschäftsfähigen 
Probanden ist die Anwendung von Röntgenstrahlung nur zulässig, 
wenn 
1. 	 das Forschungsziel anders nicht erreicht werden kann,
2. 	 die Anwendung an Probanden erfolgt, bei denen in Bezug 

auf das genehmigungsbedürftige Forschungsvorhaben eine 
Krankheit oder ein entsprechender Krankheitsverdacht vor-
liegt, und die Anwendung geeignet ist, diese Krankheit zu er-
kennen, das Leben der betroffenen Person zu retten, ihre Ge-
sundheit wiederherzustellen oder ihr Leiden zu lindern, und
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3. 	 der gesetzliche Vertreter oder der Betreuer seine Einwilli-
gung abgegeben hat, nachdem er von dem das Forschungs-
vorhaben leitenden Arzt oder Zahnarzt über Wesen, Bedeu-
tung, Tragweite und Risiken aufgeklärt worden ist; ist der 
geschäftsunfähige oder beschränkt geschäftsfähige Proband 
in der Lage, Wesen, Bedeutung und Tragweite der Anwen-
dung einzusehen und seinen Willen hiernach zu bestimmen, 
ist zusätzlich dessen persönliche Einwilligung erforderlich.

Für die Erklärungen nach Satz 1 Nr. 3 gilt § 28c Abs. 1 bis 3 ent-
sprechend.

§ 28e Mitteilungs- und Berichtspflichten
(1)	 Der zuständigen Aufsichtsbehörde und der Genehmigungs-
behörde sind unverzüglich mitzuteilen: 
1. 	 jede Überschreitung der Dosisgrenzwerte nach § 28b Ab-

satz 3 und § 28d Absatz 2 Satz 1 unter Angabe der näheren 
Umstände und

2. 	 die Beendigung der Anwendung von Röntgenstrahlung für die 
Durchführung des Forschungsvorhabens.

(2)	 Der zuständigen Aufsichtsbehörde und der Genehmigungs-
behörde sind nach Beendigung der Anwendung je ein Abschluss-
bericht vorzulegen, aus dem die im Einzelfall ermittelte Körper-
dosis oder die zur Berechnung der Körperdosen relevanten Daten 
hervorgehen.

§ 28f Schutzanordnung
Ist zu besorgen, dass ein Proband auf Grund einer Überschreitung 
der genehmigten Dosiswerte für die Anwendung von Röntgen-
strahlung in der medizinischen Forschung an der Gesundheit ge-
schädigt wird, so ordnet die zuständige Aufsichtsbehörde an, dass 
er durch einen Arzt nach § 41 Abs. 1 Satz 1 untersucht wird.

§ 28g Ethikkommission
Eine im Geltungsbereich dieser Verordnung tätige Ethikkommissi-
on muss unabhängig, interdisziplinär besetzt und bei der zustän-
digen Bundesoberbehörde registriert sein. Ihre Aufgabe ist es, das 
beantragte Forschungsvorhaben nach ethischen und rechtlichen 
Gesichtspunkten mit mindestens fünf  Mitgliedern mündlich zu 
beraten und innerhalb von längstens 60 Tagen nach Eingang der 
erforderlichen Unterlagen eine schriftliche Stellungnahme ab-
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zugeben, insbesondere dazu, ob für das beantragte Vorhaben ein 
zwingendes Bedürfnis im Sinne des § 28b Absatz 1 Nummer 1 
besteht. Bei multizentrischen Studien genügt die Stellungnahme 
einer Ethikkommission. Eine Registrierung erfolgt nur, wenn in 
einer veröffentlichten Verfahrensordnung die Mitglieder, die aus 
medizinischen oder zahnmedizinischen Sachverständigen und 
nichtmedizinischen Mitgliedern bestehen und die erforderliche 
Fachkompetenz aufweisen, das Verfahren und die Anschrift aufge-
führt sind. Veränderungen der Zusammensetzung der Kommissi-
on, des Verfahrens oder der übrigen Festlegungen der Verfahrens-
ordnung sind der Behörde unverzüglich mitzuteilen.

Unterabschnitt 3 Anwendung von Röntgenstrahlung in der Tier-
heilkunde oder in sonstigen Fällen

§ 29 Berechtigte Personen in der Tierheilkunde
(1)	 Röntgenstrahlung darf in der Tierheilkunde nur angewendet 
werden von 
1. 	 Personen, die zur Ausübung des tierärztlichen, ärztlichen 

oder zahnärztlichen Berufs berechtigt sind und die erforder-
liche Fachkunde im Strahlenschutz besitzen,

2. 	 Personen, die zur Ausübung des tierärztlichen, ärztlichen 
oder zahnärztlichen Berufs berechtigt sind und die nicht die 
erforderliche Fachkunde im Strahlenschutz besitzen, wenn 
sie auf ihrem speziellen Arbeitsgebiet über die für die Anwen-
dung erforderlichen Kenntnisse im Strahlenschutz verfügen 
und unter ständiger Aufsicht und Verantwortung einer der 
unter Nummer 1 genannten Personen tätig sind.

(2)	 Die technische Durchführung ist neben den in Absatz 1 ge-
nannten Personen ausschließlich 
1. 	 Personen mit einer Erlaubnis nach § 1 Absatz 1 Nummer 2 

des MTA-Gesetzes vom 2. August 1993 (BGBl. I S. 1402), das 
zuletzt durch Artikel 23 des Gesetzes vom 2. Dezember 2007 
(BGBl. I S. 2686) geändert worden ist,

2. 	 Personen mit einer staatlich geregelten, staatlich anerkann-
ten oder staatlich überwachten erfolgreich abgeschlossenen 
Ausbildung, wenn die technische Durchführung Gegenstand 
ihrer Ausbildung und Prüfung war und sie die erforderliche 
Fachkunde im Strahlenschutz besitzen,



Röntgenverordnung (RöV)

Zwingend aushangpflichtige Arbeitsschutzgesetze

169

3. 	 Personen, die über die erforderlichen Kenntnisse im Strah-
lenschutz verfügen, wenn sie unter ständiger Aufsicht und 
Verantwortung einer der in Absatz 1 Nr. 1 bezeichneten Per-
sonen tätig sind,

4. 	 Medizinphysik-Experten, wenn sie unter ständiger Aufsicht 
und Verantwortung einer Person nach Absatz 1 Nummer 1 
tätig sind,

erlaubt.
(3)	 Bei der Anwendung von Röntgenstrahlung am Tier bleiben 
tierschutzrechtliche Vorschriften unberührt.
(4) 	 Tierbegleitpersonen sind vor dem Betreten des Kontroll
bereichs über die möglichen Gefahren der Strahlenexposition zu 
unterrichten. Es sind Maßnahmen zu ergreifen, um ihre Strahlen
exposition zu beschränken. § 25 Absatz 4, § 35 Absatz 1 Satz 1 und 
Absatz 9 Satz 1 gelten für Tierbegleitpersonen entsprechend.

§ 30 Berechtigte Personen in sonstigen Fällen
In anderen Fällen als zur Anwendung am Menschen oder in der 
Tierheilkunde dürfen nur solche Personen Röntgenstrahlung an-
wenden oder die Anwendung technisch durchführen, die 
1. 	 die erforderliche Fachkunde im Strahlenschutz besitzen oder
2. 	 auf ihrem Arbeitsgebiet über die für den Anwendungsfall er-

forderlichen Kenntnisse im Strahlenschutz verfügen, wenn 
sie unter Aufsicht und Verantwortung einer Person nach 
Nummer 1 tätig werden.

Satz 1 gilt nicht für den Betrieb eines Vollschutzgerätes nach § 2 
Nummer 25.

Unterabschnitt 4 Vorschriften über die Strahlenexposition

§ 31 Kategorien beruflich strahlenexponierter Personen
Personen, die einer beruflichen Strahlenexposition durch Tätigkei-
ten nach dieser Verordnung ausgesetzt sind, sind zum Zweck der 
Kontrolle und arbeitsmedizinischen Vorsorge folgenden Kategori-
en zugeordnet: 
1. 	 Beruflich strahlenexponierte Personen der Kategorie A:
	 Personen, die einer beruflichen Strahlenexposition ausgesetzt 

sind, die im Kalenderjahr zu einer effektiven Dosis von mehr 
als 6 Millisievert oder einer höheren Organdosis als 45 Milli-
sievert für die Augenlinse oder 150 Millisievert für die Haut, die 
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Hände, die Unterarme, die Füße und Knöchel führen kann.
2. 	 Beruflich strahlenexponierte Personen der Kategorie B:
	 Personen, die einer beruflichen Strahlenexposition ausge-

setzt sind, die im Kalenderjahr zu einer effektiven Dosis von 
mehr als 1  Millisievert oder einer höheren Organdosis als 
15 Millisievert für die Augenlinse oder 50 Millisievert für die 
Haut, die Hände, die Unterarme, die Füße und Knöchel führen 
kann, ohne in die Kategorie A zu fallen.

§ 31a Dosisgrenzwerte bei beruflicher Strahlenexposition
(1)	 Für beruflich strahlenexponierte Personen darf die effekti-
ve Dosis den Grenzwert von 20 Millisievert im Kalenderjahr nicht 
überschreiten. Die zuständige Behörde kann im Einzelfall für ein 
einzelnes Jahr eine effektive Dosis von 50  Millisievert zulassen, 
wobei für fünf aufeinander folgende Jahre 100  Millisievert nicht 
überschritten werden dürfen.
(2)	 Für beruflich strahlenexponierte Personen darf die Organdosis 
1. 	 für die Augenlinse den Grenzwert von 150 Millisievert,
2. 	 für die Haut, die Hände, die Unterarme, die Füße und Knöchel 

jeweils den Grenzwert von 500 Millisievert,
3. 	 für die Keimdrüsen, die Gebärmutter und das Knochenmark 

(rot) jeweils den Grenzwert von 50 Millisievert,
4. 	 für die Schilddrüse und die Knochenoberfläche jeweils den 

Grenzwert von 300 Millisievert,
5. 	 für den Dickdarm, die Lunge, den Magen, die Blase, die Brust, 

die Leber, die Speiseröhre, andere Organe oder Gewebe ge-
mäß Anlage 3 Fußnote 1, soweit nicht unter Nummer 3 ge-
nannt, jeweils den Grenzwert von 150 Millisievert

im Kalenderjahr nicht überschreiten.
(3)	 Für Personen unter 18 Jahren darf die effektive Dosis den 
Grenzwert von 1  Millisievert im Kalenderjahr nicht überschrei-
ten. Die Organdosis für die Augenlinse darf den Grenzwert von 
15 Millisievert, für die Haut, die Hände, die Unterarme, die Füße 
und Knöchel jeweils den Grenzwert von 50 Millisievert im Kalen-
derjahr nicht überschreiten. Abweichend von den Sätzen 1 und 2 
kann die zuständige Behörde für Auszubildende und Studierende 
im Alter zwischen 16 und 18 Jahren festlegen, dass die effektive 
Dosis den Grenzwert von 6 Millisievert, die Organdosis der Au-
genlinse den Grenzwert von 45  Millisievert und die Organdosis 
der Haut, der Hände, der Unterarme, der Füße und Knöchel je-
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weils den Grenzwert von 150 Millisievert im Kalenderjahr nicht 
überschreiten darf, wenn dies zur Erreichung des Ausbildungs-
zieles notwendig ist.
(4)	 Bei gebärfähigen Frauen darf die über einen Monat kumu-
lierte Dosis der Gebärmutter den Grenzwert von 2  Millisievert 
nicht überschreiten. Für ein ungeborenes Kind, das auf Grund 
der Beschäftigung der Mutter einer Strahlenexposition ausge-
setzt ist, darf die Äquivalentdosis vom Zeitpunkt der Mitteilung 
der Schwangerschaft bis zu deren Ende den Grenzwert von 1 Mil-
lisievert nicht überschreiten. Als Äquivalentdosis des ungebore-
nen Kindes gilt die Organdosis der Gebärmutter der schwange-
ren Frau.
(5)	 Bei der Ermittlung der Körperdosis ist die berufliche Strah-
lenexposition aus dem Anwendungsbereich der Strahlenschutz-
verordnung sowie die berufliche Strahlenexposition, die außerhalb 
des räumlichen Geltungsbereiches dieser Verordnung erfolgt, ein-
zubeziehen. Die natürliche Strahlenexposition, die medizinische 
Strahlenexposition und die Exposition als helfende Person oder 
Tierbegleitperson sind nicht zu berücksichtigen.

§ 31b Berufslebensdosis
Die Summe der in allen Kalenderjahren ermittelten effektiven Do-
sen beruflich strahlenexponierter Personen darf den Grenzwert 
von 400 Millisievert nicht überschreiten. Die zuständige Behörde 
kann im Benehmen mit dem Arzt nach § 41 Abs. 1 Satz 1 eine wei-
tere berufliche Strahlenexposition zulassen, wenn diese 10 Milli-
sievert effektive Dosis im Kalenderjahr nicht überschreitet und die 
beruflich strahlenexponierte Person schriftlich einwilligt.

§ 31c Dosisbegrenzung bei Überschreitung
Wurde unter Verstoß gegen § 31a Abs. 1 oder 2 ein Grenzwert im 
Kalenderjahr überschritten, so ist eine Weiterbeschäftigung als 
beruflich strahlenexponierte Person nur zulässig, wenn die Ex-
positionen in den folgenden vier Kalenderjahren unter Berück-
sichtigung der erfolgten Grenzwertüberschreitung so begrenzt 
werden, dass die Summe der Dosen das Fünffache des jeweiligen 
Grenzwertes nicht überschreitet. Ist die Überschreitung eines 
Grenzwertes so hoch, dass bei Anwendung von Satz 1 die bisheri-
ge Beschäftigung nicht fortgesetzt werden kann, kann die zustän-
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dige Behörde im Benehmen mit einem Arzt nach § 41 Abs. 1 Satz 1 
Ausnahmen von Satz 1 zulassen.

§ 32 Begrenzung der Strahlenexposition der Bevölkerung
(1)	 Für Einzelpersonen der Bevölkerung darf die effektive Do-
sis den Grenzwert von 1 Millisievert im Kalenderjahr nicht über-
schreiten.
(2)	 Unbeschadet des Absatzes 1 darf die Organdosis für die Au-
genlinse den Grenzwert von 15  Millisievert im Kalenderjahr und 
die Organdosis für die Haut den Grenzwert von 50 Millisievert im 
Kalenderjahr nicht überschreiten.

§ 33 Anordnung von Maßnahmen und behördliche Ausnahmen
(1)	 Die zuständige Behörde kann auch nachträglich anordnen, 
dass 
1. 	 die Wirksamkeit der dem Strahlenschutz dienenden Ausrüs-

tungen einer Röntgeneinrichtung oder eines Störstrahlers 
nach § 5 Abs. 1 sowie

2. 	 die Konstanz der Messgrößen zur Beschreibung der Bildqua-
lität und Höhe der Strahlenexposition einer Röntgeneinrich-
tung zur Untersuchung von Menschen

durch eine von ihr bestimmte Stelle geprüft und dass die Prüfung 
in bestimmten Abständen wiederholt wird.
(2)	 Die zuständige Behörde kann nachträglich diejenigen Schutz-
maßnahmen anordnen, die 
1. 	 nach dem Stand der Technik oder dem Stand der Heilkunde 

oder Zahnheilkunde zum Schutz von Leben, Gesundheit oder 
Sachgütern einzelner oder der Allgemeinheit vor Gefahren 
durch den Betrieb einer Röntgeneinrichtung oder eines Stör-
strahlers nach § 5 Abs. 1 oder

2. 	 zur Durchführung der §§ 13 bis 32 und 34 bis 42 erforderlich 
sind.

(3)	 Soweit eine Anordnung nach Absatz 1 oder 2 nicht die Beseiti-
gung einer dringenden Gefahr für Leben, Gesundheit oder bedeu-
tende Sachgüter bezweckt, ist für die Ausführung eine angemes-
sene Frist zu setzen.
(4)	 Die Anordnung ist an den Strahlenschutzverantwortlichen 
zu richten. Sie kann in dringenden Fällen auch an einen Strahlen-
schutzbeauftragten gerichtet werden. Dieser hat den Strahlen-
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schutzverantwortlichen von der Anordnung unverzüglich zu unter-
richten.
(5)	 Beim Betrieb einer ortsveränderlichen Röntgeneinrichtung 
oder eines ortsveränderlichen Störstrahlers nach § 5 Abs. 1 kann 
die Anordnung auch an denjenigen gerichtet werden, in dessen 
Verfügungsbereich der Betrieb stattfindet. Dieser hat die erfor-
derlichen Schutzmaßnahmen zu treffen und den von ihm beauf-
tragten Strahlenschutzverantwortlichen auf die Einhaltung der 
Schutzmaßnahmen hinzuweisen.
(6)	 Die zuständige Behörde kann im Einzelfall gestatten, dass 
von den Vorschriften der §§ 15a bis 18, 19 bis 32 und 34 bis 41 
mit Ausnahme der Dosisgrenzwertregelungen abgewichen wird, 
wenn 
1. 	 eine Röntgeneinrichtung, ein Störstrahler oder eine Tätigkeit 

erprobt werden soll oder die Einhaltung der Anforderungen 
einen unverhältnismäßig großen Aufwand erfordern würde, 
sofern in beiden Fällen die Sicherheit der Röntgeneinrich-
tung, des Störstrahlers oder der Tätigkeit sowie der Strahlen-
schutz auf andere Weise gewährleistet sind, oder

2. 	 die Sicherheit der Röntgeneinrichtung, des Störstrahlers 
oder der Tätigkeit durch die Abweichung nicht beeinträchtigt 
werden und der Strahlenschutz gewährleistet ist.

§ 34 Messung von Ortsdosis, Ortsdosisleistung und Personendosis
(1)	 Soweit es aus Gründen des Strahlenschutzes erforderlich ist, 
ist die Ortsdosis oder Ortsdosisleistung im Kontrollbereich und im 
Überwachungsbereich einer Röntgeneinrichtung oder eines Stör-
strahlers nach § 5 Abs. 1 zu messen. In begründeten Ausnahme-
fällen kann die zuständige Behörde eine Stelle bestimmen, die die 
Messung vorzunehmen hat.
(2)	 Zeitpunkt und Ergebnis der Messungen nach Absatz  1 sind 
aufzuzeichnen. Die Aufzeichnungen sind nach Abschluss der Auf-
zeichnung 30 Jahre lang aufzubewahren und der zuständigen Be-
hörde auf Verlangen vorzulegen. Bei Beendigung des Betriebes 
der Röntgeneinrichtung oder des Störstrahlers nach § 5 Abs. 1 
sind sie bei der von der zuständigen Behörde bestimmten Stelle zu 
hinterlegen.
(3) 	 Messgeräte für Röntgenstrahlung der in § 1 Absatz 1 Num-
mer 13 der Mess- und Eichverordnung bezeichneten Art müssen 
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dem Mess- und Eichgesetz entsprechen, wenn sie für nachfolgende 
Zwecke verwendet werden:
1. 	 für die physikalische Strahlenschutzkontrolle mittels Messung
	 a) 	 der Personendosis nach § 35 Absatz 4 Satz 1, Absatz 6 

Satz 1 oder Absatz 8 Nummer 3 oder
	 b) 	 der Ortsdosis oder Ortsdosisleistung nach § 34 Absatz 1 

Satz 1 oder § 35 Absatz 8 Nummer 1,
2. 	 für Messungen zur Abgrenzung von Strahlenschutzbereichen 

oder zur Festlegung von Aufenthaltszeiten von Personen in 
Strahlenschutzbereichen oder 

3. 	 für Messungen nach den §§ 3, 4 und 16 Absatz 2. 
Zur Messung der Personendosis, der Ortsdosis und der Ortsdosis-
leistung sind, sofern nicht nach Satz 1 Nummer 1 Messgeräte nach 
dem Mess- und Eichgesetz vorgeschrieben sind, andere geeignete 
Strahlungsmessgeräte zu verwenden. Es ist dafür zu sorgen, dass 
die Strahlungsmessgeräte nach den Sätzen 1 und 2
1. 	 den Anforderungen des Messzwecks genügen,
2. 	 in ausreichender Zahl vorhanden sein und
3. 	 regelmäßig auf ihre Funktionstüchtigkeit geprüft und gewar-

tet werden.
(4) 	 Der Zeitpunkt und das Ergebnis der Funktionsprüfung und 
Wartung nach Absatz 3 Satz 3 Nummer 3 sind aufzuzeichnen. Die 
Aufzeichnungen sind zehn Jahre ab dem Zeitpunkt der Funktions-
prüfung oder Wartung aufzubewahren und der zuständigen Behör-
de auf Verlangen vorzulegen oder bei einer von ihr zu bestimmen-
den Stelle zu hinterlegen.

§ 35 Zu überwachende Personen und Ermittlung der Körperdosis
(1)	 An Personen, die sich aus anderen Gründen als zu ihrer 
ärztlichen oder zahnärztlichen Untersuchung oder Behandlung 
im Kontrollbereich aufhalten, ist unverzüglich die Körperdosis zu 
ermitteln. Ist beim Aufenthalt von Personen im Kontrollbereich si-
chergestellt, dass im Kalenderjahr eine effektive Dosis von 1 Mil-
lisievert oder höhere Organdosen als ein Zehntel der Organdosis-
grenzwerte des § 31a Abs. 2 nicht erreicht werden können, so kann 
die zuständige Behörde Ausnahmen von Satz 1 zulassen. Die in 
Satz 1 genannten Personen haben die erforderlichen Messungen 
zu dulden.
(2)	 Wer eine Anzeige nach § 6 Abs. 1 Nr. 3 zu erstatten hat, hat 
dafür zu sorgen, dass die unter seiner Aufsicht stehenden Per-
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sonen in Kontrollbereichen nur beschäftigt werden, wenn jede 
einzelne beruflich strahlenexponierte Person im Besitz eines 
vollständig geführten, bei der zuständigen Behörde registrier-
ten Strahlenpasses ist. Wenn er selbst in Kontrollbereichen tätig 
wird, gilt Satz 1 entsprechend. Die zuständige Behörde kann Auf-
zeichnungen über die Strahlenexposition, die außerhalb des Gel-
tungsbereiches dieser Verordnung ausgestellt worden sind, als 
ausreichend im Sinne von Satz 1 anerkennen, wenn diese dem 
Strahlenpass entsprechen. Die Bundesregierung erlässt mit Zu-
stimmung des Bundesrates allgemeine Verwaltungsvorschriften 
über Inhalt, Form, Führung und Registrierung des Strahlenpas-
ses.
(3)	 Beruflich strahlenexponierten Personen nach Absatz 2 darf 
eine Beschäftigung im Kontrollbereich nur erlaubt werden, wenn 
diese den Strahlenpass nach Absatz 2 Satz 1 vorlegen und ein Do-
simeter nach Absatz 4 Satz 3 tragen.
(4)	 Die Körperdosis ist durch Messung der Personendosis zu er-
mitteln. Die zuständige Behörde bestimmt Messstellen für Mes-
sungen nach Satz 1. Die Personendosis ist zu messen mit
1. 	 einem Dosimeter, das bei einer nach Absatz  4 Satz  2 be-

stimmten Messstelle anzufordern ist, oder
2. 	 einem Dosimeter, dessen Messwert in der Einrichtung der zu 

überwachenden Person ausgewertet wird und dessen Ver-
wendung nach Zustimmung einer nach Absatz 4 Satz 2 be-
stimmten Messstelle von der zuständigen Behörde gestattet 
wurde.

Die Anzeige dieses Dosimeters gilt als Maß für die effektive Do-
sis, sofern die Körperdosis für einzelne Körperteile, Organe oder 
Gewebe nicht genauer ermittelt worden ist. Wenn auf Grund der 
Messung der Personendosis oder sonstiger Tatsachen der Ver-
dacht besteht, dass die Dosisgrenzwerte des § 31a überschritten 
werden, so ist die Körperdosis unter Berücksichtigung der Exposi-
tionsbedingungen zu ermitteln.
(5)	 Die Dosimeter sind an einer für die Strahlenexposition als re-
präsentativ geltenden Stelle der Körperoberfläche, in der Regel an 
der Vorderseite des Rumpfes, zu tragen. Ist vorauszusehen, dass 
im Kalenderjahr die Organdosis für die Hände, die Unterarme, die 
Füße und Knöchel oder die Haut größer ist als 150 Millisievert oder 
die Organdosis der Augenlinse größer ist als 45 Millisievert, so ist 
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die Personendosis durch weitere Dosimeter auch an diesen Kör-
perteilen festzustellen.
(6)	 Der zu überwachenden Person ist auf ihr Verlangen ein Do-
simeter zur Verfügung zu stellen, mit dem die Personendosis 
jederzeit festgestellt werden kann. Sobald eine Frau ihren Ar-
beitgeber darüber informiert hat, dass sie schwanger ist, ist ihre 
berufliche Strahlenexposition arbeitswöchentlich zu ermitteln 
und ihr mitzuteilen.
(7)	 Die Dosimeter nach Absatz 4 Satz 3 und Absatz 5 Satz 2 sind 
der Messstelle jeweils nach Ablauf eines Monats unverzüglich ein-
zureichen oder es sind im Fall des Absatzes 4 Satz 3 Nummer 2 
deren Messwerte der Messstelle zur Prüfung und Feststellung be-
reitzustellen; hierbei sind die jeweiligen Personendaten (Familien-
name, Vornamen, Geburtsdatum und -ort, Geschlecht), bei Strah-
lenpassinhabern nach Absatz 2 Satz 1 und 2 die Registriernummer 
des Strahlenpasses sowie die Beschäftigungsmerkmale und die 
Expositionsverhältnisse mitzuteilen. Die zuständige Behörde kann
1. 	 gestatten, dass Dosimeter in Zeitabständen bis zu drei Mona-

ten der Messstelle einzureichen sind, oder
2. 	 anordnen, dass die Dosimeter der Messstelle in Zeitabstän-

den von weniger als einem Monat einzureichen sind, wenn 
nach der Art des Betriebes der Röntgeneinrichtung oder des 
Störstrahlers nach § 5 Absatz 1 eine besondere Gefährdung 
möglich erscheint.

Die Messstelle nach Absatz 4 Satz 2 hat Personendosimeter be-
reitzustellen oder im Fall des Absatzes 4 Satz 3 Nummer 2 der 
Verwendung zuzustimmen, die Personendosis festzustellen, die 
Messergebnisse aufzuzeichnen und demjenigen, der die Messung 
veranlasst hat, schriftlich mitzuteilen. Sie hat ihre Aufzeichnun-
gen fünf Jahre lang nach der jeweiligen Feststellung aufzubewah-
ren. Die Messstelle hat der zuständigen Behörde auf Verlangen 
die Ergebnisse ihrer Feststellungen einschließlich der Angaben 
nach Satz 1 mitzuteilen.
(8)	 Die zuständige Behörde kann 
1. 	 anordnen, dass abweichend von Absatz 4 Satz 1 oder Absatz 5 

Satz 2 zur Ermittlung der Körperdosis zusätzlich oder allein 
die Ortsdosis oder die Ortsdosisleistung gemessen wird, 
wenn dies nach den Expositionsbedingungen erforderlich er-
scheint,
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2. 	 bei unterbliebener oder fehlerhafter Messung eine Ersatzdo-
sis festlegen,

3. 	 anordnen, dass die Personendosis nach einem anderen oder 
nach zwei voneinander unabhängigen Verfahren gemessen 
wird und

4. 	 anordnen, dass bei Personen, die sich im Überwachungsbe-
reich aufhalten, die Körperdosis ermittelt wird.

(9)	 Die Ergebnisse der Ermittlungen und Messungen nach den 
Absätzen 1 bis 6 und 8 sind unverzüglich aufzuzeichnen. Die Auf-
zeichnungen sind so lange aufzubewahren, bis die überwachte 
Person das 75.  Lebensjahr vollendet hat oder vollendet hätte, 
mindestens jedoch 30  Jahre nach Beendigung der jeweiligen 
Beschäftigung. Sie sind spätestens 100  Jahre nach der Geburt 
der betroffenen Person zu löschen. Sie sind auf Verlangen der 
zuständigen Behörde vorzulegen oder bei einer von dieser be-
stimmten Stelle zu hinterlegen. § 28 Abs. 4 gilt entsprechend. 
Bei einem Wechsel des Beschäftigungsverhältnisses sind die Er-
mittlungsergebnisse dem neuen Arbeitgeber auf Verlangen mit-
zuteilen, falls weiterhin eine Beschäftigung als beruflich strah-
lenexponierte Person ausgeübt wird. Aufzeichnungen, die infolge 
Beendigung der Beschäftigung als beruflich strahlenexponierte 
Person nicht mehr benötigt werden, sind der nach Landesrecht 
zuständigen Stelle zu übergeben. Einer beruflich strahlenexpo-
nierten Person ist auf Verlangen die im Beschäftigungsverhältnis 
erhaltene berufliche Strahlenexposition schriftlich mitzuteilen, 
sofern nicht bereits ein Strahlenpass nach Absatz  2 Satz 1 ge-
führt wird.
(10)	 Die Messstellen nach Absatz 4 Satz 2 nehmen an Maßnahmen 
zur Qualitätssicherung teil, die von der Physikalisch-Technischen 
Bundesanstalt durchgeführt werden.
(11) 	Überschreitungen der Grenzwerte nach § 31a Abs. 1 bis 4 sind 
der zuständigen Behörde unter Angabe der Gründe, der betroffe-
nen Person und der ermittelten Körperdosen unverzüglich mit-
zuteilen. Der betroffenen Person ist unverzüglich die Körperdosis 
mitzuteilen.
(12) 	Die Qualität der Messungen nach Absatz 4 Satz 3 Nummer 2 
ist durch regelmäßige interne Prüfungen sicherzustellen. Die Er-
gebnisse der Prüfungen sind der zuständigen Behörde auf Verlan-
gen mitzuteilen.
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§ 35a Strahlenschutzregister
(1)	 In das Strahlenschutzregister nach § 12c des Atomgesetzes 
werden eingetragen: 
1. 	 die infolge einer beruflichen Strahlenexposition nach § 35 

Abs. 7 Satz  4 ermittelten Dosiswerte sowie dazugehörige 
Feststellungen der zuständigen Behörde,

2. 	 Angaben über registrierte Strahlenpässe nach § 35 Abs. 2 
Satz 1 oder 2,

3. 	 die jeweiligen Personendaten (Familienname, Vornamen, Ge-
burtsdatum und -ort, Geschlecht), Beschäftigungsmerkmale 
und Expositionsverhältnisse sowie die Anschrift des Strah-
lenschutzverantwortlichen.

(2)	 Zur Eintragung in das Strahlenschutzregister übermitteln je-
weils die Daten nach Absatz 1 
1. 	 die Messstellen nach § 35 Abs. 4 Satz 2 binnen Monatsfrist,
2. 	 die zuständige Behörde ihre Feststellungen sowie Angaben 

über registrierte Strahlenpässe unverzüglich,
soweit neue oder geänderte Daten vorliegen. Die zuständige Be-
hörde kann anordnen, dass eine Messstelle bei ihr aufgezeichnete 
Feststellungen zu einer früher erhaltenen Körperdosis zur Ein-
tragung in das Strahlenschutzregister übermittelt; sie kann von 
ihr angeforderte Aufzeichnungen des Strahlenschutzverantwort-
lichen oder des Strahlenschutzbeauftragten über Ergebnisse von 
Messungen und Ermittlungen zur Körperdosis zur Eintragung in 
das Strahlenschutzregister weiterleiten.
(3)	 Das Bundesamt für Strahlenschutz fasst die übermittelten 
Daten im Strahlenschutzregister personenbezogen zusammen, 
wertet sie aus und unterrichtet die zuständige Behörde, wenn es 
dies im Hinblick auf die Ergebnisse der Auswertung für erforder-
lich hält.
(4)	 Auskünfte aus dem Strahlenschutzregister werden erteilt, 
soweit dies für die Wahrnehmung der Aufgaben des Empfängers 
erforderlich ist: 
1. 	 einer zuständigen Behörde oder einer Messstelle auf Anfra-

ge; die zuständige Behörde kann Auskünfte aus dem Strah-
lenschutzregister an den Strahlenschutzverantwortlichen 
über bei ihm tätige Personen betreffende Daten, an dessen 
Strahlenschutzbeauftragten sowie an den zuständigen Arzt 
nach § 41 Abs. 1 Satz 1 weitergeben, soweit dies zu deren Auf-
gabenwahrnehmung erforderlich ist,
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2. 	 einem Strahlenschutzverantwortlichen über bei ihm tätige 
Personen betreffende Daten auf Antrag,

3. 	 einem Träger der gesetzlichen Unfallversicherung über bei 
ihm versicherte Personen betreffende Daten auf Antrag.

Dem Betroffenen werden Auskünfte aus dem Strahlenschutzre-
gister über die zu seiner Person gespeicherten Daten auf Antrag 
erteilt.
(5)	 Hochschulen, anderen Einrichtungen, die wissenschaftliche 
Forschung betreiben, und öffentlichen Stellen dürfen auf Antrag 
Auskünfte erteilt werden, soweit dies für die Durchführung be-
stimmter wissenschaftlicher Forschungsarbeiten im Bereich des 
Strahlenschutzes erforderlich ist und § 12c Abs. 3 des Atomge-
setzes nicht entgegensteht. Wird eine Auskunft über personen-
bezogene Daten beantragt, so ist eine schriftliche Einwilligung 
des Betroffenen beizufügen. Soll die Auskunft ohne Einwilligung 
des Betroffenen erfolgen, sind die für die Prüfung der Vorausset-
zungen nach § 12c Abs. 3 Satz 2 des Atomgesetzes erforderlichen 
Angaben zu machen; zu § 12c Abs. 3 Satz  3 des Atomgesetzes 
ist glaubhaft zu machen, dass der Zweck der wissenschaftlichen 
Forschung bei Verwendung anonymisierter Daten nicht mit ver-
tretbarem Aufwand erreicht werden kann. Personenbezogene 
Daten dürfen nur für die Forschungsarbeit verwendet werden, 
für die sie übermittelt worden sind; die Verwendung für andere 
Forschungsarbeiten oder die Weitergabe richtet sich nach den 
Sätzen 2 und 3 und bedarf der Zustimmung des Bundesamtes für 
Strahlenschutz.
(6)	 Die im Strahlenschutzregister gespeicherten personenbezo-
genen Daten sind 100 Jahre nach der Geburt der betroffenen Per-
son zu löschen.
(7)	 Die Messstellen oder die zuständigen Behörden beginnen mit 
der Übermittlung zu dem Zeitpunkt, den das Bundesamt für Strah-
lenschutz bestimmt. Das Bundesamt für Strahlenschutz bestimmt 
das Datenformat und das Verfahren der Übermittlung.

§ 36 Unterweisung
(1)	 Personen, denen nach § 22 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a und c der 
Zutritt zum Kontrollbereich gestattet wird, sind vor dem erstmali-
gen Zutritt über die Arbeitsmethoden, die möglichen Gefahren, die 
anzuwendenden Sicherheits- und Schutzmaßnahmen und den für 
ihre Beschäftigung oder ihre Anwesenheit wesentlichen Inhalt die-
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ser Verordnung, der Genehmigung oder Anzeige und der Strahlen-
schutzanweisung zu unterweisen. Satz 1 gilt entsprechend auch 
für Personen, die außerhalb des Kontrollbereichs Röntgenstrah-
lung anwenden, soweit diese Tätigkeit der Genehmigung oder der 
Anzeige bedarf. Die Unterweisung ist mindestens einmal im Jahr 
zu wiederholen. Sie kann Bestandteil sonstiger erforderlicher Un-
terweisungen nach immissionsschutz- oder arbeitsschutzrechtli-
chen Vorschriften sein.
(2)	 Andere Personen, denen der Zutritt zu Kontrollbereichen 
gestattet wird, sind vorher über die möglichen Gefahren und ihre 
Vermeidung zu unterweisen.
(3)	 Frauen sind im Rahmen der Unterweisungen nach Absatz 1 
oder 2 darauf hinzuweisen, dass eine Schwangerschaft im Hinblick 
auf die Risiken einer Strahlenexposition für das ungeborene Kind 
so früh wie möglich mitzuteilen ist.
(4)	 Über den Inhalt und den Zeitpunkt der Unterweisung nach 
Absatz 1 oder 2 sind Aufzeichnungen zu führen, die von der unter-
wiesenen Person zu unterzeichnen sind. Die Aufzeichnungen sind 
in den Fällen des Absatzes 1 fünf Jahre, in denen des Absatzes 2 
ein Jahr lang nach der Unterweisung aufzubewahren und der zu-
ständigen Behörde auf Verlangen vorzulegen.

Abschnitt 4 Arbeitsmedizinische Vorsorge

§ 37 Erfordernis der arbeitsmedizinischen Vorsorge
(1)	 Eine beruflich strahlenexponierte Person der Kategorie  A 
darf im Kontrollbereich Aufgaben nur wahrnehmen, wenn sie in-
nerhalb eines Jahres vor Beginn der Aufgabenwahrnehmung von 
einem Arzt nach § 41 Abs. 1 Satz 1 untersucht worden ist und dem 
Strahlenschutzverantwortlichen eine von diesem Arzt ausgestellte 
Bescheinigung vorliegt, nach der der Aufgabenwahrnehmung kei-
ne gesundheitlichen Bedenken entgegenstehen.
(2)	 Eine beruflich strahlenexponierte Person der Kategorie  A 
darf nach Ablauf eines Jahres seit der letzten Beurteilung oder 
Untersuchung im Kontrollbereich Aufgaben nur weiter wahr-
nehmen, wenn sie von einem Arzt nach § 41 Abs. 1 Satz 1 erneut 
untersucht oder beurteilt worden ist und dem Strahlenschutzver-
antwortlichen eine von diesem Arzt ausgestellte Bescheinigung 
vorliegt, dass gegen die weitere Aufgabenwahrnehmung keine 
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gesundheitlichen Bedenken bestehen. Wurde in einem Jahr eine 
Beurteilung ohne Untersuchung durchgeführt, so ist die Person im 
folgenden Jahr zu untersuchen.
(3)	 Die zuständige Behörde kann auf Vorschlag des Arztes nach 
§ 41 Abs. 1 Satz 1 die in Absatz 2 genannte Frist abkürzen, wenn 
die Arbeitsbedingungen oder der Gesundheitszustand der beruf-
lich strahlenexponierten Person dies erfordern.
(4)	 Die zuständige Behörde kann unter entsprechender Anwen-
dung der Absätze 1 und 2 für eine beruflich strahlenexponierte 
Person der Kategorie B Maßnahmen der arbeitsmedizinischen 
Vorsorge anordnen.
(5)	 Die zuständige Behörde kann anordnen, dass die in § 31a 
Abs. 3 genannten nicht beruflich strahlenexponierten Personen 
sich von einem Arzt nach § 41 Abs. 1 Satz 1 untersuchen lassen.
(5a)	 Nach Beendigung der Aufgabenwahrnehmung ist dafür zu 
sorgen, dass die arbeitsmedizinische Vorsorge mit Einwilligung 
der betroffenen Person so lange fortgesetzt wird, wie es der Arzt 
nach § 41 Absatz 1 Satz 1 zum Schutz der beruflich strahlenex-
ponierten Person für erforderlich erachtet (nachgehende Unter-
suchung). Satz 1 gilt auch im Fall der besonderen arbeitsmedi-
zinischen Vorsorge nach § 40 Absatz 1. Die Verpflichtung zum 
Angebot nachgehender Untersuchungen besteht nicht mehr, 
wenn der zuständige gesetzliche Unfallversicherungsträger 
die nachgehende Untersuchung mit Einwilligung der betroffe-
nen Person nach Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses 
veranlasst. Voraussetzung hierfür ist, dass dem Unfallversiche-
rungsträger die erforderlichen Unterlagen in Kopie überlassen 
werden; hierauf ist der Betroffene vor Abgabe der Einwilligung 
schriftlich hinzuweisen.
(6)	 Personen, die nach den Absätzen 1 bis 5 der arbeitsmedizi-
nischen Vorsorge unterliegen, haben die erforderlichen ärztlichen 
Untersuchungen zu dulden.

§ 38 Ärztliche Bescheinigung
(1)	 Der Arzt nach § 41 Abs. 1 Satz 1 muss zur Erteilung der ärzt-
lichen Bescheinigung die bei der arbeitsmedizinischen Vorsorge 
von anderen Ärzten nach § 41 Abs. 1 Satz 1 angelegten Gesund-
heitsakten anfordern, soweit diese für die Beurteilung erforderlich 
sind, sowie die bisher erteilten ärztlichen Bescheinigungen, die 
behördlichen Entscheidungen nach § 39 und die diesen zu Grunde 
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 liegenden Gutachten. Die angeforderten Unterlagen sind dem Arzt 
nach § 41 Abs. 1 Satz 1 unverzüglich zu übergeben. Die ärztliche 
Bescheinigung ist auf dem Formblatt nach Anlage 4 zu erteilen.
(2)	 Der Arzt nach § 41 Abs. 1 Satz 1 kann die Erteilung der ärztli-
chen Bescheinigung davon abhängig machen, dass ihm 
1. 	 die Art der Aufgaben der beruflich strahlenexponierten Per-

son und die mit diesen Aufgaben verbundenen Arbeitsbedin-
gungen,

2. 	 jeder Wechsel der Art der Aufgaben und der mit diesen ver-
bundenen Arbeitsbedingungen,

3. 	 die Ergebnisse der Körperdosisermittlungen und
4. 	 der Inhalt der letzten ärztlichen Bescheinigung, soweit sie 

nicht von ihm ausgestellt wurde,
schriftlich mitgeteilt werden. Die der arbeitsmedizinischen Vor-
sorge unterliegende Person kann eine Abschrift der Mitteilungen 
nach Satz 1 verlangen.
(3)	 Der Arzt nach § 41 Abs. 1 Satz 1 hat die ärztliche Bescheini-
gung dem Strahlenschutzverantwortlichen, der beruflich strahlen-
exponierten Person und, soweit gesundheitliche Bedenken beste-
hen, auch der zuständigen Behörde unverzüglich zu übersenden. 
Während der Dauer der Wahrnehmung von Aufgaben als beruflich 
strahlenexponierte Person ist die ärztliche Bescheinigung aufzu-
bewahren und der zuständigen Behörde auf Verlangen vorzulegen. 
Die Übersendung an die beruflich strahlenexponierte Person kann 
durch Eintragung des Inhalts der Bescheinigung in den Strahlen-
pass ersetzt werden.
(4)	 Die ärztliche Bescheinigung kann durch die Entscheidung der 
zuständigen Behörde nach § 39 ersetzt werden.

§ 39 Behördliche Entscheidung
(1)	 Hält der Strahlenschutzverantwortliche oder die beruflich 
strahlenexponierte Person die vom Arzt nach § 41 Abs. 1 Satz 1 
in der Bescheinigung nach § 38 getroffene Beurteilung für un-
zutreffend, so kann die Entscheidung der zuständigen Behörde 
beantragt werden.
(2)	 Die zuständige Behörde kann vor ihrer Entscheidung das Gut-
achten eines Arztes einholen, der über die für arbeitsmedizinische 
Vorsorge strahlenexponierter Personen erforderliche Fachkunde 
im Strahlenschutz verfügt. Die Kosten des ärztlichen Gutachtens 
sind vom Strahlenschutzverantwortlichen zu tragen.
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§ 40 Besondere arbeitsmedizinische Vorsorge
(1)	 Ist nicht auszuschließen, dass eine Person auf Grund außer-
gewöhnlicher Umstände eine Strahlenexposition erhalten hat, die 
im Kalenderjahr die effektive Dosis von 50 Millisievert oder die Or-
gandosis von 150 Millisievert für die Augenlinse oder von 500 Milli-
sievert für die Haut, die Hände, die Unterarme, die Füße oder Knö-
chel überschreitet, so ist dafür zu sorgen, dass sie unverzüglich 
einem Arzt nach § 41 Abs. 1 Satz 1 vorgestellt und der zuständigen 
Behörde der Sachverhalt unverzüglich mitgeteilt wird.
(2)	 Ist nach dem Ergebnis der besonderen arbeitsmedizini-
schen Vorsorge nach Absatz 1 zu besorgen, dass die Gesundheit 
der beruflich strahlenexponierten Person gefährdet wird, wenn 
sie erneut eine Aufgabe als beruflich strahlenexponierte Person 
wahrnimmt oder die Wahrnehmung der bisherigen Aufgabe fort-
setzt, so kann die zuständige Behörde anordnen, dass sie diese 
Aufgabe nicht, nicht mehr oder nur unter Beschränkungen aus-
üben darf.
(3)	 weggefallen
(4)	 Personen, die der besonderen arbeitsmedizinischen Vorsor-
ge nach Absatz 1 unterliegen, haben die erforderlichen ärztlichen 
Untersuchungen zu dulden.
(5)	 Für die Ergebnisse der besonderen arbeitsmedizinischen 
Vorsorge nach Absatz 1 gilt § 39 entsprechend.

§ 41 Ermächtigte Ärzte
(1)	 Die zuständige Behörde ermächtigt Ärzte zur Durchführung 
der arbeitsmedizinischen Vorsorge nach den §§ 37, 38 und 40. Die 
Ermächtigung darf nur einem Arzt erteilt werden, der die für die 
arbeitsmedizinische Vorsorge beruflich strahlenexponierter Per-
sonen erforderliche Fachkunde im Strahlenschutz nachweist.
(2)	 Der Arzt nach Absatz 1 Satz 1 hat die Aufgabe, die arbeits-
medizinische Vorsorge nach den §§ 37, 38 und 40 durchzuführen 
sowie die Maßnahmen vorzuschlagen, die bei erhöhter Strahlen-
exposition zur Vorbeugung vor gesundheitlichen Schäden und zu 
ihrer Abwehr erforderlich sind. Personen, die an Arbeitsplätzen 
beschäftigt sind, an denen die Augenlinse besonders belastet wird, 
sind daraufhin zu untersuchen, ob sich eine Katarakt gebildet hat.
(3)	 Der Arzt nach Absatz  1 Satz 1 ist verpflichtet, für jede be-
ruflich strahlenexponierte Person, die der arbeitsmedizinischen 
Vorsorge unterliegt, eine Gesundheitsakte nach Maßgabe des Sat-
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zes 2 zu führen. Diese Gesundheitsakte hat Angaben über die Ar-
beitsbedingungen, die Ergebnisse der arbeitsmedizinischen Vor-
sorge nach § 37 Abs. 1, 2 oder 4, die ärztliche Bescheinigung nach 
§ 38 Abs. 1 Satz 3, die Ergebnisse der besonderen arbeitsmedizini-
schen Vorsorge nach § 40 Abs. 2, die Maßnahmen nach § 37 Abs. 3 
oder § 39 Abs. 1, das Gutachten nach § 39 Abs. 2 sowie die durch 
die Wahrnehmung von Aufgaben als beruflich strahlenexponierte 
Person erhaltene Körperdosis zu enthalten. Die Gesundheitsak-
te ist so lange aufzubewahren, bis die Person das 75. Lebensjahr 
vollendet hat oder vollendet hätte, mindestens jedoch 30  Jahre 
nach Beendigung der Wahrnehmung von Aufgaben als beruflich 
strahlenexponierte Person. Sie ist spätestens 100 Jahre nach der 
Geburt der betroffenen Person zu vernichten.
(4)	 Der Arzt nach Absatz  1 Satz 1 ist verpflichtet, die Gesund-
heitsakte auf Verlangen der zuständigen Behörde einer von dieser 
benannten Stelle zur Einsicht vorzulegen und bei Beendigung der 
Ermächtigung zu übergeben. Dabei ist die ärztliche Schweige-
pflicht zu wahren.
(5)	 Der Arzt nach Absatz 1 Satz 1 hat der untersuchten Person 
auf ihr Verlangen Einsicht in ihre Gesundheitsakte zu gewähren.

Abschnitt 5 Außergewöhnliche Ereignisabläufe oder 
Betriebszustände

§ 42 Meldepflicht
(1)	 Außergewöhnliche Ereignisabläufe oder Betriebszustände 
beim Betrieb einer Röntgeneinrichtung oder eines Störstrahlers 
nach § 5 Abs. 1 sind der zuständigen Behörde unverzüglich zu mel-
den, wenn 
1. 	 zu besorgen ist, dass eine Person eine Strahlenexposition er-

halten haben kann, die die Grenzwerte der Körperdosis nach 
§ 31a Abs. 1 oder 2 übersteigt oder

2. 	 sie von erheblicher sicherheitstechnischer Bedeutung sind.
(2)	 Nach Absatz 1 meldepflichtige außergewöhnliche Ereig-
nisabläufe oder Betriebszustände beim Betrieb einer Röntgen-
einrichtung, die ein Medizinprodukt oder Zubehör im Sinne des 
Medizinproduktegesetzes ist, sind zusätzlich unverzüglich dem 
Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte zu melden.
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Abschnitt 6 Formvorschriften

§ 43 Elektronische Kommunikation
(1) 	 Aufzeichnungs-, Buchführungs- und Aufbewahrungspflichten 
nach dieser Verordnung können elektronisch erfüllt werden. § 28 
Absatz 4 bis 6 bleibt unberührt.
(2)	 Mitteilungs-, Melde- oder Anzeigepflichten können in elekt-
ronischer Form erfüllt werden, wenn der Empfänger hierfür einen 
Zugang eröffnet und das Verfahren und die für die Datenübertra-
gung notwendigen Anforderungen bestimmt. Dabei müssen dem je-
weiligen Stand der Technik entsprechende Maßnahmen zur Sicher-
stellung von Datenschutz und Datensicherheit getroffen werden, 
die insbesondere die Vertraulichkeit und Unversehrtheit der Daten 
gewährleisten; bei der Nutzung allgemein zugänglicher Netze sind 
Verschlüsselungsverfahren anzuwenden. Ist ein übermitteltes elek-
tronisches Dokument für den Empfänger nicht zur Bearbeitung ge-
eignet, teilt er dies dem Absender unter Angabe der für den Emp-
fang geltenden technischen Rahmenbedingungen unverzüglich mit.
(3) Abweichend von § 17 Absatz 1 Satz 1 erster Halbsatz des Atom-
gesetzes kann eine Genehmigung oder allgemeine Zulassung nach 
dieser Verordnung auch in elektronischer Form erteilt werden. In 
diesem Fall ist das elektronische Dokument mit einer dauerhaft 
überprüfbaren Signatur nach § 37 Absatz 4 des Verwaltungsver-
fahrensgesetzes zu versehen.

Abschnitt 7 Ordnungswidrigkeiten

§ 44 Ordnungswidrigkeiten
Ordnungswidrig im Sinne des § 46 Abs. 1 Nr. 4 des Atomgesetzes 
handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
1. 	 ohne Genehmigung nach
	 a) 	 § 3 Abs. 1 eine Röntgeneinrichtung betreibt oder deren 

Betrieb verändert,
	 b) 	 § 5 Abs. 1 Satz 1 einen Störstrahler betreibt oder dessen 

Betrieb verändert oder
	 c) 	 § 28a Abs. 1 Röntgenstrahlung am Menschen zum Zweck 

der medizinischen Forschung anwendet,
2. 	 einer vollziehbaren Anordnung nach § 4 Abs. 6, § 5 Abs. 7, 

§§ 7, 20 Abs. 4 oder § 33 Abs. 1 oder 2 zuwiderhandelt,
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3. 	 entgegen § 5 Abs. 5 einen Störstrahler einem anderen über-
lässt,

4. 	 entgegen § 6 Abs. 1 Satz 1 eine Anzeige nicht, nicht richtig 
oder nicht rechtzeitig erstattet,

5. 	 entgegen § 9 Satz 1 Nr. 1 oder 2 eine Qualitätskontrolle nicht 
oder nicht rechtzeitig durchführt oder nicht überwachen lässt,

6. 	 entgegen § 9 Satz 1 Nr. 3 ein Bauartzeichen oder eine weitere 
Angabe nicht oder nicht rechtzeitig anbringt,

7. 	 entgegen § 9 Satz 1 Nr. 4 oder 5, jeweils auch in Verbindung 
mit § 12 Abs. 1 Satz 2, einen Abdruck des Zulassungsscheins 
oder eine Betriebsanleitung nicht oder nicht rechtzeitig aus-
händigt,

8. 	 entgegen § 12 Abs. 1 Satz 1 einen Abdruck des Zulassungs-
scheins nicht bereithält,

9. 	 entgegen § 12 Abs. 3 den Betrieb nicht oder nicht rechtzeitig 
einstellt,

10. 	 entgegen § 13 Abs. 2 Satz 1 die erforderliche Anzahl von 
Strahlenschutzbeauftragten nicht oder nicht in der vorge-
schriebenen Weise bestellt,

11. 	 entgegen § 15 Abs. 1 Nr. 3 als Strahlenschutzverantwortlicher 
nicht dafür sorgt, dass eine der Vorschriften der § 3 Abs. 8, 
§ 13 Abs. 2 Satz 2 oder Abs. 3 bis 5, § 15a Satz 1, § 16 Abs. 4 
Satz 1, § 17 Abs. 3 Satz 1, § 17a Abs. 4 Satz 1 oder § 18 Abs. 1 
Satz 3 oder Abs. 4 eingehalten wird,

12. 	 entgegen § 15 Abs. 1 Nr. 4 oder Abs. 2 Nr. 1 als Strahlen-
schutzverantwortlicher oder Strahlenschutzbeauftragter 
nicht dafür sorgt, dass eine der Vorschriften der § 16 Abs. 1 
Satz  2, Abs. 2 Satz 1 bis 3 oder 5, Abs. 3 Satz 1 bis 5 oder 
Abs. 4 Satz  2 oder 3, § 17 Abs. 1 Satz 1 bis 3 oder 5, Abs. 2 
Satz 1, 3 oder 4, Abs. 3 Satz 2 oder 3, § 17a Abs. 4 Satz 2 oder 
3, § 18 Abs. 1 Satz 1, 2 oder 4, Abs. 2 oder 3 Satz 1, § 19 Abs. 1 
Satz 1, Abs. 2, 3 oder Abs. 6 Satz 1, § 20 Abs. 1 oder 2 Satz 2, 
§ 21 Abs. 1 oder 2 Satz 1, § 22 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 2 Satz 2, 
§ 23 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 oder 3, §§ 24, 25 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2, 
3 oder 5 Satz 2 oder 3, §§ 26, 27 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 oder 3, 
§ 28 Abs. 1 bis 3 Satz 1 oder 2, Abs. 4, 5 Satz 1, Abs. 6 oder 
8, § 28c Abs. 1 Satz 2 oder Abs. 2 bis 5, § 28d Abs. 1, 2 Satz 1, 
Abs. 3 oder 4, §§ 28e, 29 Abs. 1 oder 2, §§ 30, 31a Abs. 1 Satz 1, 
Abs. 2, 3 Satz 1 oder 2, Abs. 4 Satz 1 oder 2 oder Abs. 5 Satz 1, 
§ 31b Satz 1, § 31c Satz 1, §§ 32, 34 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 2, 
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§ 35 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 1, Abs. 3 oder 4 Satz 1, 3 oder 5, 
Abs. 5, 6 oder 7 Satz 1, Abs. 9 oder 11, § 36 Abs. 1 Satz 1 oder 
2, § 37 Abs. 1 oder 2, § 40 Abs. 1 oder 3 oder § 42 eingehalten 
wird,

13. 	 entgegen § 33 Abs. 4 Satz 3 den Strahlenschutzverantwortli-
chen nicht oder nicht rechtzeitig unterrichtet,

14. 	 entgegen § 35 Abs. 1 Satz 3, § 37 Abs. 6 oder § 40 Abs. 4 eine 
Messung oder eine ärztliche Untersuchung nicht duldet,

15. 	 entgegen § 38 Abs. 1 Satz 2 eine angeforderte Unterlage nicht 
oder nicht rechtzeitig übergibt,

16. 	 entgegen § 38 Abs. 3 Satz 1 eine ärztliche Bescheinigung 
nicht oder nicht rechtzeitig übersendet,

17. 	 entgegen § 41 Abs. 3 Satz 1, 3 oder 4 eine Gesundheitsakte 
nicht, nicht richtig oder nicht vollständig führt, nicht oder 
nicht für die vorgeschriebene Dauer aufbewahrt oder nicht 
oder nicht rechtzeitig vernichtet,

18. 	 entgegen § 41 Abs. 4 Satz 1 eine Gesundheitsakte nicht oder 
nicht rechtzeitig vorlegt oder nicht oder nicht rechtzeitig 
übergibt oder

19. 	 entgegen § 41 Abs. 5 Einsicht in die Gesundheitsakte nicht 
oder nicht rechtzeitig gewährt.

Abschnitt 8 Schlussvorschriften

§ 45 Übergangsvorschriften
(1)	 Wer am 1. Juli 2002 eine Röntgeneinrichtung oder einen 
Störstrahler befugt betreibt, darf die Röntgeneinrichtung oder den 
Störstrahler mit der Maßgabe weiter betreiben, dass die Grenz-
werte des § 31a Abs. 1 bis 4 und § 32 nicht überschritten werden. 
Für den Betrieb von Röntgeneinrichtungen gilt die Genehmigung 
nach § 16 der Strahlenschutzverordnung vom 13. Oktober 1976 als 
Genehmigung nach § 3 und die Anzeige nach § 17 der Strahlen-
schutzverordnung vom 13. Oktober 1976 als Anzeige nach § 4 fort. 
§ 33 bleibt unberührt.
(2)	 Wer am 31. Oktober 2011 eine Röntgeneinrichtung im Sin-
ne des § 4 Absatz 4 Nummer 5 auf Grund einer Anzeige nach § 4 
Absatz 1 befugt betreibt, darf diesen Betrieb bis zum 1. Novem-
ber 2012 fortsetzen; wenn er vor diesem Tag den Antrag auf Ge-
nehmigung gestellt hat, verlängert sich die Frist, bis die Behör-
de die Entscheidung über den Antrag bekannt gegeben hat. Eine 
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Genehmigung für den Betrieb einer Röntgeneinrichtung im Sinne 
des § 4 Absatz 4 Nummer 5, die vor dem 1. November 2011 erteilt 
worden ist, erlischt am 1. November 2016, soweit der Genehmi-
gungsbescheid keine kürzere Befristung vorsieht.
(3)	 Für eine vor dem 1. Juli 2002 nach § 6 angezeigte Tätigkeit 
gilt Absatz 1 Satz 1 entsprechend. Der zur Anzeige nach § 6 Abs. 1 
Nr. 3 Verpflichtete darf seine Tätigkeit fortsetzen, wenn er spä-
testens bis zum 1. Oktober 2002 die Anzeige sowie spätestens bis 
zum 1. Juli 2003 die Nachweise entsprechend § 3 Abs. 2 Nr. 3 und 
4 der zuständigen Behörde vorlegt.
(4)	 Ein Verfahren der Bauartzulassung eines Röntgenstrahlers, 
Hoch- oder Vollschutzgerätes, das vor dem 1. November 2011 be-
gonnen und bei dem die Bauartprüfung veranlasst worden ist, ist 
nach Maßgabe der bis dahin geltenden Vorschriften abzuschließen.
(5)	 Messergebnisse nach § 35 Absatz 7 Satz 3, die vor dem 1. No-
vember 2011 aufgezeichnet worden sind, sind nach der jeweiligen 
Feststellung 30 Jahre lang aufzubewahren.
(6)	 Bei vor dem 1. Juli 2002 bestellten Strahlenschutzbeauftrag-
ten gilt die erforderliche Fachkunde im Strahlenschutz im Sin-
ne des § 18a Abs. 1 als erworben und bescheinigt. Eine vor dem 
1. Juli 2002 erfolgte Bestellung zum Strahlenschutzbeauftragten 
gilt fort, sofern die Aktualisierung der Fachkunde entsprechend 
§ 18a Abs. 2 bei Bestellung vor 1973 bis zum 1. Juli 2004, zwischen 
1973 bis 1987 bis zum 1. Juli 2005, nach 1987 bis zum 1. Juli 2007 
nachgewiesen wird. Eine vor dem 1. Juli 2002 erworbene Fachkun-
de gilt fort, sofern die Aktualisierung der Fachkunde bei Erwerb 
der Fachkunde vor 1973 bis zum 1. Juli 2004, bei Erwerb zwischen 
1973 bis 1987 bis zum 1. Juli 2005, bei Erwerb nach 1987 bis zum 
1. Juli 2007 nachgewiesen wird. Die Sätze 1 bis 3 gelten entspre-
chend für die Ärzte nach § 41 Abs. 1 Satz 1, für Strahlenschutzver-
antwortliche, die die erforderliche Fachkunde im Strahlenschutz 
besitzen und die keine Strahlenschutzbeauftragten bestellt haben, 
und für Personen, die die Fachkunde vor dem 1. Juli 2002 erwor-
ben haben, aber nicht als Strahlenschutzbeauftragte bestellt sind.
(7)	 Bei vor dem 1. Juli 2002 tätigen Personen im Sinne des § 3 
Abs. 4 Satz 2 Nr. 3, § 24 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 2 Nr. 4 und § 29 Abs. 2 
Nr. 3 gilt Absatz  6 Satz  3 für die erforderlichen Kenntnisse im 
Strahlenschutz im Sinne des § 18a Abs. 3 entsprechend.
(8)	 Personen, die als Hilfskräfte nach § 23 Nr. 4 dieser Verord-
nung in der vor dem 1. Juli 2002 geltenden Fassung Röntgenstrah-
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lung am Menschen anwenden durften, sind weiterhin zur techni-
schen Durchführung berechtigt, wenn sie unter ständiger Aufsicht 
und Verantwortung einer Person nach § 24 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 tätig 
sind und die erforderlichen Kenntnisse im Strahlenschutz besit-
zen. § 18a Abs. 3 gilt entsprechend.
(9)	 Die vor dem 1. Juli 2002 für Messstellen nach Landesrecht 
festgelegte Zuständigkeit gilt als Bestimmung im Sinne des § 35 
Abs. 4 Satz 2 fort.
(10)	 Die vor dem 1. Juli 2002 für die Prüfung von Röntgeneinrich-
tungen nach § 4 von der zuständigen Behörde erfolgte Bestim-
mung eines Sachverständigen gilt als Bestimmung nach § 4a fort.
(11)	 Die vor dem 1. Juli 2002 von der zuständigen Behörde erfolg-
te Bestimmung einer ärztlichen oder zahnärztlichen Stelle gilt als 
Bestimmung nach § 17a Abs. 1 fort.
(12)	 Die in § 2 Nr. 6 Buchstabe  e bis g aufgeführten Messgrößen 
sind spätestens bis zum 1. August 2011 bei Messungen der Per-
sonendosis nach § 35 und spätestens bis zum 1. August 2016 bei 
Messungen der Ortsdosis und Ortsdosisleistung nach § 34 zu ver-
wenden. Unberührt hiervon ist bei Messungen der Ortsdosis oder 
Ortsdosisleistung unter Verwendung anderer als der in § 2 Nr. 6 
Buchstabe e bis g genannten Messgrößen eine Umrechnung auf die 
Messgröße nach § 2 Nr. 6 Buchstabe e bis g durchzuführen, wenn 
diese Messungen dem Nachweis dienen, dass die Grenzwerte der 
Körperdosis nach den §§ 31a und 32 nicht überschritten werden.
(13)	 Bis zum 1. Juli 2002 ermittelte Werte der Körperdosis oder 
der Personendosis gelten als Werte der Körperdosis nach § 2 Nr. 6 
Buchstabe c oder der Personendosis nach § 2 Nr. 6 Buchstabe g 
fort.
(14)	 Ein Röntgenstrahler für eine Röntgeneinrichtung zur An-
wendung von Röntgenstrahlung am Menschen darf, soweit er 
nicht nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 in Verkehr gebracht wird, nur in Betrieb 
genommen werden, wenn die geltenden Sicherheits- und Strah-
lenschutzbestimmungen eingehalten werden und wenn er als 
Ersatz  für einen baugleichen Röntgenstrahler für eine Röntgen-
einrichtung zur Anwendung von Röntgenstrahlung am Menschen 
vorgesehen ist, der nach den geltenden Vorschriften dieser Ver-
ordnung in der zum Zeitpunkt der Herstellung des Röntgenstrah-
lers geltenden Fassung in Betrieb genommen wurde und wenn 
dies durch eine Bescheinigung des Herstellers bestätigt wird.



Röntgenverordnung (RöV)

Zwingend aushangpflichtige Arbeitsschutzgesetze

190

§ 46 (weggefallen)

§ 47 Berlin-Klausel (gegenstandslos)

§ 48 Inkrafttreten, abgelöste Vorschrift
(1)	 Diese Verordnung tritt unbeschadet des Absatzes 2 am 1. Ja-
nuar 1988 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Röntgenverordnung vom 
1. März 1973 (BGBl. I S. 173), geändert durch § 84 der Verordnung 
vom 13. Oktober 1976 (BGBl. I. S. 2905; 1977 I S. 184, 269), außer 
Kraft.
(2)	 § 5 Abs. 4 Anlage I Nr. 6 und Anlage III Nr. 6 treten am Tag 
nach der Verkündung in Kraft.

Anlage 1 (zu § 8 Abs. 1 Satz 1)

Vorschriften über die Bauart von Röntgenstrahlern, die zur An-
wendung von Röntgenstrahlung am Tier bestimmt sind (Röntgen-
strahler in Röntgeneinrichtungen für tiermedizinische Zwecke, 
soweit sie nicht nach den Vorschriften des Medizinproduktege-
setzes erstmalig in Verkehr gebracht sind)

Bei Röntgenstrahlern für tiermedizinische Zwecke darf die über 
einen je nach Anwendung geeigneten Zeitraum gemittelte Orts-
dosisleistung bei geschlossenem Strahlenaustrittsfenster und bei 
den vom Hersteller oder Einführer angegebenen maximalen Be-
triebsbedingungen. 

1. 	 in 1 Meter Abstand vom Brennfleck nicht höher sein als 1 Mil-
lisievert durch Stunde und

2. 	 in 0,1 Meter Abstand von der berührbaren Oberfläche des 
Röntgenstrahlers, ausgenommen dem Bereich der Oberflä-
che, in dem sich das Strahlenaustrittsfenster befindet, 100 Mi-
krosievert durch Stunde nicht überschreiten, sofern die Rönt-
genstrahler für eine Anwendung aus der Hand geeignet sind.

Anlage 2 (zu § 8 Abs. 1 Satz 1)

Vorschriften über die Bauart von Röntgenstrahlern und Röntgen-
einrichtungen, die zur Anwendung in den in § 30 bezeichneten 
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Fällen bestimmt sind (Röntgeneinrichtungen für nichtmedizini-
sche Zwecke), und von Störstrahlern (§ 5 Abs. 3)

1. 			  Röntgenstrahler
			  Bei Röntgenstrahlern, bei denen der Untersuchungsge-

genstand vom Schutzgehäuse nicht mit umschlossen wird, 
muss sichergestellt sein, dass die in Nummer 1.1 und 1.2 
angegebenen Werte eingehalten werden.

1.1 			  Bei Röntgenstrahlern für Röntgenfeinstrukturuntersu-
chungen wie Röntgenbeugung, Röntgenmikroradiographie 
sowie Röntgenspektralanalyse darf die Ortsdosisleistung 
bei geschlossenen Strahlenaustrittsfenstern und den 
vom Hersteller oder Einführer angegebenen maximalen 
Betriebsbedingungen in 1 Meter Abstand vom Brennfleck 
3 Mikrosievert durch Stunde nicht überschreiten.

1.2 			  Bei den übrigen Röntgenstrahlern darf die über einen je 
nach Anwendung geeigneten Zeitraum gemittelte Orts-
dosisleistung bei geschlossenen Strahlenaustrittsfens-
tern und den vom Hersteller oder Einführer angegebenen 
maximalen Betriebsbedingungen in 1 Meter Abstand vom 
Brennfleck folgende Werte nicht überschreiten:

1.2.1 	 bei Nennspannungen bis 200 Kilovolt 2,5 Millisievert durch 
Stunde,

1.2.2 	 bei Nennspannungen über 200 Kilovolt und bis 500 Kilovolt 
10 Millisievert durch Stunde,

1.2.3 	 bei Nennspannungen über 200 Kilovolt und bis 500 Kilo-
volt nach Herunterregeln auf eine Röntgenspannung von 
200 Kilovolt 2,5 Millisievert durch Stunde.

2. 			  Hochschutzgeräte
			  Bei Hochschutzgeräten muss sichergestellt sein, dass
2.1 			  das Schutzgehäuse außer der Röntgenröhre oder dem 

Röntgenstrahler auch den zu behandelnden oder zu unter-
suchenden Gegenstand vollständig umschließt,

2.2 			  die Ortsdosisleistung im Abstand von 0,1 Meter von der be-
rührbaren Oberfläche des Schutzgehäuses – ausgenommen 
Innenräume nach Nummer 2.3.1 – bei den vom Hersteller 
oder Einführer angegebenen maximalen Betriebsbedingun-
gen 10 Mikrosievert durch Stunde nicht überschreitet,
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2.3 			  die Röntgenröhre oder der Röntgenstrahler nur bei voll-
ständig geschlossenem Schutzgehäuse betrieben werden 
kann. Dies gilt nicht für

2.3.1 	 Schutzgehäuse, in die ausschließlich hineingefasst werden 
kann, wenn die Ortsdosisleistung im erreichbaren Teil des 
Innenraumes bei den vom Hersteller oder Einführer ange-
gebenen maximalen Betriebsbedingungen 0,25 Millisievert 
durch Stunde nicht überschreitet, oder

2.3.2 	 Untersuchungsverfahren, die einen kontinuierlichen Be-
trieb des Röntgenstrahlers erfordern, wenn die Ortsdo-
sisleistung im Innern des geöffneten Schutzgehäuses 
10 Mikrosievert durch Stunde nicht überschreitet.

3. 			  Vollschutzgeräte
			  Bei Vollschutzgeräten muss
3.1 			  sichergestellt sein, dass
3.1.1 	 das Schutzgehäuse außer der Röntgenröhre oder dem 

Röntgenstrahler auch den zu behandelnden oder zu unter-
suchenden Gegenstand vollständig umschließt,

3.1.2 	 die Ortsdosisleistung im Abstand von 0,1 Meter von der 
berührbaren Oberfläche des Schutzgehäuses 3 Mikrosie-
vert durch Stunde bei den vom Hersteller oder Einführer 
angegebenen maximalen Betriebsbedingungen nicht über-
schreitet,

3.2 			  durch zwei voneinander unabhängige Vorrichtungen sicher
gestellt sein, dass

3.2.1 	 die Röntgenröhre oder der Röntgenstrahler nur bei voll-
ständig geschlossenem Schutzgehäuse betrieben werden 
kann oder

3.2.2 	 bei Untersuchungsverfahren, die einen kontinuierlichen 
Betrieb des Röntgenstrahlers erfordern, das Schutzge-
häuse während des Betriebes des Röntgenstrahlers nur 
bei geschlossenem Strahlenaustrittsfenster geöffnet wer-
den kann und hierbei im Inneren des Schutzgehäuses die 
Ortsdosisleistung 3 Mikrosievert durch Stunde nicht über-
schreitet.

4. 			  Schulröntgeneinrichtungen
			  Bei Schulröntgeneinrichtungen muss sichergestellt sein, 

dass
4.1 			  die Vorschriften der Nummer 3 erfüllt sind und
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4.2 			  die vom Hersteller oder Einführer angegebenen maximalen 
Betriebsbedingungen nicht überschritten werden können.

5. 			  Störstrahler
			  Bei einem Störstrahler, der bauartzugelassen werden soll, 

muss sichergestellt sein, dass
5.1 			  die Ortsdosisleistung im Abstand von 0,1 Meter von der 

berührbaren Oberfläche des Störstrahlers 1 Mikrosievert 
durch Stunde bei den vom Hersteller oder Einführer an-
gegebenen maximalen Betriebsbedingungen nicht über-
schreitet,

5.2 			  der Störstrahler auf Grund technischer Maßnahmen nur 
dann betrieben werden kann, wenn die dem Strahlenschutz 
dienenden Vorrichtungen vorhanden und wirksam sind.

6. 			  Basisschutzgeräte
			  Bei Basisschutzgeräten muss sichergestellt sein, dass 
6.1 			  das Schutzgehäuse außer der Röntgenröhre oder dem 

Röntgenstrahler auch den zu behandelnden oder zu unter-
suchenden Gegenstand so umschließt, dass ausschließlich 
Öffnungen zum Ein- und Ausbringen des Gegenstandes 
vorhanden sind,

6.2 			  Ortsdosisleistung im Abstand von 0,1 Metern von der be-
rührbaren Oberfläche des Schutzgehäuses und im Abstand 
von 0,1 Metern vor den Öffnungen 10 Mikrosievert durch 
Stunde bei den vom Hersteller oder Einführer angegebe-
nen maximalen Betriebsbedingungen nicht überschreitet,

6.3 			  die Röntgenröhre oder der Röntgenstrahler nur bei voll-
ständig geschlossenem Schutzgehäuse betrieben werden 
kann. Dies gilt nicht für

6.3.1 	 Öffnungen im Schutzgehäuse gemäß Nummer 6.1, wenn 
das Ein- und Ausbringen des zu behandelnden oder zu 
untersuchenden Gegenstandes ausschließlich mittels Pro-
benwechsler oder Fördereinrichtung geschieht und die Ab-
messungen der Öffnungen diesem Zweck angepasst sind, 
oder

6.3.2			 Untersuchungsverfahren, die einen kontinuierlichen Be-
trieb des Röntgenstrahlers erfordern, wenn die Ortsdo-
sisleistung im Innern des geöffneten Schutzgehäuses 
10 Mikrosievert durch Stunde nicht überschreitet.
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Anlage 3 (zu § 31a)

Gewebe-Wichtungsfaktoren

Gewebe oder Organe Gewebe-Wichtungsfaktoren
W (tief) T

Keimdrüsen 0,20

Knochenmark (rot) 0,12

Dickdarm 0,12

Lunge 0,12

Magen 0,12

Blase 0,05

Brust 0,05

Leber 0,05

Speiseröhre 0,05

Schilddrüse 0,05

Haut 0,01

Knochenoberfläche 0,01

Andere Organe oder Gewebe1,2 0,05

1	 Für Berechnungszwecke setzen sich andere Organe oder Gewebe wie folgt zu-

sammen: Nebennieren, Gehirn, Dünndarm, Niere, Muskel, Bauchspeicheldrüse, 

Milz, Thymusdrüse und Gebärmutter.
2 	 In den außergewöhnlichen Fällen, in denen ein einziges der anderen Organe oder 

Gewebe eine Äquivalentdosis erhält, die über der höchsten Dosis in einem der 

zwölf Organe liegt, für die ein Wichtungsfaktor angegeben ist, sollte ein Wich-

tungsfaktor von 0,025 für dieses Organ oder Gewebe und ein Wichtungsfaktor von 

0,025 für die mittlere Organdosis der restlichen anderen Organe oder Gewebe 

gesetzt werden.
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Es bestehen derzeit gegen eine Wahrnehmung von Aufgaben im Bereich Röntgenstrahlung

I	 keine gesundheitlichen Bedenken
II	 gesundheitliche Bedenken gegen Tätigkeit im Kontrollbereich

Hinweis: 	 Die Beurteilung umfasst nicht sonstige arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersu-
chungen nach anderen Rechtsvorschriften. Hält der Strahlenschutzverantwort-
liche oder die beruflich strahlenexponierte Person die vom Arzt nach § 41 Abs. 1 
Satz 1 in der Bescheinigung nach § 38 getroffene Beurteilung für unzutreffend, so 
kann die Entscheidung der zuständigen Behörde beantragt werden.

Strahlenschutzverantwortlicher
(Unternehmen, Dienststelle usw.)

Personalnummer

gegebenenfalls Registrier-Nr. des 
Strahlenpasses

Herr/Frau	 ________________________
Name	 ________________________
Vorname	 ________________________
geb. am	 ________________________
Straße	 ________________________
Wohnort	 ________________________
Wurde von mir
am _____________________ untersucht.

Beurteilung

Bemerkungen:

Nächste Beurteilung oder Untersuchung

Ort, Datum Unterschrift Stempel mit Anschrift des Arztes
nach § 41 Abs. 1 Satz 1 RöV

(Fundstelle des Originaltextes: BGBl. I 2003, 635)

Anlage 4 (zu § 38 Abs. 1 Satz 3) 

Ärztliche Bescheinigung nach § 38 der Röntgenverordnung
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Anlage 5 (zu § 2a Absatz 3)

Liste der nicht gerechtfertigten Tätigkeitsarten

Teil A

Anwendung von Röntgenstrahlung zur Untersuchung oder Be-
handlung von Menschen (Medizin) 

1. 	 Anwendung von Röntgenstrahlung am Menschen zur Dar-
stellung des Zahnstatus mit intraoraler Anode,

2. 	 Anwendung von Röntgenstrahlung am Menschen zur Pneu-
menzephalographie.

Teil B

Anwendung von Röntgenstrahlung außerhalb der Medizin

1. 	 Anwendung von Röntgenstrahlung am Menschen zur Zu-
trittskontrolle oder Suche von Gegenständen, die eine Person 
an oder in ihrem Körper verbirgt, soweit die Anwendung nicht 

	 a) 	 auf Grund eines Gesetzes erfolgt und unter Berücksich-
tigung aller Umstände des Einzelfalls zur Erledigung 
hoheitlicher Aufgaben notwendig ist oder

	 b) 	 im Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Ver-
teidigung zum Zweck der Verteidigung oder der Erfül-
lung zwischenstaatlicher Verpflichtungen zwingend er-
forderlich ist.

2. 	 Anwendung von Röntgenstrahlung am Menschen zur Über-
prüfung der Passfähigkeit von Kleidungsstücken.
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Anhang EV

Auszug aus EinigVtr Anlage I Kapitel VIII Sachgebiet B 
Abschnitt III (BGBl. II 1990, 889, 1030) 
– Maßgaben für das beigetretene Gebiet (Art. 3 EinigVtr) –

Abschnitt III 
Bundesrecht tritt in dem in Artikel 3 des Vertrages genannten 
Gebiet mit folgenden Maßgaben in Kraft: 

... 
13.	 Röntgenverordnung vom 8. Januar 1987 (BGBl. I S. 114), zu-
letzt geändert durch Verordnung vom 3. April 1990 (BGBl. I S. 607), 
mit folgender Maßgabe:
Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
die in § 45 enthaltenen Fristen für das in dem in Artikel 3 des Ver-
trages genannte Gebiet zu verlängern.
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